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Grundlagen des deutschen Flugverkehrs. 
n ekto rat -Üb er g ab er e de 

von Prof. Dr.-Ing. nl um, Technische Hochschule Hannover. 

Das gesamte Verkehrswesen unterliegt bestimmten Grundgesetzen, die Immer 
beachtet werden müssen, wenn man nicht böse nückschläge erhalten will. Der wich· 
tigste Leitgedanke muß sein, daß die verschiedenen Verkehrs b e d ü r f n iss e mit 
den verschiedenen Verkehrs mit tel n derart befriedigt werden, daß mit dem k lei n­
s t e n Auf w a n d der g r ö 13 te Nut zen und zwar nicht für den einzelnen, sondern 
für die All g e m ein h e i t erzielt wird. 

Um diesem Gesetz gerecht zu werden, müssen immer die gleichen Fragen ge­
steIlt und beantwortet werden, nämlich·: 

WeIches sind die - wirklichen - Verkehrsbedürfnisse, d. h. die vernünf-
t i gen F 0 r der u n gen des Verkehrs? ' 

W~e können diese -: weit auseinandergehenden - F 0 r der u n gen von den 
verscllledenen VerkehrsmItteln am besten be fr i e d i g t werden? . 

Welchem Verkehrsmittel ist also jeder Transport zuzuweisen? 
Hinzu kommt noch die Frage: 
Welchen Einfluß hat die All g e me i n he i t - der S t aa t -: auszuüben damit 

vorstehenden Bedingungen am besten entsprochen wird? ' 
Um den Luftverkehr gesund weiter entwickeln zu können, muß man also 

ein klares Urteil darüber gewinnen, wie er in den Ge sam t ver k ehr und zwar 
des einzelnen Staates, der Kontinente und der WeIt einzufügen ist. Hierzu muß man 
ermitteln: 

für welche Verkehrs art e n 
und für weIche geographischen Verhältnisse der Luftverkehr besonders 

geeignet ist 
und welchen techni schen Eigenschaften er diese besondere Eignung 

verdankt. " 
Man muß sich nämlich konzentrieren: 
auf die Gewinnung der richtigen Verkehrsarten 
auf die Bedienung der richtigen Strecken ' 
undauf die ~ntwicklung ~er maß geb en den tee hn ischen Ei g en s chaften. 
Jedes AbwelChen von dlCsen klaren Grundsätzen muß zu Geld- und Zeitverlust 

Zersplitt9rung d~r Kräfte: Heibungen und Hückschlägen führen. ' 
, Was nun dIe ve!sclll?de~en Verkehrsarten und ihre Forderungen an­
bela~gt, so hat .m~n l~ Hl~b~lCk auf den Luftverkehr zwei Hauptgruppen zu unter­
schmden, wobm dlOse Zwmtmlung in den leider sehr ho h e n Sei b s t k 0 s t endes 
Luftverkehrs begründet ist: 

1. Der weitaus größte Teil aller Transporte muß auf Bill i g k e i t so entscheiden­
den Wert legen, daß der Luftverkehr für ihn vollkommen ausscheidet· hierzu 
gehören mindestens 90% aller Heisenden und Güter' nur im NacI:richten­
verkeh.r i,s,t der Anteil. der au~reichenden zahlungskräftigen Unterarten größer. 

2. Nur dw lran~.porte, d~e auf eme besonders hohe Qua I i t ä t der Beförderung 
Wert legen mussen, hlCrfür aber auch entspreche,nd, zahlen können, kommen 
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für den Luftverkehr in Betracht. Unter "Qualität" ist hierbei Sicherheit, Pünkt­
lichkeit, Häufigkeit, Bequemlichkeit, Schonung und Geschwindigkeit zu ver-
stehen. 
Die Selbstkosten des Luftverkehrs sind nun so hoch, daß auch von dieser 

zweiten Hauptgruppe nur ein kleiner Teil die entsprechenden Preise bezahle~ kan~; 
außerdem hat der Luftverkehr bezüglich mancher Faktoren, aus denen sICh die 

Qu'-'lität" zusammensetzt keinen Vorsprung vor Eisenbahn und Schiff. Der Luft-
"....' h' 1 t" d 'I' t verkehr kann sich nur auf eine sehr "d ü n neO b er s c 1 C 1 er ranspor e 
stützen; in KulturHindern darf man nur mit. ein Prozent d.es g~samten Ver~ehrs 
rechnen in Halbkulturländern allerdings mit etwas mehr. Die w lf t sc h. a f tI ~ ehe 
B a s i s 'des Luftverkehrs ist also sc h w ach; sie ist eine ganz andere Wlß hOl den 
g roß e n Ver k ehr s anstalten (Eisenbahn und Schiffahrt), ~enn bei die~en liegt. sie 
in den "b re i te n M ass e n" der Reisenden und der genng- und nnttelwerbgen 
Güter, die billig transportiert werden müssen. .. 

Man muß also hei allen wirtschaftlichen Maßnahmen des Luftverkehrs außerste 
Vorsicht walten lassen. Hierzu gehört, daß man seine besonderen Eigenschaften und 
Vor z ü ge ausnutzt und weiterentwickelt. Diese sind: 

1. Das Luftfahrzeug kann j e den Pu n k t mit j e dem an der e n Pu n k t ~ n­
mittelbar (ohne Umladen, ohne Umsteigen) verbinden, denn alles menschhche 
Lehen spielt sich am Boden des einheitlichen Luftmeers ab. 

2. Das Luftfahrzeug kann überall den kür z e s t e n bzw. den ihm ~ ü n s t i g s t e n 
Weg wählen, gleichgültig, ob und wie oft Land und Wasser unte~ Ihr~~ wechseln. 

3. Das Luftfahrzeug bedarf (wie das Seeschiff) keiner "S t ra ß e , wah~;md d.er 
Binnenverkehr mit den Kosten für Bau und Unterhaltung der "Wege (Schie­
nenwege, Kanäle; Straßen) belastet ist. 

4. Das Luftfahrzeug kann eine besonders hohe Geschwindigkeit entwickeln, ver-
ursac~t also einen nur ger i n gen Z e i tau f w a n d. . . . .. 
Allerdlllgs darf man die Bedeutung der hohen GeschWllldlgk.Clt fur den yer~ehr 

nicht üherschätzen; für den Luftverkehr ist sie aber tatsächlIch das wIChtIgsto 
Moment. 

Der Z e i tau f w a nd ist im Luftverkehr etwa 
11/ 2 bis 2 mal k lei n e r als beim Schnellzug, 
3 bis 4 mal k lei n e r als heim Personenkraftwagen, 
4 his 5 mal k lei n er als beim Seeschiff' 

dafür ist aber der Gel da u f w a nd: ' 
~m P~.rsonenverkehr etwa 4 bis 5 mal g r ö ß er als bei der teuers~~n Wagen~la~se, 
1m Guterverkehr etwa 10 mal g r ö ß er als hei der teuersten Guterart, namhch 

dem "Expreßgut". 
Aus diesen Zahlen ergibt sich ohne weiteres daß die Stärke des Luftverkehrs 

überhaupt nicht im Wettbewerb gegen die'Eisenbahn liegen kann, daß die 
Zukunft des Luftverkehrs vielmehr "ü b erd e m Was s er", nämlich in der E r­
gänzung der Seeschiffahrt liegt. 

Die G r ü n d e für die ho h e n Sei b s t k 0 s te n sind die folgenden: 
a) Das Verhältnis zwischen Nut z las t und Tot e m Ge w ich t ist recht ungünstig. 

Die ,Nutzlast beträgt nämlich nur 12 bis 20 % (beim Schnellzug allerdings 
nur 10 %' im Eisenhahn-Güterverkehr aber 70 0/

0 
in der Schiffahrt noch mehr)l). 

h) Der Kraftbedarf ist sehr hoch, da (ahgeseh~n von dem großen Toten Ge­
wicht) viel Kraft erforderlich wird, nur um zu steigen und um sich schwehend 

1) Derartige Zahlen ~önnen ~ur einen ungefähren Anhalt bieten; um genaue Zahlen 
anzugeben, müßte man dIe VergleIchsgrundlagen genauer erörtern. 
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zu erhalten. Der Kraftbedarf ist mindestens 40 mal so hoch wie bei der Eisen­
bahn und 20 mal so hoch wie heim Kraftwagen. Infolge dieses hohen Bedarfs 
muß leider auch eine große Menge Betriebsstoff mitgeführt werden, worunter 
die Ausnutzung natürlich leidet. 

c) Die Bau s t 0 f f e sind "Edelware" ; Bau und Unterhaltung sind also sehr teuer, 
und trotzdem ist die Lebensdauer recht gering, die Erneuerungsquote also hoch. 

d) Der Luftverkehr ist noch recht j u n g; er ist also noch nicht allseitig erprobt 
und abgeklärt, hat auch noch nicht Zeit gehabt sich seinen Verkehr zu schaf­
fen"; auc~l die Bodenorganisation ist noch nicl;t '~enügend entwickelt. 
Infolge semer hohen Selbstkosten kann der Luftverkehr nicht so hohe Beför­

derungspreise fordern, wie zu ihrer vollen Deckung notwendig sein würden; er be­
darf also der S.ubv~nt~.onen, .d. h. der Unterstützung der öffentlichen 
11 a n d; das HClCh, dIe Lander, dIe Provinzen, Städte müssen also Zuschüsse leisten. 
Solch.e Su.bve~tionen sind. für jed~s Verkehrsmittel in seiner J u gen d z ei t not­
~endlg; SIe dur~en ~ber mcht zu ~lller Da u e r erscheinung werden; vielmehr muß 
Jedes Verkehrslmttel 1m Lauf der Zelt zur Ei gen wir t s c h a f t I ich k e i taufsteigen; 
für den deutschen Luftverkehr muß man aber damit rechnen daß für sicher 10 bis 
15 Jahre noch Subventionen gewährt werden müssen. Um dies Ziel aber zu erreichen 
müssen einerseits die Selbstkosten gesenkt werden, andererseits muß der Anreiz zu; 
Benutzung verstärkt werden. Hierzu ist notwendig: 

D.ie v?ll~ Ausnutzung der ir: der Geschwindigkeit liegEmden Chancen, 
dIe Emfuhrung des Nachtdwnstes, die aber eine entsprechende Bodenorgani-

sation voraussetzt, 
ein besserer Fahrplan mit häufigeren Fahrten und zwar zu den richtigen Stunden, 
das Aufrechterhalten des Verkehrs im Winter, 
ein planmäßiges Zusammenarbeiten mit der Eisenbahn (dem Schnellzugverkehr) 

und mit der überseeschiffahrt. 
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m.uß m~n davon ausgehen, d~ß sein ein er großer Vorzug, die hohe Ge s c h w i n­
d 1 g k e I t voll au~genut~t WIrd .. Das ist. nur möglich, wenn die be f log e n e n 
S t r eck e n lang .smd. D.~ese Bedmg~ng w.lrd aher von den meisten heutigen Luft­
verkehrsnetzen mcht erfullt, namenthch mcht von denen in den k lei n r ä u m i' gen 
Staaten. Der Luftverkehr muß also über die zu engen Grenzen der meisten Staaten 
n~mentIich der .europäischen, hinaus wirklich ein W e I t verkehr (im besten Sin~ 
dIeses so oft nllßbrauchten Wortes) werden, und der Lan des luftverkehr muß sich 
n~mentlich in dem so kleinräumigen Westeuropa, richtig in den We I t luftverkeh; 
emordnen. 

Um üher diese Fragen Klarheit zu gewinnen, geht man am besten von drei Arten 
von "Verkehrs.räumen" oder ,!Hegionen" aus, die sich durch die Länge der 
S t r eck e n vonemander unterscheIden und hierdurch eine verschiedene ver k ehr s-
politische Bedeutung haben: . 

1. Die er s te - k lei n s t e - Region umfaßt die Gebiete in denen die maß­
gehenden Entfernungen des Schnellverkehrs bis etwa 600 km be-. 
tragen. 

Derartig.e Häume. finden sich namentlich in Westeutopa und im östlichen 
Nordamenka, also III den für die Weltwirtschaft und damit auch für die Ent­
wicklung des Lnftverkehrs überhaupt wichtigsten Gebieten. In ihnen liegen die 
maßgebenden Verkehrszentren etwa in Abständen bis zu 600 km voneinander; 
aber trotz des starken Verkehrsbedürfnisses hat hier der Luftverkehr nur ge­
ringe Aussichten, weil er - abgesehen vom Fernsprecher - dem Sc h n e 11-

6* 
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zug als einem überstarken Konkurrenten gegenübersteht; nan~entlic!1 kann ~as 
Flugzeug nicht gegen den Na c h t s c h n e 11 z u. g an, der die. TIe~senden .. Im 
Schlafwagen äußerst bequem und außerdem dlC Post un~ dre Expre!:guter 
faktisch ohne Zeilaufwand befördert. Trotzdem muß. auch dieser "lokale ~uft­
verkehr gepflegt werden und zwar in folgenden yezlehun.gen: 
a) diese Linien sind als Te i 1 strecken der z w e I t e n HeglOn ~mzuseher~, d~ssen 

Strecken aus dem "lokalen" Verkehr mitgespeist und luerdurch m Ihrer 
Wirtschaftlichkeit verbessert werden. . 

b) I, ß l' .1 G > 1 e gen h e i t s - S 11 0 rt - und Aus b lId u n g s verkehr 
~s mu lIer uer e, . , 

gepflegt werden, wobei die Schulung der lVI<~nnschaft und die, Erprobung 
der technischen Fortschritte von Bedeutung s.md. . 
Im Hahmen der ersten Hegion liegen natürhch a~ch dIe sogen. "I-~ u p f-

L·· ".1' I 1 . e Streclcerll'l'naen aufweisen daß SlC als verfehlt beZClclmet Imen , ulC so c em ., b . '. I 
werden müssen und daher auch vielfach wieder aufgegeben wen en: . 

2 D· . t . t tl > l'\egl'on mnfaßt die Entfernungen von GOO bIS . le zwei e - llll ere - .. 
1200 km. Da diese vom Schnellzug nicht mehr in ein erN ach tf a h rt zuruc!;:-
gelegt werden können so daß der Tag mit zu Hilfe genommen werden muß, 
woraus ein f ü h I ba r'e r Zeitaufwand entsteht, ~st h.ier. der Luftverkehr dem 
Schnellzug auf bestimmten Linien überlegen. Iherbel smd folgenue verkehrs-
geographischen Eigentümlichkeiten zu beachten: bl'b' I - I 
a) In manchen Gebieten der Erde, namentlich in Westeuropa el en Vle e WIC 1-

t· L" d' L" eIl n I' c I1t I'n .1 en Grenzen desselben Staates, son-Igen lIllen leser ang u., .. > 

u . 1 ., b d . e S t a at s g ren zen hmaus; wir stehen luer also 
?rIl SlO ~e !Cn. ll; er I. < < . _ • "b orauS zu entnehmen 

emem tYPIsch In te r n a tl 0 n ale n VerI,ehr gegenu er, \~ . 
. ( . 1 t . W stellropa) mcht auf nur-natIona-ISt daß der Luftverkehr rmn( es ens m e < . 

le; sonuern auf internationaler Grunulage entwickelt werden muß. . ; , 
) .' ., . . . TI' '.1 durch das Me e r unter-b VIOle WichtIgen LUllen der zwerten eglOn. smu. . 

brochen (durch Kanal Nordsee Ostsee, MItteImeer). HICrdurch wud uer 
E· b I 1 '] ..' t d ß S'Cll 11'Ier dem Luftverkehr beson­

i Isen ahn ver ce Ir star ( verzager ,so a I 
ders gute Aussichten eröffnen. . '" 

Die "zweite Hegion" ist die Grundlage für die "kontrnent~l.en Luft-
verkehrsiletze. Sie umfaßt die durchschnittlichen Entfernungen z\~Isch~n ~en 
maßgebenden Verkehrszentren der Kontinente; doch darf man luerb?I ~ICht 
von dem alten SchulbpoTiff Kontinent" ausgehen, sondern man mu ß die Erd­
r ä urne zugrunde leg~~, di~' nach Klima, Bevölkerung, Wirts~~aft .und I~ultur 
je eine Einheit darstellen und daher auch im Weltverkehr al~ EmheIte,n \::uk?n. 
Diese IUiume sind fast alle dadurch gekennzeichnet, daß em Me e~, (namhch 
ein Mittelmeer oder ein Handrneer) die an ihm liegenden R a ~ d 1,:1 n.d e r zu 
einem einheitlichen Verkehrsgebiet zusammenfaßt; (he Ge~lOt~ .. der 
zweiten Beg ion bestehen also meist aUS La n dun d Me er, so daß die EIsen­
bahnlinien in ihnen zerschnitten sind, während der Luftver!cehr den Vor~ug 
der unmittelbaren Verbindung ausnutzerdcann - Ausnahmen smd U. S. Amonka 
und Hußland -. 

3. Die d ri t te - g r ö ß t e - Hegion ist durch die Entfernungen von mehr als 
1200 bis etwa 6000 km gekennzeichnet. Auf diesen Linien .steh~ das L~ft­
fahrzeug (außer in Amerika und Hußland-Ostasien) seinem m diesem Smn 
schwächsten Wettbewerber, nämlich dem Seeschiff gegenüber. Die 
Strecken verbinden die eben erwähnten einheitlichen Erdräume, die man auch 
als die politischen und wirtschaftlichen ,,11. k t ion s zen t ren" der Erde be­
zeichnen könnte. Es handelt sich also um Linien von besonders hoher Be-
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deutung, die sich im allgemeinen mit den wichtigsten Seewegen decken. In 
dieser dritten Hegion wird das Schwergewicht des wirtschaftlichen, 
Luft ver k ehr s liegen, denn er wird sich um so eher zur Eigenwirtschaftlich­
keit durcharbeiten, je mehr er sich von der ersten Hegion freimacht 
und dafür die d r i t te Hegion er 0 be r t. Zur Zeit steht diese allerdings noch 
im Zeichen des Ver s u c h s flugs (vgl. die Transozeanflüge). 
Um nun zu prüfen, welche Stellung und welche Aussichten Eu r 0 p a und in­

sonderheit D eu t s chI a n d im künftigen Weltluftverkehr haben wird, ist von folgen­
den verkehrs geographischen Überlegungen auszugehen: 

Die Stellung Europas im Weltverkehr beruht nicht nur auf geschichtlichen 
Erscheinungen, sondern ist dadurch ge 0 g rap his c h fest begründet, daß Europa 
das Zen t rum der "Halbkugel der größten Landrnassen" bildet, also die Zen t r a 1-
lage zwischen den für Wirtschaft und Verkehr maßgebenden Gebieten der Erde 
besitzt und über die kür z e s t e n Weg e nach allen diesen Gebieten verfügt. Inner­
halb Europas, zu dem in diesem Sinn Kleinasien und der Nordrand von Afrika mit 
gehören, nimmt aber Deutschland eine ausgesprochene Zentrallage ein, die noch 
dadurch verstärkt wird, daß Wes t europa wesentlich wichtiger ist als 0 s t europa 
und daß No r d wes t eurolm durch den Ozean, sein Klima, seine Bodenschätze und 
großen Flüsse besonders begünstigt ist; nimmt man noch hinzu, daß der als starkes 
Verkehrshindernis wirkende Wall der Alpen-Karpathen den West-Ost-Verkehr nach 
Norden, also nach Deutschland hinein, abdrängt, so ist es nicht verwunderlich, daß 
das überhaupt ver k ehr s s t ä r k s t e Gebiet Europas - der "Hangierbahnhof Eu­
ropas" - in Deutschland, nämlich im Gebiet Niederrhein-Buhr liegt. 

Diese große Chance muß Deutschland auch für die Entwicklung des Luftver­
kehr ausnutzen; wie unsere Heimat in durchaus naturgemäßer Entwicklung das 
Zentrum für das Eisenbahnnetz Europas geworden ist, so muß sie auch zum Zen­
trum des Luftverkehrs entwickelt werden. 

Hierzu ist aber eine kr a f t voll e F ö r der u n g des deutschen Luftverkehrs 
um so mehr notwendig, als die anderen Staaten die Luftfahrt mit den Mitteln der 
Landesv~rteidigung auf das Wirksamste unterstützen, was uns durch den sogen. 
Friedensvertrag verwehrt ist. Hierzu ist vor allem das Zusammenfassen aller 
Kräfte zu einheitlichem Arbeiten erforderlich. Die berufene Stelle hierfür kann nur 
das Heichsverkehrsministerium sein. Diesem müssen die notwendigen Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, damit es der Flugzeugindustrie und dem Luftverkehr 
ausreichende Subventionen gewähren und außerdem die Bodenorganisation ausbauen 
kann. In der Flugzeugindustrie muß der gesunde Wettbewerb aufrecht erhalten 
bleiben; im Verkehr wird aber die Übertragung an eine Stelle das nichtige sein. 
Dieser Luftverkehrsanstalt muß Verantwortungsfreude und Unternehmungsgeist ge­
wahrt bleiben, die privatwirtschaftliche Unternehmungsform ist also notwendig. 
Gute Zusammenarbeit ist zu erstreben mit der Heichsbahn und namentlich mit den 
großen Schiffahrtsgesellschaften. Die gesamten Bau- und Verkehrsprogramme müssen 
für mehrjährige Zeiträume aufgestellt werden, damit zielbewußt auf lange Sicht 
gearbeitet werden kann. - Werden wir so vorgehen, so wird der Erfolg nicht aus­
bleiben. 
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Verkehrspolitik und wirtschaftllebe Interessenvertretungen. 
Von Dr. rer. pol. Willy Menzel, Chemnitz. 

(Fortsetzung und Schluß.) 

E. Die allgemeinen wirtschaftlichen Interessenvert~e.tungen 
und ihre Einnulhmhme auf die Ver){ehrspohhli. 

1. ö ff e n t li c 11 - r e c 11 tl ich e Wirt s c ha f t s v e rt r e tun gen. 
Die Bearbeitung von Verkehrsfragen durch die öffentlich-rechtlichen \Virtschafts­

vertretungen fällt unter die ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben. S10 bestehen 
bei den 1.- und H.-Kammern in "Wahrung der Gesamtinteressen der Handels­
und Gewerbetreibemlen ihres Bezirkes und Unterstützung der Behörden in der För­
derung des Handels und der Gewerbe durch tatsächliche .Mitteilungen,. Anträge 
und Erstattung von Gutachten" .1) Aus entsprechenden BestImmungen letten auch 
die Landwirtschafts- und die Gewerbe- bzw. Handwerkskammern ihre selbst­
verständlich weit dahinter zurücktretende Tätigkeit auf diesem Gebiete ab. 

Immer sind es dabei die allgemeinen Interessen der Bezirkseingesessenen, die 
die Kammern im Gegensatz zu den Fachverbänden vertreten. Während bei diesen 
"Kraft und Begrenzung der Wirkungsmöglichkeit in der Verfolgung ihrer Ziel­
gedanken durch ganz gleich eingestellte, gleich interessierte engere Berufsgenos&en 
liegt, gewinnen die Gutachten, die Willensäußerungen, die von Mitgliedern der ver­
schiedenen Gewerbe- und Handelszweige gemeinsam beraten und festgelegt werden, 
in ihrem Streben nach dem Gesamtwohl an Gründlichkeit und Unparteilichkeit, 
mögen sie auch des öfteren der advolmtorischen Zuspitzung, auch mitunter der 
Schärfe ermangeln, wie sie Vertretern von Einzelinteressen erwünscht scheinen".2) 

Als Beleg für die geschichtliche Bedeutung, besonders der 1-. und H.-Kammern, 
sei im nachfolgenden ein Urteil Eckerts wiedergegeben, "den wirtschaftshisto­
rische Neigungen schon vor Jahrzehnten die Tätigkeit rheinischer Handelskam­
mern in der Vergangenheit verfolgen ließen, dem die Durchforschung der heimat­
lichen Gewerbeentwicklung und der Rheinschiffahrt im 19. Jahrhundert ein Bild 
gab, welch weitgreifenden, segensreichen Einfluß die westlichen Handelskammern 
im Verlauf der rückliegenden Menschenalter übten, in welch großem Umfang ihre 
Vorsitzenden, ihre Mitglieder, ihre Beamten den Aufstieg der deutschen Volks­
wirtschaft als berufene Ratgeber und Anreger gefördert haben". 3) 

"Trotzdem (trotz des Aufkommens der Fachverbände) dehnte und verbreiterte 
sich der Wirkungskreis namentlich der aroßen Kammern von Jahr zu Jahr. 
Weitgehend war beispielsweise der Einfluß, den bedeutendere Kammern in den 
letzten Jahrzehnten für Verbesserung aller Verkehrsmöglichkeiten ausgeübt haben. 
Sie gaben beachtliche Anregung für zweckmäßige Gestaltung der Eisenbahn­
verbindungen, beeinflußten den Ausbau der Tarife im Personen- wie Güter­
verkehr, widmeten sich auch sonst mit Erfolg den Angelegenheiten der Ver­
frachtung, der Weitergestaltung des Post-, Telegraphen- und Fernsprechdienstes, 
die Handel. und Industr~e in immer größerem Umfang für ihre Zwecke benötig­
ten. Auch mallen Schlffahrtsfragen gewann die Haltung der Kammern immer 
größere Bedeutung." 

1) Vgl. Preuß. I1andelskammergesetze vom 2,1. Ir. 1870 und vom 19. VIII. 1897. 
2) V gl. Eck e r t, Die Stellung der Handelskammern im Aufbau der wirtschaftlichen 

Interessenvertretungen, Bonn 1922. 
3) Vgl. Eck er t, a. a. 0., vgl. hierzu auch Eckert Rheinschifrahrt im XIX. Jahrhundert, 

Leipzig 1900. ' 
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Die Hauptbedeutung der Verkehrstätigkeit der Kammern liegt in der objek­
tiven und fachmännischen Vertretung der Interessen ihres Bezirks. Zahlreiche 
Anträge der Einzelwirtschaften sind oft schon deshalb von vornherein zur Aus­
sichtslosigkeit verurteilt, weil vielen die Kenntnis des Tarifaufbaties und der 
tarifbildenden Momente, der Verwaltungsorganisation usw. fehlt. Ausreichend und 
beweiskräftig begründete Anträge, die allein Erfolg versprechen, ka'nn daher nur 
der Verkehrs- und Tariffachmann stellen, der vollkommen in und über dem 
schwierigen, umfangreichen und dauerndem Wechsel unterliegenden Stoffgebiet 
steht. Da jeder Verkehr Bewegung ist, werden immer neue Situationen und Kom­
binationen geschaffen, die bald hier, bald da Ausgleich und Anpassung verlangen, 
so daß das spöttische Wort eines bekannten Ironikers (K. Tucholsky), die "Tätig­
keif' der Syndici bestehe darin, eine solche zu suchen, hier auch in Zukunft 
kaum zutreffen dürfte. 

Die MittlersteIlung zwischen den staatlichen Verkehrsanstalten auf der einen 
und den Verkehrstreibenden auf der anderen Seite gibt der Kammertätigkeit zwei 
Richtungen. Erstens besteht sie in einer Beratung der Behörden und der gesetz­
gebenden Körperschaften über Bedürfnisse und Leistungsfähigkeit der Wirtschaft 
und zweitens in der Beratung der Verkehrstreibenden über Art und Wirksamkeit 
der Transportanstalten. 

a) Industrie- und Handelskammern und Deutscher Industrie­
und Handelstag. 

aa) Innenorganisation. 
. Nach d~r Bedeutung, die d~n Verkehrsfragen im Kammerbezirk beigelegt 

Wird oder beigelegt werden muß, flchten sich die dafür geschaffenen Einrichtungen. 
Wo dieses Ar~eitsgebiet einen verhältnismäßig geringen Umfang einnimmt, 

werden die Fragen m der Regel von einem Referenten entweder gemeinsam mit an­
deren Dingen oder auch schon in einem Sonderreferat behandelt. Sobald ein 
solches Verkehrsreferat, wie es im zweiten Falle genannt wird, aber in­
folge Anwachsens der Tätigkeit durch fachkundige Hilfe unterstützt wird und 
eine Beratung der Bezirksfirmen in allgemeinen Abfertigungs- und Beförderungs­
vorschriften hinzukommt, spricht man meist von Ver k ehr s abt eil u n g, obwohl 
der Sprachgebrauch auseinandergeht. Wird die Beratung zu einer besonderen Ein­
richtung mit bis ins einzelne gehenden Tarifauskünften und Frachtberechnungen 
für alle Verkehrsgebiete ausgebaut, so nennt man das gewöhnlich Ver k ehr s -
b Ü ro.1) Dabei beschränkt sich ein Teil der wenigen Kammern die Verkehrsbüros 
besi.tzen, auf die eigentlichen Verkehrsfragen, andere nehme~ wegen der engen 
llezlChungen auch Zoll- und Außenhandelsangelegenheiten mit herein. Über die 
Zweckmäßigkeit und die Voraussetzungen solcher umfassenden und kostspieligen 
Einrichtungen macht PahJ2) als Ergebnis einer Umfrage und auf Grund der mit 
dem Berliner Verkehrsbüro gemachten Erfahrunrren bemerkenswerte Ausführun­
gen. Sie verdienen deshalb festgehalten zu werden, weil auch künftig bei der 
zunehmenden Verflechtung der Verkehrsbeziehungen deren Übersichtlichkeit cr­
schwert wird, die Notwendigkeit der Beratung wächst und damit diese oder jene 
Kammer vor die Frage des Ausbaues ihrer Verkehrsabteilung zu einem Verkehrs­
büro gestellt wird. 

1) ygl. P ah I, Die Verkehrsberatung der 1.- und H.-Kammern in "Die I.- und H.-Kammer 
zu Berlm, 1902-1927". 

2) Vgl. Pa h I, Auszug aus dem Bericht über die 19. Zusammenkunft der Vereinigung 
der Geschäftsführer Deutscher 1.. und H.-Kammern in Breslau, Mai 1924. 
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Daß das Bedürfnis ganz allgemein bei den Ver~(Chrstrei.benden vorl~anden ist, 
beweist die starke Benutzung der in KammerbezIrken mIt~mfangrClchen Ver· 
kehrsinteressen eingerichteten Verkehrsbüros. Voraussetzun~. fur den. volle~ Wert 
solcher Einrichtungen ist allerdings ihre ausreichende Ausrustung rmt geel?nel?m 
Personal und umfassendem Material. Kleineren und mittleren K~mmern, ~Ie ~Ich 
eine solche Einrichtung entweder nicht leisten od.er do~h nur em: unzulanglIche 
Organisation schaffen können, wird empfohlen, Sich mIt bena~hbarten .Kamme~n 
zu vereinigen und ein gemeinsames Verkehrs· und Auskunftsburo. zU bIlden. DIC 
größeren Mittel ermöglichen dann den reicheren Ausbau und damit erst den Vor· 
teil für die Firmen ihrer Bezirke. . ' 

Beeinflußt durch die großzügige Einrichtung .. i~ B?rlin, ISt verscllledent· 
lich an eine vollständige Zentralisation der VerkehrstabgkClt .der K~mmern ged~cht 
worden. Dabei kann es sich aber nur um die AuskunftserteIlung uber Frachtsatze 
handeln, denn bei der Bearbeitung der eigentlichen ~erkehrsfragen (Be.ratung der 
Behörden) weichen die Interessen der einzelnen BeZirke zu sehr vonemander ab 
und ihre besonderen örtlichen Verhältnisse spielen dabei ~ine zu ~roße Rolle, 
als daß sie an einer Stelle vereinigt werden könnten. Für die .BearbeItung grund. 
legender Fragen jedoch ist schon jetzt der Deutsche In~ustne. und Han.~~lsta!5 
die gegebene Organisation. Auch die Zusammenfassung allem der AuskunftsllibgkeIt 
hat trotz der Möglichkeit, damit eine außerordentlich großzügige Einrichtun!5 zu 
schaffen, den Mangel daß das Einholen der Auskünfte von entfernteren BezIrken 
aus sehr umständlich' und zeitraubend ist und die häufig notwendigen mündlichen 
Rücksprachen der Verfrachter dann in vielen Fällen ausgeschlossen sind. 

Für die Kammer selbst bedeutet diese bis ins einzelne gehende gründliche Be· 
schä~tig?ng mit. den Tarifen und Beförderungsbedingungen eine qu~ntitativ~. und 
qualItative BereIcherung ihrer Beratungstätigkeit gegenüber den Behorden. Emmal 
stößt sie von sich aus bei der Auskunftserteilun,g auf :Mängel, und dann werden 
ihr solche gerade im mündlichen Verkehr mit den Verfrachtern zahlreich be· 
kannnt. Außerdem aber erhöhen detaillierte Kenntnisse die Beweiskraft ihrer Ein· 
gaben. 

Die Einstellung von Fachbeamten für Eisenbahn·, Post· (und Zoll.)wesen hat 
si~h bewährt. Dies geschah früher häufig in der Form, daß jüngere Zoll· und 
Eisenbahnbeamte vom Staat den Handelskammern zur Verfügung gestellt wurden, 
wobei den ~~amten das Recht gewahrt blieb, jederzeit in den Sta~.tsdienst ~urück. 
kehren. zu konnen. Den Kammern war die Erteilung genauer Auskunfte erleichtert, 
u~d ~Ie Behörden .wurden entlastet. Obgleich die Erfahr~ngen .. z. B. in Sachs?n 
gunshg gewesen sem sollen konnte dieser Zustand nur em vorubergehender selll. 
Die Beamten konnten auf di~ Dauer nicht zwei Herren dienen, deren Interessen sich 
oft diametral gegenüberstanden. So wurden denn auch solche Beamte in vielen 
Fällen von den Kammern fest angestellt. 

Heute haben sich allerdings die Voraussetzungen für die Heranziehung von 
außenstehenden Fachbeamten geändert. Der Ausbau der Eisenbahn· und der 
Postbetriebswissenschaft, der ein gründliches Studium aller Einrichtungen der 
Verkehrsver~alt~ngen gestattet, und vor allem die Pflege der Verkehrswissenschaft 
an den UmversItäten befähigen nunmehr Hilfsarbeiter der Kammern und Ver· 
kehrswissenschafter zu dieser Tätigkeit. Das beweisen auch die Zahlen, die Pahl 
für das Berliner Büro anführt. Unter den 37 Arbeitskräften, die man dort 1924 
zählte (heute 50)" waren nur 6 mittlere Eisenbahnbeamte und 1 Postbeamter. Die 
übrigen fachmännisch tätigen Kräfte waren entweder wissenschaftlich vorgebildet 
oder sie stammten aus dem Beamtenkörper der Kammer. 
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Wenn also die Schwierigkeit heute weniger darin liegt,' geeignete Kräfte über· 
haupt zu bekommen, so spielen natürlich dabei die K 0 s t e n immer noch eine 
wichtige Holle. Deshalb tritt wohl auch Mangold 1) noch für die Freigabe von 
befähigten Staatsbeamten an die Handelskammern ein. Eine direkte Beteiligung 
der Reichsbalm an den Kosten der Verkehrsabteilung, wie sie von anderer Seite 
empfohlen wird, ist auf jeden Fall abzulehnen. Jede ernsthafte Interessenwahr· 
nehmung wird dadurch ungünstig beeinflußt, wenn nicht 'gelähmt. Die von der 
Reichsbahn teilweise kostenfrei abgegebenen Tarife und Tarifnachträge dürften 
demgegenüber nicht als Subvention, sondern als Reklamematerial angesehen werde~1. 
Die gleiche Befangenheit in Beratung und Kritik müßte meines Erachtens die 
Kammer bei einer Beteiligung von Kommunal· und Landesverwaltungen an den 
Kosten der Verkehrsbüros treffen. Man denke nur an die städtische und an die 
Straßenverkehrspolitik. 

Die Frage, ob man für die Auskünfte Gebühren2} einheben soll, kann mit 
PalI 1 dort verneint werden, wo die Inanspruchnahme des Büros ganz allgemein 
und regelmäßig, der Kreis der Benutzer groß und wechselnd und die Tätigkeit 
des Büros für die Kammer selbst vielseitig ist. Hier ist die Aufbringung der Uno 
kosten aus allgemeinen Mitteln der Kammer wohl gerechtfertigt. Das trifft für 
Berlin und andere dichte Industriebezirke ohne weiteres zu. Anders verhält es 
sich jedoch, wenn die Vorteile solcher Einrichtungen nur einem bestimmten 
Kreise von Firmen zugute kommen oder wenn bestimmte Arbeiten zum privaten 
Nutzen einzelner ausgeführt werden (z. B. Nachprüfung von Frachtbriefen, Ein· 
bringung von Reklamationen)'. Dieser Sondernutzen rechtfertigt zwar die Erhebung 
einer Gebühr, die Schwierigkeiten bei der Bemessung des Entgeltes für so ver· 
schiedenartige Leistungen sind aber ziemlich groß. Neben Einzelgebühren werden 
Pauschalgebühren festgesetzt, mitunter auch beide Arten zusammen angewandt. 
Gelegentlich findet auch für umfangreiche Arbeiten eine besondere Berechnung 
statt. Anderswo gründete man eine Vereinigung interessierter Firmen, die· durch 
eine gleichmäßige besondere Umlage die Kosten aufbringen soll. 

Die m a t e r i e 11 e Grundlage muß in jeder Kammer eine möglichst vollständige 
Sammlung der Tarife sein. Diese kann zur Tarifbibliothek anwachsen, wie sie 
wohl einzig in ihrer Art die Berliner Kammer besitzt, deren Streben es in jahr· 
zehntelanger Tätigkeit war, Frachtauskünfte über alle europäischen Länder zu 
geben. Dem Auskunftsbüro der Preußisch·Hessischen Staatsbahnen stand nämlich 
nur das gesamte d e u t s c h e Tarifmaterial zur Verfügung, einschließlich der 
direkten Tarife mit dem Auslande, während ihm die ausländischen D i n ne n· 
tarife fehlten. Nun bestanden aber mit manchen Ländern (z. B. Spanien, Portugal) 
direkte Tarife üherhaupt nicht und die vorhandenen enthielten nur eine beschränkte 
Anzahl von Verkehrsverbindungen. Um darüber hinaus den Kamm~rinitgliedern 
mit den nötigen Frachtberechnungen dienen zu können, beschaffte das Verkehrs· 
büro der Berliner Kammer auch die Binnentarife der übrigen europäischen Länder 
und brachte damit seine Eisenbahntarifbibliothek mit Recht in den Ruf, eine der 
vollständigsten zu sein. . 

Die Tarife müssen laufend ergänzt und berichtigt werden, da sie bekanntlich 
dauernd Änderungen unterliegen. Das erfordert Durchsicht und Einarbeitung aller 
einschlägigen in· und ausländischen Amtsblätter Tarif· und Verkehrsanzeiger, 
Dienstvorschriften usw. Große Verkehrsbüros b~sitzen dann noch umfassende 
Sammlungen der Sitzungsberichte der Ständigen Tarifkommission, der ihnen 

1) Vgl. Mangold, a. a. O. 
2) Vgl. Pahl, Auszug aus Bericht a. a. O. 
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benachbarten Landeseisenbahnräte und des Reichseisenbahnrates und erhalten 
diese durch laufende Ergänzung und systematische Aufzeichnung der Beratungs­
gegenstände täglich gebrauchsfertig. Zahlreiche Fachzeitschriften. und ein beson· 
deres Verkehrsarchiv seien zum Schluß aus der Fülle des Matenals genannt. 

Der Verkehrsausschuß der Kammer (auch Verkehrskommission genannt) 
setzt sich zusammen aus einer Anzahl von sachkundigen Kammermitgliedern, 
zuweilen unter Hinzuziehung außenstehender Fachleute. ~ußer d~n ~ ertretern ver­
schiedener Industrien, des Groß- und Kleinhandels, wud gewohnhch .auch das 
Speditions- und Schiffahrtsgewerbe herangezogen. Häufig werden fü~. Elsenb~hn-, 
Post-, Schiffahrts- und Hafenfragen besondere Unter- oder Fachausschusse gebildet. 
Teilweise besteht ein solcher auch gemeinsam für das in der Kammer ve.rtretene 
Verlcehrsgewerbe (Spedition,. Schiffahrt, Kleinbahnen, Fuhrwes~~}.l) .. DlC A~IS­
schüsse sind Einrichtungen, die je nach Bedarf von der. Geschaftsf.uhru?g .em­
berufen werden. Das wird hauptsächlich dann der Fall sem, w~!1n ~n WichtIgen 
Fragen eine eindeutige Stellungnahme der Kammer v~n vornherem lllC.~ll g.~geben 
ist, wenn also erst durch Aussprache Klarheit über die von der .Geschaftsfuhrung 
zu verfolgenden Ziele geschaffen werden muß. Die Zahl der Embe:ufungen. des 
Kammerausschusses ist verschieden. Sie ist dort gering, wo zahlrClche Bezirks­
ausschüsse (wie z. B. in Essen) bestehen, in denen mit meist denselb~~ Personen 
die Fragen schon geklärt werden. Andererseits können aber auch Geschaftsordnung 
oder Kammerbeschlüsse vorsehen daß die Verkehrsausschüsse häufig herangezogen 
werden. ' 

. bb} Tätigkeit. 

Der Auf gab e n k r eis kann frei willig oder zwangsläufig wei t ~nd a UC~l eng 
gesteckt s~in. Dabei wird man sagen können, daß die. wirts?h.afthch b~~~ngten 
Momente dw persönlichen überwiegen. Kein Wunder, daß 1m rhmlllsch-westfahschen 
Industriegebiet mit seiner außerordentlichen Verkehrsdichte, mit seinem eng­
maschigen Eisenbahn-, Fluß-, Kanal- Überiandstraßenbahnen-, Auto- und Flug­
l!niensystem die .intensivste Beschäftigung mit Verkehrs fragen .anzutreffen ist. 
Ebenso stehen beI einer Reihe deutscher 1._ und H.-Kammern mfolge der geo­
g~aphischen Lage ihres Bezirks und ihres Sitzes (Knot~npunkt ~ahl;eicher Lini?n 
em und desselben oder mehrerer Verkehrsmittel Mittelpunkt WichtIger Industne­
?ebiete, bedeutende Se?- und Binnenhafenplätz~ usw.) die Verkeh~~frage~ mehr 
Im Vordergrund als bel anderen. Mit ihrer Aufzählung soll weder uber sie noch 
über die große Anzahl der übrigen ein Werturteil im ganzen abgegeben werden. 
Andere Kammern legen vielleicht ihr Schwergewicht auf finanz- und steue:-, oder 
handels- ~d. zoll politische Fragen, bei einigen jedoch nimm~ gerade . die Ver­
kehrsarbeit emen großen Raum ein, ohne daß diese Kammern Ihre sonstIgen Auf­
ga~en auf anderen ~ebieten im geringsten vernachlässigen. Die Bedeutung der 
Stadte Breslau, Berim, Dresden, Düsseldorf, Duisburg-Wesel, Essen, Frankf~rt, 
Hamb?rg, Hanno~e.r, Köln, Königsberg, Krefeld, Leipzig, Lübec:k, Mannh~lm, 
Ludwlgshafe~, Nurnberg, 0ppeln, Regensburg, Stettin, Stuttga;t beruht meht 
zuletzt auf Jener WechselWirkung zwischen wirtschaftsgeograplusch bevorzugter 
Lage u~d. einer regen :er~ehrspolitischen Kammertätigkeit. Bei der Untersuchung 
der rhemlschen unr! sachSIschen Kammern konnte festgestellt werden, daß selbst 
sellr kleine Kammern in Grenzgebieten eine auffallend rege Verkehrstätigkeit 
entfalten. Um nur einige an den Reichsgrenzen gelegene herauszugreifen: das 
schon erwähnte Krefeld als Vertreter des linken Niederrheingebietes, die stark 

1) Vgl. Die Industrie- und Handelskammer zu Berlin 1902-1927. 
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exponierte Saarbrückener Kammer, das mitten im Aachener Wirtschaftsbezirk 
gelegene kleine Stolberg und in Sachsen die Kammer Zittau. Durch das Über­
wiegen dieser Tätigkeit könnte man fast von "Verkehrskammern" sprechen. Da 
sie nach außen hin Hinderungen und Hemmnissen unterworfen sind, suchen sie 
einen um so besseren Anschluß nach innen. Aber auch von den Landesgrenzen 
geht heute zum Teil noch ein gleicher Einfluß aus, wobei allerdings die Ver­
wischung und Beseitigung der überalterten Scheidelinien mit aller Kraft ange­
strebt wird. Als Beispiel hierfür sei die 1.- und H.-Kammer Leipzig angeführt, 
deren umfangreiche und hervorragende Verkehrstätigkeit - neben der der Stadt­
vc.rwaltung - sich zum Teil daraus erklärt. Leipzigs verkehrspolitische Lage 
leidet ferner an der Rivalität des nahezu gleich großen Dresden, das als Haupt­
:stadt und Sitz der Ministerien zweifellos ein Übergewicht hat. Da Leipzig trotz 
60jährigen Bemiihens um den Elster-Saale-Kanal, dank auch der "zielbewußten" 
preußischen Verkehrspolitik, Wasserstraßen noch fehlen, spielt natürlich der 
Eisenbahnverkehr die größte {tolle. Leiske 1) charakterisiert diese unnatürlichen 
V erhäl tnisse treffend: 

"Leipzigs Stellung im Eisenbahnverkehr leidet täglich, um nicht zu sagen stündlich, 
unter der Verzerrung der Verwaltungszuständigkeit. Die überführung der Ländereisenbahnen 
.auf das Reich war gewiß eine Tat des Fortschritts, nicht minder die Schaffung des deutschen 
Reichsbahnunternehmens. Die deutsche Reichsbahn·Gesellschaft hat ihren Betrieb unter Wah­
rung der Interessen der Deutschen Volkswirtschaft nach kaufmännischen Grundsätzen zu 
führen. Dazu muß bei dankbarer Würdigung alles sichtbaren Fortschritts gesagt werden, daß 
die heutige Betriebsführung dem zwingenden Gebot dieser volkswirtschaftlich· kaufmännischen 
Ilichtlinie. des Heichsbahngesetzes nicht voll entsprechen kann, solange die Verreichlichung 
und Vereinheitlichung Halt macht vor den alten, historisch gewordenen Grenzen der Verwal­
tungsbezirke (Eisenbahndirektionen) und damit kapituliert vor der föderalistischen überliefe­
rung. Das Kartenbild dieser Direktionsbezirke ist nicht ein Spiegelbild der bezirklichen Be­
ziehungen der deutschen Volkswirtschaft, sondern ein Zerrbild, das den volkswirtschaftlichen 
Interessen vielfach zuwider läuft. Was würde der Generaldirektor eines aus der Fusionierung 
so unterschiedlicher Glieder gewachsenen Unternehmens mit deren veralteten Dezirksgrenzen 
längst gemacht haben I 

Leipzig hat die eigene Eisenbahndirektion von Anfang an entbehren müssen. Dafür 
teilen sich heute z w e i Iteichsbahndirektionen in die Zuständigkeit für Leipzig: die entfernt 
sitzende Reichsbahndireklion Dresden, die heute unter den 30 Reichsbahndirektionen an der 
Spitze marschiert [der Größe nach I D. V.], und die näher liegende Reichsbahndirektion Halle, 
,die in ihrem Ausmaß ungefähr dem Gesamtdurchschnitt der 30 Direklionen nahe kommt. 
Die Zuständigkeits grenze für die beiden Direktionen geht mitten durch das Fleisch der 
Stadt hindurch, sie macht nicht Halt vor dem Leipziger Hauptbahnhof, diesem Sinnbild vollen­
detstel' Eisenbahntechnik, sondern teilt ihn verwaltungsmäßig in einen östlichen ("sächsischen") 
Flügel mit Verwaltung durch die Heichsbahndirektion Dresden und in einen westlichen 
("preußischen") Flügel mit Verwaltung durch die Heichsbahndirektion Halle. Was das für Wei­
terungen hat und unvermeidlich haben muß, soll hier nicht im einzelnen untersucht werden. 
- Au~ diesem K 0 n s e .r v a t i v i s mus der Form muß die Eisenbahnwirtschaft Leipzigs und 
des mJtt~ldeuts.chen Dez!rks heraus. Den einzigen Ausweg wird die Errichtung einer Re ich s -
bahn~l:ektIon "MItteldeutschland" in Leipzig öffnen. Die Forderung ist nicht 
neu; sie Ist alt, fast so alt wie die Hemmungen Leipzigs im Eisenbahnverkehrsleben. Gewiß 
sollen die vielfachen Schwierigkeiten einer solchen Lösung nicht verkannt, vor allem nicht 
unterschätzt werden •.. " 

Wollte man die Tätigkeit der Kammern im einzelnen schildern, ~o würde kaum 
eine verkehrspolitische Frage unbehandelt bleiben dürfen. Alle die Wünsche der 
Wirtschaft, die oben in dem Schema aufgezeichnet wurden, finden hier im wirt­
schafts- und verkehrsgeographisch vorgezeichneten Rahmen ihre Bearbeitung. 
Besonders hervorgehoben sei, daß sich die Kammern gerade auch der Probleme 
der neuen Verkehrsmittel (Kraftwagen, Flugzeug) intensiv widmen, und mit großem 

1) Vgl. Schriftenreihe Verkehr und Verkehrspolitik des Leipziger Rates Nr. 8. 
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Nachdruck auf ein Zusamrnenwirken aller Transportanstalten hinarbeiten: Zum 
Teil haben sie sich auch finanziell, so an den Luftverkehrsgesellschaften beteiligt 
und es dabei an ernsthaften Vorschlägen zu einer wirtschaftlichen Gestaltung 
nicht fehlen lassen.1) Teilweise wurden auch die Subventionen gekürzt, um die 
Deutsche Luft-Hansa zum Aufbau einer ökonomischen Verkehrsluftfahrt zu bewegen. 
Über die gelegentliche Beteiligung von Kammern an I1afenbetriebsgesellschaften, 
Eisbrecherflotten usw. wird auf die Ausführungen bei Most verwiesen.2

)" 

Des näheren sei noch eingegangen auf einige Aus bau - und Fa h r p la n -
fra gen des Eisenbahnverkehrs. 

Bei der großen Dichte des deutschen Eisenbahnnetzes handelt es sich in der 
Gegenwart hierbei hauptsächlich um den Bau von Abkürzungsstrecken im großen 
Durchgansverkehr und - von lokalerer Bedeutung - um die Anlage von Industrie-, 
Hafen- und Vorortbahnen. 

Ein Blick auf die Reichskursbuchkarte zeigt z. n., daß es trotz der ver· 
schiedenen Verbindungen eine direkte Eisenbahnstrecke zwischen Köln 
und Lei p z i g nicht gibt. Um diese kürzeste Verbindung zu schaffen, wurde schon 
in der Vorkriegszeit das Projekt einer neuen Schnellzugslinie über das Siegerland 
aufgegriffen und neuerdings wieder lebhaft erörtertß) Hauptverfechter dieses 
Planes ist u. a. die 1.- und H.-Kammer Siegen. Zwei Möglichkeiten werden vor­
geschlagen. Einmal wird angeregt, die Nebenstrecke Gießen-~lsfeld-Hersfeld­
Bebra in eine Hauptstrecke umzuwandeln, und zwar denkt man SICh den AUsbau so, 
daß die Schnellzüge von Köln nach Leipzig über Siegen-G i e ß e n-Göbeln­
Grüneberg-Alsfeld-Hersfl'ld-Bebra geleitet werden. Der andere Vorschlag geht 
dahin, die Schnellzugslinie von Köln über Siegen-W eid e na u-Feudingen 
-,-Sarnau-Bürgeln-Treysa-Bebra nach Leipzig zu führen. Im ersten Falle 
werden bei der Gesamtlinie Köln-Leipzig gegenüber dem Weg über Elberfeld­
Hagen 41 km eingespart, während bei Verwirklichung des letztgenannten Plans 
über 70 km Verkürzung erzielt würden. Verhandlungen d~r beteiligte~ Inter­
essenten über eine Einigung in der Linienführung sind noch 1m Gange. DlC DRG. 
hat sich den Plänen gegenüber noch sehr zurückhaltend gezeigt. ~uzugeben ist, 
daß damit eine Verbesserung der Verbindungen zwischen dem SIegerland und 
de~. Dill-. und Lahngebiet mit Thüringen und Sachsen erreicht wür~e: ~b sich 
fr~lhch ~Ie Steigungs- und Krümmungsverhältnisse der geplanten LmIß In den 
ß-!Ittelg.elHrgen ohne allzu großen Kostenaufwand so' günstig gestaJt?n .lassen, daß 
SICh dIe Verkürzung der Fahrzeiten auch auf die Strecke Köln-LeIpzig auswirkt, 
m~ß bezweifelt werden, wenn man bedenkt, daß die schnellsten Verbindungen 
z~ls~~en Leipzig und Köln auch heute schon über Hameln bzw. Hannover - also 
dIe langeren Strecken - und nicht über Kassel bestehen. 
. Vo~ der 1.- und H.-Kammer Köln gehen Bestrebungen aus, die seit langem 
In .AUSSI~ht gestellte Durchführung des Projektes eines Bahnbaues Berg.-Gladbach­
W~pperf~rth z~ erreichen, damit der Bergische Bezirk endlich die in der Vor­
kn~?szeIt bereIts geplante direkte Verbindung nach Köln und damit an den Rhein 
erhalt. -

~ie .Durchgangslinie Sachsen-Bayern verläuft zwischen Plauen i. Vogt!. und 
Hof In eInem großen Bogen über Schönberg. Das Bestreben, besonders der 1.- und 

d R
l) hVgl. ne chi in, Das n~hrgebiet im Luftverkehr in Wirtschaftl. Nachrichten für Rhein 

un u r vom 6. Okt. 1927. " 
2) Vgl. Mo s t, Die Selbstverwaltung der Wirtschaft in den Industrie· und Handels­

kammern, Jena 1927. 
3) Vgl. Westdeutsche Wirtschafts-Zeitung, 51/52 1927. 

- I 

J 

Verkehrspolitik und wirtschaftliche Interessenvertretungen. 93 

II.-Kammer Plauen, geht dahin, von Weichlitz oder Pirk an der Strecke Plauen­
Egereine direkte Verbindung nach der Plauen'-Hcifer-Linie zu schaffen, womit eine 
Abkürzung um etwa '15 km erreicht würde. " 

Während sich, das Sächsische Wirtschaftsmiriisterium unverständlicherweise 
für den Bau neuer Bahnen, insbesondere von Querverbi'ndungen im'Erz­
ge b i r ge, ' einsetzt - und das in einer Zeit,wo sich Fachleute mit dem ernsten 
Gedanken tragen, deri Betrieb bereits bestehender Kleinbahnen vielleicht schon in 
nächster ,Zukunft durch Kraftfahrlinien zu ersetzen -, bemühen sich die 1.- u~d 
H.-Kammern Leipzig und Chemnitz' eifrig, don ungleich wichti"gereIi Aus bau der 
Strecke Chemriitz-Leipzig zu erreichen. Es muß schon beinahe als 
Kuriosum bezeichnet werden, daß die direkte, 81 km lange Bahnstrecke zwischen 
Chemnitz (einer Stadt von .350000 Einwohnern inmitten eines dichtbesiedelten 
Industriegebietes) und Leipzig, das mit München in der Bevölkerungszahl (G80 000) 
gleich hinter Köln ,steht, auf reichlich 1/3 der 'Strecke (zwischen Geithain und 
Liebertwolkwitz) noch ,heute ein gleisig ist. Daß sich daraus ein in seiner Dürftig: 
keil .vohl einzig dastehender Fahrplan zwischen zwei Großstädten ergibt, dessen 
Ausbau auf der stark befahrenen Strecke dauernd außerordentlich behindert ist, 
leuchtet ein. Große Verspätungen bei starkem Verkehr sind die Folge des ein­
gleisigen Betriebes. Die Möglichkeit, einen modernen Schnell verkehr mit häufigen 
Fahrgelegenheiten zwischen den verhältnismäßig eng zusammenliegenden -Städten 
zu schaffen, ist dadurch nahezu ausgeschlossen. ' , ' 

Infolge der eigenartigen Einstellung des Sächsischen Wirtschaftsministeriums 
konnte die Reichsbahngesellschaft, Direktion Dresden, den jüngsten Vorstellungen 
der, 1.- ulLd H.-Kammer Leipzig entgegenhalten, daß sie, :leider wegen anderer 
dringender Betriebs- und Erweiterungsbauten den Ausbau noch nicht in Aussicht 
nehmen könne. Erwogeri werde zunächst die Erweiterung der Strecke Geithain­
Kieritzsch. (Letztere ist auch heute' schon durch den Braunkohlenverkehr stark 
überlastet, spielt aber im direkten Personenverkehr zwischen den beiden Städten 
keine Rolle.) 

Welche Widerstände die Eisenbahnverwaltung gelegentlich auch hinre·ichend 
begründeten, auf die F ü h run g w ich t i ger Z ü g e gerichteten Wünschflll ent­
gegensetzt;.' sei an einem Beispiel gezeigt. Trotz der Proteste in den öffentlichen 
Gesamtsitzungen der' 1.- und tL-Kammer Leipzig, trotz persönlicher Vorsprache 
beim Generaldirektor der DRG., bei deren Verwaltungsrat und beim, Reichsver­
kehrsmin.ister war die Reichsbahnverwaltung nicht dazu zu ·bewegen, neue 
FD-Züge zwischen Berlin und Stuttgart über Leipzig statt über Halle zu leiten. 
Selbst die entsprechenden Anträge der 1.- und H.-Kammern Berlin, Stuttgart, ja 
sogar Halles selbst, vermochten nicht, die DRG. umzustimmen. ' 

ce} Zusammenschlüsse. 
Die Zusammenschlüsse sollen die widerstreitenden Interessen ausgleichen, 

bevor die Wünsche der Wirtschaft an die Verkehrsverwaltungen herangebracht 
werden. Das Einzelvorgehen in allen Fragen, also auch in solchen, wo sich die 
Interessen notwendig überschneiden müssen, mag hier und da zum Erfolg führen, 
häufiger aber verzögern die' entgegengesetzten Meinungen' die Erfüllung auch nur 
eines einzigen Wunsches. "Sonderwünsche werden gar zu gern dem Ganzen über­
geordnet, durch Quertreibereien und Kurzsichtigkeit werden Fehler begangen, die 
später oft scll\verwieder' gutzumachen sind. Ein typischer Beleg dafür sind die 
jeweiligen Verhandlungen über die Führung der D-Züge durch .das Hevier. :Mit 
oft recht fadenscheinigen Gründen bekämpfen sich dann die Städte, jede will 
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den Zug für sich haben, anstatt um das größere Ziel zu ring~n: Die Erreichung 
möglichst günstiger und zahlreicher Verbindungen vom ~evler na:h Ost und 
West, nach Nord und Süd. Wenn auf dieses Ziel eben so VIel EnergIe verwendet 
w~rde, wie auf die Frage, ob ein Zug ~ber Essen oder Gels~nkir<:~en ~~u~en muß, 
stande es besser um die VerkehrsbezIChungen des IndustnegebIetes. 1) 

Wenn darin auch seit Jahren im Ruhrgebiet, für das diese Bemerkung gilt, 
eine merkliche Besserung eingetreten ist, so fehlt diese Ei~sicht doch .noch . in 
anderen Gegenden des Reiches. Für das südwest.deuts~h? WlrtscI.~aftsgeb~et wird 
d~e notwendige bezirkliche Zusammenfas.sung rhem-mam.lsche: ~Vunsch~ m Form 
emer verkehrspolitischen Interessengememschaft der rhem-I?amlschen h.ommunen 
gefordert. Hier konnte es noch vor kurzem geschehen, daß dIe 1.- und H.-Kammern 
Bingen, Darmstadt HeidelbDra, Ludwigshafen, Mainz, Mannheim, Wiesbaden und 
Worms .gemeinsam' zu der FÜhrung der neuen Pullman-Züge \Hh~in~old-~xpreß)" 
eine Stellung einnahmen, die der Stellungnahme ~rankfurts, wie sie m emer zur 
selben Zeit der Reichsbahn vorgelegten Denkschnft der 1.- und H.-!bmmer und 
des Wirtschaftsamtes der Stadt Frankfurt zum Ausdruck kam, dIametral ent­
gegengesetzt war. Der Reichsbahn ist es da ein Leichtes, den einen gegen den 
ander~n auszuspielen und zu tun, was ihr beliebt. "Wir w~Ilen damit ni~ht sagen, 
daß dies in jedem Falle etwas Unerwünschtes sei, aber es Ist klar, daß eme syste­
matische, in einheitlieher zielsicherer Richtung arbeitende Verkehrspolitik des 
engverfloehtenen rhein-ma'inischen Bezirks dadurch nieht zustande kommt." "Die 
A~fgabe einer verkehrspolitischen Interessengemeillscl!aft w.äre demnach, den 
BI.nnenverkehr des Bezirks so zu organisieren, daß er JederzeIt u?d an den ~iin­
shgsten Punkten in den Verkehr der großen Durehgangsstrecken hm und aus Ihm 
her.a~sflösse. Auf kürzesten Wegen sollte das Binnenverkehrsnetz des rhein­
n:amlschen Bezirks als Zubringer und Verteiler des großen Routenverkehrs fun­
giCren. So ha~ man die Verkehrspolitik des Ruhrbezirks u.nd ~nderer eng ge­
sc~lossener ,Wlrtsehaftsbezirke aufgezogen, so müßte es auch Im sudwestdeutschen 
W Irts~haftsbezirk werden." 2} .. _ . 

DI? Zusammenschlüsse können 1. ö r tl i e hund 2. be z Ir k 11 c h sem. DiC 
Fo~m. Ist bald loser, bald fester. Dabei können sich die bezirklichen Verbände 
ledlgheh auf die Kammern beschränken andererseits aber unter der Führung 
der Kammern Kommunen und private Ve;einigungen umschließ~n. Ganz allgemein 
kann nur gesagt werden, daß sich die bezirkliehe Bindung Immer mehr nach 
zusammengehörigen Wirtschaftsgebieten orientiert. Die Arbeitsgemeinschaft der 
Ruhrkammer? macht an den Provinzgrenzen nicht halt, ebensow~nig der Ver­
k~hrs~un.~ NlCdersaehsen-Kassel, und es unterliegt gar keinem Zweifel, daß z. B_ 
diC saChslsc!le 1.- und II.-Kammer Leipzig, als Vertreterin ~er Wirtschafts inter­
~ssen. des mrtteldeutsehen Industriegebietes verkehrspolitisch Viel stärker verknüpft 
1st m!t. dem ~reußischen Halle, als mit den sächsischen Städten Dresden 
oder ZItt~u. Die Verkehrsfragen schaffen im innerstaatlichen wie im internationalen 
yerkehr Immer. neue Beziehungen und Bindungen, wie das Verkehrswesen ja von 
Jeher .~er ~chnttmacher auf diesem Gebiete war . 

. Fur dw .staatlichen Verwaltungen aber bedeuten die Zusammenschlüsse eine 
weItere Veremfachung ihrer Tätigkeit. An Stelle der früheren Überhäufung mit 
Wün~chen von a.llen Seiten t:.ete~ jetzt wenige gesiebte und durchgepr~fte Anträg? 

~ur BearbCltung hauptsachhch örtlicher Verkehrsfragen hat SICh z. B. m 
Leipzig unter Führung der 1.- und H.-Kammer, die gleichzeitig Geschäftsführerin 

1) Vgl. S pethmann, Die Groß wirtschaft an der Ruhr 1925, S. U. 
2) Vgl. Frankf. Ztg. vom 24. Februar 1928 (Nr.149). ' 
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ist, die Verkehrsarbeitsgemeinschaft Leipziger Körperschaften und Verbände ge­
bildet. Ihr gehören die in der Fußnote 1) aufgeführten Vereinigungen an. 

Der von der Arbeitsgemeinschaft zur speziellen Bearbeitung der städtischen 
Verkehrsangelegenheiten eingesetzte Ausschuß hat u. a. an dem Erlaß neuer Vor­
schriften für den Fahrverkehr mitgewirkt. Weiter sind die Verbesserung der 
Straßenbahnverhältnisse und die Durchführung einer besseren Straßenbeleuchtung 
usw. wiederholt Gegenstand von Besprechungen mit den beteiligten Stellen 
gewesen. Der Fahrplanausschuß der Verkehrsarbeitsgemeinschaft verhandelt regel­
mäßig gegen Ende des Jahres mit den am Eisenbahnverkehr des Bezirks Leipzig 
bdeiligten Heichsbahn-Direktionen über die Fallrplananträge. 

Wo solche Verkehrsarbeitsgemeinschaften nieht bestehen, laden die Kammern 
diD interessierten Verbände ihrer Stadt meist alljährlich einmal zu Fahrplankonfe­
renzen ein, auf denen im Beisein des Fahrplandezernenten der betreffenden Reichs­
bahndirektion die Wünsche besprochen werden. 

Eine straffe be z i r k 1 ich e 2) Zusammenfassung der Verkehrskorporationen 
des ganzen Kammergebietes stellen die Bezirksverkehrsverbände dar, wie 
wir sie im rheinisch-westfälischen Industriegebiet antreffen. Dabei werden gleich­
zeitig die Kommunalvenvaltungen sowie auch sonstige Verkehrsinteressenten und 
Verkehrssachverständige herangezogen. So umfaßt beispielsweise der Verkehrs­
verband Nordwcst-Niederrhein 47 Gemeinden und Gemeindeverbände, 5 Verkehrs­
vereine und 147 sonstige Mitglieder. 3) Den Vorsitz hat der erste Syndikus der 
niederrheinischen 1.- und H.-Kammer Duisburg-Wesel inne, die Geschäfte . werden 
von deren Verkehrsdezernat geführt. Zu den Aufgaben dieser Verbände, deren Ge­
biet sich im wesentlichen mit den betreffenden Handelskammerbezirken deckt, 
zählen hauptsächlich Vertretung von Fahrplanwünschen und Verbesserung des 
Straßenbahn-, Kraftwagen- und Flugverkehrs. 

Solche Bezirksverkehrsverbiinde bestehen außerdem bei den 1.- und H.-Kam­
mern Bochum, Dortmund, Düsseldorf, Essen, Krefeld (Verkehrsverband linker 
Niederrhein) und Münster (Vestischer Verkehrsverhand). Der Initiative der 1.- und 
H.-Kammer Essen gelang es 1920, diese für die großen Per s 0 n ,e n verkehrsfragen 
des niederrheinis'ch-westfälischen Industriegebietes zum Ver k ehr s ver ban d 
"I nd u s tri e be z ir k" zusammenzus·chließen, dessen Geschäftsführung nebenamt­
lich mit der Essener 1-. und H.-Kammer verbunden ist, während den Vorsitz der 
erste Syndikus einer anderen beteiligten Kammer inne hat. Di,eser regionale Spitzen­
verband besehränkt sich zwar grundsätzlich auf die großen gemeinsamen Personen­
verkehrsfragen, hat sich aber auf diesem Sondergebiet durch seine Sachkunde 
und den gesehickten Ausgleich der aus- und gegeneinandergehenden Interessen bei 
Behörden (Heichsbahn) wie Interessenten durchgesetzt und deren Anerkennung 
gefunden. 

Außer den oben angeführten Bezirksverbänden gehört der (öffentlich-recht­
liche) Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk in Essen zu seinen ordentlichen Mit­
gliedern. Außerordentliche Mitglieder sind z. Z. 10 große Firmen und Verbände, 

1) Handelskammer Leipzig als Geschärtsführerin, Rat der Stadt Leipzig Gewerbekammer 
Leipzig, Verkehrsverein Leipzig, Leipziger Meßamt, Verband reisender Kaufl~ute Deutschlands, 
Sektion Leipzig, Zentralverband des Deutschen Großhandels, Bez.-Gruppe Leipzig, Leipziger 
Verband des Einzelhandels e. V., Verband Sächs. Industrieller Ortsgr. Leipzig, Zentralausschuß 
Leipz. Arbeitgeber-Verbände, Leipz. Hotel-Vereinigung und Interessen-Verband Deutscher 
Kraftfahrer e. V. 

2) Vgl. D re es, Verkehrs organisationen im niederrheinisch·westfälischen Industriegebiet in 
Wirlschaftliche Nachrichten für Rhein und Ruhr. Nr. 40, 1927. 

S) Vgl. M 0 s t a. a. O. 
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deren Verkehrsinteressen über den räumlichen Bezirk ihres Standortes hinaus­
gehen. Um nur einige Beispiele zu nennen: Friedrich ~(rup'p A.-G:., .Essen; V ~.r~inigte 
Stahlwerke A.-G., Diisseldorf; Studiengesellschaft fur. dIe rhemisch-westfahschen 
Schnellbahn m. b. H., Essen; Verein für die bergbauhchen Interessen in Essen. 

Der Verkehrsverband Industriebezirk" erstrebt unter Berücksichtigung der 
Wirtschaftlichlceit eine da~~rnde und allseitige Anpassung der Verkehrsverhlilt­
nisse des Ituhrgebietes an die allgemeine und besondere wir.~sc!laftliche Enh,:ick­
lung.! Unter diese Bestrebungen fallen Vor s chi Li g e zur Bewalbgun? ~.es Bezu'ks­
personenverkehrs, zu Verbesserungen des Nord-Südverkehrs, zur Emfuhrung ver· 
billigter Vororts tarife (wie in Berlin und I-Iambnrg), zum Umbau. von Per~?nen­
bahnhöfen '(Duisbnrg, Oberhausen, Essen, Bochum unu Dortmund), zur Erhohung 
der Heisegeschwindigkeit sowie An t r ä g e auf hessere Ausstattung der ,Wagen, 
ausreichende Beschaffung von Personen- und Schlafwagen usw. 

Von besonuerer Bedeutung ist sein Fahrplanausschuß, der in 'hervorragende.m 
MaG~ an der Vorberatung und Fortbildung des Personenfahrplans ~er DRG .. mIt­
arbeitet. Er setzt sich zusammen aus je einern Vertreter, den dIe ordentlIchen 
Mitglieder des Verkehrsverbandes entsenden. Die Tatsache, daß der Verband bei­
s~ielsweise . für den Sommerfahrplan 11)28 der DItG. in~g.csamt. 81) Anträge in 
emer besonderen Zusammenstellung unterbreitet hat, beweIst s~me starke Inan­
spruchnahme. Ob dabei nicht die Mörrlichkeit, noch mehr zu sIchten, bestanden 
hätte, muß dahingestellt bleiben. S~ine' Mitarbeit im. Fahrplanausschuß des 
Deutschen Industrie- und Handelstages ist ebenfalls eine sehr rege. Eine kleine, 
selhstgefert.~gte StaListik der. AntragsstelleI' aller, auf dessen 5. und 6. Sitzung be­
ratenen W.unsche zeigt, daß die meisten Anträge (21) vom Bu;:d Deut~cher Ver­
kehrs-V ereme selbständig bzw. gemeinsam mit anderen Verbanden emgebracht 
w~rden. Ihm folgen der Verkehrsverband Industriebezirk und der Verkehrsverband 
Niedersachsen-Kassel mit je 9 und für die sächsisch-thüringischen Interessen die 
1.- und H.-Kammer Leipzig mit 7. 

Darieberi'gibt es auf dem Gebiete des Fahrplanwesens im Personenverkehr 
Z weck zu s a firn e nk ü nf t e der an einern speziellen Verkehr interessierten Kam­
mern. Solche fanden· z. B. in Mitteldeutschland zur Verbesserung des Nord-Süd­
v~rkehrs, in Köln zur Ausgestaltung der ungenügenden Verbindungen mit dem 
SIegerland,. statt. In Landshut (Bayern) tagten wiederholt ~nteressierte Kammern 
und Verbande, um durch gemeinsame Entschließungen dIe Gruppenverwaltung 
B~.yern der D~utsc.hen Reichsbahn dazu zu bewegen, auf der Strecke Landshut­
Muhldorf-Fre~~assmg,. die den Weg nach Salzburg gegenüber dem über München 
ur,n 100 km kurzt, wieuer. wie bis zum Jahre 11)14 D-Züge verkehren zu lassen. 
DI.~ etwa _enlgeg:nstehenden lokalen Interessen der bayerischen Landeshauptstadt 
~usse~ hIllter dIe volkswirtschaftliclren zurücktreten, zumal diese Linie geeignet 
Ist, dte Wettb;werbsfähigkeit der deutschen Bahnen gegenüber reichsfremden 
Strecken zu stmgern. . 

Im Februar 1928 tagten auf Einladung des Hofer Verkehrsverbandes in Hof 
Vertreter de~ 1.- und H.-Kammern Bayreuth Leipzig verschiedener Industrie- und 
Handelsgre~Ie~, so~~e. Vertreter der Städte Plaue~, Regensburg, Weiden, Selb 
usw., um .dIe ElektnflZlerung der Strecke Regensburg-Hof-Leipzig bzw. Dresden 
zu propagIeren und d~mit die Lei~tungsfähigkeit dieser Verbindung zwischen Mün­
chen-<,Sachsen-)Berhn bzw. Breslau zu erhöhen luid eine weitere Verkürzung 
der Reisedauer zu erreichen. . 

Gemeinsame Beratungen der Rheinischen 1._ und H.-Kammern und der Kam-

,--
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n:er~ des Ruhrge.biet_es find~n bei der 1.- und H.-Kammer Köln statt über Anträge, 
die Anderungen Im mternatIonalen und im innerdeutschen Fernverkehr betreffen. 

Was den Gü terverkehr anlangt, so haben die Kammern Bochum, Dortmund 
Duisburg-Wesel, Essen, Krefeld und Münster (Westfalen) im Oktober 1926 eine~ 
Güterverkehrs- und Tarifausschuß der 1.- und H.-Kammern der 
Ruh rar bei t s g e m ein s c h a f t gebildet, nachdem die früher dort bestandene 
Niederrheinisch-Westfälische Tarif- und Verkehrskonferenz 1924 an die nordwest­
liche Gruppe des Vereins Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller in Düsseldorf 
übergeg.ange~ war_ ?er Aus~chuß ist eine Parallel einrichtung zum Verkehrsverband 
Industnebezlrk, glIedert sIch aber im Gegensatz zu diesem wie der Name 
schon sagt, vollständig in die Kammerorganisation ein. Sein 'Aufgabenkreis ist 
wie folgt festgelegt worden: 

L Behandlung von allgemeinen Güterverkehrs- und -tarifangelegenheiten des 
Ruhrbezirks, 

2. Bearbeitung ~peziell~r Güterverkehrs- und -tariffragen, die dem Ausschuß 
von der ArbeItsgememschaft zugewiesen werden. 

Unter Punkt 1 fallen z_ B. die.Fragen der Gütertarifreform und die Neufassung der 
EVO_ 

Unt~r ~unkt 2 ~ommen in. Frage neben der Bearbeitung spezieller Verkehrs­
und Tanfwunsche emzelner Firmen und Branchen des Bezirks die Arbeiten für 
den Aus.schuß ~er Verkehrs interessenten bei der Ständigen Tarifkommission der 
DRG., dIe ErledIgung von Anfragen der Behörden, Arbeiten für die Landeseisen­
bahnräte und den Reichseisenbahnrat sowie Vorbesprechungen der Tagesordnungen 
der Verkehrsausschüsse des Reichsverbandes der Deutschen Industrie und des 
Deutschen Industrie- und Handelstages. Außer den 1.- und H.-Kammern der Ar­
beitsgemeinschaft kommen als Träger des Ausschusses noch der Verein für 
die bergbaul~chen Interessen. zu Es.sen und die nordwestliche Gruppe des Vereins 
D.~utscher .~Isen- und Stahlmdu~tneller in Düsseldorf in Betracht. Sonstige Ver­
bande gehoren dem Auss~hu~ m.cht. an. Die Auswahl der Mitglieder erfolgt viel­
mehr nach der ~achve~standlgkeIt emzelner Persönlichkeiten, jedoch so, daß die 
vorha~denen f~~Ien .. Wutschaftsverbände dadurch ihre Berücksichtigung finden. 

DIe Geschaftsfuhrung des Ausschusses liegt bei der 1.- und tL-Kammer 
Essen, der~n Ver~ehrs- und Tarifbüro eine Grundlage für die Arbeiten bedeutet. Es 
dar_f aller.dIngs nlc~lt ver_hehlt werden, daß Doppelarbeiten so lange nicht zu ver­
melden SInd, als m~ht eme. V.erständigung und Arbeitsteilung mit der später noch 
zu behandelnden Nlederrhemlsch-Westfälischen Tarif- und Verkehrskonferenz zu­
stande kommt. 

Gleichsam als Spitze der Zusammenschlüsse für den Personen- und Güter­
verkehr ist a.~f A_nregung der Vereinigten 1.- und tl.-Kammern im Ruhrgebiet ein 
Sachvers.tandl~enausschuß für Reichsbahnangelegenheiten im 
R u,h r be z Ir k gebIldet w?rden, dessen Aufgabe sein soll, zu auftretenden allge­
me~n~n Verkel~~~fragen, dIe ~on ~esonderer Bedeutung für das gesamte nieder­
rheIUlsch-westfahsche lndustnegeblet sind, Stellung zu nehmen. Hier nur einige 
Punkte: A usb~u des g.~sa~.ten Eis~nbahnnetzes, die Frage der Großraumgüter­
wagen nsw. DIe Geschaftsfuhrung hegt bei der I.- und tL-Kammer Essen. 

Um auch ein einh~itliches _ ~ orgehen in wichtigen Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechfrage~ des med?rrheIUlsch-westfälischen Industriegebiets zu erreichen, 
wurde ferner em Gern ein sam e r Pos tau s s c h u ß der Ar bei t s gern ein -
s c haft der I. - und H. - Kam 111 ern z u B 0 c h um, D 0 r tm und, D u i s bur g -
Ruhrort, Essen, Krefeld und Münster/Westf. gebildet, dem auch die 

Zeillchr. 1. Verkehrawi ... n.chaft. 7. Jahrg. neft llI/IV. 7 
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Düsseldorfer 1.- und H.-Kammer beigetreten ist. Seine Geschäftsführung liegt bei 
der I - und H.-Kammer Duisburg-Wesel. .. . 

Der Ar bei t sau s s c h u ß für Lu f t g ü tel' ver k ehr hat. hhaub~tshachldl~h I~ver-
h kt U ter Führung der Kammer Essen haben SIe IS er le \.am-

benden C ara er. n . D" ld f E I 
B -E'lberfeld Bochum Duisburg-Wesel, usse 01', ssen, sero 

mern Altena armen " . 1\'I't b' b 't 
Id' 1\,1" terjWestf Neuß Remscheid und Sohngen zur .LV I ar eIt erel lohn, Krefe ,.lV uns '" 

erklärt. -B b 'tung der Fragen die das gesamte säe h s i s ehe Wirtschaftsgebiet 
Zur ear el , ..' d 1 1 

f :'llt die Arbeitsgemeinschaft der 5 sachsIschen Han e s cammern betrei en, wa I . V t d 
(L ' . D sden Chemnitz Plauen Zittau) jedes Jahr emen 0 l' 0 1', er u. a. 

elpzlg, re, " b k t B St 11 die allgemeinen verkehrspolitischen Fragen übertragen e omm, z. . e ung· 

1 E'ntwurf der neuen EVO einer neuen Straßenverkehrsordnung usw. 
na Ime zum ".' I d S 11 D' V tkammer verfaßt auch die gemeinsamen Emgaben. AbwelC wn e te ung-

Ile orodrer el'nzelnen Kammern werden dabei getrennt aufgeführt. Aus der letzten 
na Imen . W' h ft .. t . 
Z 't l' ein solcher gemeinsamer Antrag an das sächSische utsc a smllllS erlUm 

el se f . b B" k . h :'hnt in dem dieses gebeten wurde bei der DRG. au eme essere eruc sie -erwa , , . ht t . 1 d' 
tigung der sächsischen Grenzgebiete hinzuwirken. Außerdem nc e en ~IC 1 lC 

Wünsche auf Nachprüfung verschiedener Ausnahme- und Durch.fuhrtanfe, auf 
Ausgestaltung der Fahrpläne, Ausbau von Nebenbahnen im Erz?ebuge ~sw. 

Auch die Bergisch-JHärkischen 1.- und H.-Kammern haben SICh zu emem Ver­
kehrsverband zusammengeschlossen dem die Kammern Altena" Düsseldorf, Hagen, 
Iseriohn, Lüdenscheid, Rcmscheid ~nd Solingen angehören u~d d;ssen Geschäfts­
führung bei der 1.- und I-L-Kammer für den Wuppertaler BeZirk m .Elber~eld-Bar­
men liegt. Er bearbeitet alle Fragen, soweit sie über die Interessen emes emzelnen 
Kammerbezirkes hinausgehen.. . 

Den genannten Verbänden verwandt ist der Verkehrsverband . Nle.dersachsen­
Kassel in Hannover, der in noch vollkommenerer Weise alle hier m Betracht 
kommenden Kräfte zusammenfaßt und sämtliche Verkehrsfragen in seinen Auf­
gabenkreis einbezieht. Er ist an die dortige 1.- und H.-Kammer angegliedert und 
umfaßt außer, den 1.- und H.-Kammern den Landwirtschafts- und Handwerks-, 
kammern, den Stadt- und Landkreisen adch die maßgeblichen Verbände des Wirt­
schaftsgebietes Niedersachsen -Kassel. 

An dieser Stelle darf auf die Berliner Vertretungen der 1.- und ll.,Kam­
mern hingewiesen werden, wie sie z. B. gemeinsam die sächsischen oder einzeln: 
die l.- und H.-Kammern Stolberg, FrankfurtjMain, Bremen usw .. un.terhalt?n. 
Ihre Aufgabe ist es, den von . ihnen vertretenen Kammern über alle WichtIgen Wirt­
schaftlichen Vorgänge, insbesondere auf dem Gebiete der Gesetzge~ung (schwe-; 
bende Gesetzentwürfe) Bericht zu erstatten. Weiter haben sie für dwse auf ent­
sprechende Anträge Informationen bei den verschiedenen Ressorts der Reichs-
regierung und bei anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften' einzuholen. . 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag (D. 1.- und H.-Tag) 1st 
bekanntlich die permanente Spitzenvertretung sämtlicher deutscher 1.- und H.­
Kammern mit dem Sitz in Beriin. Er wurde schon 1861 gegründet und beruht auf 
freiwilliger Grundlage. "Der D. 1.- und H.-Tag hat seit seinem Bestehen eine 
außerordentliche umfangreiche und wirkungsvolle Tätigkeit an den Tag gelegt. 
S<:ine "Beschlüsse und Kundgebungen, darunter namentlich die iiußerungen auf den 
alljährlichen Vollversammlungen, gehören seit Jahrzehnten Z\l den wichtigsten 
wirtschaftspolitischen Ereignissen. Der D. 1.- und H.-Tag hält ständig ein großes 
Büro mit einem großen Stabe wissenschaftlicher Beamten; er gibt regelmäßig 
eine:Zeitschrift .heraus .und versorgt die deutschen Handelskammern auch sonst 
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durch Mitteilungen, Aufklärungen und Beratungen usw. fortlaufend mit wichtigen 
Materialien." 1) 2) Sein Zweck ist, Deutschlands Industrie und Handel zu fördern, 
wozu selbstverständlich auch die Förderung des deutschen Verkehrswesens, und 
zwar vom gesamtwirtschaftlichen Standpunkt aus, gehört. Auf Grund von Satzun­
gen und Geschäftsordnung hat er zur Beratung wichtiger Verkehrsfragen beson­
dere Ausschüsse eingesetzt. Neben diesen, dem Verkehrs- und dem Postausschuß 
bestehen solche, die nicht als satzungsgemäß gelten, nämlich der Fahrplanaus­
schuß, der Kraftverkehrs· und der Luftverkehrsausschuß. Der D. 1.- und H.-Tag 
umfaßt die gesamte Unternehmerwirtschaft mit Ausnahme von Handwerk und 
Landwirtschaft. In ihm kommt daher im Gegensatz zu sonstigen am Verkehrs­
wesen ebenfalls lebhaft interessierteu Fachverbänden meist schon vor seiner Stel­
lungnahme nach außen ein gewisser Ausgleich der Interessengegensätze zur Gel­
tung. Außer den Arbeiten seiner Ausschüsse, die sich mit den allgemeinen und 
grundlegenden Verkehrsfragen der deutschen Volkswirtschaft befassen, liegt ihm 
die umfangreiche Arbeit der Vertretung sämtlicher Interessen der Wirtschaft, so­
weit sie nicht örtlicher Natur sind, bei den Reichsministerien und Verkehrsverwal; 

_ tungen ob. An seinen Sitzungen nehmen stets Vertreter der betreffenden Ministe. 
rien (Reichsverkehrsministerium, Reichspostministerium), Mitglieder der entspre­
chenden Verwaltungsräte und Hauptverwaltungen von Reichsbahn und Reichspost 
teil. Meist werden u. a. auch Verkehrsilusschußmitglieder und Verkehrsdezer­
nenten vom Reichsverband der Deutschen Industrie und vom Reichsverband des 
Deutschen Groß- und Überseehandels sowie vom Verein Deutscher Spediteure 
hinzugezogen. An das Referat des Berichterstatters schließt sich jedesmal eine 
außerordentlich sachliche Diskussion an, in der unter dem Vorsitz von Geheimrat 
Haeusser die besten Verkehrspolitiker der Wirtschaft zu Worte kommen. Die 
(Jegenäußerungen der anwesenden Regierungsvertreter zu den Wünschen geben den 
Entschließungen ebenfalls den Ausdruck der feinst abgewogenen 'und <1-ußerordent­
lieh objektiven Stellungnahme. Die Verhandlungsberichte sind fast Kollegs über 
spezieUe Verkehrsfragen zu nennen. Daß Sachlichkeit und Klarheit bei den großen 
staatlichen Verkehrsunternehmungen oder dem Reichsverkehrsministeriulll ent· 
sprechende TIesonanz und Berücksichtigung finden, ist verständlich. Die Lektiire 
dieser Berichte wäre manchen kleineren Verbänden zu empfehlen, deren Ein­
seitigkeit und Oberflächlichkeit häufig weit über das Ziel hinausschießen. 

Die Zusammenarbeit der Spitzenverbände ist auf diesem Gebiete als gut 
zu bezeichnen. Die Einladung zu den Sitzungen der Verkehrsilusschüsse erfolgt 
automatisch, ebenso findet wenigstens zwischen dem D. 1.. und lL-Tag, dem Heichs· 
verband der Deutschen Industrie und dem Reichsverband des Deutschen Groß­
und Überseehandels ein regelmäßiger Austausch der Mitteilungen und Hund-
schreiben statt. , 

An großen Arbeiten leisteten die Ausschüsse des D. 1.-' und H.-Tages· in der 
letzten Zeit folgende: im Eisenbahnverkehr die Bereinigung des NormalgütertaJ;if­
systems und die Neufassung der EVO., im Postverkehr die systematische Änderung 
des Fernsprechgebührentarifs wie die Erhöhung des. Postgebührentarifs. Durch die 
gemeinsamen Arbeiten der Spitzenverbände, 'des Reichswirtschaftsrats und de~ 
sonstigen beteiligten Verkehrsbeiräte ist eine Klärung: der Binnenschiffahrtsfragen 
versucht worden. Im Kraftfahrwesen wurde die grundlegende Bearbeitung der peuen 
Kraftfahrzeugsteuer für die Weiterentwicklung dieses Verkehrszweiges v.on großer 
Bedeutung, wie endlich auch die Arbeiten auf dem Gebiete des internationalen 

1) Vgl. Apelt. S. 3ß. 
2) .Vgl. auch "Der Deutsche lIandeIstag 1861-1911'\ H. Bd., Berlin 1913.' " , 

7* 
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Luftrechts wohl als Anfang einer immer größer werdenden yereinheitlichung 
der internationalen Luftverkehrsbeziehungen angesehen werden kannen. i) 

Bei den Arbeiten der Ständicren Tarifkommission sowie bei der Behandlung 
der Ausnahmetarife durch die be;ichterstatlenden Reichsbahndirektionen wird der 
D. 1.- und H .. Tag mehr und mehr zur Stellungnahme in Zweifelsfällen heran· 
gezogen. 

b) Landwirtschaftskammern und Deutscher Landwirtschaftsrat. 
. Den Hauptteil der die Verkehrspolitik beeinfIu~send.en Tä.tigkeit in de~, La n ~­

wll'tschaftskammern (L,-Kammer) dürfte dre Mltarbetl an. der Gutertal'lf: 
politik der Reichsbalm in ihren volkswirtschaftlichen Referaten emnehmen. Dabm 
handelt es sich, wie bei den 1.- und H.-Kammern, hauptsächlich um gutachtliche 
Äußer~ngen zu Frachtermäßigungs- und Detarifierungsanträl?en (für. lan~wirt­
schafthche Produkte), zu denen die damit beauftragten ReIchs~ah~duekhonen 
um Stellungnahme bitten. Diese kann zustimmend oder ablehnend sem, Je nach dem 
Förderungs- und Schutzbedürfnis der Landwirtschaft des betreffenden Kammer­
gebietes: Vor ~er Errichtung neuer Kraftpostlinien werden ~ie I~ammern häufig um 
gutach!hche Außerungen von den zuständigen Oberpostduekhonen gebeten. Ge­
le?enthch werden auch selbst Anträge von den 'L.-Kammern a.n d~n Deutschen L.and­
wIrtschaftsrat gestellt, der seinerseits um Äußerung zu wich ligen Fragen bittet. 
In letzter Zeit hatten die Kammern mehrfach auch zur Straßenverkehrspolitik 
~tellung . zu ~ehrr:en. In ihren Eingaben zu dem Ent~vurf einer ?traßenordnu~g 
kamen sie teIlweise in Kollision mit den 1.- und H.-h,ammern. Diese wollten 1m 
Inte,resse einer stärkeren Vereinheitlichung der Bestimmungen d.i~ für ,wirtschafts­
fuhle~ vorgesehenen Erleichterungen (Beleuchtung usw.) beseitIgt wissen .. Dem­
gegenuber bestanden die L.-Kammern entsprechend den sehr unterschiedlich 
?elag.erten landwirtschaftlichen Betriebsverhältnissen, die sich nicht schematisch 
m die allgemeinen Verkehrsbestimmungen eingliedern ließen, auf einer Sonder­
b.ehand~,un.g. Der geplanten Einführung einer allgemeinen Fahrzeugsteuer stehen 
SIC naturhch durchaus ablehnend gegenüber und verfolgen diese Frage mit großer 
Aufmerksamkeit. 

Der Deutsche Landwirtschaftsrat2) (DLR.) ist die Spitzenvertre­
tung der D. L.-Kammern und beruht, wie der D. 1._ und fl.-Tag auf freiwilliger 
Gru~.dlage. S.chon 1872 als Zentralstelle für die landwirtschaftlichen Interessen 
gegrund~t, ":lrd er seit langem von der Regierung anerkannt. Unter den 6 Abtei­
lungen(, .m die das Arbeitsgebiet zerfällt, befindet sich auch das Referat für Ver­
kehr EIser:bahn, Post usw.)', Presse und Statistik. Die Einrichtung einer beson­
deren Abt~llung hierfür war von der 54. Vollversammlung (192'1) beschlossen 
worden. MIt der Einstellung eines weiteren Referenten und entsprechender Ver­
m~IHung des Büropersonals wurde damit die Bearbeitung der Verkehrsangelegen­
heiten ~usammengefaßt. Kurz darauf, im Juni 1926, konstituierte sich auch beim 
~LR. el~ V ~rkehrsausschuß. Dieser setzt sich zusammen aus den landwirtschaft­
lIchen .MItglIedern bzw. deren Stellvertretern im Ausschuß der Verkehrs interessen­
t~n bel der Ständigen Tarifkommission (5), im Reichseisenbahnrat (14), im Stän­
digen Fahrplanaussc~uß (3)' und im Verwaltungsrat der Reichspost (2), wobei 
dem Ausschuß ErweIterung durch Zuwahl freisteht. Als Vorsitzender wurde Graf 
von der Schulenburg-Grünthal gewählt, der u. a. dem Verkehrsausschuß der 

1) VgI. Tätigkeitsbericht des D. 1.- und II -Tages 1927 (Verkehrswesen' bearbeitet von 
Dr. Hay). ,,' 

2) Vgl. Jahresberichte des Deutschen Landwirtschaftsrates, Berlin 1926 und 1927. 
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Ständigen Tarifkommission, dem Reichseisenbahnrat und dem Verwaltungsrat der 
Reichspost angehört. Das Ziel der Arbeiten des Ausschusses soll die Herbeifüh­
rung eines engen Einvernehmens der landwirtschaftlichen Mitglieder in den Ver­
kehrsbeiräten untereinander und mit der Geschäftsführung des DLR. sein, da­
mit ein einheitliches Vorgehen aller landwirtschaftlichen Vertreter in den Ver­
kehrsfragen erreicht wird. Man sucht dies inder Hauptsache dadurch zu ver­
,,:irklichen, daß vor den Sitzungen der Ständigen Tarifkommission, des Reichs­
ersenbahnrates usw. nach Bedarf Vor b e s p r e c h u n gen abgehalten werden. Der 
Verkehrsaus~chuß des DLR. trat im Geschäftsjahr 1926/27 zu zwei Sitzungen zu­
sammen. BOl der ersten handelte es sich in der Hauptsache darum, eine Einigung. 
über die Vorschäge der landwirtschaftlichen Mitglieder zum Ständigen Ausschuß 
des Rei~hseise~bahnrats z~ erzielen. Die zweite Sitzung hatte u. a. die Vorbespre­
c~ung ub~r dw ~ystemahsche Prüfung des Normalgütertarifs zum. Gegenstand, 
mIt d.er Sich wen!ge Tage darauf (Januar 1927) die Ständige Tarifkommission in 
Garmlsch-Partenklrchen beschäftigte. ' 

. Wegen der Menge örtlic~ler Verkehrs fragen wurde im Zusammenhang hier~ 
mIt vom DLR. der: LandWirtschaftskammern empfohlen, ähnliche Vorbespre­
chungen vor den Sitzungen des Landes- wie Wasserstraßenbeirates ihres Be­
zirkes z~ veranstal.ten. Der DLR. hat ferner die L.-Kammern gebeten, die in den 
~eu gebildeten, WI~tschaftsreferaten der Reichspost gebotene Gelegenheit enger 
ZusammenarbeIt mIt den Oberpostdirektionen wahrzunehmen. Durch gegenseitige 
Zustel~un~, des heraus~egebenen Schrifttums wurde der Anfang dazu gemacht. 

. DI~ langer :als bel den ~nderen Wirtschaftszweigen anhaltende Notlage der 
Landwlrtsch~ft m ~er Na~h~negszeit veranlaßt deren Interessenvertretungen ganz 
besonders, dw Ta r I f poil t I k der Heichsbahn zur Verbesserung ihrer Produktions­
und Absatzbedingungen zu beeinflussen. Dabei handelt es sich einmal um Bestre­
bungen, tarifpolitische Einfuhrvergünstigungen zu verhindern, zum anderen um 
zahlreiche Anträge auf Tarifermäßigungen. ' 

Die. sch~ierigen Verhan~lungen gegen die Begünstigung ausländischer Waren 
du;ch dlC ROlchsbahn gelten m erster Linie dem sogenannten Reexpeditionsverkehr 
bel dem z. B. eine Ermäßigung der Umschlaggebühren für südländisches Obst 
auf den Bahnhöfen M:ünchen und Frankfurt/Main gewährt wird. Man fürchtet, 
daß daraus .. dem notleldenden ~eutschen Obst- und Gartenbau gesteigerter Wett­
be~erb er:vachst. Im Verfolg dwser Bestrebungen wird das Augenmerk auch auf 
weItere EIsenbahnverhandlungen zwischen der DRG. und ausländischen Bahnen 
g~richtet, die z. T. in Handels~erträgen vorgesehen sind. Wie weit die auslän­
dische Konkurrenz durch betnebsorganisatol'ische Maßnahmen der Reichsbahn 
abzuhalten gesucht wird, davon später noch ein Wort. 

. Den größten Ra?m haben natü~lich die Bestrebungen auf Tarifvergünstigungen 
emgenom.men. Dabei handelte es Sich sowohl um Ausfuhr- wie um Binnentarife. 
Zur Verrmgerung der Absatznot wurden u. a. Ausfuhrtarife für den schwer absetz­
baren Roggen und für Kartoffeln verlangt und teilweise erreicht. über Seehafen­
ausnahmetarife für Kartoffelerz~~gnisse sind Verhandlungen im Gange. Im Binnen­
~erkehr ko~men A~snahm~tanher?ngen für Betriebsmittel und -erzeugnisse in 
Frage. Gememsam mit den mteresslerten Verbänden der Industrie und des Handels 
un~ den ~.andwi.rtschaftlichen Fachverbänden konnten Ermäßigungen für Ma­
schmen, DungemIttel, Saatgut usw. erreicht werden . 

. Für .. die Haupte.rz.eugnisse wurden häufig Notstandstarife eingeführt, die 
glelchzelhg zur VerbIlhgung der Lebenshaltung beitragen sollten. Deren vorüber­
gehender Charakter zwang häufig zu Verlängerungsantl'ägen, für die Kartoffeln 
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. V hl d' aus dem Notstandstarif herauszunehmen und einen be­
zum

d 
orsc ag'h lese'

f 
. 1 affen Zahlreiche Detarifierungsanträge, Vergünsti­

son eren Ausna metan zu sc 1. 1" t d'r Sonderanträge Ostpreu­
gungsbestrebungen für Ausstellung~gut, Yß~ters u zung e seien nebenbei erwähnt. 
ßens für Getreide- und Pferdetanferma 19ungen usw. . . . . 

f betriebsorganisatorischem Geblet smd die Bestrebun-
Aus den Anregungen au. . 1 Verbraucher- und Erzeuger-

gen zur Verbesserung der Verbmdungen ZkWl~~T lOttnb erb niederländischer Agrar-
b . k 1 I b . u z B der star e n e ew eZlr en lervorzu le en, woz .' . . l' t A laß bot. Rechtzeitige Ein· 
Produkte im rheinisch-westfähschen Industnege )le n k h "ß' GI' I 

.. l' hk ·ten sollen eine ver e rsma Ige elc 1-legung schneller Beförderungsmog lC ~l 
steUung mit den ausländischen Erzeugmssen schaffen. . . 

. d . engsten Einvernehmen mIt der Preußischen 
AUe dl~se Forderungen wur en 1m . en landwirtschaftlichen Spitzenorgani-

Hauptlandwutschaftskammer, den s~nstIg h ft (H u tsaatstelle der Deutschen 
sationen und den zuständigen Fachkorpersc a en a p 
L d . . h . . h ft f"r Saatanerkennungswesen, Kartoffelbauge-

an wutsc an, Arbmtsgememsc a u ). t llt. 
seUschaft, Reichsverband für Obst- und Gartenbau ges e . . 

Die W" 1 L d . t chaft auf dem Gebiete des Postwesens smd m den 
unsc le der an wir s . . 1 f Verbesserung der Post-

letzten Jahren besonders stark hervorgetreten. SIO Z10 en au .. k . 1 t' d L d . , . I d BeruC sie 1 Igung er an-
zustellung auf dem Land'" und auf eine ausrelC len e d' t 1" B 

' v . l' (N acht lens an gere e-
wirtschaft bei der Neuregelung des Fernsprechwesens llIl 1 It ' Mt' 1 
d· . d L Kammern er la enen a ena s 10nungszelten usw.). Auf Grund des von en.- . . . "b 
hat sich der DLR. eingehend mit der Denkschrift des Rmchspostmmlsters u er 
die Postreform auf dem Lande befaßt und kritisch dazu Stellung genommen (neue 
Postagenturen, Sonntagsbestellung, Kraftwagenverkehr usw.). 

c) Hand\~erkskammern und Handwerks< und Gewerbekammer-
Tag: . 

Eine regelrn" ß' B b' t Verkehrsfragen durch die Handwerks-
. alge ear el ung vo.n . . t' der Nachkriegszeit 

(~ewe:be:)Knmmern setzt bei den meisten mgenthch ers .. lIl h' 
em. DIO 1m allgemeinen Teil dafür bereits angeführten Grun.de g~lten a~.ch. 1Or. 
Tatsache ist jedoch, daß das Handwerk mit seiner hauptsächhch fur ~en orthc~en 
Bedarf bestimmten Arbeit von den großen Fragen des Verkehrs unmittelbar mcht 
berührt wird. 

Die zum Teil beobachtere Anlehnung der Handwerkskammern an die 1.- und 
H.-Kammern muß daher im Interesse einer Zusammenfassung. als durc~a~s zweck­
mäßig bezeichnet werden. Freilich ganz zu vermeiden ist die Beschafhgung der 
Ha~.dv:erksk.an;mern mit Verkehrsfragen nicht, denn di~ Handwerker kommen 
naturhch mIt Ihren Anregungen und Beschwerden eher zu. Ihnen als zu den 1.- und 
H.-Kammern.. Daß bei diesen aber auch die Interessen des H~ndwerks ßewahrt 
werden, daIür bürgt .die Tatsache, daß die 1._ und H._Kammern Ja den I~lemhandel 
zu vertreten -haben, mit dessen Wünschen sich die des Handwerk~ meist decken. 
Wo, wie bei den: sächsischen Gewerbekammern der Kleinhandel Jedoch. zum ~r­
heitsgebiet der Handwerkskammern gehört, verschiebt sich die Lag~ allerdmgs. ~me 
Zusar~menarbeitist aber auch hier anzustreben, um Doppelarbelt zu vermelden; 

~men beso.~deren ~tandpunkt in Verkehrsfragen nimmt das Hand~e~k. u. ~: bel 
den lelefongebuhren em, wo es natürlich zu den W enigspreche~n gehort , 1m El~en­
bahn~erkehr wünscht es möglichste Verbilligung der Fahr~re~~e und ~rachtsa~ze 
für die Nahentfernungen, ferner hat es Interesse an der Emfuhrung emes Klem­
paketverkehrs und an einer besseren Postbestellung für das l~ndliche Han~we.rk. 

Die wichtigste Vertretung für die Handwerkskammern 1st der zustandlge 

(' 
• 
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Landeseisenbahnrat. Außerdem gehören sie den betreffenden Verkehrsverbänden 
und den örtlichen Verkehrsvereinen an. 

Zu erwähnen ist schließlich noch von den sächsischen Gewerbekammern, 
daß ihnen die Fahrplanentwürfe von der Reichsbahndirektion Dresden zur Stel­
lungnahme vorgelegt werden. Ihre Wünsche übermitteln siedirek~. Auf den be­
:zirklichen Fahrplankonferenzen sind sie ebenfalls vertreten. Im Tanfwesen werden 
sie gleichfalls um gutachtliche Äußerung ersucht. 

Der Deutsche Handwerks- und Gewerbekammertag, der in Personalunion mit 
dem Reichsverband .des Deutschen Handwerks steht, wird zu den Beratungen 
des Deutschen Industrie- und Handelstages hinzugezogen. Anregungen von lokalen 
Verbänden erhält er infolge der erwähnten örtlichen Bedeutung der Verkehrsfragen 
wenig. 

2. Freie wirtschaftliche Vereine. 

Eine knappe Gegenüberstellung zwischen öffentlich-rechtlichen Wirtschafts­
vertretungen und freien wirtschaftlichen Vereinen, so weit sie für die hier zu be­
handelnde Tätigkeit wesentlich ist, wurde schon bei den 1.- und H.-K.ammern ge­
geben. Aufgabe beider Arten di.eser Vertretungen ist, um es kurz zu wiederholen, 
die dauernde Förderung gemeinsamer Interessen ihrer Mitglieder zur besseren 
Gestaltung der wirtschaftlichen Lage. Im Gegensatz zu den öffentlich-rechtlichen 
Einrichtungen jedoch sind die freien Vereine in ihrer Organisation, Form und 
Namensgebung keinerlei Bindungen unterworfen. Ihr Zusammenschluß ist über­
wiegend fachlich und beschränkt sich auf bestimmte Wirtschaftszweige. Das 
Ziel wird in größerem Umfang zu erreichen gesucht durch Agitation, Petitionen 
und ähnliche Mittel. Fehlt ihnen also zunächst auch das mit dem öffentlich­
rechtlichen Charakter der Kammern verbundene Ansehen, so verleihen doch Wahr­
nehmung einheiUicherer Interessen, stärkere Aggressivität und schließlich wertvolle 
Leistungen ihren Forderungen Stoßkraft,. Anerkennung und Erfolg. Und wenn sie 
auch reine Interessenpolitik treiben, so verfolgen sie ihre Ziele doch zum Teil 
durchaus nach volkswirtschaftlichen Grundsätzen. 

Die Verkehrsdezernate und Verkehrsausschüsse von Landschafts- und Fach­
gruppen leisten eine reiche Vorarbeit für die gemeinsamen Besprechungen bei den 
Spitzenverbänden. Ohne diese Zubringerdienste stände deren Bearbeitung grund­
sätzlicher Fragen häufig auf tönernen Füßen. Die auf Eingaben ·oder Umfragen ge­
hildeten Urteile der Unterverbände tragen den Verhältnissen übersehbarer und 
einigermaßen gleichartiger Wirtschaftsbezirke oder Berufsgruppen Rechnung. Aus 
der Lage zur Rohstoffbasis, zum Ausland, zu Seehäfen, Binnenwasserstraßen, 
aus der Produktionsstufe usw. ergeben sich bedeutende Unterschiede auch in den 
Forderungen an die Verkehrspolitik, die gelegentlich zu heftigen Meinungsverschie­
denheiten führen. Sie innerhalb der eigenen Reihen auszutragen, ist Aufgabe der 
Spitzenverbände, die natürlich ausgezeichnete Bearbeiter haben müssen, wenn die 
Unterverbände zu ihnen Vertrauen haben sollen. Diese müssen überzeugt sein, daß 
die Spitze alles tut; andernfalls gehen sie selbständig vor, was gelegentlich aller­
dings auch aus taktischen Gründen geschieht. 

a) Industrie. 

Innerhalb der Tätigkeit der landschaftlichen Verhände und Fachgruppen der 
Industrie nimmt die Beeinflussung der gesamten Tarifpolitik den größten Raum 
ein. Bei dieser wieder ist das Hauptinteresse auf die Frachtsätze des Güterverkehrs, 
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b
"h und Beförderungsbedingungen gerichtet. Der Personenverkehr 

dessen N ebenge uren " 
tritt demgegenüber stark zuruck. 

aa) Regionale Verbände. 

. '1 oder 1 a n d s c ha f t 1 ich e n Vereine sind vorangestellt worden. 
Dw regiOna en t " htl' h " k t h d Z hl 1 inter den jüngeren Fachvereinen be rac lC zuruc seen , 

Obwohl. an ad h 1 infolge ihres meist J'ahrzehntelangen Bestehens, ihrer reichen 
kommt Ihnen oc 1 't V k h f d ihrer umfassenderen Beschäftigung aUC 1 ml er e rs ragen 
Erfahrung~tntl' u1n größere Bedeutung zu Das selbstgesteckte , Tätigkeitsgebiet ent-
durchschm lC 1 • " ß I d 11 Ir . b'" en durchaus dem AufgabenkrCls emer gro en ,- un ,- >..ammer. 
spncht el elmg " t t l' 1 ,,' f t u erwähnen daß diese Verbände m den melS en gese z IC ten 
Unnohg as z '. ,." . . k b t I 

I b · "ten vertreten smd SOWClt diese fur Ihren Bezlr es elen, Verke lrs elra . , . ' 
Als Vertreter der hinter ihnen stehenden Wirtschaftsgebiete un~ nach Ihren 

t 
.. hl' I en Leistungen zu urteilen sind als auch auf anderen Gebieten hervor-ta sac IC 1 , • W h d 

d landschaftliche Verbände zu nennen' der Ver ein zur a run ger 
ragen ? n sam e n wir t s c h a f tl ich e n In te r' es sen in Rh ein la n dun d Wes t-
gemel . 1 I d t' 11 falen (Langnam-Verein} und der Verband SächslsC le.r n us ne. er., 

Der Langnam-Verein in Düsscldorfl) steht m Person.alumo~ mit 
d Nordwestlichen Gruppe des Vereins deutscher Eisen- und Stahhndustneller. 
B~de -gehen gelegentlich mit dem ebenfalls sehr rührigen S~ahl:verksverband 
(Syndikat) vor. Auch hat sich zwischen ihnen eine gewisse ,Arbeltst~tlun~, hera~s-
ebildet, uud zwar bearbeitet der Stahlwerksverband, den Ja nur dw Gu~ertanfe 

fnteressieren, hauptsächlich die Detarifierungsanträge, während der gememsa~en 
Geschäftsführung der beiden anderen' Verbände Tarifsystemfragen und allgememe 
Ermäßigungen obliegen, , 

Zum Zwecke einer einheitlichen Stellungnahme in ,Fra~en, die d~s ,ganze 
rheinisch-westfälische Wirtschaftsgebiet angehen, besteht dlC Nie der rh e llli s C h -
:w e s tf ä I i s c h e Ver k ehr s - u nd T a r i f k 0 n fe ren z i n D ü s sei, dorf, deren 
Geschäftsführung in den Händen der Nordwestlichen Gruppe des Verems Deutscher 
Eisen- und Stahlindustrieller liegt. Sie wurde 1920 von der 1.- und H.-Kammer 
Essen angeregt. Aus persönlicher Fühlungnahme zwischen den Verkehr~fa~hleuten 
der großen Werke und Verbände entstand allmählich eine dauernde EmrlChtung. 
Infolge Wechsels in der Leitung des Verkehrs dezernates bei der 1.- und H,-Kammer 
Essen übernahm die Nordwestliche Gruppe die Führung, Der Ausschuß tagt grund­
sätzlich monatlich, meist aber nach Bedarf in Düsseldorf. 

In letzter Zeit hat auch eine zweckmäßige ZusammeIl:arbeit mit anderen 
wirtschaftlichen Verbänden und mit 1.- und H.-Kammern seItens des Langnam­
Vereins stattgefunden, um mit einer noch durchschlagsfähigeren Willensbildung 
bei wichtigen und die gesamte Wirtschaft des Ruhrgebietes berührenden Verkehrs-
fragen den gewünschten Erfolg zu erzielen. . . 

Der Ver ban d S ä c h s i s ehe r In d u s t ri elle r in Dresden mIt semen 
27 Ortsgruppen hat ebenfalls Verkehrsausschuß und Verkehrsreferat. Fragen 
lokaler Natur bearbeiten die Ortsgruppen natürlich direkt, wofür, was den Eisen­
bahnverkehr . anlangt, auch in gewissem Umfang die Betrie,bsdirektionen der 
Reichsbahn m Sachsen noch zuständig sind. Fragen allgememer .Natur gehen 
an den Verband Sächsischer Industrieller. Dieser wieder verhandelt m Angelegen­
heiten, die rein sächsische Belange betreffen, direkt mit den Behörden in Dresden 

1) Vgl. Mitteilungen des Vereins zur Wahrung der ~emeinsamen wirtschaftlichen Inter­
essen in Rheinland und Westfalen; 19215/1, 1926/3, 1927/5. 
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und Berlin, bei Fragen, die das ganze Reichsgebiet angehen, bedient er sic.h des 
Einflusses in den Ausschüssen des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, zu 
dessen besten Mitarbeitern er, wie übrigens auch der Langnam-Verein, zählt. 

Da die Fortbildung des Normalgütertarifs hauptsächlich in dem Verkehrs­
ausschuß des Reichsverbandes der Deutschen Industrie bearbeitet wird, soll hier 
etwas näher auf die Bemühungen um die ebenso wichtigen Ausnahmet~~ifel) 
eingegangen werden, Nachdem diese während des Krieges und aus pohhschen 
Gründen noch lange in die Nachkriegszeit hinein größtenteils aufgehoben waren, 
setzten naturgemäß rege Bestrebungen auf ihre Wiedereinführung ein, Nach Art. 365 
des Versailler Vertrages hatten die Feindbundstaaten das Recht zu verlangen, daß 
ihre Güter alle Erleichterungen und in jeder anderen Hinsicht die günstigste Be· 
handlung erfahren, die für Güter gleicher Art galten, die auf irgendeiner deutschen 
Strecke im Binnenverkehr oder zum Zwecke der Aus-, Ein- oder Durchfuhr unter 
ähnlichen Beförderungsverhältnissen insbesondere bezüglich der Länge der durch­
laufenen Strecke, befördert wurden. Mit dem 10. Januar 1925, an dem gleich­
zeitig auch handelspolitische Begünstigungen fielen, verzichteten die Feindbund­
staaten auf das Recht der Verlängerung dieser Bestimmung, so daß außenpolitisch 
kein Grund mehr vorlag, weiterhin die Erstellung von Ausnahmetarifen zu ver­
weigern. Außer den fortwährenden Bemühungen, die Zahl der Ausnahmetarife 
immer mehr zu vergrößern - wogegen allerdings auch Bedenken wegen der Über­
sichtlichkeit der Tarife geltend zu machen sind - oder die bestehenden auf andere 
Güterarten aus z u d eh ne n (z. TI. Ausnahmetarif für Eisen auf Halbzeug), war 
es dauernd Aufgabe der Verbände, die R ü c k wir ku n gen der 1924 dreimal 
erfolgten allgemeinen Frachtermäßigungen für Normaltarife und der am 1. August 
1927 erfolgten Tarifreform auf die Ausnahmetarife zu beobachten, Nicht selten 
wurden diese dabei unberücksichtigt gelassen, so daß die Spanne zwischen ihren 
und den Sätzen der Normaltarife auf ein Minimum herabgedrückt wurde. Auf diese 
Weise verloren sie natürlich ihre Bedeutung, Dann war z. TI. der Anreiz für die Ver­
frachter besonders des Ruhrgebietes, statt der kürzeren Reichsbahnstrecken im 
gebrochenen Bahn- und Schiffsverkehr nach den ausländischen Seehäfen, die meist 
längeren Bahnstrecken nach den deutschen Seehäfen zu benutzen, nicht mehr 
gegeben. Andere Anträge waren darauf gerichtet, die Ausnahmetarife für weitere 
Ton n e n sät z e als vorgesehen gelten zu lassen oder fehlende wichtige Ver­
k ehr s be z i eh u n gen in die Tarife aufzunehmen, Die von der Industrie heute 
geforderten Vergünstigungen sind Aus f uhr - und Bin n e n -Ausnahmetarife, In 
der zweiten Gruppe sind hervorzuheben Notstands· und Binnenumschlagsausnahme· 
tarife. Bei den Ausfuhrausnahmetarifen sind zu unterscheiden solche über See­
häfen und solche über die trockene Grenze. 

Gegenüber dem Zögern der Reichsbahn, das zweifellos in der Nachprüfung 
der neuen Verhältnisse gewiss,e Berechtigung hatte, wiesen die in Betracht 
kommenden Industrien und Wirtschaftsverbände in ihren Anträgen auf See­
ha f e n -Ausnahmetarife immer wieder darauf hin, daß ohne eine erhebliche 
Steigerung der Ausfuhr die Erfüllung der Reparationsleistungen für die deutsche 
Wirtschaft unmöglich sei. Für die rheinisch-westfälische Wirtschaft wurden haupt­
sächlich folgende Seehafenausnahmetarife daraufhin eingeführt: für Eisen und 
Stahl sowie Eisen- und Stahlwaren, Bier, Linoleum, Stein·, Siede- und Hütten­
salz, Düngemittel, Zement, Glas, Papier und Pappe, Feuerton und Steingutwaren. 

Nachdem hier das wichtigste erreicht ist, gehen vielfache Bestrebungen dahin, 

1) Vgl. Mitteilungen des Langnam·Vercins a, a, O. 
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. A h t'f f die Ausfuhr über die trockene Grenze auszudehnen, drese usna me an e au . ' . A f d' . 
f
" . h b d s auch die sächsische Wutschaft emsetzt. u lesem Gebiete 

wo ur SIC eson er . 1 h bl' 1 M" 1ft t Iit d . V I' h zur Vorkriegszeit noc 1 ganz er e IC lC ange es ges e . 
w~r en. 1m e~g de~abei auf die in fast allen vor dem Kriege vorhandenen direkten 
Hmgewrese~fwlr orgesehenen Ausnahmesätze und die daneben bestehende 00' 
Verbandstan en v I' "d' V k hr b . h " htl' h Z hl von besonderen Ausna Imetanfen fur rese ~r e s. ezlC ungen. 
trac IC ß e ...; ttbewerb, mit dem sämtliche deutsche Ausfuhrmdustnen auf dem 
Der gro ket ueka"mpfen haben, und der Rückgang der gesamten deutschen Ausfuhr 
Weltmar z W 't . d . 

d. Forderung heute verstärkte Geltung zukommen. el er WIr auf dw 
lassen leser . A' b hb W ttb b I" d (It I' ), 'f l't' he Förderung dieser rt m enac arten e ewer s an ern a !Cn 
!an po I ISC ., II b d . Von der Schwermdustne des Westens wurde vor a em e auert, 'daß 
verwiesen. h' d . E' d St hl d' R' hsbahn für die Ausfu r von Elsen un Stahl sowie i Isen· un a waren 
dre K~~~sen Abis D keine Ausnahmetarife erstellte. Die DRG. begründ~te die Ab~ 
l~~nung damit, daß :ie die dad~rch .. entstehenden Einnahmeausfälle mcht. tragen 
k"nne Erst gelegentlich der Tanferhohung vom 1. Oktober 1928 wurde eme von 
d~n l~teressenten allerdings als kaum ausreichend angesehene Ermäßigung von 
22-26 % (gegenüber den Sätzen des Normaltarifes) eingeführt. Den weiteren 
Wünschen der Wirtschaft muß aber entgegengehalten werden, daß ~ine allge· 
meine Ausdehnung der Seehafenausnahmetarife auf die Ausfuhr über die trocken~ 
Grenze die Seehafentarifpolitik durchkreuzt. Die Förderung der deutschen Seehäfen 
und der deutschen Seeschiffahrt würde damit größtenteils illusorisch. 

Vorstellungen vieler maßgebenden Wirtschaftskreise und Interpellationen im 
Reichs. und Landtag haben dem in dauernder wirtschaftlicher Notlage befind· 
lichen Erzbergbau im Sieg·, Lahn· und Dillgebiet neben staatlichen Subventionen 
No t8 t a n d s ta r i f e für Brennstoffe und Eisenerze gebracht. Daß deren Ermäßi· 
gungen mit den allgemeinen Frachtherabsetzungen häufig nicht Schritt hielten, 
war Anlaß zu zahlreichen weiteren Eingaben. Der DRG. wurde immer wieder 
vorgehalten, daß die Einstellung des Erzbergbaues Beförderungsverluste mit sich 
bringen werde, da der Ersatz an Erzmengen zum großen Teil auf dem Wasserweg 
aus den Hütten des Auslandes beschafft werden würde. Den Ausschlag für die 
erzielten tarifpolitischen Erfolge hat aber wohl nicht zuletzt die enge Wechsel· 
beziehung zwischen diesen Gebieten' und der Ruhrwirtschaft gegeben. 

Die Notlage der eisen· und stahlverarbeitenden Industrie des "Schmerzens· 
kindes" Ostpreußen veranlaßte die DRG. zur Einführung eines Ausnahmetarifs 
für Eisen und Stahl, Eisen· und Stahlwaren aus Rheinland und Westfalen sowie 
Oberschlesien nach Ostpreußen. Dabei war dem oberschlesischen Versandgebiet 
eine Frachtermäßigung um 15 0/0, dem rheinisch.westfälischen Industriegebiet 
dagegen nur eine solche von 10 % zugestanden worden. Das gab der benachteiligten 
Wirtschaft Veranlassung, eine Gleichstellung zu fordern. Für die angeführte Fest· 
setzung der DRG. dürfte jedoch einmal die Vergünstigung, die der Staffeltarif den 
weiteren Entfernungen geWährt, und zum anderen die Rücksicht auf den Wett· 
bewerb der polnischen Eisenbahnen bestimmend gewesen sein. 

In der Frage der Binnenumschlagtarife sei nur auf ein Beispiel ein· 
gegangen, das zeigt, wie sich durch die Tarifpolitik weit entfernt liegende 
Industrien ins Gehege kommen können. Die rheinisch-westfälische Sägewerks' 
industrie war durch die Entfernungsstaffel des neuen Normalgütertarifs geradezu 
in Notlage geraten. Während sie für das von ihr verarbeitete süddeutsche Rund· 
holz auf die kurzen Entfernungen zwischen den Holzgewinnungsstätten und den 
Umschlagplätzen am Oberrhein und zwischen denen des Niederrheins und den 
Sägewerksstationen die hohen Nahfrachten zu zahlen hatte, konnten. die süd· 
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deutschen Sägewerke, durch die billigen Sätze für die weiten Entfernungen 
begünstigt, ihr Bauholz auf unmittelbarem Bahnweg nach Rheinland und West­
falen verfrachten. Um der rheinisch·westfälischen Sägewerksindustrie ihren natür­
lichen Absatzmarkt wiederzl,lgeben, ging der Antrag des Langnam·Vereins, der 
u. a. von den 1.- und H.·Kammern Bonn, Düsseldorf, Duisburg·Wesel und Köln 
sowie vom Verein der Holzindustriellen in Rheinland und Westfalen und dem 
Rheinflößereiverband in Mainz tatkräftig unterstützt wurde, dahin, einen Wasser· 
umschlagtarif für Rundholz zu erstellen. Der Ausgleich zwischen den Interessen 
der rheinisch·westfälischen und der süddeutschen Holzwirtschaft war nicht leicht 
zu schaffen, zumal, da die Einführung von Wasserumschlagtarifen bei den be· 
kannten Gegensätzen zwischen Binnenschiffahrt und Reichsbahn immer mit 
Schwierigkeiten verbunden ist. Die lleichsbahndirektion Köln als geschäftsführende 
Verwaltung der DRG. erkannte jedoch die Notlage der Holzwirtschaft ihres 
Bezirkes an und trug dazu bei, daß der Wasserumschlagtarif für Holz ab 1. August 
1927 gewährt wurde. 

Aus dem Gebiete der reinen Binnenausnahmetarife seien die Bemühun· 
gen des Verbandes Sächsischer Industrieller erwähnt, die den west· und süd· 
deutschen Spinnereien gewährten Ausnahmetarife für Rohbaumwolle und Garne 
im Interesse der sächsischen Spinnereibesitzer auch auf Sachsen auszudehnen. 

Wett be wer b s ta r i f e erstellt die Reichsbahn, um ab· oder umgeleiteten 
Verkehr wieder an sich zu ziehen. Sie verdanken ihre Entstehung nicht der un­
mittelbaren Anregung der Wirtschaft. Valutadumping der Nachbarstaaten und 
Wettbewerbsmaßnahmen fremder Verkehrsverwaltungen sind meist die Ursache. 
Die Wirtschaftsverbände verfolgen diese Vergünstigungen nur deshalb gemiu, um 
mögliche Schädigungen der eigenen Ausfuhrindustrien hintanzuhalten. Soweit diese 
vermieden werden, halten die Verbände diese Tarife für durchaus zweckmäßig 
und notwendig. Die Wirtschaft hat Interesse an Verkehrs zuwachs und der damit 
verbundenen Einnahmesteigerung der DRG. Im anderen Falle müssen Verluste 
durch Tariferhöhungen wettgemacht werden, die die heimische Wirtschaft belasten. 
Nach dieser Seite haben die Verbände zum Teil den Verkehrstreibenden gegenüber 
aufklärend gewirkt. Zur Prüfung der wichtigen Frage, ob die zu erstellenden Tarife 
unter Umständen eine Schädigung volkswirtschaftlicher Interessen herbeiführen 
können, hat der Langnam·Verein wiederholt angeregt, die DRG. solle sich vorher 
mit den zuständigen deutschen Wirtschaftsvertretungen in Verbindung setzen. Das 
geschieht jetzt auch. Bevor Wettbewerbstarife eingeführt werden, wird der 
Reichsverband der Deutschen Industrie von der Reichsbahnhauptverwaltung gut· 
achtlich gehört. 

Wettbewerbstarife gegen den Lastkraftwagen (K.Ausnahmetarife) haben den 
Zweck, die von der Schiene auf das Auto abgewanderten Güter der Reichsbahn 
zurückzugewinnen. Gegen das Bestreben, auch auf diese Weise den alten Ver­
kehrsumfang zu erhalten, hat die Wirtschaft nichts einzuwenden, sie kann dabei 
,nur profitieren. Wohl aber wendet sie sich (Langnam·Verein)' gegen dieses System 
der nachträglichen Maßnahmen, das auch sonst bei der, Reichsbahn anzutreffen 
ist. Eine allgemeine Senkung' der Nahfrachten würde es vielleicht gar nicht zu 
dieser Abwanderung kommen lassen, also vorbeugend wirken. 

Zahlreiche Anträge auf Detarifierungen, wie sie für die in die oberen Tarif· 
klassen einger~!hte?- Güter der Fertigindustrie häufig gestellt werden, bearbeitet 
der Verband Sachslscher Industrieller (u. a. auch der Verband Südwestdeutscher 
Industrieller und der ye.rband Rheinischer Industrieller)'. Da von der Reichsbahn· 
hauptverwaltung dabel die Verhältnisse des ganzen Reiches geprüft werden Ulüssen, 
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. .. V I I chuß des Reichsverbandes der werden die Anträge zunacllst dem er ce lrsaUSS d 1 l' h 
Deutschen Industrie als Material überwiesen. Als ~egründut ng wer I en vOdr~~ Iml~e 

. d G" t führt Dabei komm es auc 1 vor, a so 
Wertvergleiche mIt an eren uern ang~ . t b' t anderer Industrien ein-
Anträge lediglich gestellt werden, um m das Abs.a zge I.e e en dieselben Berliner 
zudringen (Westdeutsche Schrauben- und MutternmdustrlC g g 
und sächsischen Industrien).1) 

bb} Fachliche Verbände. 
d t' II f die Interessenvertretungen des 

Bei den Fachverbänden der In uso ne so au . eis iele der Ferti industrie 
Bergbaues (Urproduktion} und auf ZweI hervorragende B p g 
(Fahrzeug- und Maschinenindustrie ) näher eingegangen kw~rd~n. b' d Ver 

Die hier angestellte Untersuchung zeigt, daß die Ver -eb.rs
t 

rage.n eIl en Hin-
d d B b . ß Teil des Arbeitsge le es emne Imen. -

bän en es erg aues emen gro en . V . e 'n der Mitte 
sichtlich der Verschiedenartigkeit der Interessen stehen dlCse er~n d 1 f 
zwischen den eben behandelten landschaftlichen Verbän~en. uno en sons Ige~ 
Fachverbänden. Die Tatsache daß die Kohle bei den ZWCI wlchtIg~~en Transpor -
.. '. 40 0' d beförderten Gutermenge auS-mitteln, Eisenbahnen und Wasserstraßen, Je ,0 er 1 'd d R 11 . lt 

macht und daß die Fracht bei diesem Massengut eine ent~c lei .. e~ e 0 ~ SPI~ , 

läßt das überragende Interesse begreiflich crscheinen. Tanfermaßlgungen .zur r 
weiterung der Absatzmärkte für den wichtigsten Rohstoff ?er gesamten Wlrtscha i 
sind das Ziel der Bestrebungen. Um es zu erreichen, wird ~uf d:~ Wettbe\~e; I 
ausländischer Kohle, auf die Eigenschaft als Hauptkunde belder 1:~.sportmIt e 
hingewiesen und deren Konkurrenz gelegentlich ausgespielt. In der Emf.uhrung von 
Mindestmengenrabatten für bestimmte Verkehrsbeziehungen .. auf. der Sclllene

l 
wb~;~~~ 

von hier aus die ersten Erfolge erzielt der Druck auf VergunstIgung durch e a. 
Förderung wichtiger Kanalbauten und' -projekte verstärkt. Genügende und rec~tzel­
tige Wagengestellung, Anzahl und Belastungsmöglichkeiten der Fah.rzeuge ge,,:,.mn~n 
infolge der riesigen Transportmengen erhöhte Bedeutung. Den Bedmgunge~ fur ~Ie 
große Zahl der Privatanschlußgleisbesitzer muß besondere Au.fmerksamkeit gewId­
met werden. Da das Grubenholz das Hauptverbrauchsm~terlal der Zech?n dar­
stellt, unterliegt der Holz tarif ständiger Kontrolle und Beemflussung, ,,:~bCl Wald­
besitzer- und Grubenholzhändlerverbände durch entsprechende Antrage lebhaft 
sekundieren. Personen- (Arbeiter-) und Postverkehr treten dahinter zu.~ück. Zum 
Teil sind die Verbände hier in den besonderen Handelskammerausschussen oder 
Verkehrsverbänden führend tätig. Vertretungen in den g~setzlichen ber~tenden 
Körperschaften des Reiches und ihres Bezirkes finden WIr fast allgemem: e?-t. 
sprechend der Bedeutung des Kohlenreviers. Auch sind die Verbände MItglIed 
zahlreicher Kanalvereine. 

Als die einflußreichsten Verbände des Steinkohlenbergbaus sind zu nennen: 
der Verein für die Bergbaulichen Interessen zu Essen und sein Antipode, der Ober· 
schlesische Berg. und Hüttenmännische Verein e. V. in Gleiwitz. . 

Im Hinblick auf die in der Einleitung begründete Beschränkung soll. hlCr 
nur auf den Verein für die Bergbaulichen Interessen in Essen und den Bergbauhchen 
Verein zu Zwickau eingegangen werden. Aus der Tätigkeit des V e re ins. für 
die Bergbaulichen Interessen ist hervorzuheben die bei ihm gebildete 
und unLer seiner Geschäftsführung stehende Ver ein i gun g der V e ~ k ehr ~ . 
dez ern e n t e n verschiedener Verbände und Werke der Kohlen· und Eisenmdustne. 
Zweck dieses Zusammenschlusses ist gemeinsames Vorgehen in allen sogenannten 

1) Vgl. Veröffentlichungen des Verbandes Sächsischer Industrieller, Heft 55, 1928, S. 53 H. 
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eisenbahntechnischen Angelegenheiten der beteiligten Industrien und Werke, also 
in der Hauptsache Anschlußgleis-, Gebühren· (Lagerplatz. un~. Nutzungs:! . und 
Wagenfragen. Mitglieder der Vereinigung sind außerdem das R~emlsch.Westfah.sche 
Kohlensyndikat in Essen, die Nordwestliche Gruppe des VerClns Deutscher Eisen­
und StahlindustrieIIer, der Stahlwerksverband, eine Reihe von 1.- und H.-Kammern 
sowie einzelne große Firmen. Auf die Fragen, die hierbei in den letzten Jahren 
eine Holle gespielt haben, soll bei der DarsteIlung des Reichsverbandes. der Deut· 
sehen Industrie, wo sie ihre zentrale Bearbeitung finden, näher emgegangen 
werden. 

Bemerkenswert ist die SteIlungnahme des Vereins für die Bergbaulichen 
Interessen zu dem Projekt einer Schnellbahn Köln-Dortmund, das von der 
StudiengeseIIschaft für die Rheinisch-Westfälische SchneIIbah~ m. b. ~f. in Es.~en, 
einer Vereinigung der Städte dieses Bezirkes, genau ausgearbeitet Wird und uber 
dessen Wirtschaftlichkeit oder Unwirtschaftlichkeit schon zahlreiche Gutachten 
vorliegen. Wohl wird vom Verein für die Bergbaulichen Interessen freudig aner­
kannt daß damit an der "noch immer unerschütterten Monopolstellung der 
Reichsbahn"l) gerüttelt wird und, daß nicht zuletzt der großen Rührigkeit der 
StudiengeseIIschaft ein beschleunigter Ausbau des Streckennetzes im Rhein-Ruhr­
Gebiet zu danken ist. Gegen den Bau selbst wurden jedoch von ihm wie vom Ober· 
bergamt Dortmund in mehrfachen Eingaben, Gutachten und Verhandlungen lebp,afte 
Bedenken geltend gemacht. Durch die Schnellbahn entständen erhebliche laufende 
Bergschäden, woraus einerseits für den Bergbau eine schwere Belastung und 
der Verlust abbaufähiger Kohlenvorräte erwachse, während andrerseits die Be­
triebssicherheit der Bahn selbst gefährdet sei. Inzwischen wurde bekanntlich von 
der DRG. ein Plan zum grundlegenden Ausbau ihrer Linien im Ruhrgebiet vor­
gelegt. Um die auch hierbei möglichen Schäden für den Ruhrbergbau auf das 
geringste Maß zu beschränken, hat sich die DRG. zu Verhandlungen über Einzel­
heiten in der Linienführung bereit erklärt. 

Einen Beitrag zu den Auswirkungen des Staffeltarifs liefert die Denkschrift 
des Sächsischen Steinkohlenbergbaues über seine Benachteiligung durch die Tarif­
politik der DRG.2) 

Die wirtschaftsgeographische Lage des im Gesamtrahmen des deutschen 
Kohlenbergbaues bescheidenen Reviers inmitten der hochentwickelten Industrie 
Südwestsachsens ist denkbar günstig zu nennen. Trotz verhältnismäßig hoher 
Selbstkosten infolge ungünstiger geologischer Verhältnisse, kostspieliger Abbau­
verfahren uSW. hatte der sächsische Steinkohlenbergbau vor dem Kriege in West­
und Mittelsachsen, Ostthüringen und Nordbayern ein nahezu unbestrittenes Absatz­
gebiet. Darüber hinaus tätigte er aber auch nicht ,unbeträchtliche Verkäufe nach 
Südbayern, Ostsachsen, BerIin und bis in die Gegenden von Eisenach und Schwein· 
furt. Der Wettbewerb der mitteldeutschen und der nordböhmischen Braunkohle war 
nicht drückend. Die Hauptkonkurrenten an der Ruhr und in Schlesien lagen so weit 
entfernt, daß ihre frachtliche Vorbelastung nach den genannten Gebieten zu groß 
war, um dorthin vordringen zu können. 

Die Strukturwandlungen der Wirtschaft haben diese Verhältnisse in der 
Nachkriegszeit vollständig verschoben. Zu besonderen sozialpolitischen Belastungen 
kamen die Expansionsbestrebungen der mitteldeutschen Braunkohlenindustrie, 

1) Vgl. Jahresbericht des Vereins für die Bergbaulichen Interessen, Essen, für 19~7 •.. 
2) Vgl. "Die Benach'eiligung des Sä'hsischen Steinkohlenbergbaues durch die Tanfpohhk 

der Deutschen Reichsbahn". Denkschrift des Bergbaulichen Vereins zu Zwickau e. V., Sep­
tember 1927. 
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deren Friedensförderung um 60 % überschritten wurde, zu der böhmischen Braun­
kohle trat die böhmische Steinkohle auf der EIbe, und ausschlaggebend wurde die 
Konkurrenz der oberschlesischen und der Uuhrkohle. Der 1920 in Kraft getretene 
Staffeltarif dessen Frachtsätze für Kohle (A. T. 6) bei 600 km nur 11 %, von 700 km 
ab überha~pt nicht mehr höher sind als die Friedensfrach~en, wä.hrend die Sätze 
für Nahentfernungen 30 % bis 60 % höher liegen, ermöghchte .diesen entfernten 
Revieren bis in und über die Absatzgebiete des sächsischen Stemkohle~bergbaues 
hinaus vorzudringen. So kann man seit Jahren fast täglich durch Chemmtz Kohlen­
eilgüterzüge von Schlesien nach Nürnberg fahren sehen. Und währ~nd die Ruhr­
kohle bis nach Görlitz vordrang, wurde ganz Mitteldeutschland bestnttenes Gebiet 
der beiden großen Steinkohlenreviere. Weitere Tarifvorteile (Wasserumschlagtarife 
für den Rhein und die Oder, Ausnahmetarife nach dem Siegerland, nach nieder­
ländischen Stationen) haben deren Position gestärkt, mittelbar den sächsischen 
Steinkohlenbergbau geschädigt. 

Die Bemühungen des Bergbaulichen Vereinsz u Zwickau waren in 
Eingaben und wiederholten, langwierigen Verhandlungen mit der DUG. und den 
anderen Kohlenrevieren zunächst darauf gerichtet, den Kohlenau~nahm~tarif auf 
die Friedensstaffel zurückzuführen, so daß jeder Entfernung di~ gleIche Ver-. 
teuerung von 32 % (Teuerungsindex) zufallen sollte. Zwar lag eme Entlastung 
der ~ahfrachten auch im Interesse der mächtigen Gegner und Hauptnutznießer 
der neuen Tarifgestaltung, eine Verteuerung der Fernfahrten konnten Sie aber nicht 
zugestehen. Um die durch die Maßnahme der DRG. verloren gegangene Wett­
bewerbsfähigkeit wieder zu erlangen, wollte sich der sächsische Steinkohlenberg_ 
bau mit einer Milder\lng der heutigen Entfernungsstaffel b~gnügen, ab.er auch 
dazu war die Reichsbahn "unter dem Einfluß der großen Stemkohienreviere und 
der Braunkohle" nicht bereit. Wohl in' der Erkenntnis, daß so grundlegende Ände­
rungen eines Ausnahmetarifs infolge seines engen Zusamm~nhange.s mit dem 
ganzen Tarifsystem von einem einzigen Verband nicht zu erreichen sm~, hat der 
Bergbauliche Verein in der genannten Denkschrift einen anderen Weg emgeschla_ 
gen. Er fordert nunmehr für die sächsische Steinkohle tarifliche Ausnahmebehand_ 
lung in Gestalt eines besonderen Frachtsatzzeigers mit 30 % Verbilligu~g in den in 
Frage kommenden .Entfernungen (b;is 250 km). Es wird abzuwarten selI~, ob nUn­
mehr größere Wirtschaftsgruppen diese Forderungen unterstützen. Bel der bis­
herigen Taktik hat sich der Verband Sächsischer Industrieller als Vertreter in 
erster Linie der bei we~tem überwiegenden sächsischen Fe r t i g industrie (Textili~n . 
Maschinen) und damit Befürworter des Staffeltarifs etwas zurückgehalten. > 

Die Braunkohle ist in der Nachkriegszeit der aufstrebende Wettbewerber 
der Steinkohle geworden. Sie .nimmt jetzt innerhalb der Kohlenwirtschaft einen 
bedeutenden Platz ein. Neben einer Steinkohlenförderung' von 145 :Millionen t im 
Jahre 1926 erbrachte die deutsche Braunkohlenförderung 140 Mill. t und erzeugte 
34 Mill. t Briketts. 

Auch die Br~unkohlenindustrie rechnet sich zu den besten Frachtzahlern der 
Rei~hsbahn. Für ihre Frachtlage bedeutsam ist der Umstand, daß der Absatz_ 
ra~lUs 'derBrau~koh~e, bes.onders. der Rohbraunkohle, infolge des geringeren 
Warmegehaltes, em VIel kl~lIlerer 1st als der für Steinkohle. Gerade die nahe 
Entfernungen si~d j.a bekanntlich .stärker belastet als die weiten Enlfernungen~ 
Infolgedessen trag~ ~nsbesondere dw Rohbraunkohle in großem Maße dazu bei 
die. Ausfälle des b~ll~gen Fernv~rkeh~s der übrigen Brennstoffe auszugleichen. Mit 
Ausnahrr,te des rhelIllschen Revwrs hegt der deutsche Braunkohlenbergbau aUßer_ 
dem sehr ungünstig zu den nalürlichen und künstlichen Wasserstraßen. 
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Der heute noch geringe Absatzradius der Braunkohle und ihre günstige 
geographische Verleilung gestattet eine Zusammenfassung der verkehrspolitischen 
Interessen. Die Bearbeitung geschieht in dem Deulschen Braunkohlen-Induslrie­
Verein in Halle für die Verkehrsfragen des Mitteldeutschen (Leipzig) und des 
Ostelbischen Braunkohlensyndikats (Berlin), für die der rheinischen Braunkohlen­
industrie durch den Verein für die Interessen der Rheinischen Braunkohleninduslrie 
in Köln. 

Der beim Deutschen Braunkohlen-Industrie-Verein zu diesem Zwecke ein­
gesetzte Verkehrsauschuß berücksichtigt dabei die Anträge und Sonderwünsche 
der Syndikate, die ihrerseits die Auswirkungen der Kohlenausnahmetarife prüfen, 
wobei das Konkurrenzverhältnis zur Steinkohle besondere Beachtung findet. 
Ebenso wird von den Syndikaten die Notwendigkeit, neue Ausnahmetarife für' 
bestimmte Verkehrsbeziehungen zu errichten, nachgewiesen und ihre Einführung~ 
angeregt. 

Die wichtigsten tarifpolitischen Bestrebungen der Braunkohlenindustrie sind: 
darauf gerichtet, 

1. eine Differenzierung der Kohlentarife zu erwirken und 
2. Küstentarife für Braunkohle zu bekommen.1) 

. Bemängelt wird s~it Jahrzehnten, daß der Ausnahmetarif für Kohle (AT. 6)­
ZWIschen den verschiedenen Kohlenar:ten keinen Unterschied macht. Da der' 
Marktpreis für 1 t Rohbraunkohle nur etwa 3 M. beträgt und für 1 t Braun­
kohlenbriketts etwa 13 M., wäp.rend der Wert für 1 tSleinkohle und Steinkohlen­
briketts sich im Durchschnitt auf 18-20 M. stellt, so zieht natürlich die Stein­
kohlenindustrie aus dieser frachtlichen Gleichbehandlung beider Kohlenarten un­
gleich größere Vorteile als die Braunkohlenindustrie. Diese macht daher einem 
in der Hauptsache auf 'dem Wertsystem beruhenden Tarif den Vorwurf der Un­
gerechtigkeit, weil er von einer unteren Grenze ab auf den Güterwert keine Rück-' 
sicht mehr nimm,t.. Absatz und Beförderung nach Wettbewerbsgebieten werden da-, 
durch für das bIllIgere Gut ausgeschlossen. . 

Mehrfache Vorstöße von industrieller wie vonVerbraucherseite eine Differen­
zierung der Kohlentarife zu erwirken oder die nur bedingt verwendbare Rohbraun-' 
kohle unter angemessener Senkung der Frachtsätze aus dem Ausnahmetarif 6. 
herauszunehmen, schei.terten an den fimtnziellen Schwierigkeiten der Eisenbahn­
v~rwaltung. und am WIderspruch der Steinkohlenindustrie, wobei auf die günstige 
~Ldsch.afthche Lage. des_ Braunkohlenbergbaues im Vergleich zur Steinkohlen­
mdustrw und auf dw mit der gewünschten Regelung eintretenden Wettbewerbs­
verschiebungen innerhalb der deutschen Kohlenwirtschaft hingewiesen wurde., 

Zur leichteren Wiedergewinnung der dem deutschen Kohlenbergbau längs, 
der Nord- und Ostsee .zum g_roßen Teil an ausländische (englische) Kohle verloren­
geg~nge:nen A?satzge~lCte, .. smd auf Drängen der Beteiligten sogenannte K ü s te n-, 
tanf·e (6e bIS h) emgefuhrt worden und zwar zunächst für die westdeutschen 
und oberschlesischen Steinkohlengewinnungsstätten im Mai 1925 kurz darauf: 
für die niederschlesischen Lager und endlich im Juli 1926 für das sächsische 
Revie:. !Jas· ließ selbstverstä~dlich den Braunkohlenbergbau nicht ruhen.' Nach 
langwwngen Verhandlungen seiner Syndikate die vermutlich und verständlicherweise· 
nicht in ~em Ma.ße wie de.r ~teinkohlenb~rgbau mit Vorkriegszahlen aufwarten 
konnt~n, IS~ es dIesem s~hheßhch gelungen, ab Februar 1927 auch für ihre Er­
zeugillsse eme FrachterlelChterung in Gestalt des Küstentarifs (61) zu bekommen. 

1) V~l. Gei s sIe r, Die Tarifpolitik der Reichsbahn für die Braunkohle' in Deutsche: 
KohlenzeItung Nr. 12, 1927.. ' 
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biete nicht selten unklare Bestimmungen enthalten un "organge el den 
Behörden fehlen müssen deren sich widersprechende Auslegu~gend de~ R~M. zur 
Entscheidun v~r eIe t werden. Ferner erfordert der wac sen e, urc gangs­
verkehr mit g Kraftrahr~eUgen einheitliche Richtlinien über A~ß .und B~s~haffenl:eit 
von Warnungstafeln und Wegweisern, und läß t es zweckRm~ Ilg erscheIfnfen, elne 
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Straßenverkehrsordnung als Rahmengese z ur 

Bei den Beratungen mit der Regierung und dem Reichstag über ~~e Neure~e_ 
lung der Kraftfahrzeugsteuer spielte der RDA. unter. den be~elh?ten Wut­
schafts- und Verbraucherverbänden eine führende ~olle. Seme ausfuhrhche 1?enk­
schrift über die Kraftfahrzeugsteuerfrage, die im Mal 1927 ~o~eleg~ ~~de, bIldete 
neben der des Deutschen Automobilhändlerverbandes un . en r e ung~~ des 
finanzpolitischen Ausschusses des Reichswirtschaftsrat~s d.lC Grundlage fur die 
Vorarbeiten der Regierung. Die Denkschrift des RDA., dIe ~lC ~rage d.er Pauschal_ 
wie Verbrauchsbesteuerung prüft, und dabei zum V~rglClch 1m welten Umfang 
ausländisches Material heranzieht, spricht sich für eme Pau.~chbesteuerung aus. 
In zahlreichen Lichtbildervorträgen vor den maßge~.enden K.orpers~haften W?rde 
die Stellungnahme des RDA. begründet. Die Vorschlage zu emer remen Bettiebs_ 
stoffsteuer, für die einzelne Verbraucherkreise bei den Berat~ngen des Gesetz­
~mtwurfs im Beirat für Kraftfahrwesen, Reichswirtschaftsrat, Relchs~at und Reichs_ 
tag lebhaft eintraten oder zu einer kombinierten Pausch- und BetrIebsstoffsteuer, 
wie sie der Deutsche Automobilhändlerverband befürwortete, wurden als gegen­
wärtig ungeeignet abgelehnt. Die Einführung einer solchen, durchaus als er­
strebenswert anzusehenden Verbrauchssteuer, die den Benutzungsgrad des Fahr­
zeuges mit berücksichtigt, mußte in Anbetracht der deutsche~ Verhältnisse 
(zahlreiche Arten von Betriebsstoffen, große Zahl von Erzeug~ngs~tatten) verscho_ 
ben werden. Die vom RDA. vorgeschlaßenen Steuersätze, . fur dlC auch die ge­
ßamte Wirtschaft eintrat, erfuhren allerdings durch den Emfluß der Straßenhau 

I 
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und -unterhaltung vertretenden Gemeindeorganisationen (Deutscher Landkreistag, 
Deutscher Städtetag, Verband der Preußischen Provinzen) eine Erhöhung. 

Über die Stellungnahme der Automobilindustrie zum Straßenbau sowie über 
den Wettbewerb' zwischen Kraftfahrzeug und Eisenbahn sind beim IlDA. Denk­
schriften in Vorbereitung, deren endgültige Fertigstellung jedoch noch längere Zeit 
in Anspruch nehmen wird.1) Man hofft bei der erstgenannten Arbeit aus der 
Gegenüberstellung der Kostenaufwendungen für den deutschen Straßenbau und 
der anteiligen Höhe aus dem Ertrag der Kraftfahrzeugsteuer Schlüsse ziehen zU 
können, die auch für die weitere Behandlung der Frage der Kraftfahrzeugsteuer 
richtunggebend sein müssen. Eine weitere Denkschrift soll die Zusammenhänge 
der Betriebsstoffsteuerfrage eingehend prüfen, da durch die Entschließung des 
neichstages vom 16. Dezember 1927 die Ilegierung aufgefordert worden ist, bis zum 
1. Oktober 1930 eine Denkschrift über die praktische Durchführbarkeit der Ver­
bindung eines Pauschalsteuersystems mit einer Leistungs- oder Verbrauchssteuer 
zu unterbreiten. -

Der Ver ein D e u t s c her M a s chi n e n bau ans tal te n (VDMA.) Berlin, 
der auch sonst durch qualitativ hochstehende wirtschaftspolitische Tätigkeit be­
hnnt ist 2), -gehört zu den verkehrspolitisch rührigsten Verbänden der Fertig-
industrie. ' 

Als Gesamtvertretung umfaßt er heute mehr als 90 % der deutschen Ma­
schinenindustrie. Es gehören ihm 2300 Firmen an, von denen 1400 unmittelbar 
als Einzelmitglieder und 900 mittelbar durch 80 Fachverbände angeschlossen 
sind. Die Zahl der in diesen mittelbar und unmittelbar angeschlossenen Mn­
schinenbaufirmen beschäftigten Arbeiter und Angestellten beträgt rund 600000. 
Dieser Unterbau macht den vorzüglich geleiteten VDMA. zu einem gleich starken 
Kontrahenten der ReichsbClhn und' außerdem zu einem, wo nicht dem wichtigsten 
Interessenvertreter der weiterverarbeitenden Industrie auf tarifpolitischem Gebiet. 
Ip.nerhalb der Arbeitsgebiete seiner Geschäftsstelle hat er ein besonderes Ileferat für 
Verkehrsfragen eingerichtet. Die. Haupttätigkeit dieser Abteilung besteht in der 
Behandlung von Fragen der Eisenbahnfrachten und -gebühren, der Überseeversen­
dung usw. Die Bemühungen während der letzten Jahre gingen hauptsächlich 
dahin, die ungünstige Entwicklung der Tarifvorschriften, die kurz nach dem 
Kriege für Maschinen und Apparate eingetreten war, wieder rückgängig zu machen, 
die Verfrachtung von Ausfuhrgut zu erleichtern und die Verkehrsinteressen der 
Maschinen- und Apparateindustrie nach jeder Richtung hin wirksam zu ver­
treten. Der VDMA. ist hier, wie auch in anderen wirtschaftspolitischen Fragen, 
mit seinen hochwertigen Erzeugnissen der Gegenpol der Eisen- und Stahlindustrie 
des Westens (Stahlwerksverband}. 

cc) Der Ileichsverband der Deutschen Industrie (nD!.). 
Der Reichsverband der Deutschen Industrie ist bekanntlich die 1919 gebildete 

Spitzenvertretung der gesamten deutschen Industrie~ Was oben allgemein und im 
besonderen beim D; 1.- und H.-Tag über Spitzen- und freie Verbände gesagt wurde, 
gilt auch für den IlDI. Seinen Entschließungen und zahlreichen Eingaben in all­
gemeinen und prinzipiellen Fragen kommt selbstverständlich eine hervorragende 
Bedeutung zu. Gegenüber dem D. 1.- und H.·Tag, mit dem er, wie oben erwähnt, 
teilweise zusammenarbeitet, fällt bei ihm die Wucht begrenzter Interessen ins 

1) Vgl. Geschäftsbericht des RDA. für das Jahr 1927. 
, 2) V gl. K. GI 0 ger. Konjunkturbeobachtung in Unternehmung und Unternehillerverbän-

den, Berlin 1928. . ' 
Zcibehr. f. Verkehrnl'i ... n.eh.rt. 7. Jahrg. Delt UI/IV. 8 
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Gewicht. Von der Menge der kleineren Eingaben. vermitteln die ."Geschäftlichen 
Mitteilungen für die Mitglieder des RD!." (GM.) dIe beste Kenntms. 

Der Verkehrsausschuß des HDI. besteht aus etwa. 80. Mitglie.dern. Unter­
bzw. Sonderausschüsse wurden gebildet für Angelegenheiten der Pnvatanschl~ß­
gleise, Güterwagen, Binnenschiffahrt, des Kraftfahrwesens, der Post, de: Klel',!­
bahnen, der EVO. und der Gütertarifreform. Dem Verkehrs~usschuß gehore',! dlO 
Mitglieder und Stellvertreter des Ausschusses der Verkehrsmte~e~~enten b~l der 
Ständigen Tarifkommission, soweit sie zu den Gr~ppen "Industrie und "Bmnen­
schiffahrt" zählen, ohne weiteres an. Außerdem. 1St darauf Wer~ gelegt worden, 
daß jeder Fachgruppe, sowie jedem landschafthchen Verban~ eme .angemessene 
Vertretung im Verkehrsausschuß gesichert ist. Alle Gru~p~n Jedoch l~ A.uss~huß 
der Verkehrsinteressenten bei der Ständigen Tarifko~mlsslOn zu berucksIChb~en, 
ist deshalb nicht möglich, weil dafür nur 6 ordenthche und ~ SteIlv~rtretersltze 
der Industrie zur Verfügung stehen. Das enge Zusammenarbmten zWlschen dem 
Ausschuß der Verkehrsinteressenten und dem Verkehrsausschuß de~ RD!. .. bietet 
aber Gewähr, daß es bei allen Fragen, die die. einze.lnen Indus~nen beruhr?n, 
durch Vernehmung von Sachverständigen ermöghcht wlrd, auch dlese Industnen 
zu Worte kommen zu lassen. 1) 

Der Verkehrsausschuß lehnt es aus wohlerwogenen. GrÜnd.~n ab~ sich für 
die Wünsche einzelner Industrien, z. B. auf Detarifierung lhr.er Gute;, emzusetzen. 
Durch die Herabtarifierung einer einzelnen Warengruppe Wird z:vetfellos das In­
teresse anderer berührt sei es daß diese dafür in höhere Tanfklassen versetzt 
werden, sei es daß di; Aussi;hten auf allgemeine Tarifherabsetzung vermindert­
werden. Dahe: überläßt der Verkehrsausschuß derartige Anträge den einzelnen· 
Fachgruppen, wobei durch den Ausschuß der Verkehrsinteressenten die. sach­
gemäße Prüfung eines jeden Antrages gewährleistet ist. .. . . 

Anerkannt bedeutend und allein vertretend ist der RDI. mtt semem Anschluß­
gleisausschuß, auf einem Gebiet, das für seine Interessenten eminen~ wichtig ist, 
wenn man bedenkt, daß etwa 80 % aller Güter auf Privatan~chlußglel~en ver- und 
entladen werden. Hier besteht tatsächlich eine Arbeitstellung. zWischen RD!. 
und p. 1.- und H.-Tag, insofern als die Anschlußgleisfrag~n all~in vom RD!. be­
arbeitet werden, wogegen die Fahrplangestaltung das ArbmtsberelCh des Fahrplan-
aussc~usses ~es D. 1.- und H .. Tages ist. '. .. 1"" 

DIe Bedmgungen für die Zulassung von Pr 1 v a t ans chI u s sen ) smd m 
,den letzten Jahren mehrfach geändert und neugefaßt worden. Inflation, Ruhrein­
bruch und Umstellung der DRG. haben die bestehenden Verhältnisse immer 
Vierwickelter ßemacht. Die Bestrebungen gehen nunmehr dahin, das ge~amt~ 
Recht der Pnvatanschlüsse einer Nachprüfung und Neuregelung zu unterziehen 
~it dem Ziele, die übermacht der DRG. bei Auslegung und Anwe~dung .dies?r. Be­
dmgungen zugunsten des Anschließers einzuschränken und eme emheltllche 
Hand~abun? <ler Bestimmungen herbeizuführen. Diese Mängel wurden deutlich, 
als dle ReIChsbahn nach ihre, Vergesellschaftung und Belastung dazu überging, 
den Anschlfeßern neue Vertragsentwürfe zur Anerkennung zu übersenden, mit 
zum Teil ganz erheblichen Steigerungen der Sätze für Anschlußgebühren, Pausch­
vergütungen und Lagerplatzmieten. Dabei stellten manche Reichsbahndirektionen, 
plötzlich zu stark mit "kaufmännischem Geist durchtränkt", übertriebene Forde­
run~en. Erklärten sich die Anschließer damit nicht einverstanden, so wurde nicht. 
selten die. Kündigung des Ans?hlusses angedroht oder ausgesprochen. pie mit 

1) Vgl. J. He rl e, Aufgaben und Tätigkeit des Reichsverbandes der Deutschen Industrie. 
Bericht der Geschäftsführerkonferenz in Würzburg, 1924. ' 
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der unterschiedlichen Behandlung in den einzelnen Gebieten verbundenen uner, 
freulichen Verhältnisse, die allgemeine starke Belastung der Anschließer und die 
schwer nachprüfbare Behauptung der Reichsbahn, daß ihre Selbstkosten auch 
heute noch nicht durch die bestehenden Gebühren gedeckt würden, veranlaßten den 
Ausschuß, die gesamten Fragen eingehend zu prüfen. Dabei stützte er sich be­
sondßrs auf das von den Verbänden des Ruhrgebietes überlassene wertvollo 
Matmial urid deren reiche Erfahrungen. 

Bish.er wurde der Reichsbahnhauptverwaltung ein Antrag auf eine Neu­
gestaltung des Anschlußgebührentarifs durch Erweiterung der Wagengruppen vor­
gelegt. Es wird darin von der Tatsache ausgegangen, die schon im bestehenden 
Tarif an.erkannt ist, daß auch bei den Privatanschlüssen die Selbstkosten der 
Reichsbahn mit der Zunahme der Verkehrsmengen fallen. Anlage und Unterhal­
tung umfangreicher Freiladestraßen und ein großer Teil von Arbeiten (Anbringen 
ausgefüllter Beklebezettel, Kupplung der Bremsschlauche, Zusammensetzung der 
Wagen nach Abgangsrichtungen usw.} werden der DRG. mit zunehmendem 
Massenverkehr der großen und größten Anschließer so weit abgenommen, daß 
ihre Kosten auf ein sehr geringes Maß herabgedrückt werden. Es schien dem RDL 
daher nicht angebracht, eine allgemeine Senkung des gesamten Anschlußgebühren­
tarifs zu beantragen, sondern eine günstigere Gestaltung der Anschlußgebühren: 
zunächst nur bei den größeren Anschlüssen zu erstreben, wie das in dem erwähn­
ten Antrag zum Ausdruck kommt. 

Was die Pauschvergütungen für Privatanschlußgleise anhingt, so gaben ins­
besondere die hohen Mieten für das vom Anschluß benutzte Reichsbahngelände 
zu wiederholten Beschwerden und Klagen Anlaß. Hinweis und Berufung auf 
verschiedene gerichtliche Urteile, in denen übermäßige und zulässige Miets­
sätze festgestellt worden waren, halfen in zahlreichen anderen Fällen, eine Sen­
kung des Geländemietzinses zu erreichen. 

Zur Beseitigung der willkürlichen Festsetzung von Lagerplatzmieten und 
Nutzungsg,ebühren gehen die Bestrebungen dahin, die Reichsbahnhauptverwal­
tung zu veran~ass?n, .einheitliche Richtlinien über die Bemessung der Gebühren 
zu erlassen, Wle Sle dle Gruppenverwaltung Bayern schon lange für ihren Bereich 
llerausgegeben hat. Besonders die rheinisch-westfälische Industrie wünscht die, 
selbe günstige Gestaltung der Lagerplatz- und Nutzungsverhältnisse für sich wie 
sie dort gehandhabt werden. Statt der bisher von den preußischen Direktionen 
geübten Festsetzung. der Gebühren "nach den Vorteilen, die die Mieter aus den 
Lagerplätzen oder dle Nutzungsnehmer aus den Gestattungen ziehen", wird als 
richtiger und gerechter empfohlen, Höchstgebühren festzulegen, denen nur die 
tatsächlichen Aufwendungen der Reichsbahn und nicht alle möglichen wirt­
schaftlichen Momente auf Seite des Dritten zugrunde gelegt werden. . 

Zu bestimmten Vorschlägen, etwa in Form eines "Reichsgesetzes für Privat .. 
anschlußbahnen", haben sich die Arbeiten bisher noch nicht verdichtet. Die 
notw.endigsten Ergänzungen der bisherigen Bestimmungen, über die Ahrens 2) 
nähere Ausführungen macht, sind dabei zu treffen für Anlage und Aufhebung 
des Anschlusses sowie über das Verfahren bei Änderungen der Bestimmungen. 
Freies Ermessen und Ausübung eines Druckes auf den schwächeren Kontrahenten 
durch die DRG. muß dabei zugunsten des AnschIießers oder 'Anschlußsuchenden 
eingeschränkt werden. Ferner soll jede bisher im Belieben der Reichsbahn 

1) Vgl. A h ren s in Mitteilungen des Vereins zur Wahrung der gemeinsamen wirtschaft· 
lichen Interessen in Hheinland und Westfalen, Nr.3, 1926. ..' 

2) s. J\. h ren s a. a. O. 
8* 
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t 1 d " d d B stimmungen der Zustimmung cines paritätisch zusammen-
s e l~nt e AAn er~ng er bedürfen Dieser könnte gebildet werden aus einer Anzahl 
gRes.elz benl usstc lU

t 
sses ed der' gleichen Zahl von Vertretern wirtschaftlicher 

CIC IS a lIlver re ern un '. " k" 
S 't b" d wobei' etwa das RVM den Vorsitz fuhren onnte, pi zenver an e, 'd I d . d b f Il ' 

Staffelun der Gebühren und Höhe des Wagen s ta n ge .. e s sm e en a s m 

I Jg h G tand zahlreicher Eingaben und Erorterungen gewesen. den etzten aren egens . 1 b' I ' t 
k t . t d B 'spl'el deshalb weil es zClgt, welche un )ea SlC Ihg en 

Bemer enswer IS as Cl, h b k" E d 
, k ft" 1 t sellr einleuchtende Neuerungen a en onnen. n e AuswIr ungen 0 zunac IS , . k .. . V 

1925 hatte das Eisenbahnzentralamt der Ständigen rar~f omm~ss!On emen or-
'hl " d d Wagenstandgeldsätze unterbreItet, bm dem außer der 

sc ag zur An erung er d W t' I (1'1 
Standdauer (1, 2, 3 und mehr Tage) auch das vorh~n ene agenma ena an-

I d Üb fl ß) f" d'e Höhe ausschlaggebend sem sollte, So stark das, Inter­
ge oder W.ert uh ft ur "I lIst an ermäßigten Sätzen für die Zeit des Wagenüber-
esse er Ir sc a zunac . G f h 1 d ß d' 
fl I d h b . der getroffenen Regelung dIe e a r na le, a le 

usses war, so ag oc el I" b t t D' F I 
Verkehrstreibenden die Güterwagen geradezu als LagerPdatze beIlt~, zhetl~'h le 1 '?hgte 

d b " l" f' Wagen mangel bei dem ann e rac lC er 10 e avon a er ware lau 1ger " b W k h 't" 
S"t . A h k würden Wann hegt nun a er" agen napp el a ze In nrec nung ommen· ,,' B I' b d 

? D . h d B 'ff . d Utl'g kaum festlegen läßt, ware es ms e le en er vor a SIC ,er egn em e 'k t 'h d' W' t 
DRG, gestellt, diesen Zustand als gegeben anzusehen. Daml~ onn e SIC lC lr-
schaft nicht befreunden, Der Vorschlag wurde dah~r zuruckgezog,en: 

Ein umfangreiches Arbeitsgebiet hatte ebenfalls m der letzte?, ZeIt der EVO.­
Ausschuß aufzuweisen, der in vielen Sitzungen immer ~cho~ die laufenden An­
träge Zur Reform der EVO., sichtete und an das RVM. weIte

l 
rletltellte, nd~ch bAevotr "der 

Referentenentwurf vom Januar 1928 herauskam. Ges~mme t seen lCse n rage, 
wie auch d' d D I d H _'I' ges und des Reichsverbandes des Deutschen le es . ,- un ,a S· T"t' ~'t 't 
Groß- und Überseehandels beträchtliche Kompendien dar. eme a 19.,el lS 
übrigens mit dem Inkrafttreten der neuen EVO. am 1. Oktober 19~8 m~ht er­
schöpft, denn dauernd gibt es neue Änderungswünsche, und ve~~uthch WIrd die 
neue EVO. auch Härten zeitigen, die erst die Praxis erkennen. laßt. 

Der Güterwagenausschuß bemüht sich seit Jahrer,t um dIe Vermehrung der 
großräumigen offenen Güterwagen~ Seinen darauf abzlelcnd,~n Bestrebu~gen ~nd 
insbesondere den über die Ausstattung gemachten Vorschlagen verschlIeßt slCh 
das Reichsbahnzentralamt nicht mehr. 

b) Handel. " . 
Bei den Vereinen des Handels verschiebt sich der Schwerpunkt der BetätI­

gung ~uf verkehrspolitisehern Gebiet nach dem Post- und Per~onenverkehr. 
Die Bedeutung des Nachrichtenverkehrs für den Handel hegt auf der Hand. 

Kaum eine andere Wirtschaftsgruppe _ und bei dieser wi~der hauptsächlich der 
,Großhandel - ist in gleichem Maße und Umfang am Bnef-, Telegraphen- und 
Funkverkel~r beteiligt und hat ein so ausgedehntes V~r~indungsnetz zu" Her­
ste~lern" WI~ Abnehmern ständig zu unterhalten. Ermaßlgung de~ Gebu~ren­
t~nfe fur dles~ Verkehrszweige, ihre weitmöglichste Anpassun? an dl.e Vork.negs­
satze und Erl~lChterung des Auslandspostverkehrs sind neben emer Reihe klemerer 
Anregungen dlC Hauptforderungen auf diesem Gebiete. 

Daneben gilt die besondere AUfmerksamkeit der Verbände der Personentarif­
politik. Daß die Entwicklung des Handelsverkehrs eine intensive und individuelle 
Bearbeitung von Abnehmern und Lieferanten nötig macht, ist gleichbedeutend mit 
einer ständig wachsenden Heisetätigkeit. Die auf diesem Gebiete außerordent­
lich regen Interessenvertretungen (der Reichsverband des Deutschen Groß- und 
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Überseehandels, der Centralverband Deutscher Handels-Vertreter-Vereine, der Ver­
band reisender Kaufleute Deutschlands, der Bund reisender Kaufleute im DHV. 
u. a.) setzen sich daher nicht nur gegen die Absicht der DRG. bei Fehlbeträgen 
zunächst die Personentarife zu erhöhen, scharf zur Wehr, sie fordern darüber 
hinaus Vergünstigungen und Erleichterungen für den Berufsreiseverkehr. Das 
kaufmännische Prinzip, "Großbenutzern" einen Rabatt einzuräumen, scheint die 
DRG. an sich anzuerkennen. Ihre Bedenken liegen dagegen darin, daß der Anreiz 
dieser Ermäßigung nicht zu dem in Aussicht gestellten Verkehrszuwachs und zur 
Benutzung höherer Wagenklassen führen würde und daß die angestellten prakti­
schen Untersuchungen eine Vermehrung der Abfertigungskosten ergeben haben. 
Bei den Verhandlungen im D. 1.- und ll.-Tag wurde von Vertretern der DRG. darauf 
hingewiesen, daß der Zeitpunkt dieser Forderung ungünstig gewählt sei. Wir 
wissen heute, daß die am 7. Oktober 1928 in Kraft getretene Personentarifreform 
den Bestrebungen im Wege stand. Bei der künftigen Behandlung dieser Frage sollte 
man jedoch die psychologische Wirkung einer solchen Maßnahme nicht unter­
schätzen. Gewiß wird damit die Entwicklung des Kraftwagenverkehrs, über 
dessen zunehmende Bedeutung für den Geschäftsreiseverkehr die Verbände Um· 
fragen veranstaltet haben, nicht aufgehalten werden, aber besser scheint es doch, 
von vornherein den alten Verkehrs umfang zu erhalten, als später mit kost­
spieligen Werbemaßnahmen vielleicht ergebnislos zu versuchen, verlorene Be· 
nutzerkreise wiederzugewinnen. 

Im folgenden noch einige Ausführungen über die beiden Spitzenverbiinde des 
Handels, den Reichsverband des Deutschen Groß- und Überseehandels und die 
Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels, sowie den Hansabund für Ge­
werbe, Handel und Industrie und schließlich den Automobilhändler-Verband. 

Der Reichsverband des Deutschen Groß- und Überseehandels 
(RDGÜ.) ist im Juli 1927 aus dem Zusammenschluß des Zentralverbandes des 
Deutschen Großhandels mit dem Reichsverband des Deutschen Ein- und Aus­
fuhrhandels hervorgegangen. Die verkehrspolitische Betätigung in größerem Stile 
brachte der Zentralverband mit. Auf wiederholte Anregungen aus den Kreisen 
seiner Mitglieder beschloß dessen Präsidium im Januar 1925 die Bildung eines be­
sonderen Verkehrsausschusses. Die wachsende allgemeine Bedeutung der Ver­
kehrsfragen und die Notwendigkeit der Berücksichtigung von Großhandelssonder­
interessen ließen Bedenken etwaiger Doppelarbeit in Anbetracht der gleichen Aus­
schüsse beim D. 1.- und ll.-Tag und beim RD1. zurücktreten. Berücksichtigt 
man, daß hinter diesem Reichsverband zahlreiche Bezirksgruppen und Fach­
verbände des Groß- und Überseehandels stehen und daß die großen Verkehrsfragen 
soweit wie möglich aufs engste auch im Einvernehmen mit den maßgebenden 
und nahestehenden Spitzenverbänden zusammen bearbeitet werden, so wird 
man von einer Überorganisation nicht reden und dem RDGÜ. bei sachkundiger 
Vertretung seiner verkehrspolitischen Interessen die Berechtigung zu dieser Tätig­
keit nicht absprechen können. Jedenfalls wird ihm eine größere Aktivität auf 
diesem Gebiete, die schon gute Ansätze aufzuweisen hat, früher oder später die 
gewünschte Vertretung in den Verwaltungskörpern von Reichsbahn und Reichspost 
verschaffen. Auf enge Fühlungnahme mit seinen Bezirksgruppen und Fachverbänden 
und dieser wieder mit den zuständigen Reichsbahndirektionen wird großer Wert 
gelegt, besonders im Hinblick auf die Tatsache, daß die Reichsbahnhauptverwal­
tung zahlreiche Einzelanträge ihren Direktionen überweist. Der RDGÜ. glaubte 
aus einem weiteren Grund Veranlassung zu haben, auf die Verkehrsprobleme, 
insbesondere die Tariffragen, sein besonderes Augenmerk zu richten. Seine Mit-
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glieder beschäftigten sich nämlich auffallend wenig mit diesen Dingen, eine 
Tatsache deren Ursache wohl in dem kleinen Personalstand des einzelnen Unter­
nehmens' dieses Wirtschaftszweiges zu suchen ist. Mit Recht betont demgegen­
über der Referent dieses Faches die große Bedeutung der Gütertarife auch für den 
Großhandel deren genaue Kenntnis diesem vielleicht mehr noch als der stand­
ortgebunde~en Industrie die Möglichke.it geschic~~er Ausnutz~ng. von ~arif:igen­
tümlichkeiten biete. Nur so könnten (he Waren uber den tanfansch gunstIgsten 
Weg geliefert und bezogen werden. Andererseits müßten aber a.uch u.nvorher­
gesehene Tarifiinderungen, die meist in Form von Ausnahmetanfen eme Ver­
schiebung der WiCttbewerbsverhältniss.e herbeiführen, ~eobachtet werden, um 
Schädigungen für manche HandelsbezIChungen zu verhmdern. 

Die Hauptgemeinschaft des de~.tschen Einzelhande!s (geg~ün­
det 1919) ist ebenfalls ein Verband der Verbande. In 74 ~ach~. und Bezrrksver:men 
sowie 15 Industrie- und Handelskammervertretungen smd uber 320000 Emzel­
händler, die organisationsfiihig sind, zusammengesc~llossen. Es. liegt in der .Natur 
dieses Wirtschaftszweiges, der u. a. z. B. den. Klemhandel mit Nahru~?smItteln, 
Be.kleidungsgegenständen und den nörsenver:l.n d~r Deutschen Buchhandler zU 
semen Mitgliedern zählt, daß ihn verkehrspohhs~h m der Hauptsache Fr~gen des 
Postverkehrs interessieren. Da nun der VorsItzende der Hauptgememschaft, 
H. Grünfeld, als vorzüglich sachkundiges Mitglied der Berliner 1.- und H.-Kammer, 
des Postausschusses des D. 1.- und H.-Tages und des Verwaltungsrates der Deut­
schen Iteichspost, deren Sonderinteressen in den letzten ~eiden Körperschaften 
ausgiebig vertreten kann, erübrigt sich die Einrichtung emes be~onderen Aus­
schusses. Kleinere Anträge und Stellungnahmen ,~erden .gelegenthch auch von 
der Hauptgemeinschaft allein und selbständig weItergelCltet. Zusammenfassend 
kann aber gesagt werden' daß die Verkehrs interessen des Einzelhandels infolge 
des relativen Zurücktrete~s dieser Fragen und der persönlichen Verflechtung im 
De~tschen 1.- und H.-Tag genügend gewahrt werden .. Die gute Vertr~tung u~d d~e 
germge Interessenkollision bringt den Einzelhandel luer auch kaum m BedrangnJs 
durch Industrie und Großhandel wie auf anderen Gebieten. 

. Die Eigenart der hier in Frage stehenden Tätigkeit d~s ~I ~ n s abu n des liegt 
darm, .. daß er sich in der Hauptsache auf große ~nd .prmzlpICIle Verkehrs~ra.gen 
beschrankt u?d seine Stellungnahme außer in teIlwClse etwas. propagandistIsch 
gehaltenen Emgaben häufig in öffentlichen Erklärungen kundgibt. 

Zu d.en ständigen Programmpunkten zählt bei ihm als eine der ersten Forde· 
~unge~. ~1C "Entlastung des Wirtschaftslebens durch Ermäßigung der gegenwärtig 
u?ermaßlg hohen Eisenbahn-, Post- und Fernsprechgebühren". So nimmt es 
lllC~t "~u.nder, daß er in den letzten Jahren den Kampf der Wirtschaft gegen die 
Tanfpohhk der staatlichen Verkehrs unternehmen mehrfach als ihr Wortführer 
auf~.ahm. ~ls der Erfolg im Sommer 1927 ausblieb und die Post trotzdem zur 
Erhohun.g Ih.rer Gebühren schritt, zog er seine Konsequenzen nach der Richtung, 
d~.ß er m emgehend begründeter Eingabe im Dezember 1927 die gesetzgebenden 
Ko~perschafte:r: ~ufgefordert hat, die Tarif- und Gebührenpolitik der Deutschen 
Reichspost wie Ihre gesamte Haushaltsgebarung wieder unter dem Einfluß der 
g~setzgeben~en Körperschaft~n, d. h. des Heichsrats und des Reichstages, unter 
Sicherung emes starken Mitbestimmungsrechtes der im Verwaltungsrat der Reichs­
post wirkenden Wirtschafter zu stellen. 

Der D e u t s ch e Auto mobil- Hä ndle l' _ V Cl' band (Reichsverband für Kraft­
fahrzeughandel und -bedarf) vertritt im Gegensatz zum Heichsverband der Deut-
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schen Automobilindustrie die Interessen der Verbraucher. Das zeigt sich deutlich 'in 
der Frage der Kraftfahrzeugbesteuerung, wie wir gleich noch sehen werden. 
Hinsichtlich seiner Mitarbeit im Beirat für das K.raftfahrwesen, in der Arbeits­
gemeinschaft für das Droschkenwesen in Berlin und in Gesetzgebungs- und Ver­
waltungsfragen des Kraftfahrzeugverkehrs gilt das gleiche wie bei dem Reichs­
'verband der Deutschen Automobilindustrie. Auf Grund einer sorgfältigen Prüfung 
der ausländischen Erfahrungen und der Bedürfnisse der deutschen Verbraucher 
selzte er sich von vornherein für die Einführung einer Betriebsstoffsteuer ein. Um 
den übergang zu diesem neuen System in Deutschland zu erleichtern, einigte 
man sich dann innerhalb' seiner Reihen dahin, daß wenigstens annähernd die 
Hälfte. des gesamten Steuerertrages durch die Betriebsstoffsteuer aufzubringen sei, 
während für den Hest zunächst noch das von der Automobilindustrie verteidigte 
System der Hubraumsteuer bestehen bleiben sollte. Der Verband propagierte seine 
ebenfalls in einer Denkschrift niedergelegten Vorschläge lebhaft, besonders durch 
zahlreic.he Vortr.äge. in Automobilklubs und anderen Automobilbesitzervereinigungen. 
Man WIll dabei eme große Anhängerschaft für den Gedanken der Betriebsstoff­
steuer festgestellt haben. Wenn es trotzdem nicht gelang, den Entwurf durch­
zuset~en, so sieht ~~n d~e Grün~e hauptsächlich in der überschätzung der steuer­
techmschen SchwlengkeIten bCi der Erhebung und in der übereilten Durch­
.beratung ~es Geset~ent~urfes_ Als dann die Unmöglichkeit, die Betriebstoffsteuer 
du~chzubn~gen, ersiChthch wurde, kam es ihm darauf an, mit den übrigen inter­
essICrten Korpers?haften zU~aInmen den auf der Grundlage der Hubraumbesteuerung 
aufges~ellt.en Ta~lf der Regierung herabzusetzen und die Bestrebungen der Wege­
baupfhchhgen, Ilm noch zu erhöhen, zu verhindern. Besonderen Wert legte der 
Verband aber darauf, daß die Einführung einer Betriebsstoffsteuer damit nicht 
l'lndgültig begraben sein sollte. Er setzte sich deshalb in einer unmittelbar vor 
den entscheiden~en Reichstagssitzungen abgehaltenen Besprechung von Vertretern 
der gesamten WIrtschaft dafür ein, daß das Gesetz befristet werde. Wie wir schon 
heim Reichsverband der Deutschen Automobilindustrie sahen, geschah dies auch. 

c) Landwirtschaft . 

Auch zwischen den freien und öffentlich-rechtlichen Vertretungen der Land­
wirtschaft ist ein Zusammenarbeiten festzustellen. So beruft der Deutsche Land­
wirt~~hafts~at heim Vorliegen be.sonders wichtiger Tarifierungs- und sonstiger 
Antr~g.e dlC maß gehenden landWirtschaftlichen Organisationen (Reichslandbund, 
Vereliligung der Deutschen Bauern-Vereine u. a.)' einschließlich der Genossen­
schaftsverbände zu gemeinsamer Aussprache. Diese landwirtschaftlichen Vertre­
tungen ein~g.en sich jeweils auf eine bestimmte Entschließung, so daß ihre 
verkehrspohtJsche Stellungnahme eine einheitliche ist_ 

Der wichtigste freie Verband ist der Re ich s I an d b und der 1921 aus dem 
früheren Bund der Landwirte und dem Deutschen Landh~nd entstanden ist 
,un~ .37 Bezirksverbände u.mfaßt. Sein beträchtliches Arbeitsgebiet in verkehrs­
pohhschen Fragen deckt Sich sachlich mit dem des Deutschen Landwirtschafts­
rats, die Forderungen jedoch sind weiter gesteckt. 

Hervorzuheben ist seine lebhafte propagandistische Stellungnahme gegen die 
~anal~auten. Außer den allgemeinen Argumenten der Kanalgegner (Unwirtschaft­
lichkeit der. Wasser~traß:n und volle Leistungsfähigkeit der DRG., erschwerte 
Lastenaufbrmgung fur dlC DRG., Wahrscheinlichkeit von Tariferhöhungen und 
neuen Steuerlasten usw.) werden als besonders schädlich für die Landwirtschaft 
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die Enteignung und Zerstörung wertvollen Kulturlandes und die Entziehung der 
Bodenfeuchtigkeit durch Senkung des Wasserstandes angeführt. Es wird dabei 
besonders hingewiesen auf zahlreiche Schädigungen, die die seinerzeit durch­
geführte Unterweser-Korrektion der Landeskultur und zwar erst jetzt nach vielen 
Jahren gebracht habe. Dagegen würden die von den Wasserstraßenbauten ver­
schlungenen beträchtlichen Kapitalien für andere wichtige Aufgaben, z. B. für 
die Landeskultur, nicht aufgebracht werden können. 
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DieWirtschaftsf'ührungderDRP.unterdem Einßuß desRPFG.l) 
Von Dr. H. He 11 mut h, Oberpostdirektor, 

Dozent an der Hochschule für Wirtschafts· und Sozialwissenschaften in Nürnberg. 

I. Grundsätzliches. 
1. Als öffentliche Verkehrsanstalt 2) bedarf die DHP. gleich jedem anderen 

Reichs- oder Staatsbetrieb der sächlichen Mittel, die ihr als unerläßliche wirt­
schaftliche Unterlage zur Erfüllung ihres gemeinnützigen Wohlfahrts- und Für­
sorgezwecks verhelfen. Bei der Bewirtschaftung dieser sächlichen Mittel war 
die DRP. bis vor wenigen Jahren gleich den übrigen Reichsverwaltungen in den 
Hahmen des allgemeinen Reichshaushalts eingespannt, hing wie jene in der 
Finanzgebarung und im Rechnungswesen, vielfach auch in der Gebührenpolitik von 
den für Reichsbehörden bestehenden verfassungsmäßigen Bindungen ab.S) Auch 
die Leitung vollzog sich nach den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen, 
war rein staatsverwaltungsmäßig eingestellt. 

In den ersten Nachkriegsjahren hatte die DRP. unter den äußerst schwierigen 
Verhältnissen infolge der Kriegswirkungen, besonders unter der Geldentwertung 
schwer gelitten. Die gesamten Betriebseinrichtungen, insbesondere die Telegraphen­
und Fernsprechanlagen, waren herabgewirtschaftet und technisch und finanziell 
erheblich entwertet, das Personal war in seiner Leistungsfähigkeit geschwächt~ 
der Arbeitserfolg durch die Einführung des Achtstundenarbeitstags gemindert. 
Dadurch erreichten die Betriebskosten eine beträchtliche Höhe, während die Ein­
nahmen, das sind in der Hauptsache die Gebühren, die aus finanz- und wirt­
schaftspolitischen Gründen, aus kulturellen und sozialen Rücksichten zum Besten 
der Allgemeinheit niedrig zu halten sind, wesentlich zurückblieben. Die Reichs­
post- und Telegraphenverwaltung haUe unter diesen Umständen nicht mehr wie 
in der Vorkriegszeit Überschüsse, sondern dauernde Fehlbeträge aufzuweisen, 
deren Höhe mit steigender Geldentwertung immer mehr anwuchs. Eine Haupt­
ursache dieser Fehlbeträge war außer in den angedeuteten ungünstigen Verhält­
nissen darin zu finden, daß es der Reichs·Post- und Telegraphenverwaltung infolge 
der Bindung an die gesetzlichen Bestimmungen 3) - Abhängigkeit vom Reichstag, 
Reichsrat und zum Teil auch vom Reichsminister der Finanzen - nicht möglich 
war, ihren Betrieb nach kaufmännisch-wirtschaftlichen Grundsätzen zu leiten und 

1) D R P. = Deutsche Reichspost; R P M. = Reichspostministerium ; R P F G. = Reichs­
po~tfinanzgesetz vom 18. III. 1924, RGBl. I S. 287; R V. = Die Verfassung des Deutschen 
ReIchs vom 11. VIII. 1919, R G BI. S. 1383; RHO. = Reichshaushaltsordnung, Gesetz vom 
31. XII. 1922, HGBl. 1923 1I, S. 17; He 11m u th Betriebswirtschaftslehre = Die Betriebs­
wirtschaftslehre der Deutschen Reichspost im Gru~driß, Stuttgart 1929. Verlag C. E. Pöschel; 
Hell mut h, System = System des deutschen Post-, Telegraphen- und Fernsprechverkehrs­
r~chts, Nürnberg 1929, yerlag der HochschulblIchhandlung Krische & Co.; Are 11 i v = Archiv 
{ur Post und TelegraphIe, herausgegeben im Auftrag des Reichspostministeriums Berlin Ver-
lag Postzeitungsamt. ' , 

2) Über Begriff und Wesen der "öffentlichen Anstalt DRP." s. Hell mut h, System, 
S. 6 f. 

3~ Vgl. Art. 85 RV.: "All~ Einnahmen und Ausgaben des Reichs müssen für jedes Re~h­
nungsJa~r veranschlagt und. m den lIaus~al:splan eingestellt werden. Der Haushaltsplan WIrd 
vor Begmn des ~echn~ngsJahrs durch em Gesetz festgestellt"; Art. 86 RV.: "Über die Ver· 
~endung aller HClchsemnah~en leg~ der Heichsfinanzminister in dem folgenden Rechnungs­
Jahr zur Entlastung der ReIChsregIerung dem Reichsrat und dem Heichstag Hechnung. 
D~e Rechnun~sprüfung w~rd· durch Rei.chsgesetz geregelt"; Art. 87: "Im Wege des Kredits 
durfen GeldmIttel nur bCl außerordentlIchem Bedarf und in der Hegel nur für Ausgabc~ zu 
w~rbend~n Z~ccken beschafft werd~n. Eine solche Beschaffung sowie die Übernahme eme,~ 
SIcherheitsleIstung zu Lasten des ReIchs dürfen nur auf Grund eines Reichsgesetzes erfolgen. 
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insbesondere die von ihr für erforderlich gehaltenen, den jeweiligen Verhältnissen 
angepaßten Maßnahmen überhaupt oder schnell genug durchzuführen. Mitte No­
vember 1923 bei Stillegung der Notenpresse, verlor die Finanzwirtschaft der 
!teichs-Post- 'und Telegraphenverwaltung ihren Zusammenha?g mit der allge­
meinen Finanzwirtschaft des Reichs, von der sie in der Folge keme Z~sch~sse mehr 
erhielt. Damit wurde die Wirtschaftsführung der Post von der ~Clchsfman.zver­
waltung tatsächlich losgelöst. Die. rechtlic?en Grundlagen .der Postwlftscha~~ bl~eben 
zunächst unverändert, doch erwies es sich als notwe?dlg, a~s dem ~atsachlichen 
Zustand spätestens mit Beginn des neuen !teclmungsJUhrs die rechtlichen Folgen 
zu ziehen. Die Aufgabe, welche der Iteichs-Post- und Telegraphenverwal.tung na~h 
gesetzlicher Festlegung der wirtschaftlichen ~btrennung gestellt war, gmg ~ahm, 
ihren Haushalt ganz aus eigenen Krä~ten in ~mnahme .. und Aus~abe auszugleichen. 
Dazu bedurfte die Verwaltung für Ihre Wlrtschaftsfuhrung emer an~~n:essenen 
Bewegungsfreiheit, insbesondere der .Mögl~chk~it rascher, we~n zW0ckmaßlg, kau_f­
. " . I V f"gung Es ergab sich fur em großes Betnebsunternehmen WIe manmsc ler er u . . . 
die DRP. die offenbare Unmöglichkeit, sich an eme? Haus~lalt zu bmden, der 
wegen der Mitwirkung mehrerer Instanzen schon zu emer ZeIt a~fgestellt werden 
mußte, zu der sich die Vorbedingungen für die Verkehrse~tfaltung m dem folgenden 
Wirtschaftsabschnitt noch nicht annähernd übersehen. ließen .. Daraus ent~tanden 
neben der formellen Mehr- und Doppelarbeit leicht wlrtschafthche Nachtelle. und 

U .. t' R" k 'rkungen auf den Betrieb Wenn der Postverwaltung und Ihren nguns 1ge uc Wl '. . b 
Organen die volle Verantwortung für eine erfolgrelche Fmanzge arung aufer!egt 
werden sollte, namentlich wenn sie ausnahmslos ihre A~sgaben sel?st zu bestre~ten 
hatte, mlißten bei der Festsetzung des Haushalts und .bel.der Au.fbrmgun~ der Mlttel 
die bisherigen verfassungsmäßigen Hemmungen, dIe ~hre w:rtsc~l~fthchen Ent­
schließungen aufhielten, beseitigt und ihr zur Erfüll~ng l~,rer :.iCl.sClhgen Aufg~ben 
und zur Wahrung ihrer wirtschaftlichen Belange dlC großtmogh?he: dem Privat­
betriebe bis zu einem gewissen Grad nachgebildete ßcwegu.ngsfrClhe,It und Beweg­
lichkeit verschafft werden; denn angesichts ihrer volks'~lrtsC?afthchen. Aufgabe 
als I-Ielferin und Förderin für Wirtschaft und Verkehr Wird dIe pItP. l~ hohez:t 
Maße von der zukünftigen ungewissen Gestaltung der allgememen WI;tschatt 
beeinflußt sie bedarf daher einer leichter beweglichen Verwaltung, um SICh den 
schwanke~den allgemeinen Wirtschaftsverhältnissen jeweils besg.e~. anzupassen. 
Dieses Ziel wurde durch das Reichspostfinanzgesetz vom .18. Marz 1924, an­
gestrebt. Es bezweckte die wirtschaftliche Stellung der Itelchs-Post- und rele­
graphenverwaltung geg~nüber dem sonstigen Vermögen des Reichs in kl~rer 
Abgrenzung selbständig zu gestalten und ihr - . unter Aufrechte.rhaltun~ .emer 
verfassungsmäßigen überwachung bei gleichzeitiger Trennung ~e~ MIttelbewI~lIgu~g 
v~n .der parlamentarischen Verantwortung des Reich:P?stm.mlsters _. em dIe 
MitWirkung von Reichstag, Reichsrat und Reichsfinanzmmlstenum zuammenfass~n­
~es Verw~ltungs- und Kontrollorgan, den Verwaltungsrat, ~u geben, dessen ~o~­
liehst klemer Personenkreis die erforderliche wirtschaftliche BewegungsfreiheIt 
gewährleistete und beschleunigte. Als einen weiteren, sehr wesentlichen Vorteil 
des Gesetzes erhoffte man eine Steigerung der Kreditfähigkeit und Kreditwürdigke.it 
der DRP. Ohne Kredit kann ein Unternehmen von diesem Umfang, das auf dlC 
eigene.n, unregelmäßig eingehenden Einnahmen angewiesen ist, nicht bestehen. 

. Das gilt schon für ganz normale Zeiten, besonders aber für Zeiten, die plötzliche 
und unvorhergesehene und nicht vorherzusehende Betriebsmittel nötig machen.1) 

1) Vgl. di~ Begründung vom Entwurf des RPFG. abgedruckt im Archiv für Post und 
Telegraphie, 1924, S. 19-23. 
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§ 1 Abs. 1 RPFG. bestimmt demgemäß mit Wirkung vom 1. April 1924: ;,Der 
Reichs-Post- und Telegraphen be tri e b ist als ein selbständiges Unternehmen unter 
der Bezeichnung ,Deutsche Reichspost' vom Reichspostminister unter Mitwirkung 
eines Verwaltungsrats nach Maßgabe dieses Gesetzes zu verwalten," Die Selb­
ständigkeit, die das RPFG. der DRP. verschaffte, bezieht sich auf die er­
sc h ö P f end e Neu r e gel u n g ihr e r Wir t s c haft s f ü h run g, die fortan nach 
kaufmännisch-wirtschaftlichen Grundsätzen erfolgen soll. Die Eigenschaft einer 
juristischen Person wurde dem Unternehmen und den ihm gewidmeten sächlichen 
Mitteln damit nicht beigelegt. Die der DItP. durch das Gesetz verliehene Eigenschaft 
als "selbständiges Unternehmen" entkleidete sie nicht ihrer bisherigen Stellung 
als eines Unternehmens des Reichs, das als Teil des Iteichsfiskus (= des Reichs 
als Vermögens trägers ) die im allgemeinen Itechtsverkehr ,erforderliche Befugnis, 
Träger eigener Rechte und Pflichten zu sein, ohnedies hat. Als Glied der Reichs­
verwaltung erscheint aber dieses "Unternehmen DRP." seinem inneren Wesen 
und seiner Aufgabe nach von einem ertragswirtschaftlichen Betrieb, von einer 
Einzelunternehmung im wirtschaftswissenschaftlichen Sinne nach wie vor grund­
verschieden. Dies geht, wie noch zu zeigen ist aus dem RPFG. selbst hervor, . . ' 
wurde auch 1Il semer Begründung ausdrücklich hervorgehoben,l) Bei der DRP. 
bedeutet die Umstellung auf eine privatwirtschaftliche Betriebsweise nur eine An­
lehnung an die Orga~isation einzelwirtschaftlicher Unternehmungen, auf die 
Geschäftsgebarung genchtet, und insofern eine reine Äußerlichkeit. Als Reichs­
anstalt bleibt die DRP. mit verschiedenen öffentlichen Vorrechten und Pflichten 
gesetzlich ausgestattet, besonders mit einem weitgehenden Alleinrecht, das den 
Wettbewerb von ~ritter Seite in großem Umfang ausschließt, dafür aber im 
Zusammenhang mit den genannten besonderen Rechten und Pflichten bei ihr 
jene freie wirtschaftliche Entfaltung hemmt, die dem Einzelunternehmen unter 
günstigen Verhältnissen zu Gebote stehen kann. Die DUP. geht auch unter der 
neuen Wirtschaftsführung nicht auf Erwerb aus, stellt kein reines Finanz- sondern 
ein Verkehrsunternehmen dar, dessen wesentliche Aufgaben wie scho~ bisher 
darin bestehen, ein leistungsfähiges Instrument für die Volks- und Weltwirtschaft 
zu sein, gegenü.ber dem Staate und der Allgemeinheit wichtige politische, soziale, 
volkswirtschaftliche und kulturelle Aufgaben zu erfüllen. Sie muß ihre Betriebs­
und Verkehrseinrichtungen durch häufige Umstellungen und fortdauernden weiteren 
Ausbau stets auf solcher Höhe halten, daß die berechtigten Bedürfnisse der Wirt­
schaft im In- und Auslandsverkehr voll befriedigt werden können, und zwar auch 
in solchen Fällen, wo eine rein kaufmännisch-wirtschaftlich gerichtete Unter­
nehmung wegen des Ausbleibens eines Gewinns sich untätig verhielte. Im 
Gegensatz zum ertragswirtschaftlichen Einzelbetrieb wohnt der DRP. als leitender 
~edanke niemals. ein ~ewinnstreben inne, sondern die Erfüllung gewisser öffent­
hcher Aufgaben 1m Dienste der Allgemeinheit, vielfach ohne Rücksicht auf Wirt­
schaftlichkeit, unter I-lintanstellung jeglicher Aussicht auf Gewinn oder sogar 
unter Aufwendung von Zuschüssen. Die neue kaufmännisch-wirtschaftliche Ein­
stellung richtet sich demnach nicht auf "Erfolgswirtschaft" als Selbstzweck, 
sondern bleibt auch fortan nur Mittel zu einem höheren Zweck. Der DRP. tut 
zur erfolgreichen Erfüllung ihrer Aufgabe als öffentliche Reichsverkehrsanstalt 
größt~. Spar.samkei~ und weitgehende Rationalisierung ihres seinem Wesen nach 
unveranderhch bleIbenden Verwaltungs-, Betriebs- und Verkehrsdienstes not. Das 
so~l .ihr nunme~r d~rch angemessene Anwendung kaufmännischer Gesichtspunkte 
bel 1hrer Geschaftsfuhrung besser als bisher ermög~icht werden. Soweit die DRP-

1) Vgl. Anmerkung S. 122. 
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. h k f .. 'schen Grundsätzen errechenbaren Gewinn erzielt, kommt emen nac au mannI . 
hl ' ßI' h d Allgemel'nheit der deutschen Volksgememschaft, zugute, er aussc Ie· IC er , ... . 

. 1 t 11' . d F m des Barüberschusses der beshmmungsgemaß, WIe noch niC 1 a em m er 'or ' . . 
. . ' d 'n die lleichshauptkasse fheßt, sondern auch m Gestalt der zu zeIgen sem WIr , 1 

Vermehrung der Anlagewerte der DllP. 

11. Die Leitung der DRP. 
1. Die DRP. bildet eine durch einen Reichsminister gelei.tete Reichsve.rw.altung. 

Ob e r s t e r Lei te r ist, wie schon gesagt wurde, der Re 1 c h s pos ~ m 1 n I s ~ er, 
der jedoch dabei an die Mitwirkung des. Ve~waltung~rats gebund~n 1St. E~ bildet 
gleichsam den Kopf des ganzen gemelIlwIrtschaftlIchen OrganIsmus. Er ver· 

It t d U t h nac11 "laß gabe des RPFG. und unter Anwendung der schon 
wa e as n erne men .lV d ··t . f' W' t 
mehrfach erwähnten kaufmännisch-wirtschaftlichen Grun sa ze m reIerer Ir . 
sch ftsf "} I b' I e regelt insbesondere auf Grund der vom Verwaltungsrat a u lrung a s IS ler, r . "1 f" d' B t 
getroffenen Entscheidungen die Bedingungen und die Gebu Hen ur Ie e~u zung 
der Verk I . . I t d 'hm unterstellten Unternehmung und handelt mallen . e lfsemnc 1 ungen er I . d S . I 
vom HPFG d Z t" d' k 't des Verwaltungsrats als entscheiden er teIle nIC It . er us an Ig eI fr ht .. ß E 
unterworfenen Fragen selbständig und unabhängig nach p .. IC ~ema em 'rmessen. 
Neben diesem b t . b . t haftlich gerichteten Zug behalt die DllP., was noch-

e ne SWIr sc E' h ft I T'I d 
mals hervorgehoben sei, ihre staatsrechtlich zu wertende 'Ige.nsc a a ~ eI er 
allgemeinen Heichsverwaltung bei. Unter diesem s.taatsrec~tllCh~n. GeSIchtspunkt 
erscheint der obe t L't d"r DRP. wie die übngen ReichsmInIster als parIa-rs e Cl er v • h ..' d t f V 
mentarischer Minister. Gleich ihnen wird er v~m ~Cl~ spraSI en ~n au. or-
schlag des Reichskanzlers ernannt und ist wie Sie lYhtghed des RelC~skabmetts. 
Er lenkt die DRP. als eine öffentliche Verkehrsanstalt des Deutschen Reichs und als 
einen ihm anvertrauten Geschäftszweig der allgemeine~ Re.ic~lsverwalt~ng. inner­
halb der vom Reichskanzler bestimmten politischen RlChtlInIen selbstandlg und 
ur:ter eigener Verantwortung gegenüber dem Reichst.~g (Art. 54 und ~6 IlV.). 
DIesem staatsrechtlich zu würdigenden Umstand tragt auch das RPFG., das 
seinem Hauptzweck nach eine erschöpfende Neuregelung der ~ir~schaftsfüh~ung 
der DRP. ~ornimmt, Rechnung, indem es (§ 2 Abs. 1} au~dru~khch au~spncht, 
daß der RelChspostminister dem Reichstag dafür verantworthch 1St, daß dIe DltP. 
den Gesetzen gemäß und entsprechend den Anforderungen des Verkehrs und der 
deutschen Wirtschaft verwaltet wird. Die weiterbestehende parlamentarische Ver­
an.twortlichke~t des Reichspostministers kommt fortan dad~rch zum Ausdruck, daß 
sem Gehalt. mcht wie die Bezüge des Postpersonals auS MItteln. der DRP., son~ern 
aus der ReIchskasse gezahlt und in. einem besonderen AbschnItt des allgememen 
Reichshaushalts, ~em "Haushalt des Reichspostministeriums", veranschlagt" ",:ird. 
Das Gehalt des Reichspostministers unterliegt nach wie vor der verfassungsmaßlgen 
Beschlußfassung durch Reichsrat und Reichstag (Art. 85 H.V. mit § 2 Abs. 1 HPFG.). 
Bei die~em Anlaß soll den genannten Körperschaften Gelegenheit g~boten we~den, 
allge~Cl.ne Fragen des Post-, Telegraphen. und Fernsprechwesens mIt dem Relchs­
po.st~lms.ter z~ erörtern. Bei der Beratung seines Gehalts hat der Reichspost­
minIster Im Reichstag und im Reichsrat (Art. 67 RV.) Rede und Antwort zu stehen. 
Er bedarf als parlamentarischer Minister zu seiner Amtsführung gleich dem 
Heichskanzler und den übrigen Reichsministern des Vertrauens des lteichstags. Er 
muß zurücktreten, wenn ihm der Reichstag durch ausdrücklichen Beschluß sein 
Vertrauen entzieht (Art. 54 RV.). 

Während der Beratung des Entwurfs zu einem RPFG. faßte der Reichsrat den 
Beschluß, in Abänderung des Regierungsentwurfs für die DRP. neben dem Reichs-
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postminister noch einen Generalpostmeister einzusetzen, der an Stelle des Heichs­
postministers die diesem im späteren § 1 Abs. 1 des Gesetzes gegebene Lei tun g 
des Unternehmens erhalten sollte. Die Reichsregierung lehnte die Aufstellung eines 
solchen Generalpostmeisters mit folgender, auszugsweise wiedergegebenen Be­
gründung ab: "Der von der Hegierungsvorlage abweichende Beschluß des Heichs­
rats sieht durch Schaffung eines Generalpostmeisters eine Trennung zwischen 
Aufsicht und Leitung vor. Der Regierungsentwurf geht davon aus, daß sowohl 
Aufsicht als Leitung wie bisher in der Hand eines Reichsministers liegen. Gegen 
die vom Reichsrat beschlossene Abänderung sprechen schwerwiegende sachliche 
Bedenken, die die Reichsregierung dazu nötigen, dem Gedanken der Trennung von 
Leitung und Aufsicht zu .widersprechen. Der Gedanke der hier gewünschten Tren­
nung ist nicht neu. Die Leiter der früheren preußischen Post wie die der Reichspost 
in den ersten Jahren nach der Reichsgründung haben eine ähnliche Stellung gehabt, 
wie sie dem jetzt gewünschten Generalpostmeister zufallen würde. Damals hat 
sich gezeigt, daß die Zwischen~chaltung einer obersten Spitze ohne politische 
Verantwortung und ohne Stimme und unmittelbare Einwirkung bei der Regierung 
nur hemmend gewirkt und erhebliche Mehrarbeit verursacht hat. Die gleichen 
Schwierigkeiten würden sich bei dem gegenwärtigen, ungleich größeren und viel­
gestaltigen Post- und Telegraphenwesen in erhöhtem Maße zeigen. Es liegt auf 
der Hand, daß der (erg. Reichspostminister als der) politische Leiter in vielen 
wichtigen Fragen, namentlich in der jetzigen Zeit des Betriebsaufbaues, der 
Personalverminderung und der Umstellung in die durch die Vorlage vorgeschlagene 
Form freierer Wirtschaftsführung, ohne zahlreiche schriftliche und mündliche 
Berichte sich die Kenntnisse nicht verschaffen könnte, ohne die er eine politische 
Verantwortung nicht tragen kann. Diese Arbeit erfordert höheren Personalaufwand, 
der unwirtschaftlich ist und daher unbedingt vermieden werden muß. Dazu 
kommt, daß bei allen wichtigen Entschlüssen zwischen dem Generalpostmeister 
und dem Minister eine Verständigung erzielt. werden müßte, die einer. schnellen 
Durchführung von Maßnahmen, wie sie der Regierungsentwurf gerade ermöglichen 
soll, abträglich ist." Der 42. Ausschuß des Heichstages (Verkehrsausschuß) schloß 
sich dieser Begründung an und lehnte ebenso wie die Vollversammlung die vom 
Heichsrat beschlossene Änderung des Regierungsentwurfs ab. 

2. Der dem He ich s pos tm i ni s te r bei g e g e ben e Ver w a lt u n g sr a t 
bildet keine Reichsbehörde im staats- und verwaltungs rechtlichen Sinne, ist 
vielmehr ein beschließendes, beratendes und überwachendes Organ der DRP., eine 
Art "Postparlament". An seinen Aufgaben gemessen, läßt sich betriebswirtschaftlich 
sein Verhältnis zum Reichspostminister mit der Stellung vergleichen, die in 
einer Aktiengesellschaft der Aufsichtsrat zum Vorstand einnimmt. Dieses Post­
parlament trat in allen den Angelegenheiten, die bisher verfassungsmäßig dem 
Reichsrat und Reichstag zur Beschlußfassung zustanden, an dessen Stelle. § 15 
Abs. 2 RPFG. setzte zu diesem Zwecke die Absätze 3 und 4 des Art. 88 RV. außer 
Kraft, nachdem § 6 Abs. 1 RPFG. die Grundsätze für die Benutzung der Vefkehrs­
einrichtungen der DRP. und die Gebührenbemessung im Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechverkehr dem Verwaltungsrat zur Beschlußfassung überwiesen hatte. 
§ 15 Abs. 2 RPFG. ließ ferner in allen sonstigen Angelegenheiten der DRP., di.e 
seither dem Heichsrat und Reichstag verfassungsmäßig ·zur Beschlußfassung 
zustanden (Feststellung des Haushaltsplans der DHP., Art. 85 RV.; Rechnungs-. 
legung und Rechnungsprüfung bei der DRP., Art. 86 RV.; Beschaffung von Geld­
mitteln für Zwecke der DRP. im Wege des Kredits, Art. 87 RV.), an die Stelle' 
dieser beiden Körperschaften den Verwaltungsrat als bes~hließendes Organ treten; 
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vgl. § 6 Abs. 1 RPFG. Durch diese Einstellung auf die Zusammenarbeit mit einem 
gegen bisher erheblich kleineren verfassungsmäßigen Aufsichtsorgan gewann das 
Unternehmen die wirtschaftlich notwendige Bewegungsfreiheit, namentlich im 
Finanzgebaren, kann fortan viel rascher seine Verfügungen treffen und die nötigen 
Wirtschaftsmaßnahmen ergreifen. Der Verwaltungsrat setzt sich zur Zeit zu­
sammen aus je 10 Vertretern des Reichstags und des Reichsrats, 1 vom Reichs­
minister der Finanzen vorgeschlagenem Mitglied, 7 Mitgliedern aus dem Personal 
der DRP. und 12 Mitgliedern aus den Kreisen von Wirtschaft und Verkehr. I )' 

Wenn der Gedanke freierer Beweglichkeit der Verwaltung zur Durchführung 
gelangen sollte, mußte nach der Absicht des Gesetzgebers verhindert werden, den 
Verwaltungsrat zu einem kleinen Parlament anwachsen ·zu lassen. Der auf eine 
geringe Zahl von Mitgliedern beschrä.nkte Verwaltungsrat sollte durchweg aus 
Persönlichkeiten bestehen, die gewillt waren, der DRP. mit ihren Erfahrungen 
auf dem Gebiete der Wirtschaft und des Verkehrs förderlich zur Seite zu stehen. 
Aus diesem Gesichtspunkt heraus sollten neben den dem Reichsrat, dem Reichstag 
und den Kreisen der Wirtschaft selbst entnommenen Mitgliedern auch einige er­
fahrene Beamte und Vertreter der Beamtenschaft sowie ein Vertreter des Reichs­
finanzministe.riums dem Verwaltungsrat angehören. Da das Reich trotz der Ab­
sonderung emes. Postvermögens Eigentümer des dem Betriebe dienenden Ver­
mögens blieb, wie später auszuführen ist erschien es natürlich, daß es in dem 
mit so wichtigen Befugnissen bekleidete~ Verwaltungsrat stimmberechtigt durch 
P~rsonen ~eteiligt wurde, die aus langjähriger Berufserfahrung heraus den in 
dIeser BezIehung weniger erfahrenen anderen Mitgliedern des Verwaltungsrats 
gegenüber die Belange des Reichs darzulegen und zur Geltung zu bringen 
vermochten. 

Der B e s chI u ß fa s s u n g des Ver w alt u n g s rat s u n t e r I i e gen: die 
Feststellu~g des. Voranschlags und die Entlastung der Verwaltung, die Aufnahme 
von Kredlt.en, dIe übernahme von Bürgschaften und ihre Bedingungen, die Höhe 
der Schulde~tilgung, die Grundsätze für die Benutzung der Verkehrseinrichtungen 
d?r DRP., dIe Gebührenbemessung im poste, Telegraphen- und Fernsprechverkehr, 
d~e Grunds~tze für die Gestaltung der Lohntarife der Arbeiter und Angestellten, 
dre .allg~mCl~en Grundsätze für Anlage und Verwendung des Postscheckguthabens 
SOWIe fur dIe Anlage der Rücklage, die übernahme neuer und die Aufgabe be­
stehen.der ~eschäftszweige. Den Beschlüssen des Verwaltungsrats kommt keine 
unbe~mg~ bl~dende Kraft zu. Das geht einmal daraus hervor, daß er nicht be­
r?chhgt ~.st, 1m Voranschlag des Reichspostministers gegen dessen Widerspruch 
eme Erhohung der Ausgaben vorzunehmen weiterbin aber aus der Befugnis des· 
Reic~spostministers,. bei Meinungsverschied~nheiten zwischen dem Verwaltungsrat 
und ~.hm als dem. LeIter der DRP. gegen einen Beschluß des Verwaltungsrats, dessen 
A.usfuhrung . er 1m Intere~se des Reichs nicht verantworten zu können glaubt, 
die ~ntscheldung der ReIChsregierung anzurufen. Dem R<Jichspostminister wird 
also m den gedachten Fällen das Einspruchsrecht an die Reichsregierung einge­
räumt. D~ese ve.rmag s? bei w:ichti~en Fragen des poste, Telegraphen- und Fern­
sprechwesens em geWIsses MItbestImmungsrecht auszuüben. Auch eine Beteili­
gung des Reicbsrats und Reichtags an diesen Angelegenheiten kann sich ergeben, 
insofern diese Körperschaften innerhalb einer bestimmten Frist durch überein­
stimmenden Beschluß die Aufhebung einer solchen Entscheidung der Reichs­
regierung verlangen dürfen.2} 

1) §§ 3-5 RPFG. u. HG. zur Anderung des RPFG. vom 15. Juli 1926 RGBl. I S.410. 
2) § 6 Abs. 1-3 RPFG. ' , 
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Die beratende und überwachende Tätigkeit des Verwaltungs­
rat s gegenüber der DRP. verwirklicht sich darin, daß er den Reichspostminister 
in der Führung der Geschäfte unterstützt, die Beachtung der durch Gesetz und 
Ausführungsbestimmungen aufgestellten Grundsätze, insbesondere das Finanzge­
baren der DRP., überwacht und in allen wichtigen Fragen der Verwaltung gut­
achtlich zu hören ist. Er kann jederzeit über die finanzielle Lage der DRP. Aus­
kunft verlangen, ihm ist monatlich eine Nachweisung über Einnahmen und 
Ausgaben der DRP. vorzulegen. 1) Im übrigen' ist daran festzuhalten, daß del' 
Verwaltungsrat nur nach Maßgabe des RPFG. (§ 1 Satz 1) mitzuwirken hat. In 
allen Fragen, die das Gesetz dem Verwaltungsrat nicht ausdrücklich überträgt, 
ist, wie schon betont wurde, der Reichspostminister unabhängig und selbständig. 

Die Mitglied~r des Verwaltungsrats haben ihre Obliegenheiten mit der Sorg­
falt eines ordentlIchen Geschäftsmanns zu erfüllen. Den Vorsitz im Verwaltungs­
rat führt - ohne Stimmrecht - der Reichspostminister, bei Verhinderung sein, 
Vertreter. Die Regierungen der Länder haben das Recht, zu den Sitzungen des 
Verwaltungsrats Vertreter zu entsenden. Diese sind zwar nicht stimmberechtigt, 
haben aber das Recht, zu den einzelnen Punkten der Tagesordnung Stellung zu 
nehmen, dazu Anträge und Anfragen zu stellen und eine Beschlußfassung hier­
über herbeizuführen.2} Die Geschäftsordnung für den Verwaltungsrat wird nach 
dem Willen des Gesetzgebers durch die Reichsregierung nach Anhörung des Ver­
waltungsrats festgestellt.3)Da es sich um einen durchaus neuen Weg handelte, 
einem in öffentlicher Hand befindlichen, weitverzweigten Unternehmen in Ge.­
stalt des vorgeschlagenen Verwaltungsrats ein beratendes, aufsichtführendes und 
vielfach auch bestimmendes Organ zu geben, empfahl es sich nicht alle die, 
Regelung ~ieser Aufgaben eingrenzenden Vorschriften gesetzlich festz~legen, es 
erschien vrelmehr ratsam, auf dem hier gewählten, leichter zu beschreiten­
den Weg nach Maßgabe der zu erwartenden Erfahrungen und entsprechend den 
Wünschen der Mitglieder selbst ohne jeden Zeitverlust die erforderlichen Än­
derungen und Ergänzungen eintreten lassen zu können. Dabei sollte die .Fest­
legung dieser Grundsätze weder dem Leiter des Unternehmens noch dem Verwal­
tungsrat selbst zufallen, sondern einer unparteiischen, übergeordneten Stelle, näm-
lich 'der Reichsregierung. . 

IH. Die Finanzierung der DRP. 
Gleich jeder einzelwirtschafUichen Unternehmung bedarf auch die gemein­

wirtschaftlich geführte DRP. zur Erfüllung ihres auf die Verkehrs tätigkeit gerich­
teten Daseinszwecks bestimmter Betriebsmitt-el, das ist eines Vermögens als der 
konkreten Zusammensetzung dieser Mittel. Unter den Begriff der Finanzierung 
fallen dabei alle Handlungen, die auf die Beschaffung der zur Gründung, Aufrecht­
erhaltung, Führung und Erweiterung einer Unternehmung benötigten Betriebs­
mittel ,gerichtet sind. 

1. Das Vermögen der DRP. 
Als w!chtigste,. bereits ~ng~deutete Vorbedingung für die Schaffung des ge­

p~anten, WIrtschaftlIch selbstan~Igen Unternehmens des Reichs spricht das RPFG. 
dle klare Trennung des Vermogens der DRP. von dem sonstigen Vermögen des 
Reichs aus. "Das Vermögen des Reichs, das dem Reichs-Post- und Telegraphen-

1) § 6 Abs. 4 RPFG. '. '. 
2) § 4, § 5 Abs. 1 u. 2 RPFG. 
3) § 5 Abs. 4 RPFG. 
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betriebe gewidmet und in ihm erworben ist, und alle öffentlichen wie privaten 
Rechte und Verbindlichkeiten der Iteichs-Post- und Telegraphenverwaltung sind 
als Sondervermögen der DRP. von dem übrigen Vermögen des Reichs, seinen 
Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. Für die Verpflichtungen der 
DRP. haftet nur das Sondervermögen; es haftet nicht für die sonstigen Verbind­
lichkeiten des Reichs. Die Bestimmungen internationaler Verträge bleiben un­
berührt." 1) Irgendwelcher Rechtsübergang des genannten Vermögens hat nicht 
stattgefunden. Die DRP. bleibt, wie schon hervorgehoben wurde, Teil des Heichs 
und damit der Reichsverwaltung. Die Absonderung des postalischen Vermögens 
vom allgemeinen Heichsvermögen erstreckt sich nur auf die Verwaltung und Bewirt­
schaftung (Grundsatz der gesonderten Vermögensverwaltung). Der Zweck der 
Abtrennung des Vermögens und der Verpflichtungen der verschiedenen Betriebe 
der DHP. vom Gesamtvermögen und von der Gesamtheit der Verbindlichkeiten 
des Deutschen Heichs liegt, wie früher bereits angedeutet wurde, darin, den all­
gemeinen Heichshaushalt vor jeder Inanspruchnahme durch die DRP. zu sichern. 
Trotz der Aussonderung bleibt das Deutsche Heich selbst Eigentümer dieses Ver­
mögens. Es handelt sich hier um ein Sondervermögen, das eine eigene Abteilung 
des Reichsvermögens zwar außerhalb des allgemeinen Heichshaushalts, aber doch 
innerhalb der Heichsverwaltung darstellt. 

Die Vermögensbildung geschieht bei der DRP. wie bei einem einzelwirt· 
schaftlichen Unternehinen auf verschiedene Weise; einmal durch Vermögens­
leistungen des Unternehmers selbst (das Deutsche Heich als Träger der DltP. 
hat durch Ausscheidung des schon behandelten Sondervermögens der DHP. in 
dieses Unternehmen Geld- und Sacheinlagen geleistet; Eigen- und Selbstfinan­
zierung), sodann durch Betriebsleistungen der Unternehmung seIbst (Oberschuß 
des Mehrerlöses aus den Verkehrsleistungen gegenüber dem dafür notwendigen 
Aufwand.; ebenfalls Selbstfinanzierung); schließlich durch fremdes Kapital (Ver­
mögensb1ldung durch Schuldenmachen in Form des Kredits; Fremdfinanzie· 
rung).2) 

.2. Die Finanzgebarung der DHP. 
Gleichzeitig mit der Verleihung der wirtschaftlichen Selbständigkeit legte 

das RPFG. der DHP. auch die Pflicht auf ihre Ausgaben sowie die Verzinsung 
und Tilgung ihrer Schulden durch die eig;nen Einnahmen zu decken. Zuschüsse 
aus der allgemeinen Reichskasse werden künftig nicht mehr geleistet. 3) Dies 
war eine Folgerung, welche das Gesetz aus der Loslösung vom allgemeinen 
Reichshaushalt nach der Seite der Ausgaben der Unternehmung zog. Der oberste 
Leitsatz der Finanzgebarung der DRP. heißt fortan: Keine Ausgabe ohne Deckung. 
Er ist vor allem maßgebend für die Bemessung der Ausgaben und für die Höhe 
der Anstaltsgebühren. Die Einnahmewirtschaft muß so eingerichtet sein, daß zur 
Bezahlung der Betriebsausgaben grundsätzlich die Betriebseinnahmen ausreichen. 
Ob und inwieweit darüber hinaus ein Gewinn erreicht werden kann, richtet sich 
in erster Linie nach dem Grade der bei der Unternehmung gehandhabten Wirt­
schaftlichkeit in der Bet~iebsführung, daneben natürlich auch nach der Bemessung 
der Leistungsentgelte. '. ; 

Ein Geldbedarf entsteht im Haushalt der DRP. zur Aufrecht­
erhaltung und Führung des Betriebs, daneben aber auch zur Umstellung oder Er-

1) § lAbs. ·2~. 3 RPFG. 
2) Über Aufbau und Gliederung des Vermögens der DRP. 9. Hcllmuth, Betriebswirt· 

schaftslehre, S. 71 f. : 
3) § 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 RPFG. 

• , ... 
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weiterung der Betriebseinrichtungen als der Produktionsanlagen dieser Verkehrs­
.unternehrnung. 

a) Zur Befriedigung des laufenden Geldbedarfs für den Betrieb 
dienen .die flüssigen Mittel. Sie stammen aus den laufenden I3etriebseinnahmen, vor 
allem aus Gebührenanfällen, daneben aber auch aus verfügbaren Geldreserven. 

a) Als selbständiges, bankmäßig arbeitendes Unternehmen kann die DRP. 
ihren sich über rund 2'1000 Haupt- und Nebenkassen abwickelnden Geldverkehr 
ohne eigene flüssige, ihr jederzeit zur Verfügung stehende Barmittel nicht führen. 
Zur Aufrechterhaltung eines pünktlichen Zahlungsverkehrs besteht ein beson­
derer Be tri e b s mit tel fon d s, der aus dem I3elrieb herausgewirtschaftet wer­
den muß. 

ß) Weiterhin bleibt die DRP. als Unternehmen mit eigener Wirtschaftsfüh­
rung wie kein zweites anderes Unternehmen in ihren Betriebseinnahmen von dem 
Gedeihen der allgemeinen Wirtschaft abhängig und wird von deren Schwankungen 
in Mitleidenschaft gezogen; denn die Benützung ihrer Verkehrseinrichtungen und 
damit die Gebühreneinnahmen richten sich in erster Linie nach der allgemeinen 
Wirtschaftsentwicklung. Die Geschäftsleitung der DHP. hat es nicht in der Hand, 
bei einem plötzlichen Sinken der Einnahmen auch den Ausgaben sofort die gleiche 
Itichtung zu geben. Eine solide Finanzgebarung muß sich aber so vorsehen, daß 
sie das Gleichgewicht zwischen Lasten und Erträgnissen unter allen Umständen 
aufrechtzuerhalten vermag. In schlechten Zeiten lassen sich Ausfälle nur ver­
meiden, wenn vorher unter·· günstigen Verhältnissen Überschüsse herausgewirt­
schaftet worden sind, so groß, daß bei Rückschlägen der Ertrag nicht unter Null 
zu sinken braucht. Aus diesen Gründen hat sich die DRP. zur Sicherung gegen wirt­
schaftliche Rückschläge in ihrer Finanzwirtschaft eine 11. ü c k lag e geschaffen, 
und zwar zu einem festen Betrag als Mindestsumme. Unter diese darf die nück­
lage nicht sinken, wenn nicht der Sicherungszweck gefährdet werden soll. 
Diese llücklage besteht gegenwärtig in einer Höhe von 100 Millionen Reichsmark. 
Sie ist ausdrücklich zur Deckung von Fehlbeträgen, besonders etwaiger Einnahme­
ausfälle späterer Jahre, bestimmt, soll kostspielige Kredite unnötig machen, zur 
Festigung der Finanzgrundlage der Unternehmung beitragen und muß in bar oder 
in Werten gesichert angelegt sein.1) Ober die allgemeinen Grundsätze für die An­
lage der Hücklage beschließt der Verwaitungsrat.2) 

,) Bei gutem Geschäftsgang und vorsichtiger Finanzgebarung müssen, wor­
auf schon hingewiesen wurde, auch bei der gemeinwirtschaftlich . gdührten 
Dnp. Gewinne in einem gewissen Umfang als normale Erscheinung an­
gesprochen werden. Dieses Unternehmen kann daher als Teil der allgemeinen 
Iteichsverwaltung dem Reichsfiskus dienstbar sein, olme daß man deswegen schon 
Von fiskalischer Ausbeutung der von der Dnp. verwalteten Betriebsvorbehaite 
sprechen dürfte. Nach dem gegenwärtig geltenden Recht gehören die Betriebe der 
DHP. zu den Finanzquellen des Deutschen Reichs, aus denen tlie Mittel zur Bestrei­
tung der allgemeinen Staatsausgaben fließen sollen. Dieser Heichsbetrieb hat daher 
Von seinen Heinerträgnissen einen bestimmten ,Teil an die Heichskasse abzuliefern. 
Eine solche Leistungspflicht darf, wie aus der vorausgehenden Darstellung schon 

1) Vgl. § 8 RPFG. in, de.r Fa.ssung des Gesetzes zur Änderung des HPFG. vom 15. VII. 
1~2G (HGB!. I, S. 410): "Es 1st eme nücklage bis zur Höhe von 100000000 lleichsmark aus 
eJn:.r jährliche~ HÜckl,a.ge von O,~ v. H. der jährlichen Betriebseinnahmen, den Heinüber­
schussen und eigenen Zmsen. zu bilden." Diese Höhe der Hilcklage wurde mit Wirkung vom 
1. IV. 1925 ab festgesetzt, sie war am Schlusse des Rechnungsjahres 1925 aufgefüllt; Ge­
schäftsbericht der UHP. über das Wirtschaftsjahr 192G S. 95. 

2) § G Abs. 1 HPFG. ' 
Zcihchr. I. Vcrkehrowissen.ehnIt. 7. Jnhrg., lIeh III/IV . 9 
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bekannt ist nicht so verstanden werden, als ob das staatliche Post-, Telegraphen-, 
Fernsprech~ und Funkwesen vor allem für den Fiskus und nicht etwa in erster 
Linie für den allgemeinen Verkehr geschaffene Ei?-richtu.ngen. wären, daz~ be­
stimmt dem Wirtschaftsleben des Deutschen ReIchs dIe DIenste zu leIsten, 
die in' einem hochentwickelten Staatswesen von diesen Verkehrszweigen erwartet 
und verlangt werden müssen. Daraus entsteht von .. selbst .. eine ung~schri~~ene 
Grenze der fiskalischen Dienstbarmachung. überschusse fur das Helch durfen 
nicht an den in bestem Uetriebszustand zu erhaltenden Verkehrseinrichtungen 
der DHP. abgespart werden, zumal dem Reich ~nd damit der Allgem~inheit der 
größte Nutzen nur dadurch zufließen kann, d~ß .dle Verkehrs- und Betr.~ebs.anlagen 
der DRP. dauernd auf einer die volle BefrIedIgung der Verkehrshedurfmsse im 
Inlands- wie im Auslandsverkehr ermöglichenden Höhe gehalten 'yerde~. 

Mit der oben behandelten Hegel, welche Hückstellungen vom Hemgewmn zur 
finanziellen Stärkung der DRP. gemacht werde~ dür~en, wurde g.leicl:zeilig auch 
die hier einschlägige Frage gelöst, welcher Remge:vmn dem Relchsfrsku.~ abge­
liefert werden muß. Nach Auffüllung der Rücklage m der vorgesehenen Hohe von 
100 Millionen Reichsmark fließen entsprechend dem Willen des Gesetzes die über­
schüsse der DRP. und die Zinsen der Rücklage unverkürzt in die Reichslmsse.1

)' 

b) Ein Geldbedarf kann bei der DRP. auch für dau~rnde Kapital­
an lag e n, besonders zur Beschaffung neuer Betriebsanlagen, WIe Neubauten, ~a­
schinen, Leitungsnetze usw. erwachsen (Bedarf an E:gänz~ngs- o~er ErweIte­
rungskapital)'. Zur Finanzierung solcher neuer Anlagen smd eIgene MIttel, nament­
lich Betriebseinnahmen, verwendbar (Eigenfinanzierung~, daneben aber a.~ch fr~mde 
Geld~r unter Inanspruchnahme des Geldmarkts, .des prIvaten oder des offenthchen 
KredIts (Fremdfinanzierung mit Hilfe von KredItkapItal). 

D~e DRP. weist ein starkes, jährlich wiederkehrendes Inves~ierungsb.ed~rfnis 
a~f. Dw Entscheidung darüber, ob und in welchem Ausmaß .zu sem~r BefrI~dlgung 
Elgen- oder Fremdfinanzierung eintreten soll, erscheint somIt von emschneldender 
Bedeutung. Bei der Beantwortung dieser Frage geht die DR~. von dem .. Gr~ndsa~z 
~us, daß wenigstens ein angemessener Teil der NeuinvestJerungen, na~hch dIe 
Jedes J~.hr. notwendigen Ausgaben für die genannten Zwec~e als 0r:dent.hcher Be­
darf moghchst aus Betriebsüberschüssen zu bestreiten smd. InwIeweIt Fremd­
kapital herangezogen werden kann ist für die DRP. in der Weise gesetzlich fest­
geleg~, daß im Wege des Kredit; Geldmittel nur bei, außerordentlichem Bedarf 
u~d m der .R~gel nur für die Ausgaben zu werbenden Zwecken b~schafft werden 
d~rfen. Ledlghch zur Verstärkung der Betriebsanlagen sollen KredIte, deren Ver­
zmsung und Tilgung aus Mitteln der Uetriebseinnahmen dauernd gewährleistet 
ersch.einen m~ß, von der DRP. aufgenommen werden,2~ über die~e . Aufnahme 
und rl~,re Bedmgungen, über die Bestellung von SicherhClten und dw übernahme 
von Burgschaften und Gewährleistungen beschließt der Verwaltungsrat der DRP.; 
so.lc~le Maßnahmen bedürfen aber der vorherigen Verständigung des Reichspost­
mInIsters und des Heichsministers der Finanzen. Die richtige Grenze dafür zu 
fin~en, wie weit im Einzelfall die Investierungen aus Udriebsüberschüssen, w~e 
welt auf dem Wege über fremden Kredit bestritten werden sollen, bildet für dIe 
DItP. eine der wichtigsten Aufgaben ihrer selbständigen Wirtschaftsführung. 3) 

1) § 8 IlPFG. in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des RPFG. vom 15. VII. 1926 
(IlGBJ. I, S. 410). 

2) Art. 87 H V" § 7 Abs. 1 Satz R IlPFG. 
. . 3) § ~ Abs. 1! § 9 Sal~ 1 und § 15 Abs. 2 HPFG. Die Beteiligung des Ileichsfinanz­

mimsters 1st damit zu begrunden, daß das Gesamtinteresse des Heichs eine Einschränkung 

-' 
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c) Die von der DUP. zu übernehmende Schuld wurde für den 1. April 1924 
als den Zeitpunkt des Eintritts der selbständigen Wirtschaftsführung der Unter: 
nehmung, vom Reichspostminister und dem Reichsminister der Finanzen ge. 
n:einsam festgesetzt. Sie bildet eine einheitliche Schuld, die der allgemeinen 
Fmanzverwaltung vom Sondervermögen der DRP. zu erstatten ist. Sie vermehrt 
sich um alle nach diesem Zeitpunkt für Zwecke des !teichs-Post- und Tele­
graphenbetriebs aufgenommenen Schulden. Soweit nicht eine andere gesetzliche 
Hegelung besteht, werden diese Schulden nach den für die Verwaltung der all­
gemeinen Reichsschuld jeweils geltenden Grundsätzen durch die Reichsschulden­
verwaltung verwaltet. Die Reichsschuldenverwaltung wurde für diesen Zweck 
deshalb gewählt, weil sie infolge ihrer unabhängigen Organisation und Tätigkeit 
großes Vertrauen in der Öffentlichkeit genießt. Sie übernimmt jedoch nur die Ver­
walt~ng der von der DRP. neu a~fzunehmenden Anleihen und Schatzanweisungen, 
da dIe Anfangsschuld der DRP. m einem einheitlichen von der DRP. an das all­
gemeine Iteichsv~rmögen abzuführenden Betrag bestellt, dessen besondere Ver­
waltung durch. eme. f.remde Stell~ nicht in Frage kommt. Befugnisse, die dar­
nach dem RClchsmmister der Fmanzen zustehen werden von ihm und dem 
Heichspostminister gem.einsam ~u~geübt. Die Au~stellung der·· Schuld urkunden 
erf~lgt dur.ch den R~IChs~ostmmister und die Reichsschuldenverwaltung ge­
memschafthch. über dIe Hohe der Schuldentilgung beschließt der Verwaltungs. 
rat.l ) 

IV. Das Rechriungswesen der DRP. 
1. G run d sät z I ich e s. 

Angesichts des weitverzweigten Betriebs der DRP. erscheint die Pflicht eines 
~usgebildeten !lec~mungswesens für diese Unternehmung als eine selbstverständ­
hche Notw~ndlgkelt. V?r der. Umstell~ng der Reichs-Post- und Telegraphenverwal­
tung auf dIe nunmelmge wutschafthche Selbständigkeit bildete wie schon ein­
gangs ausgeführt wur~e, . ihr Haushalt einen Teil des allgemeinen Reichshaus­
h:lts u~d unterlag mIt dlese~ der Ge?ehmigung des Reichstags nach Maßgabe 
der dafur bestehenden gesetzhchen Beshmmungen. 2) Die Rechnung der DRP ._ 
schließlic~ des Hau~h~ltplan.s w~r gleich jener aller übrigen Reichsve·r\~~~­
t~ngen rem kamerahstrsch emgenchtet, beschränkte sich auf den Nachweis der 
~mnahmen und Ausgaben sowie auf die Feststellung des entstandenen Kassen­
uberschusses oder Kassenzuschusses. 
" Von der durch das RPFG. herbeigeführten Umwälzung in der Wirtschafts­
fuhrun~ der DRP .. wu:de auch deren Rechnungswesen ergriffen. Mit der w irt­
schafthchen EmanzIpatIon der DRP. löste sich auch ihr Hechnungswesen VOll 

des Geldbedarfs der DRP. selbst dann fordern kann wenn dieser Bedarf als s I-h d DIll' 
begrü d t " D· V f' d· ·t d' 0 c er er .. 

r
n e. ware. Je ers an Igung ml em Heichsfinanzminister muß sich auf alle Fra en 

der I\.fedJtaufnahme erstrecken, besonders auf Höhe und Art des Kredils f ' S· h
g 

stell f G Id b Z't d Ir d·t ' au seme Ir er-ung, au e ge er, el ~r \.re I aufnahme, Zins., Diskont· und Tilgun ssälze Fest-
s,~ellu?g !;Jes 'yortlauts der AnleJhepros,Pekte und der Schuldverschreibungen. Ater ni(ht nur 
fur dIe eIgentlIche Aufnahme der Kredite, sondern auch schon für die Vorbe ·t I d-
lungen . b d "b d' b' d· reI ungsver lan , ms ,eson e~e u e: , Je unver m hche Fühlungnahme mit Dritten, ist ein en es Zu-
sammenarbeJt,~n beJ.der ,~~mlster erfor?,erlich. Sollten dabei Meinungsverschiedenheil~n ent­
stehen, so waren SI~ noh~enfalls gemaß Art. 57 nv. der Heichsregierung zur Entscheidung 

d
vorzulegen. I?urch dIese Erschwerung der Kreditaufnahme soll eine solide Finanzgebarung 

er DUP. geSichert werden. 
1) Vgl. § 6 Abs. 1, § 9 Satz 2-'1, § 10 IlPFG. 
2) Art. 85-87 IlV. und als Ergänzung dieser Vorschriften das Gesetz über die Heichs-

haushaltsordnung (IlUO,) vom öl. XII. 1922" (HGlll. 1923, II, S. 17). " . 

9* 
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1 Es führt fortan in gewissen Grenzen ebenfalls 
der allgemeine~ Staatsr~chnu~;n ~~~ushalten der übrigen Reichsverwaltungen. Nur 
ein Sonderdasem gegenube~ d I die ganze Absonderung notwendig gewordene 
auf diese Weise konnte ~le ~rclll Verl\a"ltnisse der Unternehmung, ihrer Ein-

f · der hnanzle en . ' 
bessere Au zergung d '1 ' 'twaiaen H.einerträgmsse bewerkstellIgt wer· 
nahmen, ihrer Ausgaben un Ill~et~ el eIl b13uchführung hinaus mußte künftig als 

, d Z' I der kamera IS ISC 1 . 
den. über as te 1 uch als selbstverständlIche Folge der von der 
wesentliche Neuer~n?'ka.~er·t virtschaftlicher Erfolg ausgewiesen 
DRP. erreichten SelbstaI~rlig el GI H d ' hat die DRP. seit ihrer wirtschaftliclwn 

k:· 1) Aus rllCsem run e ß '''h l' h' d werden onnen,. f"J un so einzurichten, da Ja r IC eme or . 
Verselbständigung dIe Hechnvungls u

t 
Ir I n

g 
ung und eine Bilanz aufgestellt wel'llen 

,,' G 'n und er us rec 1 '{"h d D1) nungsmaßlge ewm - d d' G unds'a·tze für die Hedmungsu rung cl' U. 
"b . wer' en Ie r J' . kÖllIwn. Im u ngen I A h"rung des Verwaltungsrats )estlmmt. Bel . . 1 . erun a nac 1 n 0 . d durch dw Relc Isregl b. V h 'ften des Reichsposthnanzgesetzes un der . ' ", en dIe orsc n 9, 

Ihrer Aufstellung musS l' J t I nur genommen werden,~) Neben der neuen 
R~ichshau~haltsordnung zur I IC ~l~~~ demgemäß die bisherigen Grundsätze des 
Illchtung !In Rechnungswesen

l 
g 1 d der Buchführuna und Hechnungslegung 

Arbeitens nach einem Hausha tsp a~. ßund n Vorschriften der Reichshaushaltsord­
nach kameralistischen Reg.cln ~ma d ~g verknüpft kaufmännische mit kamera· 
nung weiter. Diese gesetz~Iche . d

nor E~~ fu"hrung kaufmännischer Itechnungsweise 
, . h t Dre bel er m 1 d' lrshscher Hec nungsar . . t I ftl'chen Erfolgs der Unterne Imung, er rn 

vorgesehene Ermittlung des WIf s~ l,a ~. n ebenfalls schon bezeichneten Zwecken 
den bereits bekannten Gr~nzen u~ ~~d ~ ein wirksames Mittel zur gesicherten 
einen Heingewinn aufweisen, ~o , SI lbeständigkeit ,setzt vor allem die Leitung 
Behauptung jener wirtschaftllc len

b 
. e 11 'hren ~laßnahmen mehr als bisher die 

der Unternehmung in d~n Stand, el . \ en z~ berücksichtigen und mit Hilfe der 
Wirtschaftslage ihrer emzelnen ~~ine e den vorgesehenen überwachungsorganen 
neuen kaufmännischen nech~ungs U !fun: ft biegen zu können. Die Gründe, war­
eine sichere und eim~andfrele Hechensc a u~d damit die kameralistische Hech­
um daneben die Rerchsh~ushaltsordnu~g H hnungswesens der DHP. beibehalten 
nung als Hichtschnur für dw Hegelung ~Hpec gegenüber den Erfordernissen des 
wurde, hängen mit den Aufgaben der h ft . d der Kultur des deutschen Volkes 
Staats, der Volkswirtschaft, der ~esellsc .a b ~:r DHP. verwirklichten staatlichen 
eng zusammen. Angesichts der 1m Betne d den sonst dafür aufgestellteIl 
Fürsorgelätigkeit muß der Volksvert~elung 0 f e~. 'e Finanzwirtschaft dieses 
staatlichen Organen ein bestimmter Emfluß .au "le rnz 

den. Zu diesem Ziele 
Teils der allgemeinen Reichsverwaltung emgeraum

E
. wer t bekanntlich darin he-

l 'II l' . . h . deren' Igenar 
ver 11 t ~ re k~merahshsche H.ec nungsw~Ise, ines bestimmten Wirtschafts-
st~ht, dre Emnahmen u~d Ausgaben lIlnerh~lb e aß daraus die Quellen der 
zeItraums (Hechnungspenode) so aufzuschreIben, d. kassenmäßige Einnult­
Einnahmen, die Zwecke der Ausgaben und .der et:vaI~:meralistische Hechnung 
men- oder Ausgabenmehrbetrag erkannt WIrd. Dw ·tU ur den G >ld­
will dabei im Unterschied zur kaufmännischen Erfolgserm~I un

1
g ln

t 
1 f ct·gt . . . d t d ß cin raus la sp an ge er ) verkehr nachwelsen.3) SlC ermöglIcht und for er es, a 1 ß d 

. .. . ' ,t chaftet wen en mu Ull WIrd, nach dem wahreml des Geschäftsphres gewll s L , 

. t t" b jrrcns nicht schon mit dem 1) DIe Neuregelung des Rechnungswesens der DRP, ra. u ~"ft 
RPFG., das ist am 1. IV. 1924, sondern erst am 1. IV. 1925 III I ~V . 

2) § 7 Abs. 2, § 2 Abs. 2, § 15 Abs, 2 H.PFG., Art. 85 u.86. .,' g_ 
3) Damit soll nicht gesagt sein, daß bei der kameralistische,n Rechnung eme Ert~~g ~ 

ermittlung undenkbar wäre; s. Wal b, Die Erfolgsrechnung, Berhn 1926, Verlag Spae , 
Linde, S. 260 f. 
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daß nachgeprüft werden kann, ob er eingehalten worden ist. Die jährliche Auf­
stellung dieses Haushaltsplans und sein Abschluß nach Beendigung des Wirt­
schartsjahrs unterliegen, wie noch auszuführen, bleibt, ebenso wie die Auf­
sicht über die gesamte Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft der Unternehmung 
der besonderen Überwachung durch jene von Heichs wegen dafür aufgestellten 
Organe. Die aus der Verbindung kameralistischer und kaufmännischer Hechnungs­
und Buchführung entspringende Eigenart des neuen Rechnungswesens der DRP. 
kommt in einem Voranschlag und in einer Jahresrechnung als den Bestandteilen 
der kameralistischen Buchführung und in einer Bilanz sowie in einer Gewinn­
und Verlustrechnung als den Bestandteilen der kaufmännischen Buchführung zum 
Ausdruck. Dabei behauptet die kameralistische H.echnungsführung' als die ältere, 
der DHP. als einer öffentlichen Staats anstalt entsprechende Hechnungsart mit ihrer 
gebundenen Wirtschaftsführung ihre überwiegende Geltung gegenüber der kauf­
männischen, nur für die Zwecke der Erfolgsermittlung in der Unternehmung ein­
geführten Hechnungsweise. 

2. Der Voranschlag der DRP. 

a) Das Wesen des Voranschlags. 

Die Einnahmen und Ausgaben der DItP. werden in einem besonderen "Vor­
anschlag" angesetzt. Lediglich die Dienstbezüge des Reichspostministers und die 
von der DRP. an das Reich abzuliefernden Überschüsse werden im allgemeinen 
Reichshaushaltsplan nachgewiesen.1) Dieser Voranschlag bildet die Grundlage für 
die Bewirtschaftung der Einnahmen und Ausgaben der DRP., ebenso 'für ihre Buch­
führung und Jahresrechnung. Seine Aufgabe besteht darin, eine Vorstellung 
über die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben des kommenden Wirt­
schaftsjahrs, für den er aufgestellt wird, zu ermöglichen. Insbesondere werden der 
im Voranschlag niedergelegten Schätzung der erwarteten Einnahmen die in den 
Vorjahren angefallenen Einnahmen zugrunde gelegt unter Berücksichtigung des 
Umstands, daß im kommenden Wirtschaftsjahr besondere Vorfälle etwa einen 
Verkehrszuwachs oder eine Verkehrsminderung bringen werden, und unter Ver­
wertung sonstiger Ereignisse, welche die Einnahmen beeinflussen können, z. B. 
Gebührenerhöhungen oder -ermäßigungen. Vor der selbständigen Wirtschafts­
führung und vor der dadurch hervorgerufenen Loslösung aus der allgemeinen 
Heichshaushaltung hatte, worauf schon hingewiesen wurde, die DRP. sich damit 
abzufinden, daß ihr Haushaltsplan, wie jener der übrigen Heichsverwaltungen, 
zwecks Erlangung der Verabschiedung durch den Heichstag und Reichsrat 2) zu 
einer Zeit aufgestellt werden mußte, wo sich die Vorbedingungen für die Ver­
kehrsentwicklung in dem folgenden zeitlichen Wirtschaftsabschnitt noch nicht 
annähernd übersehen ließen. Die Trennung des Posthaushalts vom übrigen Heichs­
haushalt und die noch zu erörternde größere Beweglichkeit in der Aufstellung des 
Voranschlags ermöglicht es nunmehr, die Fertigung des Voranschlags bis in die 
letzten Monate des alten Geschäftsjahrs hinauszuschieben. Dadurch g€winnen die 
erwähnten Schätzungen erheblich an Zuverlässigkeit. 

Aus dem Voranschlag und seinen ziffermäßigen Ansätzen lassen sich die 
allgemeinen Hichtlinien erkennen, nach denen der Betrieb der DRP. im jeweils 
kommenden Geschäftsjahr geführt werden muß. Der Voranschlag zeigt die ver­
mutliche Entwicklung, die am Schluß des Rechnungsjahrs abgeschlossene Hech-

1) § 2 Abs. 1 RPFG. 
2) Art. 85 RV. 
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nung das endgültige Ergebnis der jeweiligen Wirtschaftsgebarung der Unterneh­

mung. 
b) Die Aufstellung des Voranschlags. 

Der Voranschlag als der Haushaltsplan de~ DRP. für das jeweils kommende 

W· t h ft . h . t vor Beginn J'eden RechnungsJahrs vorn RPM. (Haushaltsreferen-
Ir sc a sJa r IS . f '1 d' . I 

t) f t II Die dazu benötigten Unterlagen he ern 1 1m 10 emze nen Stel-
en au zus e en. d B t .. t I t D' F t 

len, denen die Vereinnahmung oder Verausgabung ~r. t' e rage
D 

zus:; 1 h' le '.es
h

-
stellung des Entwurfs ist Sach? des. Iteichspost~mls ,er~. as nec nungSJa r 
beginnt mit dem 1. April und schlIeßt mIt dem 31. Marz. Es 1st nach dem Kalender-
jahr benannt, in dem es anfängt. 1) " 

In der Aufstellung des Voranschlags ~oll möglichste Klarhe~t und Übers~cht-
I· hk 't h I E 'st daher nach AbteIlungen und UnterabteIlungen (KapIteln IC el errsc !On. r 1 . d"l . 
und Titeln) zu gliedern. Alle Einnahmen und Ausgaben sm m 11m vonemander 
getrennt und mit ihrer vollen Höhe Zll veranschlagen, ohne daß Ausgaben von 

E· I abgezogen oder Einnahmen auf Ausgaben vorweg angerech-mna lmen vorweg . . k f .. . I . . I 
t d d ·· f ( Bruttoprinzip) Nur dw rem au manlllsc 1 emgenc !teten ne wer en ur en sog. ' . .. k f . . 

Betriebe der DItP., wie z. B. die Hauptwerkstatt. fu~ ~~s~ ra t~art~ 1:~ B~h~­
Borsigwalde, das Postfuhramt in Berlin und ~!O . le rleEswder sba . .ur d' os -
k ft . B I' .. sen mit ihrem vorausslchtlIc len 'n erge lllS miesen 

ra wagen In er m, mus . ..' d Ib Z k 
11 h It I f werden D!O fur em und ense en wec aufzu-

aus a sp an au genommen· d' . St I 
W d d 1\'['tt I . d . ht an verschiedenen Stellen, son ern an emer e le des 

en en en 1V 1 e sm lllC d "b bl' k k" 
H h It I Ilagen um den Gesamtaufwan u er lC en zu onnen. 

aus a sp ans zu veransc 1, ..' V 'ab . d 
Alle Einnahmen und ~usgaben mit anderen Ansatzen als 1m orJ r usw. sm 

zu erläutern. . . h" d 
Der Voranschlag zerfällt zunächst in zwei Teile, die em zusammen ~ngen es 

Ganzes bilden. Der erste Teil umfaßt die Einnahme- und Ausgabe-Kapltel-. und 
Titelsummen für das neue Rechnungsjahr, die entsprechenden Zah~en des VOfJal~rs 
sowie das gegenüber dem Vorjahr eingetretene Mehr oder Welllg:r. Der zW.Clte 
Teil zeigt die erforderliche Unterteilung und den Aufba.~ der Kapl;el- und TItel-
summen und enthält die Zweckbestimmungen samt Erlauterungen.) . 

Der Voranschlag schreibt nun der DRP. nicht allein den Rahmen vor, m .. dessen 
Grenzen sich das Unternehmen bei seiner Wirtschafts- und Rechnungsfuhrung 
halten muß, er dient auch als Grundlage für die jährlich aufzustellende Bilanz 
sa~t Gewi~n- und Verlustrechnung. Das bewirkt, da~ der Voranschlag der DRP. 
WlC auch Ihre alsbald zu betrachtende Rechnungsfuhrung (I~assen- und Buch­
f~hru.ng) insoweit eine vorn allgemeinen Reichshaushal.t ab":.Clchende Form .. und 
EmtCllung e:halten müssen. Diese grundlegende sa~hlIche ~nderung gegenub~r 
dem ~llgemel~en Reichshaushaltsplan liegt hier darm, daß 1m. V oranschla~ WIe 
~uch. m der sICh anschließenden Rechnungsführung der DItP. die UnterscheId~ng 
m emen ordentlichen und in einen außerordentlichen Haushalt weggefallen 1St, 
dafür aber die Einnahmen und Ausgaben soweit sich dies durchführen läßt, in 
der ~eldspalte nach "Betrieb" und nach' "Anlage", al~o in zwei Spalte~, aus­
gesclueden und angesetzt werden. Es soll auf diese Welse nach dem Vorblld der 
kaufmännischen doppelten Buchführung schon im Voranschlag bei den Einnahmen 
und Ausgaben unterschieden werden ob sie einen Gewinn oder Verlust bedeuten 
oder ob ihnen - im Jahresergebnis '_ die Änderung eines Vermögensbestandteils 
gegenübersteht. Die Spalte "Betrieb" liefert die Unterlagen für die Gewinn- und 

1) § 2 IUIO. 
2) §§ 6, 7, 8, 15, 18 RIlO. 
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Verlustrechnung (Betriebseinnnahmen, Betriebsausgaben, erzielter Gesamterfolg), 
die Anlagespalte zeigt die bei Aufstellung der Bilanz zu berücksichtigenden Ände­
rungen der einzelnen Vermögensbestandteile (Einnahmen und Ausgaben aus der 
Vermehrung und Verminderung der AnlagenY, enthält also den Voranschlag für 
die Vermögensrechnung, auf Grund deren nach Abschluß der Rechnung die Ver­
mögenskönten für die Aufstellung der Bilanz fortgeschrieben werden. Zur Erlan­
gung möglichst weitgehender Wirtschaftlichkeit ist bei mehreren Kapiteln und 
Titeln der Ausgaben in den Grenzen des Voranschlags die gegenseitige Deckungs­
fähigkeit sowie die Übertragbarkeit vorgesehen. 1) Auch der schätzungsweise fest­
zustellende Gewinn oder Verlust des kommenden Rechnungsjahres muß zunächst 
im Voranschlag berücksichtigt, d. h. im voraus veranschlagt werden. Der Teilbetrag 
des Betriebsgewinns, der schon im Laufe des bevorstehenden Rechnungsjahrs für 
Anlagen wieder Verwendung finden soll, wird bereits in die Ausgaben des 
Voranschlags eingesetzt, ebenso wird mit jenen Teilbeträgen des Gewinns ver­
fahren, die ~ür die gesetzliche Rücklage und zur Ablieferung an die Reichskasse 
schätzungsweise bestimmt sind. Die DRP. arbeitet so den Gewinnverteilungsplan 
gleich bei Aufstellung des Voranschlags in die Betriebsrechnung ein; denn nach 
Abschluß der Bücher dürfen laut Bestimmung der Reichshaushaltsordnung keine 
Buchungen des alten Rechnungsjahrs mehr vorgenommen werden. Deshalb erscheint 
auch im Voranschlag wie in der späteren Gewinn- und Verlustrechnung der er­
wartete Gewinn nicht in einer Summe, sondern in der Aufteilung, wie er verwendet 
werden soll (z. B. zur Rücklage, zur Ablieferung ans Reich). 

Der vom RPM. vor Beginn jeden Rechnungsjahrs entworfene und vom Reichs­
postminister aufgestellte Voranschlag wird vom Verwaltungsrat durch einfachen 
Beschluß genehmigt. Er stellt den in den §§ 2·1 f. RHO. vorgesehenen, einer ge­
setzlichen Festlegung nicht mehr bedürfenden Haushaltsplan dar. Der Verwaltungs­
rat ist nicht befugt, eine Erhöhung der Ausgaben über den Vorschlag des Reichs­
postministers hinaus gegen dessen Widerspruch vorzunehmen. 2) Der Entwurf 
zum jeweiligen Haushaltplan ist dem Verwaltungsrat so rechtzeitig vorzulegen, 
daß er ihn noch vor dem 1. April erledigen kann. Dank dieses vereinfachten Zu­
standekommens des Haushaltsplans der DRP. ist es möglich, bei nachträglich auf­
tretenden weiteren oder veränderten Bedürfnissen die erforderlichen Maßnahmen 
durch Voranschlagsnachträge auf dem Weg über den darüber endgültig beschließen­
den Verwaltungsrat r.echtzeitig einzuleiten. Der vom Verwaltungsrat festgelegte 
Voranschlag mit etwaigen Nachträgen ist, wie schon betont wurde, für die DRP. 
und ihre Wirtschaftsführung in der gleichen Weise bindend wie der früher auf 
de~ Gesetzgebungsweg verabschiedete, die DItP. betreffende Teil des allgemeinen 
RelChsha ushalts. 3) 

3. DLe Kassen- und Buchführung. 

. a) Die ~ur. Fertigung von ~iIanzen, Gewinn- und' Verlustrechnungen erforder­
hche kaufmanmsche UnterscheIdung der Einnahmen und Ausgaben nach solchen 
auf Betrieb und Anl~ge muß selbstverständlich nicht allein im Voranschlag der 
DRP., sondern auch 1Il allen Kassenanweisungen für Titel, bei denen eine solche 

1) über Einzelheiten s. Hell mut h, Betriebswirtschaflslehre, S. 96 f. 
. 2) § 6 ~bs. 1 u: 2, § 15 Abs. 2 HPFG. - Die Unzulässigkeit von Ausgabenerhöhungen 
1st de~ Beshmm~?g m :'-rt. 85 Abs. 4 der IlV. nachgebildet. Der Reichspostminister braucht 
derartige Beschlusse mcht auszuführen, ein Einspruch braucht dabei nicht erhoben zu 
werden. ' 

3) über die Ausführung des Haushaltsplans s. He 11 mut h, Betriebswirtschaftslehre, S. 98. 
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Trennung notwendig ist, durchgeführt werden. Deshalb ist in den genannten An­
weisungen einmal anzugeben, auf welchem Kapitel und Titel der alsbald zu behan­
delnden Jahresrechnun<r ein Betrag zu buchen ist, sodanrl aber auch, ob die 
jeweilige Buchung auf 'hetrieb ouer auf Anlage zu erfolgen ha.1. ~uf diese W eis~ 
ergeben sich unmittelbar durch Aufrechnen u:r Spalten "Betneb .und .. "Anla~e 
in den einschlägigen Rechnungsunterlagen dlC Gesamtsummen, UIC fur Betneb 
und Anlage vereinnahmt ?der verausgabt woruen si~d und so zur Aufstellung 
der Bilanz sowie der Gewmn- und Verlustrechnung dwnen. 

b) Die Grundlage für die Buchführung der DHP. bildet, wie schon bemerkt 
wurde ein Haushaltsplan (Voranschlag). Angesichts dieser Bindung an den I-Iaus­
haltspian muß die DHP. in ihrer Buchführung vor allem darauf hinzielen, .1h1'e 
Einnahmen und Ausgaben nach den Gesichtspunkten des Voranschlags, d. h. die 
Einnahmen nach ·den Einnahmequellen, die Ausgaben nach den Zweckbestim­
mungen zu ordnen, um den Vergleich der einzelnen Teilsummen mit .de.n zutreffen­
den Ansätzen· des Voranschlags zu ermöglichen; denn die kamerahshsche Buch~ 
führung hat, was aus dem früher Gesagten hier wiederholt sei, die finanziellen 
Ergebnisse den Ansätzen des Voranschlags gegenüberzustellen und sie zu belegen, 
die Richtigkeit der Kassenbestände durch Abschlüsse nachzuprüfen, kurz Hechen­
schaft darüber abzulegen, ob die Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft der DHP. 
während des Rechnungsjahrs in förmlicher und sachlicher Hinsicht nach dem vom 
Verwaltungsrat beschlossenen Voranschlag geführt wurde, und festzustellen, inwie­
weit die Unternehmung wegen außergewöhnlicher Umstände davon abweichen 
mußte. D{1.s· Schlußergebnis der kameralistischen Rechnung zeigt lediglich an, 
welcher Kassenzugang (Überschuß) oder welcher Kassenabgang (Fehlbetrag oder 
Zuschuß) während des Rechnungsjahrs aufgetreten ist. Nur die Änderung der 
Kasse darf aus dem Schlußergebnis zu ersehen sein. Im Gegensatz zur kauf­
männischen Rechnung läßt die kameralistische Hechnung den Kreditverkehr und 
damit jene Beträge, die nicht auf den tatsächlichen Kasseneinnahmen und -aus­
gaben, sondern auf rechtsgültigen Forderungen beruhen, rechnungsmäßig unbe­
rücksichtigt. 

Seit der Verselbständigung der Wirtschaftsführung der DRP. und nach Ein: 
richtung einer gesonderten Verwaltung des der Verkehrsanstalt gewidmeten Reichs­
vermögens müssen Zu- und Abnahme dieses Sondervermöaens in kaufmännischer 
Form nachgewiesen werden. Aus diesem Grund hat die" kameralistische Buch­
führung der DHP. die gleichen Wege wie die kaufmännische Buchführung ein­
zuschlagen, um ihre Rechnung zur Unterlage für die Aufst<lliung von ordnungs­
mäßigen Bilanzen sowie für die Fertigung von Gewinn- und Verlustrechnungen 
geeignet zu machen. Sie übernahm die kaufmännische Unterscheidung der Ein­
nahmen und Ausgaben nach solchen auf Betrieb und Anlage in ihre Hechnungs­
führung. und zerleg.te, was schon bei der Besprechung des Voranschlags gesagt 
wurde, In allen mit der Buchführung zusammenhängenden Büchern und Nach­
weisungen (Wirtschaftsbüchern, Hauptbüchern, Kassenauszügen, Nebenrechnungen) 
die bisher einheitliche Betragsspalte in zwei Spalten: Betrieb und Anlage. Für die 
Buchung der Einnahmen und Ausgaben kam daher zu den bisherigen Unter­
teilungen nach den einzelnen Kapiteln und Titeln auch noch die weitere Unter­
scheidung hinzu, ob eine Einnallme oder Ausgabe auf Betrieb oder Anlage Zll 

verrechnen sei. Infolgedessen mußte bei Einführung der Neuerung die Anordnung 
der Einnahmen und Ausgaben im bisherigen Haushalt geändert und die Einteilung 
der dort vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben so vorgenommen werden, daß 
schon dadurch ihre Ausscheidung nach Betrieb und Anlage, nach solchen Ein-

I 
I 

~I 

J 
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nahmen und Ausgaben, die einen Gewinn oder Verlust bedeuten, sowie nach 
solchen, die nur eine Änderung in den Vermögensbestandteilen darstellen, mög­
lichst vorbereitet wurde. Ferner war es notwendig, für die einzelnen Vermögens­
bestandteile nach dem Muster der kaufmännischen Buchführung besondere Ver­
mögenskonten, das sind Wertrechnungen, anzulegen. Die laufende Fortschreibung 
dieser Vermögenskonten ist allerdings, wie wiederholt bemerkt sei, nicht möglich, 
weil die kameralistischen Vorschriften über die Rechnungslegung verlangen, daß 
die Einnahmen und Ausgaben der Itechnungsperiode für sich erfaßt, systematisch 
geordnet, mit den Rechnungsausweisen belegt und mit den Ansätzen des Haus­
haltsplans verglichen werden. Dafür werden, was schon früher gesagt wurde, jähr­
lich einmal nach Abschluß der Rechnung am Ende des jeweiligen Rechnungsjahrs 
die Wertmehrungen oder die Wertminderungen, dif) diese VermögfJllsbestandteile 
während des Rechnungsjahrs infolge von Neuerwerbungen oder von Verbrauch, 
Abschreibung usw. erfahren haben, in den Vermögenskonten als Jahresbeträge 
zu- oder abgesetzt und die Vermögenskonten am Jahresende auf Grund der An­
gaben in der Anlagespalte der Rechnung fortgeschrieben. Daraus ergibt sich dann 
der neue Wertbetrag, mit dem sie in der kommenden Bilanz einzusetzen sind. 

Es bleibt noch zu bemerken; daß der kameralistische wie der kaufmännische 
Teil der Buchführung der DRP. nur die eigenen, im Voranschlag ausgewiesenen 
Einnahmen und Ausgaben, die deshalb auch planmäßige Einnahmen und Aus­
gaben genannt werden, erfaßt. Die sogenannten durchlaufenden Einnahmen und 
Ausgaben der Unternehmung sind davon ausgenommen. Zu diesen durchlaufenden 
Posten gehören alle Zahlungen, welche die DHP. für fremde Rechnu.lg leistet 
oder .für fremde Rechnung entgegennimmt, vor allem die Ein- und Auszahlungen 
auf Postanweisungen, Zahlkarten, Zahlungsanweisungen, ferner die Auszahlung 
von Versicherungs renten unel MililärversorguIlgsgebührnissen, so dann die Ein­
nahmen aus dem Verkauf der fremden Wertzeichen. Der Grund für diesen Aus­
schluß liegt darin, daß sich diese Posten in Einnahme und Ausgabe, in Schuld 
und Forderung immer ausgleichen müssen, die DHP. deshalb aus ihnen grund­
sätzlich weder einen Gewinn noch einen Verlust haben kann. 1) 

4. Die Rechnungslegung. 
a) Die neue Wirtschaftsführung der DHP. hat an der bisherigen, nach den 

Regeln der Hcichshaushaltsordnung zu erfüllenden Pflioht dieser Unternehmung 
zur jährlichen Hechnungslegung nichts geändert. Danach müssen alle Kassen 
der DRP., die in der gesetzlich vorgesehenen Fassung einen Kassenanschlag 
erhalten haben (die Oberpostkassen, in Bayern die Rechnungsbüros der Oberpost­
direktionen, die Generalpostkasse des Heichspostministeriums), für jedes Hech­
nungsjahr über elie planmäßigen Einnahmen und Ausgaben Rec.hnung legen 
(J ahresrechnung) .2) 

b) Entsprechend der kaufmännischen Form der Rechnungsführung, die von 
der DHP. seit der Abtrennung des in ihren Betrieben angelegten Vermögens vom 
übrigen Reichsvermögen und seit der damit verbundenen Loslösung ihrer Hecllte 
und Verbindlichkeiten von jenen des Deutschen Reichs einzuhalten ist, muß 
auch die Zu- und Abnahme dieses Sondervermögens, d. h. der wirtschaftliche 
Erfolg während eines bestimmten Wirtsclmftszeitraums fortan in kaufmännischer 

1) Der Geldverkehr der DItP. für fremde Rechnung beläuft sich nach dem derzeitigcn 
Jahresumsatz auf etwa. das 60fache der eigenen planmäßigen Einnahmen und Ausgaben. 

2) übcr die Formen dieser Rechnungslegung s. Hell mut h, Betriebswirtschaftslehre, 
S. Hlf. 
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Art nachgewiesen werden. Zur Ermittlung und zum Nachweis dieses wirtschaft­
lichen Erfolgs hat, wie schon bekannt ist, die DRP. alljährlich über das abgelaufene 
Rechnungsjahr eine Bi la n z sowie eine ordnungsmäßige Ge w i n n - und Ver­
lu s t r e c h nun g nach den Grundsätzen der kaufmännischen Rechnungsführung 
aufzustellen.1) Diese Art der Rechnungslegung in Form der kaufmännisCihen Ge­
winn- und Verlustrechnung samt Bilanz umfaßt der Natur der Sache nach, wie 
schon bekannt, zweierlei: einmal den Nachweis, ob das in den Betrieben der 
DRP. festgelegte H.einvermögen des Reichs während des jeweiligen Wirtschafts­
jahrs erhalten blieb oder um welchen Betrag es sich vermehrte oder verminderte, 
sodann den Nachweis, ob und welc.her Betriebsgewinn oder Betriebsverlust als 
Unterschied zwischen den Betriebseinnahmen und den Betriebsausgaben sich in 
dem betreffenden Wirtschaftsjahr ergab. 

Besondere Grundsätze für die Einzelheiten bei der jährlichen Auf s tell u n g 
der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung der DRP. bestehen nicht, 
es sind die allge~ei~en gesetzlichen Bestimmungen über die Aufst~llun.g dieser 
Rechnungsnachwelse m kaufmännischen Betrieben maßgebend, SOWeit mcht ein­
zelne besondere Ver.hältnisse der Unternehmung eine Ausnahme verlangen. Die 
Bilanzaufstellung bel der DHP. gestaltet sich nämlich aus mehrfachen Gründen 
schwi.erig und unters'cheidet sich so in einig~n Punkten wesentlich von der ka,uf­
männLschen übung. Das Vermögen der DRP. das von der Bilanz erfaßt werden 
soll, zeigt einen großen Umfa,ng, ist sehr vi~lgestaltig und verteilt sich auf eine 
große Zahl. von Betriebsstellen. Es wäre unmöglich, die gesamten Sachgüter dieser 
Unternehrnun? am Schluß eines jeden Rechnungsjahrs durch eine Inve~tur auf­
zunehmen. Dw DRP. hat daher ihre Buchführung so einzurichten, daß dIe Arbeit 
der Inventuraufnahme nur etwa alle 3-5 Jahre, wiederholt zu werden braucht; 
denn sonst überschritte diese Arbeit alles wirtschaftlich vertretbare Maß. In den 
dazwischen liegenden Rechnungsjahren werden die Vermögenszu- und -abgänge, 
die seitdem in den einzelnen Vermögensbestandteilen eingetreten sind, aus der Hech· 
nung üb.~.r d.ie ,,\~lagen-Ausgaben und -Einlagen auf die ei~zel~en. Vermögens­
konten Jahrhch ubertragen und dort nachgewiese.n. Die RIchtIgkeIt des Ver­
magensbestandes, der sich hiernach auf den einzelnen Konten rechnungsmäßig 
ergibt, muß von Zeit zu Zeit durch Teilinventuren (z. B. für Grundstücke und 
Gebäud~, im nächsten Jahr für Kraftwagen und Maschinen, im dritte,t; Jahr für 
das Lellungsnetz usw.) nachgeprüft werden. Aus den Endzahlen dIeser Ver­
mögenskonten entsteht dann die Schlußbilanz .. 

Eine weitere Schwierigkeit erwächst der Fertigung der Postbilanz aus den in 
den Postkassen durchlaufenden sehr hohen Beträgen an Einnahmen und Ausgaben 
für fremde Rechnung. Wie schon bei der Erörterung der Buchführung der DRP. 
erwähnt wurde, erscheinen diese sogenannten durchlaufenden Einnahmen und 
Ausgaben der DRP. weder in den Nachweisungen der kameralistischen noch 
in denen der kaufmännischen Buchführung. Aus den gleichen Gründen, außerdem 
aber auch zur Ersparung der außerordentlichen Vorarbeit für eine Bilanz, die auch 
die Schulden und die Forderungen der DRP. aus dem Zahlungsverkehr für fremde 
Re~~lll~~g berücksichtigen wollte, bleibt, wenigstens nach der gegenwärtigen Ge: 
schaf~subung der DItP., der gesamte Zahlungsverkehr für fremde Rechnung bel 
der ßIlanz~ufstellu~g außer Betracht. Die Folge davon ist, daß das Barvermögen der 
DHP., das III der ßll.anz unter den Posten "Kasse" vorzutragen ist, bloß "rechnungs­
mäßig" feststellbar 1St. Als "Kasse" kann daher in der Bilanz nicht der am Bilanz-

1) § 7 Abs. 2 HPFG. 
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stichtag wirklich vorhandene Kassenbestand eingesetzt werden, vielmehr nur der 
Betrag, der sich bei Außerachtlassung des Zahlungsverkehrs für fremde Itechnung 
als "rechnungsmäßiger" Kassenbestand ergibt; denn die Gelder der DRP. aus dem 
Zahlungsverkehr für fremde Rechnung sind von den übrigen Kassenbeständen 
nicht äußerlich getrennt, sondern unausscheidbar mit diesen vermischt, so daß 
sie sich nur berechnen lassen. Auf gewisse Schwierigkeiten endlich, die für die 
Bilanzaufstellung aus der die DRP. bindenden kameralistischen Rechnungsregelung 
hervorgehen, soll hier nicht weiter eingegangen werden, da dank der weiteren Ent­
wicklung des kaufmännischen Itechnungswesens in der Rechnungsführung der 
Unternehmung ihre Behebung erwartet werden kann. 

Für die Fertigung der Gewinn- und Verlustrechnung bietet die 
kameralistische Itechnungsführung der DRP. auch nach 1925 nur die grund­
legende Unterscheidung der kassenmäßigen Einnahmen und Ausgaben in solche 
für Betrieb und für Anlage. Die Summen der Einnahmen und Ausgaben auf Betrieb 
sind dann am Schluß des Rechnungsjahres in die zu fertigende Gewinn- und 
Verlustrechnung aufzunehmen. Es handelt sich dabei bekanntlich um jene Ein· 
nahmen und Ausgaben, die eine Mehrung oder Minderung des Gesamtvermögens 
bringen; z. B. um die Einnahmen an Gebühren und sonstigen Vergütungen als 
den Gegenleistungen für Verkehrsleistungen, um die Ausgaben für Gehälter, Löhne 
und Ruhestandsbezüge. Alle diese Gegenwerte, welche die DRP. für ihre Betriebs­
ausgaben erhält, alle Leistungen, die sie für ihre Betriebseinnahmen zu machen 
hat, bringen keine Vermehrung oder Verminderung ihrer Anlagenwerte, können 
ihrer Natur nach nicht in die Aktiv- oder Passivposten der Bilanz übergehen, 
sondern müssen in der Gewinn- und Verlustrechnung erscheinen. Die Entscheidung 
der Frage, ob Einnahmen und Ausgaben der DRP. in ihre Bilanz oder in ihre Ge­
winn- und Verlustrechnung gehören, richtet sich nach der vorstehend schon 
erklärten Wirkung dieser Itechnungsposten auf die Entwicklung des Werts des 
Gesamtvermögens. 

Ähnlich wie für die Bilanzaufstellung erwachsen der DItP. auch bei der 
Fertigung der Gewinn- und Verlustrechnung aus den schon gelegentlich der Be­
handlung der Postbilanz erwähnten drei Gründen gewisse Schwierigkeiten. Es geht 
auch hier nicht ohne umfangreiche IEUs- und Umrechnungen ab, um aus den 
Ergebnissen der kameralistischen Rechnung die Gewinn- und Verlustrechnung auf­
stellen zu können. Doch stehen hier ebenfalls Verbesserungen in Aussicht. 

5. Die Rechnungsprüfung. 
Zur öffentlichen Prüfung der Posthaushaltsordnung werden vorn RPFG. drei 

Organe bestimmt: der Hechnungshof des Deutschen Reichs, der Verwaltungsral 
der DRP. und - als parlamentarische überwachungsstellen - der Iteichstag und 
den Reichsrat. 

a) Dem Rechnungshof des Deutschen Reichs legt der Reichspost­
minister die Jahresrechnung nebst Gewinn- und Verlustrechnung sowie die Bilanz 
zur Prüfung nach Maßgabe der im ItPFG. aufrecht erhaltenen gesetzlichen Bestim­
mungen vor. über die wegen des Fortfalls eines Haushaltsgesetzes nötigen Ände­
rungen der Rechnungsprüfung hat die DItP. mit dem Rechnungshof eine besondere 
Vereinbarung getroffen, die dem Bedürfnis einer sachgemäßen Prüfung entspricht.l)' 

1) § 11 Abs. 1 u. 2, § 15 Abs. 1 llPFG., Art. 86 IlV., ferner die in der bisherigen Dar· 
stellung schon mehrfach erwähnle llIlO., welche die von Art. 86 IW. vorgesehene reichs gesetz' 
liehe Hegelung der Hechnungsprüfung des allgemeinen Reichshaushaltsplans wie auch des 
Posthaushalts plans trifft. 
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Der Rechnungshof des Deutschen Reichs ist eine der Reichsregierung und der 
DRP. gegenüber selbständige, nur dem Gesetz unterworfene oberste Reichsbehörde. 
Ihm obliegt die Überwachung der gesamten Reichshaushaltsführung wie auch der 
Haushaltsführung der DRP. nach Maßgabe der Bestimmungen der Reichshaus­
haltsordnung. In der Prüfung der Jahresrechnung der DRP. durch den Rechnungs­
hof ist auch nach. dem Inkrafttreten des HPFG. gegenüber dem früheren Ver­
fahren keine wesentliche Änderung eingetreten.1) Die Prüfung erstreckt sich jedoch 
künftig auch auf die Bilanz samt Gewinn- und Verlustrechnung, die, wie schon 
ausgeführt wurde, der J~hresrec:lllung ~eizufügen sind. Treten bei der Rechnungs­
prüfung MeinungsverschwdenheIten ZWischen der DRP. und dem Rechnungshof 
des Deutschen Reichs auf, so entscheidet die Reichsregierung.2) 

b) Weitgehende Prüfungsrechte gegenüber der Uechnungsgebarung der DRP_ 
sind dem Verwaltungsrat der DHP. eingeräumt. Er überwacht nicht allein 
die Innehaltung der durch Gesetz und Ausführungsbestimmungen aufgestellten 
Grundsätze durch die DUP., ihm ist auch, was in diesem Zusammenhang noch­
mals wiederholt sei, auf Verlangen von ihr jederzeit über ihre finanzielle Lage 
Auskunft zu geben und monatlich eine Nachweisung über die Einnahmen und 
Ausgaben der Unternehmung vorzulegen.3) Durch das Ergebnis dieser Über­
wachungstätigkeit kann der Verwaltungsrat zu Beschlüssen veranlaßt werden, die 
von der DUP. zu befolgen sind. Wenn dann das Reichsinteresse nicht einen Ein­
spruch des Reichspostministers bei der Reichsregierung gebietet,1) kann der 
Reichspostminister bei einer ihm nicht genehmen Beschlußfassung des Ver­
waltungsrats vers'uchen, di~ Angelegenheit beim Verwaltungsrat neuerdings ein­
gehend darzulegen und eine Änderung der Stellungnahme herbeizuführen. 

Eine entscheidende Rolle gegenüber der DRP. spielt der Verwaltungsrat bei 
der jährlichen Uechnungsprüfung. Der Rechnungshof übermittelt nämlich die 
geprüfte Jahresrechnung der DRP. dem Verwaltungsrat, der dann über die E nt­
las tun g Entscheidung trifft. 5) 

Damit ist dem Verwaltungsrat die bisherige parlamentarische Hechnungs­
kontrolle ühertragen, die nach früherem Recht 6) dem Reichsrat und dem Heichs­
tag zustand. Die "Entlastung der Verwaltung" durch den Ve~waltun~s~at auf 
Grund der vom Rechnungshof geprüften Rechnungen erstreckt sl?h ledlghc~. ~uf 
die Einhaltung des Haushalts (Voranschlags), insbesondere auf dw zweckmaß.lge 
Verwendung der im Haushalt genehmigten Mittel. In dem ~erwaltungs~at erluelt 
so die DRP. für ihren Haushalt ein die Mitwirkung von Rmchstag, Rmchrat und 
Reichsfinanzminister zusammenfassendes Kontrollorgan, dessen möglichst kleiner 
Personenkreis die erforderliche wirtschaftliche Bewegungsfreiheit gewährleistet 
und beschleunigt. Auch hier entscheidet bei Meinungsverschiedenheite~, z. B. 
bei Weigerung des Verwaltungsrats, zu entlasten, auf Antrag ~es RClchspost­
ministers die Ueichsrerrierung ein Fall der bis J. etzt noch nicht emgetreten 1St. 7) 

" " R . h c) Endlich sind auch nach dem derzeitigen Rechtszustand den: . el c s tag 
und Re ic h s rat wichtige Überwachungsrechte gegenüber der W Irtscha~ts-, be­
sonders der Finanz- und Rechnungsführung der DRP. gewahrt. B~lmnn.thch ent­
sendet der Heichstag z. Z. 10 Mitglieder in den Verwaltungsrat, dlC gleiche Zahl 

1) Vgl. § 118 und die §§ 87 f. ItHO. 
2) § 11 Aus. 3 ItPFG., § 106 RHO. 
S) § G Abs. 4 HPFG. 
4) § G Abs. 3 RPFG. 
5) § 11 Abs. 1 mit § G Abs. 1 llPFG. 
6) Art. 86 RV. 
7) § 11 Abs. 3 mit § G Abs. 3 RPFG. 
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wird vom Reichsrat gestellt. Diese 20 verfassungsmäßigen Vertreter haben somit 
an allen Befügnissen des Verwaltungsrats teil. Ferner nimmt der Heichstag, wie 
schon in anderem Zusammenhang ausgeführt wurde, die Kontrollrechte, die aus 
der parlamentarischen Verantwortung des Heichspostministers ihm gegenüber 
hervorgehen, im gleichen Umfang wahr wie gegenüber jedem anderen Reichs­
minister. Die parlamentarische Verantwortlichkeit des Reichspostministers zielt 
vor allem dahin, dafür zu sorgen, daß die Ausrraben der DRP. sowie die Ver­
zinsung und Tilgung der Schulden durch die Ein"nahmen gedeckt werden. Weiter 
ist, was hier wiederholt sei, dem Heichstag und dem Reichsrat ein Geschäfts­
bericht über das abgelaufene Rechnungsjahr mit einer Gewinn- und Verlustrech­
nung und einer Bilanz vorzulegen, aus denen sich die Finanzlage der DRP. ergibt.1) 

Die Wirtschaftsführung der DUP. vollzieht sich nunmehr schon im G. Jahre 
nach den vom RPFG. aufgestellten neuen Verwaltungs grundsätzen. Den jähr­
lichen Geschäftsberichten der Unternehmung und den beigefügten Bilanzen nebst 
Gewinn- und VerlustrechnUl'~gen ist zu entnehmen, daß die Loslösung vom all­
gemeinen Reichshaushalt nach Überwindung gewisser unvermeidlicher Schwierig­
keiten bei Umstellung in der Geschäftsgebarung zu einer günstigen Entwicklung 
der Unternehmung geführt hat. Diese erfreuliche Tatsache wurde vom Reichsrat, 
Reichstag und Verwaltungsrat bei wiederholten Anlässen rückhaltlos bestätigt. 
Sie bildet auch die beste Schutzwehr gegenüber gewissen, nicht wirtschaftlichen, 
sondern politischen Beweggründen entspringenden Bestrebungen, den parlamen­
tarischen Einfluß auf die Wirtschaftsführung der DRP. unter Beseitigung der vom 
RPFG. gezogenen Schranken wieder zu verstärken. Demgegenüber wurde mit 
Recht darauf hingewiesen, daß Heichstag und Reichsrat im Verwaltungsrate stimm­
berechtigt vertreten sind. Dadurch wird es ihnen sogar noch mehr als bisher 
möglich, in die Geschäftsführung im einzelnen Einblick zu gewinnen und davon 
gelegentlich der schon besprochenen parlamentarischen Erörterung postalischer 
Angelegenheiten ausgiebig Gebrauch zu machen. 

Buchbesprechungen. 

nernhard I1erwig, Braunschweig, Psychotechnische Methoden im Ver­
kehrswesen. 124 S. mit 46 Abb. 

Amedeo Herlitzka, Turin, Methoden zur Auswahl und Kontrolle der Luft­
zeugfahrer. 57 S. mit 20 Abb. 
im Handbuch der biologischen Arbeitsmethoden. Herausgegeben von Prof. Dr. Emil 
Abderhalden. Abt. VI, Teil C \ Heft 8 (Schluß) Lieferung 277. Urban & Schwar­
zenberg. Berlin 1928. 

Her w i g nimmt in seiner Abhandlung zu den vorhandenen psychotech­
nischen Methoden im Verkehrswesen Stellung. Er untersucht, ob sie wissen­
schaftlich einwandfrei arbeiten und ob sie den Anforderungen der Praxis in ihrem 
Aufbau gewachsen sind. Beide Aufgaben sind für die Nutzbarmachung der Eig­
nungsuntersuchungen wichtig. Herwig ist zu dieser Untersuchung berechtigt, da 
er seit langem auf dem Gebiete der Psychotechnik wissenschaftlich arbeitet und 

1) § 7 Abs. 1, § 2 Abs. 2 HPFG. 
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auch durch mehrjährige Tätigkeit als Psychologe bei der Deutschen Reichsbahn 
die notwendigen Kenntnisse von den praktischen Anford,erungen mitbringt. 

Entsprechend der Wichtigkeit im Verkehrswesen nehmen in der Darstellung 
die Fahrerberufe einen breiLen Raum ein. Herwig beschreibt ihre allgemeine Me­
thodik und geht sodarm auf die bisher belmnntgcwordenen Fahreruntersuchungen 
im In- und Ausland ein. Im Anschluß hieran werden die Eignungsuntersuchungen 
für einzelne wichtige Berufszweige der Deutschen Heichsbahn und Reichspost 
dargestellt. 

Das Ziel der Eignungsuntersuchungen im Verkehrswesen ist neben der 
Steigerung der Wirtschaftlichkeit die Hebung der Verkehrssicherheit. Herwig geht 
daher zum Schluß kurz auf die Unfall ursachen und die psychologisch bedingten 
Maßnahmen ein, die zu ihrer Verhütung getroffen werden können. 

Her li tz k a gibt in seiner Abhandlung einen Überblick über die Erfahrungen, 
die er in 10 Jahren bei 20000 Untersuchungen für den Luftfahrerdienst gemacht hat. 
Er geht hierbei auf die psychologischen Eigenschaften ein, die vom Luftzeug­
lenker zu verlangen sind und beschreibt die l.VLethoden und die technischen Hilfs­
mittel, die zur Feststellung physiologischer und psychologischer Mängel ver­
wendet werden. Zu begrüßen ist die eingehende Beschreibung der Versuchseinrich­
tungen. und die Schilderung seiner Erfahrungen. 

DIe Abhandlungen von Herwig und Herlitzka mit ihren wissenschaftlich 
begr~ndeten Darstellungen bringen dank ihrem Eingehen auf die Anforderungen der 
PraXIS des Verkehrswesens dem Fachmann wertvolle Anregungen. Co u v e. 
u. G. Quaa!z, Dr., Geheimer Hegierungsrat, Si c her h e i tun d Wi r t s c h a f t bei 

der Heichsbahn. Berlin 1929. Reimar Hobbing. 142 Seiten. 
Der Verfasser kennt die Verhältnisse bei den deutschen Eisenbahnen aus 

seiner Tätigkeit bei der preußischen Eis.enbahnverwaltung und später als Ver­
kehrsreferent des Reichstages, insbesondere die finanziellen Zusammenhänge, 
für ~ie eT stets ein besonderes Interesse gehabt hat, sehr genau. Als Mitglied des 
Arbeitsausschus~es zur Untersuchung der Betriebssicherheit bei der Reichsbahn, 
der nach den Unfällen im Sommer 1928 vom Heichsverkehrsminister eingesetzt 
wurde, und als Mitglied des ebenfalls vom Reichsverkehrsminister gebildeten 
parlamentarischen Informationsausschusses hat er weiter ständig Fühlung mit der 
Heichsbahn behalten. 

Die Ab.hand.lung b~ginnt mit einer Betrachtung über den Zusammenhang zwi­
schen BetnebsslCherhelt und Wirtschaft oder wie es im Vorwort wohl rich­
tiger heißt, zwischen Betriebssicherheit und' Kostenaufwand. Wiederholt wird 
betont: Der Grad der zu erreichenden Betriebssicherheit ist vorn Kostenaufwand 
ab~läng!g, ein Optimum a?- W~rtschaftlichkeit ergibt auch ein Optimum an Sicher-

. hett .. Dw Frage der J3etne~sslCherheit ist in jedem Falle eine Geldfrage. Der zu 
erreIchende Grad der J3etnebssicherheit hänl1t vorn Kostenaufwand ab. 

. In den oinzeln~n Kapiteln des Werks wi;d alsdann sehr eingehend die finan­
~lClle ~age der RelChsbahn durchgesprochen. Wie es nach den bisherigen Ver­
offenthchungen des Verfassers nicht anders zu erwarten ist enthalten diese 
Ausf.ührungen sehr beach.tliche, ~'ehr. klu?e, zum Teil allerdin~s auch sehr zu­
gespüzte Bemerkungen. Die StudlC, dw SICh selbst als scharfe Kritik bezeichnet 
scl~ließt mit ~e:r Festst?llung,. daß infolge ungenügender Substanzerhaltung di~ 
Heichsbahn selt dem Knege emen Substanzverlust von mindestens 2500 Millionen 
Heichsmark mlitten ~abe .. Man darf annehmen, daß dieser Berechnung von 
ebenso berufener Sette WIdersprochen und andere Berechnungen aufgemacht 
werden. 
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Die bestehenden Verlililtnisse w-erden in Parallele gestellt zu den Verhält­
nissen bei den preußischen Staatsbahnen in den Jahren vor dem Kriege. Diese 
Gegenüberstellung ist in v~eler Hinsicht sehr interessant, sie hat aber in großem 
Umfange nur den Wert einer tatsächlichen Feststellung und einer vergleichenden 
Darstellung; die Verhältnisse, in denen sich die Heichsbahn befindet, sind nun 
einmal gegeben, sie sind grundverschieden von den günstigen Verhältnissen, unter 
denen die preußische Staatsbahn arbeiten konnte, die Verwaltung der Heichsbahn 
mußte mit den gegebenen Umständen in der Vergangenheit rechnen und wird sich 
mit ihnen auch in der Zukunft auseinandersetzen müssen. Wenn der Zweck der 
Abhandlu.ng war, wie aus den Feststellungen im Kapitel 19 zu entnehmen, zu 
zeigen, daß eine Abhilfe von den nach Ansicht des Verfassers feststehenden 
finanziellen Einbußen und Verlusten und der Unmöglichkeit, das Vermögen und die 
Leistungsfähigkeit der Heichsbahn unter den jetzigen Verhältnissen zu er­
halten, nux zu erwarten ist durch die Befreiung der Reichsbahn von der aus­
ländischen Kontrolle, die ihr eine planmäßige Finanzpolitik unmöglich macht, so 
kann dieser Zweck als durch' die Forderung des Young-Planes, daß diese Kon­
trolle wegfallen muß, als erreicht angesehen werden. Auch die weitere Forderung 
auf Grund der Untersuchungen, daß durch einen deutschen Gesetzgebungsakt 
die Reichsbahn "von dem Strudel der parlamentarischen Ausgabewirtschaft fern­
gehalten und zum Nutzen der deutschen Volkswirtschaft und der Heichsfinanzen 
als selbständiges Unternehmen nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
und Betriebssicherheit verwaltet werden soll", dürfte im Zusammenhang mit der 
Annahme des Young-Planes, soweit hiervon etwas in die Öffentlichkeit ge­
drungen ist, in Erfüllung gehen. 

Ob die Reichsbahn nach dieser neuen Organisation in der Lage sein wird, in 
ihrer Finanzwirtschaft auch nur einen Teil der nach Ansicht des Verfassers 
notwendigen Kapitalaufnahme durchzuführen, scheint nach Lage der Verhält­
nisse außerordentlich fraglich, ebenso, daß das Heich der Reichsbahn in irgendwie 
nennenswertem Umfange helfen wird. Das eine dürfte die Umstellung der Heichs­
bahn sicher bringen, daß die bisher immer drohende Möglichkeit einer Mobilisie­
rung der Reparationsschuldverschreibung,en beseitigt und infolge des Wegfalls 
der Reparationshypothek der Reichsbahn die leichtere Möglichkeit der Aufnahme 
einer inländischen oder ausländischen Anleihe offensteht. Wenn hiernach die Aus­
führungen in den meisten Kapit.eln bei Lage der Verhältnisse nur einen theo­
retischen Wert haben, so geben sie doch vielfach wertvolle Winke und Richt­
linien, wie man sich bei den beschränkten finanziellen :Mitteln am vorteilhaftesten 
einteilt. A d a m. 
l\layer, Olto, Dr., Entwicklung und Neuordnung der Österreichischen 

B und e sb ahn e n. Ein Beitrag zur Geschichte Deutsch-Österreichs und zur An­
schlußfrage. Münchener Volkswirtschaftliche Studien, Neue Folge, Heft 5. Jena 
1928. Gustav Fischer. IX, 148 Seiten. 

Wie der Untertitel andeutet, ist das Objekt der Untersuchung in enger Be­
ziehung zu dem politischen und wirtschaftlichen Gesamtproblem "Österreich" 
behandelt; mit Hecht, da nur so die Entwicklung der "B. B. Österreich" ganz 
verstanden werden kann und die Untersuchung an Völligkeit und damit an Interesse 
gewonnen hat. Im Mittelpunkt stehen naturgemäß die Neuordnung der B. B. von 
1923, die Fortschritt.e in der Reorganisation und di,e finanziellen Ergebnisse bis 
1927. Hierzu hat der Verfasser ein umfangreiches :Material zusammengetragen, das 
er gut geordnet unterbreitet. Leider schöpft er aber etwas zu stark :ws zweiter 
Quelle, in erster Linie der Zeitung des VDEV., so daß manchmal die Arbeit "zu-
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sammengestoppelt" wirkt. Zum ~eil hierdurch ~ed~ngt, vermißt man auch, ,.ei?-ß 
wohl fundierte Darstellung der mternen OrgaIllsahon der B. ß. ~ un~ des letnf­
wesens. Erstaunlicherweise wird ferner Buschmans Buch vo?- 1920 wlede~holt als 
Aufsatz von Buschmann zitiert. In seinen Urteilen· zeigt sICh Mayer rIllt Recht 
zurückhaltend. Mit Nachdruck spricht er sich indessen gegen die Parteipolitik in 
der Bahnverwaltung und zugunsten einer deutsch-österreichischcn Eisenbahn­
Gemeinschaft aus. 

Trotz der erwähnten Mängel kann die Arbeit als zusammenfassender Über­
blick übor die österreichische Eisenbahnpolitik der NachkriegszoH begrüßt wor­
den. Das reiche, dem Buch beigegebene Tabellenwerk, das in~eressante Betriebs­
vergleiche mit der Deutschen Hoichshahn und den SchwOlzer Bund~sb.ahnen 
bietet und die Bilanzen, Ertrags- und Betriebsrechnungen der österrCichlschen 
Bundesbahnen wiedergiht, verdient noch der Hervorhebung. Na pp - Z in n. 

Hörmann, l\lax, Dr. oec. puh!., Das Weltkabelnetz und seine wirt-
schaftlicho Organisation. Bd.26 der Sammlung Post und Telegraphie 
in Wissenschaft und Praxis. Berlin 1927. R. v. Decker's Verlag G. Schenck, 
Abt. Verlag für VerkehrswissenschafL 172 Seiten. 

In gedrungener Schreibweise bringt der Verfasser zunächst die G run d­
lag end e r wir t s c h a f tl ich e n 0 r g a n isa t ion des See k a bel wes 0 n s zur 
Darstellung. Dabei gibt er einen his tor i s ehe n Überblick und erörtert die Ent­
stehung des Weltkabelnetzes unter dem Einfluß pr i v a t er Erwerhsgesellschaften 
bzw. staatlicher Unternehinungslust. Dem Preisbildungsproblem wird 
ein besonderer Abschnitt gewidmet, wobei das Kräftespiel von Angebot und Nach­
frage in zweckmäßiger Weise charakterisiert ist. Nach Festlegung der Grund­
fragen der Preisbildung im Woltkabelverkehr werden System und Höhe der See­
kabeltarife behandelt, unter IIinweis auf geschichtliche Entwicklungen, auf die 
Ta~'ifgrundsätze des Welttelegraphenvertrages usw. Auch au ß e rw i rt sc 11 a f t­
li ehe Einflüsse auf das Seekabel wesen werden geschildert. Der Leser erfährt 
in den einseh!. Kapiteln das Wichtigste über die staats- und völkerrechtliche Natur 
des Seekabel wesens im Frieden und im Kriege. Ein weiterer Hauptteil des 
Werkes befaßt sich mit der wirtschaftlichen Organisation des See­
k a bel wes e n s, insbesondere mit der Wirtschaftsform und dem Wirtschaftsprinzip. 
Diese weisen nach den Ausführungen von Dr. Hörmann im Seekabelwesen auf 
Grund des historischen, technischen, wirtschaftlichen und sonstigen Tatsachen­
materials eine wesentlich andere Struktur auf, als sie die moderne Theorie für das 
Verkehrswesen im allgemeinen anzunehmen pflegt. Die Tendenz zum pr i v a t _ 
wir t s c h a f tl ich e n Prinzip und zur ge sam t wir t sc h a f tl ich e n Form der 
Aktiengesellschaft ist unverkennbar. Drei Anlagen zum Buche (über Unkosten­
konti, Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen der "Großen Nordischen Tele­
graphengesellschaft") beschließen das Buch. Im Li te rat u r n ach w eis sind die 
hauptsächlichsten Buchwerke und Zeitschriftenaufsätze insoweit sie mit dem 
Seekabelwesen im Zusammenhang stehen, nach dem h~utigen Stande übersicht­
lich geordnet. Da9 Buch ist in erster Linie dazu berufen Fachleuten einen Über-. , 
blick zu liefern; es wird Jedoch über diese Kreise hinaus auch den Nutznießern 
des Seekabelwesens, ferner Politikern, Angehörigen der Wehrmacht zu Land, für 
die Marine usw. ein willkommenes Hilfsmittel darstellen. Das Werk füllt eine 
Lücke auf dem Büchertisch aus und kann jedem, der für die Entwicklung des 
transozeanischen elektrischen Nachrichtenverkehrs Interesse hegt, bestens emp-
fohlen werden. Schwaighofer. 
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v E R I( EHR S A R· C H I V 
Be a r bei t er: Dr. A. F. Napp-Zinn (Seeschiffahrt, Binnenschiffahrt, Spedition, 
Heiseverkehr, Allgemeines) und Dipl.-Volkswirt Hans Sclmllz (Eisenbahnen, Straßen­
und Kleinbahnen, Straßenverkehr, Luftverkehr, Post- und Nachrichtenverkehr). 

Nr.1. Abgeschlossen am 1. April 19291) 

Eisenbahnen. 
1. Konjunklurüberblick. 

- _." 

Beföruerte Güter- Wagengestellung Einnahmen aus 

Monat 
mengen (arbeitstäglich) Güterverkehr Personenverkehr 

in Mil!. t in 1000 Wagen in Mill. RM in Mill. nM 

1927 
1 

1928 1927 'I 1928 1927 I 1928 1927 
1 

1928 

Juli 41,8 2) 40,6 2) 150,2 150,7 266,4 

I 
262,6 149,7 162,6 

August 42,2 42,0 150,3 151,2 275,4 278,6 153,9 152,9 
Septemb. 42,8 42,4 157,2 161,5 275,5 292,5 122,8 135,0 
Oktober 46,5 45,9 166,4 162,0 297,9 316,9 114,0 114,1 
November 44,7 '11,0 166,2 158,3 283,9 285,9 98,1 94,5 
Dezember 40,3 34,9 146,6 141,8 289,0 267,0 3) 108,0 105,0 3) 

Die Konjunktur zeigt auch im zweiten Halbjahr 1928 rückläufige Tendenz. 
Das Ansteigen des Güterverkehrs und der Wagengestellung von Juli bis Oktober 
ist nur saisonmäßig zu begründen, bleiben doch alle Zahlen der beförderten Güter­
menge im zweiten Halbjahr 1928 hinter den entsprechenden des Jahres 1927 
zurück. Zwei Ereignisse haben einen starken Einfluß auf die Rückwärtsbewegung 
des Güterverkehrs insbesondere im letzten Viertel 1928 ausgeübt - die Tarif­
erhöhung am 1. Oktober und der langanhaltende Lohnkampf in der westdeutschen 
Eisenindustrie. . 

Die Zunahme des Güterverkehrs im Juli gegenüber dem Vormonat ist zum 
Teil saisonmäßig bedingt - Obst-, Gemüse- und Kartoffelernte -, zum Teil aber 
auch auf die Abwanderung von Transporten von dem Wasserweg auf die Eisenbahn 
infolge niedrigen Wasserstandes zurückzuführen. Im August hält sich der Verkehr 
ungefähr auf der gleichen Höhe. Der September· brachte eine leichte Zunahme 
gegenüber dem Vormonat, die relativ noch höher wird, wenn man berücksichtigt, 
daß der September nur 25 Arbeitstage hatte gegenüber 27 im August. Der Mehr­
verkehr ist einerseits darauf zurückzuführen, daß die Güterbeförderung sowohl 
VOll der Landwirtschaft (künstliche Düngemittel) als auch von der Industrie (Kohle) 
im September beschleunigt wurde, um die bis zum 30. September geltenden 
Frachtsätze nach Möglichkeit noch auszunutzen, andererseits auf den Übergang 
VOll Gütermengen vorn Schiff auf die Eisenbahn infolge des noch anhaltenden 
Niedrigwassers. Im Oktober trat eine Erhöhung des Güterverkehrs von ungefähr 
9 °10 gegenüber dem Vormonat ein. Die Zunahme wäre an sich saisonmäßig !Je­
gründet: erhöhter Ernteverkehr und Eindecken der Bevölkerung mit Brennstoffen; 
zieht man aber in Betracht, daß der Oktober zwei Arbeitstage mehr hat, so 
ergibt sich tatsächlich ein· Abflauen des Verkehrs, das als Reaktion gegen den "be-

.1) Die ~.ericht.erst~ttunß bezieht. sich a.uf das 2. Halbjahr 1928. Die aufgeführten Zeit· 
schnftenaufsatze SIllU III wahrend dIeses ZeItraums erschienenen Nummern enthalten. 

2) Die Zahl für Juni 1927 ist 39,7, für Juni 1928 40,1. 
3) Vorläufige Zahlen. . , 
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11 . t \T an·1 l'm September und als Folge der beginnenden Lolmstreitig-
sc 1 eUlllg en ers u .. ..' N 
k 

't d A tände anzusehen 1St. DIC Abnahme des Guterverkehrs 1m 0-
el en un uss d' A . k L h k" f . d t 

J 
• t . . I bedingt durch le uswlr -ungen der 0 n -amp e 1Il er wes -

vem Jer IS eiIlma 00 • 00 E' d 
} E

· . dustrie (Fortfall der hauptsachhchsten Massenguter <..Isen un 
deutsc len < IseniIl . 

hl f er durch die Besserung der Wasserverhältilisse. Dazu kommen noch 
K? e)b' e~nd t. Einflüsse - Einschränkung der Bautätigkeit und Nachlassen des 
saison egrun e e . ' oob d N J , k h Wie alljährlich wies auch der Dezemher gegenu er em ovem Jer 
I<,rntever e rs. '. 00' I'" k d -. I blichen Rückgang auf. Neben den saJsonmaJ3Jgen <..mWlf ungen un 
emen er le 't t 00 11' I d' I' I d . n Zahl von Arbel sagen waren es aber hauptsac I IC 1 le < 0 gen er 
der geriIlge b' t d' d Goo . St f . k I' ß 

gen im Huhrge le, lC en uterverkehr auf eiIle .u e sm -en le en, 
Aussperrun ., ~ . b 

. . sie nach dem Knsenwmter 1920/26 mcht mehr beohachtet ha en. 
WlC Wir , . d \lT I' h "1 I' I d D' Schwankungen iIl er Ivagengestellung sind natür IC am IC 1 ellen 
d d~terverkehrs. Während jedoch die beförderten Gütermengen in kei.nem 
l\;S t des 2. Halbjahres 1928 die entsprechenden Zahlen für 1927 übersteigen, 
onl~egen doch die Zahlen der Wagengestellung im Juli bis September 1928 

~.~ r denen des Vorjahres, um aber im letzten Viertel erheblich dahinter zurück­
~ u~leiben. Der September weist einmal eine starke Steigerung (7 0/0) gegenüber 
~em Vormonat auf, anderseits liegt er um 2,7 % über der arbeitstäglichen Leistung 
im September 1927. Diese Zunahme ist zunächst saisonmäßig (gesteigerter ~Ierbst­
verkehr) zu erklären, ferner aber auch auf die Erhöhung der Gütertanfe am 
1 Oktober zurückzuführen. 

. Der Personenverkehr war infolge des anhaltenden guten Wetters im Berichts­
zeitraum sehr stark. Dazu kamen noch eine Heihe besonderer Veranstaltungen. 
wie das Deutsche Turnfest und die internationale Presse-Ausstellung in Köln, 
die olympischen Spiele in Amsterdam, sowie das Sängerbundfest in Wien,. die de: 
Reichsbahn einen bedeutenden Mehrverkehr brachten. So wurden z. B. Im JulL 
9640 überplanmäßige Zügo gefahren (Juni 1928: 5920, Juli 1927: 7085). Die Ver­
minderung der Zahl der Wagenklassen am 7. Oktober hatte besonders bei Zügen 
für den Nahverkehr und auf den Nebenhahnen eine Aufwanderung in die zweite 
Wagenklasse zur Folge. 

Die Einnahmen der Heichsbahn aus dem Güterverkehr bewegten sich in 
den Mon'aten Juli und August, wie die Tonnenzahl der beförderten Güter, in ge· 
ringen Schwankungen. Im September sind sie über das saisonübliche J\laß 
hinausgestiegen. Dies ist zum Teil auf die obenerwähnten Gründe zurückzuführen, 
ferner hat aber auch die mittlere Beförderungsweite beträchtlich zugenommen. 
Eine Erklärung hierfür läßt sich wohl dadurch geben, daß manche Güter - ins­
besondere Kohlen -, die sonst im Umschlagsverkehr die Eisenbahn nur auf 
verhältnismäßig kurzen Strecken berührten, infolge des anhaltendeil Niedrigwassers 
auf weitere Strecken per Eisenbahn versandt werden mußten. Der durch die 
Vorwegnahme von Transporten für Oktober zu erwartende Hiickgang der Einnahmen 
ist durch die Tariferhöhung wieder ausgeglichen worden. 

Vergleicht man die bei den Jahre 1927 und 1928, so ist der Gesamtgüterverkehr 
im Jahre 1927 von 487 Mill. tauf 481 Mill. t oder um 1,2 Ofo gefallen. Die Leistungen 
in der Güterwagengestellung waren 1928 im ganzen etwas (0,6 0/0) höher als im 
Jahre 1927. Soweit von den genannten Störungen abgesehen werden kann, bietet 
der Eisenbahngüterverkehr im Laufe des Jahres 1928 das Bild einer unter Schwan­
kungen rückläufigen Konjunktur. 

2. Änderun~ der deutschen EisenbahntarIfe im Oktober 1928. 
1. G ü t er t a r i f e. Am 1. Oktober 1928 ist zum ersten Male seit Übergang zur 

Goldrechnung (1. November 1923) eine fast allgemeine Erhöhung der Güter-

Eisenbahnen. 

tarife erfolgt. Diese Erhöhung betrifft vornehmlich die Binnentarife im Güter-, 
Tier- und Kohlenverkehr. Dabei sind die Frachtsätze der Normalklassen (Stück­
gut- und Wagenladungsklassen A-G) sowie die Sätze einer Reihe von Ausnahme­
tarifen im allgemeinen um 11 v. H. heraufgesetzt worden. In ähnlicher Weise 
sind die hesonderen örtlichen Gehühren, Zuschlags- und Anstoßfrachten erhöht 
worden. Unverändert geblieben sind die Frachtsätze für Güter, die auch bisher die 
Vergünstigung durch den Nottarif genossen (Getreide, Hülsenfrüchte, Mühlen­
erzeugnisse, inländisches Obst usw.). Unverändert beibehalten sind außerdem 
eine Reihe wichtiger Ausnahmetarife, die für die deutsche Aus- und Einfuhr 
von Bedeutung sind, ferner die meisten Ausnahmetarife, die aus ,Wettbewerbs­
rücksichten aufgestellt worden waren, (z. B. Seehafemlurchfuhr- und Durchfuhr­
tarife). Durch die Erhöhung hofft. die lleichsbahn aus dem Güterverkehr eine 
Mehreinnahme von 200 Mil!. HJ\l zn erzielen. 

2. Per so n e n t a r i f e. Mit der Einführung des Winterfahrplans am 7. Oktober 
1928 sind bei den Preisen im Personenverkehr der Deutschen Reichsbahn durch­
greifende Änderungen eingetreten. Die Neuordnung des Personentarifwesens sieht 
an Stelle der bisherigen vier Personenwagenklassen nur noch zwei Klassen vor: 
eine Holzklasse (3. Klasse) und eine Polsterklasse (2. Kla.'3se); die bisherige 
4. Klasse ist fortgefallen, die 1. Klasse wird nur in einigen V-Zügen im inter­
nationalen Verkehr, in Fern-D-Zügen und Luxuszügen geführt. Nen eingeführt 
sind nach sechs Entfernungsstufen (Zonen) gestaffelte Zuschläge für Eilzüge; 
für die Benutzung von D-Zügen müssen doppelte Eilzugzuschläge (nach 5 Zonen 
gestaffelt; die Nahzone für Eilzüge fällt hierbei fort) bezahlt werden, 

Im einzelnen gelten für den Personenverkehr ab 7. Oktober 1928 folgende 
Zuschläge: 

._-- - -.- - - . -- - - -- --' . -

Zuschläge in TIM 

Zonen in Eilzügen in Schnellzügen 

3. Klasse 2. Klasse B. Klasse. 2. u. 1. Klasse 

Nahzone 1-B5 km 0,25 0.50 1,00 2,00 
1. Zone 36-75 " 

0,50 1,00 1.00 2,00 
2. 

" 
76-150 

" 1.00 2,00 2,00 4,00 
3. 

" 
151-225 

" 
1,50 H,OO 8,00 6.00 

4. 
" 

226-800 " 2,00 4,00 4,00 8,00 
5. 

" 
über 300 

" 
2,50 I 5,00 5.00 10.00 

Die Einheitssätze je Kilometer im Personenverkehr sind neu festgesetzt 
Worden und betragen in der Holzklasse (3. Klasse) 3,7 RPf gegenüber 3,3 RPf in 
der bisherigen 4. Klasse und gegenüber 5 H.Pf in der bisherigen 3. Klasse. In der 
Polsterklasse (2. Klasse) beträgt der neue Einheitssatz 5,6 HPf je Kilometer 
gegenüber 7,5' RPf in der bisherigen 2. Klasse. Der Satz je Kilometer in der 
1. Klasse betrug bisher 10,8 RPf und ist am 7. Oktober 1928 auf 11,2 HPf erhöht 
Worden. Außer dem Schnellzugzuschlag wird in F-D·Zügen noch ein besonderer 
Zuschlag von 4 RM (in der 1. und 2. Klasse), in Luxuszügen (nur 1. Klasse) ein 
solcher von 8 HM erhoben. 

Die Preise im Berliner und Hamburger. Vorortverkehr, ferner die Arbeiter-' 
und Kurzarbeiterwochenkarten, die Militärfahrkartell und die Preise im Gepäck­
verkehr der Heichsbahn sind unverändert geblieben. Die Reichsbalm erwartet 
Von den Tarifmaßnahmen im Personenverkehr eine l\Iehreinnahme von etwa. 

1* 
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50 Mill. HM, und zwar sowohl durch die Erhöhung der Fahrpreise der bisherigen 
4. Klasse als auch durch eine Abwanderung vieler Heisender aus der Holzklasse 
in die Polsterklasse. 

3. Lösung des Gesellschaftsvertrages zwischen Heichsbahn und ({raU"erkehr 
Deutschland. Da das praktische Ergebnis des im Frühjahr 192'1 zwischen der 
Heichsbahn und der Kraftverkehr Deulschland G. m. b. II. geschlossenen Gesell­
schaftsvertrages wenig befriedigend gewesen ist, wurde der Vertrag am 1. Novem­
ber 1928 gelöst. 

4. Eine neue Ueichsbalmslrecke Dorlmund-lUiinster wurde am 18. Oktober 
in Betrieb genommen. 

5. Die lUurgtalbahn wurde am H. Juli 1928 als vollspurige Nebenbahn er­
öffnet. Die 14,8 km lange Strecke schließt in Klosterreichenbach und Raumünzach 
an das bestehende Bahnnetz an und bildet die Schlußstrecke der Nebenbahn 
Freudenstadt Hbf.-Hastatt. Sie wird mit Dampfkraft betrieben. 

G. Eröffnung einer neuen Eisenhahnslrecke in Oherschlesien. Am 6. Oktober 
wurde die Eisenbahnstrecke Mikultschütz-Brynnek (21,6 km) dem Betrieb über­
geben. Dadurch braucht bei Reisen von Orten der Strecke Oels-Namslau-Kreuz­
burg nach Beuthen und umgekehrt die polnische Strecke über Lublinitz-Tarno­
witz nieht mehr benutzt zu werden. 

,. Eine Pyrenäenhalm ist am 18. Juli zwischen Bedous und Jaca durch die 
französische Süd-Bahn dem Verkehr übergeben worden. Sie bildet ein Glied 
in der Verbindung Pau-Saragossa und ist die erste der drei geplanten neuen 
Strecken zwischen Frankreich und Spanien l{Uer durch die Pyrenäen, da die 
beiden his jetzt vorhandenen Verbindungen an der Ost- und Westküste entlang 
laufen und so das Gebirge umgehen. Der auf französischer Seite liegende Teil der 
neuen Strecke ist 28 km, der auf spanischer Seite 25 km lang. 

8. Die neue Eisenhahn-Bau- lind Betriehsordnung, die am 1. Oktober 1928 in 
Kraft getreten ist, ist im Heichsgesetzbl. II. Nr.37 veröffentlicht. 

9. Beförderungssteuer im Personenverkehr. Nach § 11, Ahs.3 des Beförderungs­
steuergesetzes vom 29. Juni 1926 ist der Reichsfinanzminister ermächtigt, die 
Steuersätze für die einzelnen Klassen zu bestimmen, wenn bei einem Unternehmen 
weniger als vier Klassen bestehen. Da seit dem 7. Oktober die Reichsbahn eine-
4. Klasse nicht mehr führt, hat der Reichsminister der Finanwn mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1928 an folgende Sätze bestimmt: 

in der 1. Fahrklasse 1.6 0/0 

in der 2. Fahrklasse 14 0/0 

in der 3. Fahrklasse 11 0/0 

des B.eförderungspreises. Dieso in die Fahrpreise eingereclmeten Sätze gelten auch 
für dw Zuschlagskarten der Schnell- und Eilzüge. 

10. Ahhandlungen. 
Geschäftsbericht der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft über das Geschäfts­

jahr 1927. Otto. Ztg. d. VDEV 29, 777. 
Erhöhung der Reichsbahntarife. E. Holländer. Deuts~he Wirtschafts-Ztg.30, 

71'1; 32,762. 
Die Persol1entarifreform der Ueichsbahn. Fritze.Ztg. d. VDEV 40,106l. 
Die neue Eisenbahnbau- und Betriebsordnung. Derikartz. Ztg. d. VDEV 41, 

1089. 
Die neue Eisenbahn-Verkehrsordnung vom Standpunkt des Entschädigungs­

,wesens. Völker. Die Reichsbahn 49,1037; 50,1055. ' 
Zur Betriebssicherheit der Reichsbahn. Denkschrift. Die Heichsbahn 41, 888. 

Straßen- uno Kleinbahnen. 5 

Bericht des Eisenbahnkommissars vom 2. Dez. 1.928. Berger. Die Reichsbahn 
52,1093. 

Verkehrswerbung bei den 'deutschen Eisenbahnen in der ersten Zeit ihres 
Bestehens. G6rard. Die Reichsbahn 42,913. 

, Welche Vorteile bietet die Verwendung von Behältern im Eisenbahn-Stück­
gutverkehr? A. Adam. Ztg. d. VDEV 52,1377. 

Die Betriebskostenrechnung als Hilfsmittel wirtschaftlicher Betriebsführung. 
K. Tecklenburg. Verkehrslechnische Woche 39,519. 

Verhältnis der Heichsbahn zu anderen Verkehrsmitteln, namentlich zum Luft­
verkehr. Sommerlatte. Die Reichsbahn 27,640; 28,660; 29,689. 

Verkehrspolitische Fragen in Hheinland und Westfalen. A. Adam. Verkehrs­
technische Woche 35, 465; 36, 480; 37, 492; 38, 505. 

Denkschrift zur Frage der Einführung von Vorzugs tarifen im Bezirksverl;:ehr 
des rheinisch-westfälischen Industriegebietes. :111. FiselIer. Ruhr u. Hhein Wirt­
schafts-Ztg. 42,1439. 

Aperyu de l'evolution ues Chemins de fer franyais depuis 1878. Chronique des 
Transports 15,2.. , 

Eisenhallll und' Kraftwagen in der Schweiz. Paszkowski. Ztg. d. VDEV 
51,1.357. , ' • , 

Das "Dispatchingsystem" auf den Tschechoslowakischen Staatsbahnen. J. Hula. 
Ztg. d. VDEV 48,1277. 

Staatsbahnen der Tschechoslowakei. F. K. Wirlschaftsdienst 52,2167. 
Das Eisenbahnrecht der U. d. S. S. R. H. Pohl, Archiv f. Eisenhahnwesen 

8,613; 4,945. 
Eisenbahnverkehrsordnung der U. d. S. S. n. vom 24.5.1927. Archiv 'f. Eisen­

hahnwesen 3,830; 4,1047. 
Die Entwicklung der englisehen Eisenbahnen seit dem Jahr l!l2l. A. Spering. 

Arehiv f. Eisenhahnwesen 1,120; 2,363; 3,665. ' 
The Trade and Hailway-Outlook. 11. Bell. Railway Gazette, S.513. 
Englische und amerika nische Betriehsorganisation. v. Völker. Verkehrstech­

nische Woche 39,528. 
Eisenhalm und Kraftwagen in dell Vereinigten Staaten. Scheu. Ztg. d' VDEV 

33,881. 
Die mexikanischen Eisenbahnen. Költzsch. Archiv f. Eisenbahnwesen 5,118l. 
Südafrikanische Eisenbahnen. Martin. Archiv f. Eisenbahnwesen 3,816. 
Vom Eisenhahnhau in China. J. Dorprnül!er. Archiv f. Eisenbahnwesen 5,1097. 

Seh. 

Strnßen- und IHeinbnhnen. 
. 11. ZusallllllellschluU der Uerliner Verkehrsuulernehlllullgell. Nachdem die Ber-
Illle~ Stadtverordnetenversammlung am 13. November 1928 der Liquidierung der 
Berhn~r Straßen~ahn G. m. h. H., der Hoch- und Untergrundbahn und der ABOAG 
zugestImmt hat, 1St unter dem Namen "Berline!: Vcrkehrs-A.-G." eine Zusammen­
legung der drei Verkehrsunternehmungen mit einem Aktienkapital von 400 Mill. BM 
erfolgt. 
,.. 12. Die Stad,l. Wieshade,D hat beschlossen, um 1. April 1929 die bisher von der 

Suddeutschen E1senbahn-Gesellschaft betriebene Straßenbahn in Wiesbaden zu, 
beseitigen und durch den Omnibus zu ersetzen. 
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13. Der Verein Deutscher Straßenbahnen, I\leinbahnen lind I)rivateisenbalmen 
E. V. hielt am 21.. Septemher seille Hauptversammlung in Essen ab. Man beschäftigte 
sich hauptsächlich mit der Frage des Verhältnisses der Schienenbahnen zum 
Kraftwagen lind trat für eine tätige .Mitarbeit an der planmäßigen Entwicklung und 
Eingliederung des neuen Verkehrsmittels ein. Dieser Einstellung zufolge wurde der 
Name des Vereins in "Verband Deutscher Verkehrsverwaltungen E. V." umgeändert. 

1<1. Eine Straßenbahn-Ausstellung fand vom 21..-30. September in Essen statt. 
15. Abhandlungen. 
Betrachtungen über die Wirtschaftlichkeit und Fahrpreise großstädtischer 

Verkehrsunternehmungen. E. Giese. Verkehrstechnik 38 a, 676. 
Betrachtungen üher Wirtschaftlichkeit und Fahrpreise des zwischenörtlichcn 

Kraftverkehrs zweier hellachharter Großstädte. JI. Fischbach. Verkehrstechnik 
45,837. 

Die deutschen Straßenbahnen, Kleinbahnen und Privateisenbahnen. K. A. Müller. 
Ruhr und Rhein Wirtschafts-Ztg. 37,1269. 

Siedlung und Verkehr. 1\I. Schwab. Verkehrstechnik 51,933. 
Die städtebaulichen und kommunalpolitischen Einflüsse auf die Entwicklung 

der Straßenbahnen im Rnhl'kohlenhezirk. Diesselhorst. Ruhr und Hhein Wirt­
schafts-Ztg. 37, 127l. 

Die Entwicklungsrichtung des Verkehrs im rhein.-weslfälischen Industriegebiet. 
und die Schnellbahnpläne. K. Pirath. Verkehrstechnische Woche 30,405; 31,420; 
32,434. 

Erfahrungen und. ErgebnissQ der Hamburger Hochbahn-A.-G. F. Thomsen. Huhr 
und IUlein Wirtschafts-Ztg. 37,1275. 

Die neue Berliner Verkehrs-Gesellschaft. H. Feindler. Verkehrstechnische Woche 
48,645. 

Die Gründung der Berliner Verkehrs-A.-G. E. Reuter. Verkehrstechnik 50,917. 
Die deutsche Zugspitzbahn. K. IIennig. Verkehrstechnik 30,501. 

Seh. 

Straßenverkehr. 
16. Die I{rartfahrzeuge im Deutschen Heich und im Auslande im Jahre 1928. 

Die Zählung der am 1. Juli 1928 im Verkehr befindlichen Kraftfahrzeuge im 
Deutschen Reich hat nach "Wirtschaft und Statistik" einen Gesamtbestand von 
933312 Fahrzeugen ergeben. Gegenüber dem Bestand vom 1. Juli 1927 von 
7~3 935 Fahrzeugen ist somit eine Zunahme von 209377 Fahrzeugen oder rd. 29 0/0 
emgetreten. Von 1926 auf 1927 hatte sich der Bestand an Kraftfahrzeugen in 
Deutschland nur um. 1f>~042 Fahrzeuge oder um 26,6 % erhöht. Die Verteilung 
des. Bestandes auf. die ~~nzelnen Kraftfahrzeuggattungen hat sich gegenüber dem 
Vorjahre nur wemg verandert. Immerhin ist festzustellen daß sich die im Vor­
j~hre beobachtete leichte Verschiebung zuungunsten der Lastkraftwagen auch in 
dl~sem. Ja~re fortgesetz~ hat. Die verhältnismäßig stärkste Zunahme (38,7 0/0) 
ze.lgen m. dI~s~m Jahre dw um Gesamtbestand nur gering beteiligten Zugmaschinen. 
DIe .anteJimaßlge Z~n~hme der Personenwagen beträgt 31,2 % und die der Kraft­
omn~busse 3.? 0/0. Dl~ Zahl der Krafträder ist gegenüber dem Vorjahre um 29,20/0 
?eshegen, wahren~ dw Zunahme der. Lastkraftwagen nu.r 20,6 % beträgt. Interessant 
1st ferner, .daß. llll Deutschen ReICh 11 % aller Krafträder, 19,8 % aller im 
Verkehr befmdl~chen Pe~.so~enkraftwagen, 18,4 % aller Lastkraftwagen und 23,70/0 
aller Zugmaschmen auslandlscher Herkunft sind. 

I 

j 
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B e s ta n d der K raft w a gen i n ein i gen Hau p tl ä n der n. 
-~ . _ .. ._ ... _.- .... 

~ ~ 
._- -

~ I~~-

1927 1928 1927 I 1928 1927 1928 1927 1928 

Länder Personenkraft- Lastkraft- Kraftwagen 1 Kraftfahrzeug 
wagen wagen insgesamt 1) entfällt auf je ••.• 

in 1000 Stück Einwohner 

Ver. St. v. Amerika 1913713 20242 2764 2885 221H7 213 127 5 5 
Großbritannien 775 882 249 291 1024 11713 43 138 
Frankreich 611 6413 280 306 891 949 44 43 
Canada 735 831 85 108 820 939 11 10 
Deutsches !leich 268 351 101 122 369 4713 171 134 
(ohne Saargebiet) I 

17. Die Krartrahrzeugsteuer im Juhre 1928. Der Ertrag der Kraftfahrzeugsteuer 
betrug im Kalenderjahr 1928 174,4 Mill. RM gegenüber 148,5 Mill. RM im Vorjahr_ 

18. Wiederbeteiligung Deutschlands an der Internationalen Ständigen Vereini­
g~mg der S .. r~nenk~n~resse. Am: 30. Juni 1928 hat in Chantilly hei Paris eine 
SItzung der .CommlsslOn Ir~ternah?nale Permanente des Congres de la Route statt­
gefunde~. DIe deutsch,e .Rel~hsreglerung war auf dieser Sitzung durch zwei Herren 
des Relchsverk~hrsmmlsterlUms vertreten. Der nächste Internationale Straßen­
kongreß findet auf Einladung der Vereinigten Staaten Anfang Oktober 1930 in 
Washington statt. 

19. E~ne Internationale Automobil- und lUotorrad-Ausstellung fand in der Zeit 
vom 8. bIS 18. November 1928 in Berlin statt. 

20. Abhandlungen. 
60 Jahre Aboag. Automobil-Rundschau 13,309. 
Die Entwicklung der mouernen Verkehrsmittel. M. Nathans. Luft- u. Kraft­

fahrt 16,245. 
Schienenbahnen und Kraftwagen im nahmen des Gesamtverkehl's. K. A. 

Müller. Verkehrs technik 4f>,830; 46,853; 47,871. 
Eisenbahn oder I~raftwagen? Trautvetter. Verkehrstechnik 32,540. 
Der Kraftwagen 1m Weltverkehr. Teubner. Weltwirtschaft 7,154; 8,173. 
H.ationelle Verkehrsbedienung. K. A. Müller. Verkehrstechnik 49 901. 
Ein Schritt zur Hationalisierung des Verkehrswesens. Somme;. Deutsche' 

WirtschaHs-Ztg. 51,1206. 
Kontrolle, . Itationalisierung, Statistik und Hentabilitätsberechnungen für Last­

autos, Schnelheferwagen, Elektrokarren und ähnliche Fahrzeuge. IL Kirschke. 
Zeitschrift f. Betriebswirtscha.ft 7,517. 

Zur Frage der Verkehrsregelung und Verkehrserziehung. A. Jacoby. Verkehrs-
technik 27, 457. . 

Der Kraftfahrzeugbestand in Deutschland. Werner Teubert. Automobil-Hund­
schau 21,517. 

D?r Eisenbahnkraftwagellverkehr 1927. Archiv f. Eisenbahnwesen 4,1025. 
DIe Kraftverkehrsgesellschaften im Jahre 1928. W. Sußdorf. Verkehrstechnik 

48,885. 
Der Straßenbau, seine Kosten, Aufwandsquellen und Organisation. E. Ski­

schally. Die Straße 18,361. 
Die Wirtschaftlichkeit der Straßenbefestigungen. P. Marx. Die ßautechnik 34, 

489. 

1) Bestand zu Anfang des Jahres, Deutsches Heich am 1. Juli. 
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Das Kraftwagenstraßennetz Deutschlands. K. Heller. Verkehrstechnik 38,669; 
39,745. 

Die Entwicklung des Landstraßenwesens in der Hheinprovinz. H. Cassinone. 
Verkehrstechnik 28,481. 

.' Die Beitragsleistung der Gemeinden zur Instandhaltung der Landstraßen in 
Baden. H_ Cassinone. Verkehrstechnik 49,913. 

Der planmäßige neuzeitliche Ausbau der österreichischen Bundesstraßen. G. 
Schneider. Verkehrstechnik 29,497. , . . 

Der Landstraßenverkehr in Amerika. Übersetzung aus Stuart Dagett "Prmclplcs 
of Inland Transportation" von W. Spieß und E. Mecklenburg. Ztg. d. VDEV 49,1297. 

Der Holland-Tunnel in New York. A. Gradenwitz. Verkehrstechnische Woche 
33,449. Sch. 

Seeschiffahrt. 
21. Deutschlands Seeverkehr (KonjunkturiiberbIick) .. Der Verkehr Im 2. Halb­

jahr und im Jahr 1928 betrug (verglichen mit 1927): 
Ausgang 

Schiffe N.-R.-T_ 
Eingang 

ilamburg SchiLfe N.-R .. T. 
Juli 1607 1791000 2012 1841000 

21BB 1878000 
17H 1850000 
156B 17313000 
1576 1742000 
1462 1688000 

20458 211398000 
20088 19727000 

August 1711 1926000 
September 1<182 1749000 
Oktober 1456 1732000 
November 1452. 1772000 
Dezember 1392 1754000 
Jahr 1(281) 17G29 21>148000 
Jahr 1(27 1) 16011 19596000 

B rem e n (mit anderen WeserhäIen) 
Juli 708 8B3000 705 8B8000 
August 749 876000 767 856000 
September 654 730000 647 740000 
Oktober 671 797000 G79 802000 
November 629 843000 632 8B5000 
Dezember 513 769000 487 699000 
Jahr 1(281) 6876 9086000 (j890 9025000 
Jahr 1(27 1) 5984 8083000 6004 8038000 

Der G.esamtv:erkehr der wichtigsten deutschen Häfen an der Ostsee (Königs­
berg, Stettm, Swmemünde, Saßnitz, ltostock, Lübeck, Kiel, Flensburg) und an der 
Nordsee (Cuxhaven, Hamburg, Altona, Harburg, Wesermünde, Bremen, Bremer­
haven, Urake, Nordenham, Emden) betrug: 

Eingang Ausgang 
Schiffe N.-R.-T. Schiffe N.-R.-T. 

Juli Ostsee 2705 888100 2737 882100 
Nordsee 3595 3062800 4048 3101100 

- ._--_._-~~----------

Zusammen 6300 3950900 6785 B983200 
August Ostsee 2952 996300 2879 995400 

Nordsee 4089 B269000 461H 3226000 
Zusammen 7041 4265300 7492 4221·100 

September Ostsee 2514 920200 2472 898300 
Nordsee 3811 2892800 4093 3028600 
Zusammen 6325 

1) Berichtigte Zahlen. 
B813000 6565 3926900 

Seeschiffahrt. ,9 

Ausgang 
Schiffe N.-R-T. 

Eingang 
Schiffe N,-IL-T. 

Oktober Ostsee 1907 8213800 1905 ,825.500 
Nordsee B7213 3018200 3885 .13005000 

Zusammen 5630 3842000 5790 13830500 

November Ostsee 1782 72BOOO 1742 729000 
Nordsee 3545 B071600 3773 3005100 

Zusammen 5B27 3794600 5515 13734100 

Dezember Ostsee 1485 623500 1462 624900 
Nordsee .. 3254 2916800 31327 2747700 

Zusammen 4739 3540300 4789 3372600 

22995 8798000 
43556 35035000 

Jahr 1928 Ostsee 23387 8861000 
Nordsee 40539 ,15274000 

Zusammen 63926 44135000 66551 4.38313000 
Jahr 1927 59914 4066BOOO 63064 404913000 

Der Schiffsverkehr der deutschen Seehäfen erreichte im August seinen Höhe­
punkt, um dann langsam abzugleiten. Gegenüber dem Vorjahr zeigen alle l\Ionate 
mit Ausnahme des Dezembers eine Tonnagezunahme. Das Jahresergebnis 1928 
übertrifft das von 1927 um über 8 0/0. Der Güterverkehr der deutschen Häfen 
ist dagegen nur um über 40/0 gestiegen (Ankunft: 32,7 Mil\. t gegen 32,2; Abgang: 
16,4 gegen a,8). Die Konjunktur hat sich im Seeverkehr sonach weiter als 
stabil erwiesen. 

22. Danzig, Uotterdam und Antwerpell wiesen folgenden Verkehr in N.-ll.-T. 
(Ankunft) auf: 

Danzig HoUerdam Alltwerpen 
1928 3952000 20456000 20058000 
1927 3832000 21243000 19980000 

lIarriburg übertrifft sonach erstmalig nach dom Krieg llotterdam wie Ant­
werp,en in der Tonnage. 

23. Der Verkehr New Yorks betrug im ltechnungsjahr (Juli/Juni): 
Eingang Ausgang 

1926/27 1927/28 192(j/27 1927/28 
N.-H.-T. N.-H.-T. N.-H.-']'. N.-n.-T. 

Auslandsverkehr 2il854000 27719000 26085000 28145000 
Inlandsverkehr 16072000 16143000 14684000 16511000 

24. Der Verkehr des Suez-J{anals 1928 betrug, verglichen mit 1927: 
Haumgehalt in 1000 Ladung in 

Durchfahrten Er.-H.-T. N,-IL-T. 1000 t 
1928 6084 4<1101 31906 132622 
1927 5545 40128 289G2 29524 

Folgende Flaggen waren führend an dem Verkehr 1928 beteiligt: 
Großbritannien 3393 25016 18124 = 568% 
Niederlande G17 4603 3330 = 10;.1 % 
Deutschland G11 4591 3300 = 10 B % 
Frankreich 359 2786 1927 = U;O % 
Italien BGB 2270 1650 = 5,2 % 

2!i. Der Verkehr des Panama-Kanals 1928 erreichte, verglichen mit 1927: 
rtaumgehalt in 1000 Ladung in 

Durchfahrten ßr.-rt.-T. N .. H.-T. 1000 t 
1928 6334 36360 22269 29402 
1927 6085 36381 22354 2910B 
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Führend waren an dem Verkehr 1928 beteiligt: 
Vereinigte Staaten 2648· 16278 10047 
Großbritannien 1816 10982 6773 

147<; 885 Deutschland 377 - 0 877 
Norwegen B07 1443 764 
Japan 180 1135 ., 

2ft Der Verkehr des Kaiser-Wilhelm-Kanals 1928 behef. Sich au~: 
Durchfahrten Haumgehalt 1ll N.·B.·'!. 

. - 43 2076000 
Juh ;~7 . 2144000 
August ~ 170 2158000 
September 0102 2110000 
Oktober 4 70~ 1890000 
November 444.) 1761000 
Dezember 4194 

13558 
8184 
1363 
1342 
1047 

Jahr 1928 54102 20246000 
Jahr 1n27 53422 1n881000 .... " 

D V k h bi" b' J r 1928 beträchtlich hinter dem vorJahngen zuruck, lag 
. er er erle un u 1 d "b Das Jahresergebnis 1928 

aber m den letzten Monaten dauernd etwas aru er. .., 
zeigt eine hinter der Verstärkung des deutschen Hafenverkehrs zuruckblCibende, 
geringfiigige Erhöhung. . 

27. Der Uremer KaIihafen ein Stichbecken des Bremer Industnehafe~s, wurde 
am 14. Dezember 1928 feierlich seiner Bestimmung übergeben (vgI. DIe Weser, 
Nr. 12). . . 

28. I1afenerweilerung Anlwerpen. Die Schleuse von K.~U\.sschans, diC den Hafen­
kanal (mit den künftigen Stichbecken) und die gegenwarhgen !Iafenanlagen A~t­
werpens in kürzere, direkte Verbindung mit der Scheide setzt .(L~nge 270 m; Breite 
35 m), wurde am 31. 8. 1928 durch den auf der "Anve~svI.lle vom ~ongo zu­
rückkehrenden König der Belgier eingeweiht (vgl. La NaVIgatIon du Rhm, ~r. 9). 

29. Stand des Weltsehiffbaus. Nach den Angaben Lloyds befanden sICh zu 
Ende des 3. Vierteljahres 1928 in den Hauptschiffbauländern in Bau: 

Dampfer Motorschiffe 
Zahl Br.-B.-T. Zahl Br.·R.·T. 

Großbritannien mit Irland. . . . . . . . . . . 160 589000 60 498000 
Deutschland mit Danzig . . . . . . . . . . . . . 47 247000 137 215000 
Holland............................ 2'1 74000 26 117000 
Frankreich.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7 26000 11 112000 
Italien............................. 10 16000 131 117000 
Schweden.. . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13 3000 20 107000 
Bußland ........................... 8 20000 25 88000 
Japan ................ " . . . . . . . . . . . . 9 25000 8 74000 
D k 13 65000 
V;~~~~~~ ·St~~t~~:::::::·.:::·.:·.·.·.·.·.·. G 50000 9 ' 3000 

Die rückläufige' Bewegung des Weltschiffbaues hat sich ~cirtg~setzt. G~.gen­
über Ende April 1928 hat insbesondere der Schiffbau Großbntanmens betracht­
lich nachg~lassen. ßeringere Rückgänge weisen auf: Deutschla~d, Italien, D~nemark. 
Im VerglClch zu ihrer Kapazität größere Steigerungen zClgen FrankreIch und 
Schweden. Der Weltbaubestand an Motorschiffen übertrifft nunmehr beträchtlich 
den an Dampfern (1420000 : 1085000). 

30. WeUschiffbauergebnis 1928. Nach Lloyds Register liefen vom Stapel: 
1927 1928 

Zahl Dr.·It.-T. 
Dampfer ...... , .......... " ....... , 407 1477000 
Motorschiffe. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 302 1183000 
Segler u. a .............. _ .. _._._. _ .. _._._ .. ___ 6::.;·o=--___ .:::3:.:.9:.:.00~0 

Zahl Dr.·ll.-T. 
480 1376000 
254 864000 

___ ...:6:.:::8 ___ ---=46000 

Zusammen: 76n 2699000 802 2286000 
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Davon entfielen 1928 auf: 

Großbritannien mit Irland ........... . 
Deutschland mit Danzig ............ . 
Holland ........................... . 
Dänemark •......................... 
Schweden ......................... . 
Japan ............................ . 
Frankreich ........................ . 
Vereinigte Staaten (mit großen Seen) .. 
Italien ............................ . 

Dampfer 
Zahl Br.-H.·T. 
330 1013000 

413 202000 
B1 82000 

4 5000 
5 BOOO 

19 45000 
10 26000 
12 33000 
10 22000 

Motorschiffe 
Zahl Dr.-R-T. 
76 428000 
41 214000 
43 85000 
27 134000 
15 104000 
1H 59000 
10 55000 
17 28000 
15 BGOOO 

31. Schurahrtsteclmische Tagungen. Die 7. Jahresversammlung der Gesellschaft 
der Freunde und Förderer der Hamburgischen Schiffbau-Versuchsanstalt fand VO~l 
10.-12. September 1928 in Köln und Düsse1dorf statt (vgl. Hansa, Nr. 37), dlC 
29. ordentliche Hauptversammlung der Schiffbau technischen Gesellschaft vorn 22 . 
bis 24. November in Charlottenburg (vg1. Hansa, Nr. 48). 

a2. Abhandlungen. 
Die Richtungen des Seeverkehrs der deutschen Häfen 1927. Wirtschaft und 

Statistik 22, S. 844. 
Der Wiederaufbau der deutschen Schiffahrt. Graf von Roedern. Hansa. 39, 

S. 1562. 
Entwicklungstendenzen der italienischen Schiffahrt. Kh. Schiffbau und Schiff· 

fahrt 24, S. 601. . 
Das Auflegungsproblern in der Weltschiffahrt. Rolf Erdmann. Wirtschaftsdienst 

49, S. 2012. . 
Die Hamburg-Preußische Hafengemeinschaft. R.1I. Wirtschaftsdienst 50, S. 20m. 
Der Hafen von Gdingen. Hermann Steinert. Werft-Reederei-Hafen 18, S. 370. 
L'etablissement des zones franches· dans les ports maritimes et fluviaux. 

Paul de Rousiers. J. d. 1. Marine Marchande, Nr. '194, S. 1543. 
Staatliche Maßnahmen in Schweden zur Förderung der nationalen Schiffahrt. 

Herrn. Bolte. Hansa 52, S. 2069. 
De Internationale Scheepvaartconferentie 1928. G. L. Heeris. Economisch-

Statistische Berichten, Nr. 65B, S. 571. N.·Z. 

Binnenscltiffaltrt. 
a3. Westdeutsche BinuenschUfahrt (KonjunktllriiberbIick). A. No r d wes t­

d eu t sc h e K a n ä I e. Im Bergverkehr des Dortmund-Erns-Kanals machte sich der 
Ende August beendete schwedische Bergarbeiterstreik bis Ende September durch 
starken Ausfall von Erztransporten geltend. Obwohl der Bergverkehr gegen Jahres­
ende das Vorjahrsmaß überschritt, blieb der Verkehr durch Schleuse Münster 
zum Ruhrgebiet im ganzen Jahr 1928 gegenüber 1927 über 300/0 zurück. Der Tal­
verkehr durch Schleuse Münster hielt sich im ganzen 2. Halbjahr etwa auf der 
im 2. Viertel erreichten Höhe, so daß das Vorjahrsergebnis ein wenig übertrof~eIl 
wurde. Die KohlenverladungeIl in Hichtung Emden wie Hannover vollzogen Sich 
normal. Ein Teil der Verschiffungen geht nunmehr auf dem neuen Mittelland­
kanalstück über Hannover hinaus, so daß dessen Verkehrsentwicklung befriedigt. 
Der Durchgangsverkehr zwischen dem Hhein-Herne-Kanal und dem Rhein vollzog 
sich in normalen Bahnen, so daß auch hier das Vorjahrsergebnis leicht über-
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h 'tt ,1 D s konJ'unkturelle Ergebnis des nordwest-deutschen Kanalverkehrs sc n ,en wurue. a, . d I . 
in der 2. Jahreshälfte 1928 kann mit "standhaft" bezeIChnet wer en. m Cln-
zeinen betrug der Durchgangsverkehr in 1000 t: 

Juli 
August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 
Jahr 1928 
Jahr 1927 1) 

Durchgang Schleuse Münster 
zu Tal zu Berg 
3-11,1 158,6 
·121,4 153,5 
368,2 168,4 
335,G 270,4 
347,9 206,-
1326,6 207,7 

3784 - 1826-
3719:- 2668:-

Durchgang Schleuse Duisburg 
zum Rhein vom !thein 

970,5 276,7 
928,- 340,1 
879,7 283,7 
913,2 243,7 
941,5 253,7 
834,3 159,8 

10774,- 3176,-
10547,- 2876,-

B. lUl ein: Die Verkehrsleistung der llheinschiffahrt. hielt si.~h i.m Juli / 
August 1928 auf ansehnlicher Höhe, um im Septemb~r eIlle betrachthch~ ~b­
nahme zu erfahren. Nach vorübergehender Erhöhung an Oktob~r s~nk sie im 
November/Dezember stärker ab. Neben Saisoneinflüssen . ma~hte sl.ch 1m Novem­
ber die Aussperrung der Arbeiter in der westdeutschen Eisellindustne durch Unter­
bindung der Eisenabfuhren und Einschränkung der Erzzufuhr~~ geIten~. ~a .der 
Wasserstand fast während des ganzen 2. Halbjahres 1928 zu wunschen .ubng h~~, 
hielten sich die Frachten durchschnittlich auf leicht erhobenem Niveau. Sw 
gipfelten infolge der stärkeren Nachfrage im Oktober. An~esichts des na?h wie 
vor sich vergrößernden Schiffsparkeskonnte die BeschäftIgung der Rhemflotte 
im ganzen weiter nicht befriedigen. 

Die Jahresleistung der mieinschiffahrt 1928 blieb gegenüber 1927 um an­
nähernd 41/. MiI!. t zurück. Als außerordentliche Ursachen sind dabei der Streik 
des deutsch~n Rheinschiffahrtspersonals im :Mai/Juni und die Aussperrung in. d?r 
westdeutschen Eisenindustrie im November anzusprechen. Daneben kommt hICrJll 
der Hückgang der Konjunktur zum Ausdruck. So ist· einmal die Erzeinfuhr über 
Emmerich um rund 3 Mil!. gegenüber der allerdings außerordentlich hoh?n Einfuhr 
des Jahres 1H27 zurückgeblieben ebenso der Kohlenversand ab DUJsburg um 
3 MiI!. t. Der Kahlenversand der hheinzechen und Kanalhäfen hielt sich dagegen 
auf fast gleicher Höhe wie 1927. Der Hückgang des Kohlenversandes über Duis­
burg entspricht fast dem gesamten Förderungsrückgang des Huhrbcrgbaus 1928 
gegenüber 1H27 von 3,4 Mil!. t. Hinzuweisen ist darauf, daß der Kahlenhergbau der 
anderen deutschen Reviere 1H28 eine Steigerung gegenüber 1927 aufweist. Dem­
entsprechend hob sich auch der Hheinversand Aachener Kohle über Köln und 
Neuß und rheinischer Briketts über Wesscling. Weiter nahm die Eirifullr englischer 
und holländischer Kohle über Emmerich um 1/. l\IiIl. t zu. Zunahmen waren des 
ferneren zu verzeichnen in der Talfahrt bei elsiissischem Kali und lothringischem 
Erz, von Steinen vom Mittelrhein, Eisen vom Niederrhein. Ferner erhöhte sich die 
Einfuhr von Holz, wogegen die Getreideeinfuhr _ mitbedingt 'durch die heimische 
Hekordernte 1H28 - um 1/2 Mil!. t niedriger als 1927 war. Der durch die Minder­
transporte von Erz, Kohle und Getreide bedingte Verkehrsrückgang kam nur auf 
dem Niederrhein zur Geltung, wogegen der Verkehr auf dem Mittel- und Oberrhein 
durch Kompensation von Zu- und Abnahme das Vorjahrsmaß wieder erreichte. 

Die Monatsziffern des Grenzverkehrs bei Emmerich spiegeln die vorge­
schilderte Gesamtentwicklung wider. Es wurden gezählt in 1000 t: 

1) Endgültige Zahlen. 
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Zu ßerg Kohle Erz Getreide Sonstiges Zusammen 

Juli 141 816 219 750 1926 
August 132 955 318 705 2110 
September 117 900 B29 707 2053 

a. Viertel 1928 390 2671 866 2162 --6089-----

Oktober 125 922 293 687 2027 
November 102 593 254 575 1524 
Dezember 87 525 263 550 1425 

4. Viertel 1928 314 2040 810 1812 4976 
Jahr 1928 1189 9557 3121 7293 21160 
Jahr 1927 683 12601 3652 7103 24039 

Zu Tal Kohle Eisen Erden Sonstiges Zusammen 
.Tuli 1345 327 336 394 2402 
August 1435 296 323 401 2455 
September 1456 292 309 337 2394 
3. Viertel 1928 4236 91G 968 1132 72G1 

Oktober 1553 273 229 311 2366 
November 1646 152 282 309 2389 
Dezember 1590 128 206 350 2274 
4. Viertel 1928 4789 553 717 970 7029 
Jahr:1928 18266 3096 3246 3785 28393 
Jahr 1927 20775 2798 2785 3406 29764 

Der Umschlag in Duisburg-Ruhrort hielt sich, abgesehen von einem Rückschlag 
im September, auf. annahernd gleicher Höhe, ohne die im glei~hen Zeitraum ~es 
Vorjahres und im 1. Viertel 1928 behandelten Mengen zu erreichen, so daß Sich 
gegenüber 1927 eine Verkehrseinbuße von rund 3,7 Mill. t ergibt. Es wurden in 
Duisburg-Ruhrort umgeschlagen in 1000 t: 

Abfuhr davon Kohle Zufuhr davon Erz Zusammen 
Juli 1443 1279 418 206 1861 . 
August 1408 1246 450 231 1858 
September 1250 1096 426 216 1676 
Oktober 1383 1258 435 219 1818 
November 1400 1308 382 191 1782 
Dezember 1316 1211 374 182 1690 
Jahr 1928 15370 13882 5097 2568 20467 
Jahr 1927 18391 16997 5738 3484 24129 

Der Versand der n'lwinzechen- und -hüttenhäfen hielt sich von' Juli bis 
Oktober 1928 fast auf der gleichen Höhe wie im 1. Halbjahr 1928, der Empfang 
darüber. Im November/Dezember ließ der Verkehr, namentlich die Erzzufuhr, 
stark nach. Der Verkehrsrückgang von rund 1650000 t 1928 gegen 1927 entfällt 
fast ganz auf die Erzzufuhr, da der Rückgang der Kohlenverschiffungen nur 
unbedeutend war, der Eisenv'ersand dagegen etwas zunahm. Der· Umschlag betrug 
in 1000 t: 

Rhein-Zechen- und -Hüttenhäfen 

.Tuli 
August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 
Jahr 1928 
Jahr 1927 

Abgang Ankunft 
419,6 724,5 
426,2 785,3 
397,6 714,4 
438,8 800,1 
315,7 436,5 
371,2 381,9 

5044,5 7790,8 
5152,- 9335,2 

Mannheim -Lud wigshafen 
Abgang Ankunft 

197,- 962,1 
195,9 735,3 
173,7 744,-
175,2 737,1 
174,1 661,4 
171,- 603,3 

1979,7 7958,8 
1836,3 8851,-
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In Mannheim-Ludwigshafen hielt sich der yersand im 2. !Ialbja?r über. dem 
des 1. Gegenüber 1927 zeigt sich 1928 eine kIeme Belebung. Dre Ankun~te wre~en 
als Folge des Hheinschifferstreiks im Juli eine starke Vermehrung auf, hreIten sIch 
dann aber bis Oktober auf gewohnter Höhe, um. g~gen Jahresende. nachz~lass~n. 
Hieraus und aus dem Minderverkehr im Mai/JUnI lllfolge. des StreIks ergibt sich 
ein Verkehrsverlust von 900000 t, der allein von l\1annheuu getragen wurde. 

Der Verkehr Straßburgs erreichte namentlich infolge erhöhter Kohlenanfuhre~, 
Erz- und Kaliabfuhren 1928 mit 5,3 MiII. t einen neuen n~lwrd,. der d~s Er?ebnIs 

] 997 1 "1·11 t d s on 1913 um 3 3 !I'lill. t überstmgt. Dw RhemscIllffahrt von .... um 1\ I ., a v , 1··1· b . . 
nach Dasel mußte hingegen infolge ungünstiger Wasserve~ Ja tnIsse ereIts nn 
Juli wieder eingestellt werden. Der Rheinverkehr Basels e~rmchte 1928 daher nur 
23000 t gegen 513000 t 1927. Dagegen steigerte sich der h.analverkehr DaseIs von 
227000 t 1927 auf 449000 t 1928. 

34. Oshleulsche Uinncnschiffahrl (Konjunkluriiberblick). Im. 2. Halbjahr 1928 
war der Verkehr auf den ostdeutschen Wasserstraßen, namentlich auf den Ober­
läufen von Oder und Eibe, durch Niedrigwasser s.tark behindert. !nsbesor~de~e 
entwickelten sich auf der Oder katastrophale Verhältnis.se. Von Mitte .. Juh bIS 
Ende September herrschte auf der oberen Oder 13etriebsstIlIstand. 900 Kahne ver­
sommerten und konnten bei nur langsamer und unsteter Zunahme des ,Wasser­
standes in den folgenden Monaten nur nach und nach auf. den Weg gebra~ht werden. 
Der Verkehr Kosels zeigt daher 1928 gegenüber 1927 emen starken ~luckg~ng .. In 
Stettin waren die Wirkungen nicht so schlimm, da der Verkehr Stettm-~:rhn SICh 
belebte, insbesondere englische und Ruhrkohle diesen Weg statt den uber EIbe 
und Havel einschlug. Der Verkehr Berlins zeigt im Abgang während des. 2. Hu:lb-
jahrs, in der Ankunft während des letzten Viertels gegenüber dem Vorjahr eme 
beträchtliche Belebung, wogegen der Verkehr Hamburgs gegenü~er de~ Vorjahr 
und dem 1. Halbjahr 1928 nachließ. Auch der Grenzverkehr mit der Tschecho­
slowakei ließ zu wünschen übrig. Im Jahresresultat zeigt der Talverkehr abermals 
eine betr~chtliche Abnahme. Infolge Kahnraummangels zog~n die Frachten von 
August biS November sehr stark an. Der Umschlag betrug m 1000 t: 

Juli 
August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 
Jahr 1928 
Jahr 1927 

Juli 
AugURt 
September 
Oktober 
November 
Dezember 
Jahr 1928 
Jahr 1927 

Kosel 
Abgang 

208,-
6,1 

11,7 
693 
72;8 
54,3 

1700,-
2535,-

. Berlin 

Ankunft 
22,6 
11,-
13,3 
346 
36'-
38'4 

343:-
753,-

Abgang Ankunft 
118,3 566,- . 
158,7 518,3 
143,7 563,4 
94,8 704,8 
96,2 651,6 
76,8 537,2 

1221,- 6653,-
920,- 5065,-

Stettin und Swinemünde 
Abgang Ankunft 

89 - !)4,7 
150:1 63,6 
152,5 61,6 
229,13 83,1 
212,5 120,-
111,1 83,8 

1423,- 1115,-
1301,- 1545,-

IIamburg 
Abgang Ankunft 

351,4 308,4 
319,- 237,8 
301,5 239,6 
390,7 311,8 
447,3 350,6 
361,- 349,5 

4743,- 3645,-
5110,- 3907,-

Juli 
August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 
Jahr 1928 
Jahr 1927 
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Magdeburg 
Abgang Ankunft 
37,3 90,4 
39,7 61,-
50,6 42,8 
41,5 584 
565 65:9 

100:8 100,3 
638- 830,-
641:- 71!),-

15 

Durchgang Schandau 
zu Berg zu Tal 

345 56,3 
.!!);7 47,6 
f>7,3 68,7 
67,7 93,B 
735 IBO,5 
59;5 74,7 

839,- 988,-
822,- 1308,-

35. Fertigstellung lIer Lahnkanalisierllng. Die bisher nur unvollkommene. 
Kanalisierl}ng der Lahn - zwischen gestauten Strecken befanden sich läng~re 
Abschnitte mit starkem Gefälle und unzureichender Tiefe - ist durch Fertig­
stellung von fünf neuen, bzw. umgebauten Schleusenanlagen Ende 1928 bis 
Steeden (7 km oberhalb Limburg; 69 km von der Lahnmündung) vervollkommnet 
worden. Die Wasserstraße ist nunmehr regelmäßig für 200-t-Schiffe befahrbar. 
Die Schleusen (12 bis Limburg) haben 32,60 m Länge und 5,30 m Breite. 

36. Besland lIer deutschen ßlnnenfioUe. Die deutsche Binnenflotte zeigt Ende 
1927 eine leichte Vergrößerung gegenüber Ende 1926. Für die beiden wichtigsten 
Fahrzeuggattungen ergeben sich folgende Größenverhältnisse: 

Wasserstraßen­
gebiet 

!thein ......... ········· . 

Zahl 
1927 
2864 

Weser u. nordwestdeutsche 
Kanäle ..•• _ . . . . . . . . . .. 1817 

FJbe 1), Märkische Wasser-
straßen u. Oder. •... . .. 8177 

Ostpreuß. Wasserstraßen. . 705 
Donau ,_ ...... _ - .... - . . . 215 

Kähne Schlepper 
Tragfähigkeit in 1000 t Zahl Leistungsstärke in 1000 PS 

1927 1926 1927 1927 1926 
2205 2186 467 192 196 

633 666 346 56 57 

2937 2865 1299 227 217 
133 129 76 8 8 
133 136 26 12 12 

Sämtliche Wassersträßen---------­
(einseh!. der nicht einzeln 14383 

aufgeführten) 
6164 6076 2255 498 493 

Der Destand an sonstigen Schiffen mit eigener Triebkraft (außer den 
Schleppern) belief sich Ende 1927 auf 2041 mit 241000 t Tragfähigkeit gegen 
1854 mit 213000 t Tragfähigkeit 1926. Der Zuwachs entfällt auch hier zum 
größten Teil auf das Elbe-Oder-Gebiet. (VgI. Wirtschaft und Statistik 1928, Nr. 19, 
S. 695.) 

37. Dezenlralion in lIer l\fainschiffahrt. Die bisher zum Hhenania-Konzern 
(bayrische Rheinschiffahrtsgruppe) gehörigen Unternehmen Carl Presser & Co., 
G. m. b. H., Frankfurt a. M., und Bavaria-Schiffahrts- und Speditions-A.-G., Bam­
berg, sind Ende November 1928 im Interesse einer freieren Entwicklung in gegen­
seitigem Einvernehmen aus dem Rhenania-Konzern, der je zur Hälfte des Kapitals 
an den beiden Firmen beteiligt war, ausgeschieden. Die Spitzengesellschaft des 
Hhenania-Konzerns, die bisher Rhenania Speditions·Gesellschaft m. b. H. vorm. 
Leon Weiß firmierte, änderte ihren Namen in Rhenania Schiffahrts- und Speditions­
Gesellschaft m. b. H. und errichtete nunmehr eigene Niederlassungen in Frankfurt 
und Aschaffenburg. (V gl. betr. derzeitige Zusammensetzung des Rhenania-Konzerns: 
Der Rhein, Nr. 12, S. 219.) 

38. Wasserslraßenabgaben. Ein sechsklassiges Güterverzeichnis zu den Tarifen 
für die Schiffahrt- und Flößereiabgaben auf den Reichswasserstraßen wurde als 

1) ohne Hamburger Schuten. 
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Beilage zu Nr. 27 des lleichs-Verkehrs-BIattes veröffentlicht. Neue Wasserstraßen­
abgabent~ri.fe wurden erlassen für die westdeutschen Kanäle (2. 8. 28; RVBl. 26), 
den kanalISierten Neckar (18. 8. 28; HVm. 27), den kanalisierten Main bis Aschaffen­
b~rg (20. 9.28; HVBl. 30), die kanalisierte Lahn bis Steeden (4. 10. 28; RVBl. 32). 
dIe westdeutschen Kanäle (24. 12. 28; RVBl. 39), Schlepplohntarif für den llhein­
Wes er-Kanal,. den Weser-EIbe-Kanal bis Peine (Hildesheim) und den Lippe-Kanal 
von Wesel bis Hamm (24. 12. 28; n.vm. 39), Schlepplohn- und Schiffahrtabgaben­
tarif f.~r ~en Elbe-Trave-Kanal (29. 12. 28; II VBl. 39). 

SamtlIehe Schiffahrtsabgaben erfuhren in Parallele zu der Eisenbahn-Tarif­
~rhöhung ~b 1. Oktober 1928 eine Erhöhung um 11 0/0. Da der zur Mitwirkung 
I~ allge~elllen Tarifangelegenheitengesetzlich berufene Reichswasserstraßenbeirat 
hierzu ~IC?t gehört worden war, erhob er in seiner nächsten Sitzung gegen das 
rechtSWidrIge Vorgehen des Ileichsverkehrsministers Protest. 

.Der "Nottarif" für die Heichswasserstraßen vom 22. 10. 1925 (vgl. Verkehrs­
archiv 1926, Nr. 32) wurde durch verschiedene Erlasse zunächst .bis 30. 9. 1928 
verlängert, dann gelegentlich der allgemeinen Schiffahrtsabgabenerhöhung zum 
1. 10. 1928 neu gefaßt (RVBl. 29) und dann wieder weiterverlängert (RVB!. 39) .. 
so daß .er, entgegen seiner ursprünglichen Zweckbestimmung, als konstanter Teil 
des Scluffahrtsabgabentarifs zu betrachten ist. 

39. Die Lade- und Löseldristen des Binnenschiffahrtsgesetzes von 1895, die in­
folge zu langer Ausdehnung den heutigen Umschlagsmöglichkeiten und den Inter­
essen .der Schiffahrt nicht mehr entsprachen, erfuhren durch Bekanntmachungen der 
preußischen Oberpräsidenten zum 1. Januar 1929 eine Kürzung. Für eine Gesamt­
ladung vo~ 1200 t beträgt die Lade- bzw. Löschzeit im westdeutschen Wasser­
s~raßengeblet nunmehr 10 Tage, im ostdeutschen Gebiet ebenso viel Tage für 
~~~~, G;~~~~l.adung von 550 t. Näheres vgl. Der llhein, 1929, Nr. 1; An der Oder, 

40. ~Ie Zenlralkommission fiir die Uheinsehiffahrt hielt ihre 2. Tag~~g' 1928 
v~~d6. ~s ~7: November in Straßburg ab. Sie beschäftigte sich wieder großenteils 
ml er eVI.slOn ~er Mannheimer Akte. Ferner setzte sie u. a. eine neue Anweisung 
b~treffend die Mllldestbemannung fest, die einige kleine Erleichterungen bringt. 
~Ie ~e?~ Bemannungsanweisung für die Hheinschiffahrt wird nach Anweisung 

es 4tC sv~rkehrsministers (RVBl. 1929, NI'. 2) ab 1. März 1929 in Kraft gesetzt. 
k I • 'i.remracillmg der deulsch-niederllindischen Grenzabfertigung im Uhein­

~~k e Ir. < III .~m 28. April 1928 in Berlin unterzeichnetes deutsch-niederländisches 
zmmen uber Zusammenlegung der Grenzabfertigung im Rheinschiffverkehr 

;.ur ~ am ~f De~ember 1928 vom Iteichstag zum Gesetz erhoben (RGB!. 11, NI'. 48). Ir t re:z: d~rbgung des Rheinverkehrs wird hiernach.in der Weise zusammen-
ge e.g, . a I~ deutschen und niederländischen Behörden die zu Tal fahrenden 
Schiffe III L.~bIth und die zu Berg fahrenden Schiffe in Emmerich abfertigen. 

4~. Au~osung des Oberländischen I{Jeinsehifferverbandes. Die Mitgliederver­
sa~m ~ng Ves auf Grund des Kleinschifferverband-Gesetzes vom 19. Mai 1922 be­
ste en en. er~andes beschloß am 20. Februar 1928 seine Auflösung. Die oberländi­
s.?he~ Klelllschlffer g.ründeten in der Folgezeit die "Betriebsgenossenschaft der Ober­
land Ischen KanalschIffer e. G. m. b. H" S't Elb' 

43 JUiUel :" . ., I Z mg. 
'. . europa.lscher ßmnenschiffahrlsverband. Der 1896 gegründete "Deutsch-

österrCJchl~ch-UngarIsch-Schweizerische Verband für Binnenschiffallrt" wurde in 
Am~esenhCJt ~?n Vertretern deutscher, schweizerischer und ungarischer Binnen­
s~hIffahrts.verbande am 16. Juni 1928 in Friedrichshafen als "Mitteleuropäischer 
Bmnenschlffahrtsverband" neu konstituiert. Er bildet den Zusammenschluß von 

/, 
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Schiffahrts- und Kanalvereinen Mitteleuropas. Die Geschäftsführung wird von 
dem Zentralvereiu für Deutsche Binnenschiffahrt wahrgenommen, dessen 1. Vor­
sitzender auch den Vorsitz beim Mitteleuropäischen Binnellschiffahrtsverband führt 
(vgl. die Satzung in: Ztschr. L Binnenschiffahrt, NI'. 17). 

44. Der Zentralverein für Deulscheißiunenschj[[ahrl hielt seine 59. ordentliche 
Mitgliederversammlung am 31. August' 1928 in Königsberg i. Pr. ab. Vorträge 
wurden gehalten von Ministerialdirektor Dr. lng. h. c. Gährs über "Stand der Bau­
arbeiten an den deutschen Wasserstraßen", Dr. Bock über "Die Bedeutung der ost­
preußischen Binnenschiffahrt, insbesondere für die Holzwirtschaft", Dr. Schaffratll 
und Dr.-Ing. Mast über " Verkehrsverhältnisse Oberschlesieus". 

45. Italienischer ßinnenschiffahrlskongreU. Ende Oktober 1928 wurde in Vene­
dig der 1. Nationale Binnenschiffahrtskongreß, der von der Confederazione Nazio­
nale Fascista dei Trasporti terrestri e dei navigazione interna einberufen war, ab· 
gehalten. 

46. ßelgischer ßinnenschiffahrtskongreU. Vom 3.-5. November 1928 fand in 
Brüssel ein nationaler Kongreß der belgischen Binnenschiffahrt statt an dessen 
Eröffnungssitzung de.r König und die Minister Segers und Baels teil~ahmen. Der 
Kongreß brachte dIe Stärke des Binnenschiffahrtsgedankens in Belgien zum 
Ausdruck und leistete in verschiedenen Punkten praktisch und wissenschaftlich 
nützliche Arbeit. 

47. Abhalllllungcn. Die Verkehrsbelastung der Wasserstraßen 1927. Wirtschaft 
und Statistik, 24, S. 945. .. 

Het Rijnverkeer in het eerste Semester van 1928 cn het Verkeer van Hotter­
dam met het duitsche Achterland van 1913 tot 1926. K. F. O. James u. C. Vermey. 
Economisch-Statistische Berichten, Nr. 671, S. 974; NI'. 672, S. 1002. 

Le port de Rotterdam 1328-1928. Artikelserie. La Navigation du Rhin, 11, 
S.493. 

Le port de Strasbourg et le transbordement de la potasse. Alfred Uhry. La 
Navigation du Rhin, 9, S. 341. 

Die Entwicklung der Schiffahrt auf der obersten Rheinstrecke. Jean R. Frey. 
Schiffbau, 18, S. 427. 

Die EIbe als Verkehrsweg. Heinrich Burmester. Die Eibe, 7, S. 207. 
österreich und die Donauschiffahrt. Ludwig Wertheimer. Schiffbau, 15, S.347. 
Der Stand der Bauarbeiten in der Reichswasserstraßenverwaltung. Gährs. 

2tschr. f. Binnenschiffahrt, 18/19, S. 5<14. 
D~r Rhei~-Neckar-Donau-Schiffahrtsplan. Kupferschmid. Das Rheinschiff, 9, S. 5. 
DIC polmschen Wasserstraßenpläne. Hormann Steinert. Ztschr. f. Binnen­

schiffahrt, 17, S. 502. 
Wolga-Don-Kanal als verkehrstechnisches und energetisches Problem. Die 

Volkswirtschaft der UdSSIt., 20/21, S. 33. 
Die Ausnutzung der Tragfähigkeit der deutschen Binnenschiffe. Ztschr. f. 

Binnenschiffahrt, 22, S. 640. 
Abmessungen der Frachtfahrzeuge auf den Märkischen Wasserstraßen. Frentzen 

u. von Both. Ztschr. f. Binnenschiffahrt, 23, S. 665. ' 
Die Betriebsverhältnisse in der Rheinschiffahrt. Wilhelm Geile. Ztschr. f. 

lIandelswissenschaitliche Forschung, 9, S. 400. 
Das Selbstkostenproblem in der Hheinschleppschiffahrt. Wilhelm Geile. Ztschr. 

f. Handelswissenschaftliche Forschung, 12, S. 259. 
Die Kombinationen zwischen Elbeschiffahrts-Unternchmungen. Heinrich Bur­

mester. Die EIbe, 8, S. 252; 9, S. 275. 
Vcrkehl'sarchiv NI'. 1 2 

I 
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La concurrence des chemins de fer aux vo~es navigables en Belgique. Corni te 
national pour la defense de Ia navigation interIeure. La Navigation du I{hin, 10, 

S. 4?;~rifhoheit und Binnenhäfen. Max Peters. Ztschr. f. Binnenschiffahrt, 24, 

S. 6~i'e Binnenschiffahrtskredite. Bodo Ebhardt. Ztschr. f. Binnenschiffahrt, 20, 

S. 5~~ Credit fluviale BeIge. P. Iweins d'Eeckhoutte. La Navigation du Rhin, 

12, S. 489. N.-Z. 

Luftverkehr. 
.. S. FJugleislungen 1928 der Deutschen Luft-Hansa. Die. lAlistungsergebnisse der 

Deutschen Luft-Hansa A. G. 1928 im Vergleich zu 1927 smd folgende: 
1928 1927 

Beförderte Passagiere. . . 111115 102681 
Befördertes Gepäck .... 868460 kg 821921 kg 
Gesamtfracht , ....... " 1023206 kg 641186 kg 
Beförderte Post..... . . . 317588 kg 274073 kg 
Beförderte Zeitungen... 162042 kg 205743 kg 
Gesamt.Kilometerleistung 10217528 km 9208029 km 

-,. 49. Flugeisenbahnpersonenverkehr (Flei-Per-Verkehr). Nach~em im Herbst 1927 
zwischen der Deutschen Luft-Hansa und der Deutschen Reichsbahngesellschaft 
ein Abkommen über einen kombinierten Transport von Gütersendungen auf de~ 
Luft- und Schienenwege getroffen wurde, ist mit dem 1. September 19.28 em 
neuer Vertrag zwischen beiden Gesellschaften in Kraft getreten, we!cher s~ch auf 
eine engere Zusammenarbeit im Personen- und Gepäckverkehr beZieht. Hwrnach 
kann jeder Luftreis,ende seinen Flugschein gegen eine Fahrkarte 1. Kl~sse um­
tauschen, wenn der Flug nicht angetreten oder abgebrochen wurde. HI~r~u. be­
,rechtigen sowohl die Flugscheine der Deutschen Luft-Hans~ als auch dWJe~Igen 
der Luftverkehrsgesellschaften der Schweiz, Schwedens, Fmnlan~s, Fr~nkrelchs, 
Italiens, Dänemarks, Spaniens, Englands, Hollands, Norwege~s, österreIchs, Bel­
giens, Ungarns, der Tschechoslowakei und der Deutsch-RussIschen Luftverkehrs-
gesellschaft. . 

50. Gründung ciner grollen britlsehen Lu(tverkehrs-Gcs. In England ISt unter 
Förderung des Luftministeriums eine große private Luftverkehrs-G.esellschaft ge­
gründet worden, die vor allem Zubringerlinien zu den großen Reichsluftstraßen 
einrichten soll. 

5t. Luftpost nacb Siblrien. Im G-ebiet der UdSSR. ist VOll der russischen Luft­
verkehrsgesellschaft Dobrolet die Luftpostlinie Moskau-Nowosibirs.k eröffnet worden. 
Die zweimal wöchentlich verkehrenden Flugzeuge befördern Bnefsendungen nach 
Sibirien, China, Japan, der Mongolei und den Philippinen. 

52. Luftpostbeförderung Von Frankreich nach Südamerika. Vom 15. September 
1928 an können Briefsendungen aller Art nach Brasilien, Uruguay, Ar?entinien 
und den Ländern darüber hinaus auf dem Luft-Seewege von FrankreIch nach 
Südamerika befördert werden. Der durch Benutzung des Luft-Seeweges erzielte 
Zeitgewinn beträgt etwa 8 bis 14 Tage. 

53. Luflpostbcrörderung von Amslerdam. naeh ßalavia. In den Monaten Sep­
tember und Oktober ~urden mehrere Flüge von Amsterd.am nach .~atavia. aus­
geführt, mit denen BrICfsendungen nach Britisch-Indien emsch!. BrItIsch BIrma, 
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Siam, den Straits Settlements, Niederländisch Indien und den Ländern darii.ber 
hinaus befördert wurden. Die Beförderungsdauer his ßatavia betrug 12 Tage. 

5<1. Die International Air Trame Associalion (.lalll) hielt am 1. und 2. August 
1928 in London ihre 20. Tagung ab. Durch die Neuaufnahme der jugoslawischen 
und ukrainischen Luftverkehrsgesellschaft ist der Mitgliederstand der JATA auf 
2-1 Handelsluftfahrtunternehmungen angewachsen. Einen breiten Haum der ~r­
örterungen nahm die Frage der Verantwortlichkeit des Lufttranspo:teurs eI? 
Über den Stand des Flugeisenhalm-Güter- und Personenverkehrs berIchtete em 
Mitglied der Deutschen Luft-Hansa. . _ 

55. IL\ 1928. In der Zeit vom 7. bis 28. Oktober 1!)28 fand in Berlm eme Inter­
nationale Luftfahrtausstellung statt, die nnter Ausschaltung der militärischen 
Flugzeuge vor allem die Entwicklung der internationalen zivilen Luftfahrt zeigt? 

56. Die Flughafenbenutzungsordnung für den Flughafen Berlin-Tempelhof, dIe 
als Muster einer Benutzungsordnung VOll Flughäfen und Verkehrslandeplätze 
Anwendung finden soll, ist in den Heften Nr. 42 und 43 der Nachrichten für Luft­
fahrer veröffentlicht. 

57. Abhandlungen. 
Wirtschaftlichkeit im Luftverkehr. Gut. Deutsche Verkehrs-Ztg. 35, S. 613. 
Die Verkehrsaufgaben für den Luftverkehr und ihre Lösung. Oefele. Fördertech­

nik und Frachtverkehr 17, S. 308. 
Trallsozean-Luftverkehr. Oefele. Fördertechnik lind Frachtvel'kehr 20; S. 363; 

23, S. 423; 26, S. 487. , 
Das Luftschiff in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. H. Eckener. Luft­

fahrt 16, S. 24l. 
Partikularistische 'oder einheitliche Luftverkehrspolitik. W. T. Luftschall 3, 

S.46. 
Weltwirtschaft und Weltluftpolitik. A. H. Böhm. Ztschr. f. Geopolitik 9, S. 780; 

10, S. 873; 11, S. 968; 12, S. 1055. 
Aus technisch-wirtschaftlichen Grenzgebieten der Handelsluftfahrt. Stock. Ruhr­

und Rhein-Wirtschaftszeitung '10, S.1374. 
Die Wirtschaftlichkeit des deutschen Luftverkehrs. Rocca, und eine Entgeg­

nung von 11. Hoeder. Aero-ltevue Suisse 7, S. 200. 
Gesichtspunkte zu einem Deutschen Luftverkehrsprogramm. Merke!. Verkehrs­

technische Woche 47, S. 633. 
Die Luftfahrt in Österreich. N. Wagner-Florheim. Luftschau '1, S. 68. 
Änderung und Vereinheitlichung der internationalen Grundlagen des öffent­

lichen Luftrechtes. 11. Döring. Luftschau 5, S. 91; C, S. 107. 
Probleme der Luftfahrt. O. Lehmann. Luftfahrt 22, S. 345; 23, S. 361; 24, 

S.377. 
Organisation des Weltluftverkehrs. H. O. Wesemann. Wirtschaftsdienst 50, 

S. 2060. 
Der Transozeanische Luftverkehr. G. Sachsenberg. Hansa 46, S. 1834. 
Flugeisenbahnverkehr. Joseph. Reichsbahn 45, S. 953; '16, S. 973. 
Der geplante Luftverkehr innerhalb des britischen Reiches. W. Paschen. 

Marinerundschau 7, S. 301. 
Die Entwicklungsgrundlagen des Weltluftverkehrs. K. Pirath. Verkehrstech­

nische ,Woche 39, S. 539. 
Der zweite Lufthansa Sibil'ienflug 1928. J. v. Schroeder. Betriebsmitteilungen 

der Deutschen Lufthansa III. Jhrg. Sondernummer 1. 31. 10. 1928. 
Sch. 

2* 
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Post- und Nachrichtenverkehr • 
58 Konjunkturüberblick. 

AUfg,Hof,;'o I -

I 
I Aufgelieferte Orts- Fern-

Zeitabschnitt Pakete Telegramme gespräche gespräche 
in Mit!. in Mit!. in Mit!. in Mil!. 

Juli-September 1927 ... 71A 10,0 '183,8 60,6 
Oktober-Dezember 1927 85,'1 9,0 532,7 60,5 
Juli-September 1928 ... 64,7 8,8 520,1 65,0 
Oktober-Dezember 1928 79,8 8,B 565,4 63,3 
1927 ................. 299,1 37,7 1972,8 2B1,9 
1928 1) ............... 28'1,7 B3,6 2145,9 247,9 

I-~innoh;",n 
in Mill. UM 

504,8 
559,5 
548,7 
576,2 

1960,7 
1987,7 2) 

N h · 'st der Postverkehr gekennzeichnet dm'ch eine uneinheit-ac ww vor I . '.1 t' E kl" 
liche Entwicklung der einzelnen Verkehrsgebiete, so daß ellle emuell Ige 'r - arung 
der Konjunkturentwicklung nicht möglich ist. .,. 

D· st· .1 "ufgelieferten Pakete von 6J 7 Mdl. Im 3. Vwrtel 1928 auf Ieeigerung uer " . ', . I . 1 
79,8 im letzten Viertel ist eine jährlich ,~wderkehrende" SkaIsof~hersc wiDnung

B 
~nf( 

ist auf den erhöhten Paketverkehr zu WeIhnachten zuruc zu ~ ren.. er ne-
d l ' I k I 11"t d"gerten Dine Senkung erfahren_ Die Steigerung des un e egrammver e Ir u. ",,' - lAb I 

Fernsprechverkehrs' (insbesondere des Nahverkehrs), d~r mfo ge us . aus .e es 
• '.1 Gd' htung aufweist und daher m semer Fernsprechnetzes eme aufstClgenue run nc. . , 

Bewegung von der Entwicklung der Zahl der B~wfsendunge~ und 1elegramme 
grundsätzlich abweicht, geht beträchtlich über dw fortschreItende V erme~~rung 
der Anschlüsse hinaus und ist wohl auf die durch Herabs~tzun.g der G~buhren 
bedingte Mehrbenutzung zurückzuführen. Es scheint, daß lllerbm. auch dw ~?r­
mehrung der öffentlichen Fernsprechstellen einen werb?n.den ~mflu.ß ausgeubt 
hat. Der erhöhte Paket- und Fernsprechverkehr sowie emIge, luer ~Icht zahl~n­
mäßig belegte Verkehrszweige (Rundfunk und Überla~dver~eh.r) zwhen n.atm­
lich auch eine Erhöhung der Gesamteinnahmen nach sich, dw un letzten VIertel 
1928 :rd. 17 MU!. RM. höher sind als im entsprechenden Zeitraum :es Jahr?s 192? 

Vergleicht man nun die beiden letzten Halbjahre 1927 und 19w8, ~o zm.gen dw 
Einnahmen im letzten Halbjahr Hl28 eine merkliche Erhöhun~ v~.n ~o,6 J\~Ill. R~I. 
oder rd. 5 0/0 gegenüber derselben Zeit von 1927. Der Grund luerfur hegt eU1?rseIts 
in der schon oben erwähnten Erhöhung von 17 Mill. UM. und a.~ldererseIts ~n 
den niedrigen Einnahmen im 3. Viertel 1927 da die Gebührenerhohung erst Im 
August 1927 durchgeführt wurde. Daraus erklärt sich auch die größere Steigerung 
der Einnahmen vom 3. zum 4. Vierteljahr 1927 (100;0) gegenüber dem 3 . .und 
4. Viertel 1928 (60/0). Im Paket- und 1'elegrammverkehr ist in: letzte~ Halbjahr 
1928 ein Rückgang gegenüber dem gleichen Zeitraum des ~ or]ahres emgetreten, 
während der Fernsprechverkehr teilweise wesentlich höher 1St. 

Das gleiche Bild bietet ein Vergleich der beiden Kalenderjahre 1927 und 1928. 
Paket- und ~elegrammverkehr sind zurückgegangen, während Fernspre~llVerkehr 
und Gesamtemnahmen gestiegen sind. Leider ist die Zahl der Gesamtemnahmen 
für :1928 nur vorläufig, da sie den Monat März nicht enthält. Wenn man aber 
von den Einnahmen im Januar und Februar die mit 354,9 Mil!. UM. angegeben 
werden, :ausgeht und eine gleichmäßige· Entwicklung vora.ussetzt, so kan~ man 
etwa 175 Mill. als März-Einnahme annehmen. Dann würde sich für 1928 ClIl um 
rd. 200 Mill. mr. höherer Betrag ergeben als für 1927. Der Grund hierfür ist 

1) Teilweise vorläufige Ergebnisse. 
2) Vorlä.ufige Zahl ohne März. 

Spedition. 21 

wohl darin zu suchen, daß einmal in der Zahl für 1927 auch di~ geringeren Ei.n­
nahmen der Monate vor der Gebührenerhöhung enthalten smd, andererSeIts 
die Steigerung einzelner Verkehrszweige (Fernsprechverkehr, Run~funk usw.) 
den Rückgang beim Paket- und Telegrammverkehr nicht nur ausgleicht, sondern 
ihn in Hinsicht auf die Einnahmen noch überbietet. . 

59. Fernsprechverkehr Deutschland-Uuenos Aires. Vom 21. Dezember an smd 
alle Orte Deutschlands zum Fernsprechverkehr mit Buenos Aire~ zugelassen. 
Ein Gespräch von 3 Minuten Dauer kostet 180 RM., jede weitere Mmute 60 UM. 

mehr. . . 11 
GO. Der Fernsprechverkehr Deutschland-Spanien ist am 10. August ofhzle 

eröffnet worden. 
G1. Die XII. Welttelegraphenkonferenz fand im September in Brüssel statt, an 

der die meisten Staaten, Funk- und Kabelgesellschalten mit insgesamt 180 Ab­
geordneten teilnahmen. Man befaßte sich hauptsächlich mit der Neuregelung der 
Bestimmungen über die Abfassung von Telegrammen in verabredeter Sprache. 
Die neuen Vorschriften treten am 1. Oktober 1929 in Kraft. 

G2. Die Zahl der Ibllu][unkhörer in Deutschland betrug Ende 1928 2635567 
gegen .2009 842 Ende 1927. 

G3. Die 5. Grolle Deutsche Funkausstellung Jand vom 31. August bis 9. Sep­
tember1928 in Berlin statt. 

64. Abhandlungen. 

Das wirtschaftliche Ergebnis der Deutschen B.eichspost für 1927. Gb. Deutsche 
Verkehrszeitung :40, S. 701. 

Der :Verkehr der Reichspost im Konjunkturverlauf der Vorkriegszeit. Archiv 
f.Post und Telegr. 8, S. 221. 

. Die Deutsche Reichspost seit 1918. K. Sauttel'. Archiv f. Post und Telegr. 12, 
S. :325. 

Über :die Rechnungsführung der Deutschen Reichspost. Gebbe. Deutsche 
Verkehrszeitung 37, S. 649; 38, S. 669. 

Der :Postdurchgangsverkehr. Plein. L'Union postale 7, S. 199; 8, S. 236. 
Die :fremden Postanstalten in Hamburg. Teubner. Archiv f. Post und Telegr. 10, 

S. :284; 11, S. 314. 
Der Post-, Telegraphen- und Fernsprechbetrieb in Berlin. Gentzke. Archiv f. 

Post ünd Telegr. 11, S. 301. 
Die internationale Kabelindustrie. L. B. Die Wirtschaftskurve IV. S. 402. 
Londons :lleue Post-Untergrundbahn. Feindler. Verkehrsteclmische 'woche 28, 

S .. 381. 
Weltpost und Luftfahrt. K. Sautter. Weltwirtschaft 12, S.269. 
Luftpost. Lebon. L'Union postale 8, S. 242; 9, S. 281. 
Fünf .Jahre Rundfunk in Deutschland. Thurn. Archiv r. Post und Telegr. 10, 

S. 273. Sch. 

Spedition. 
G5. Die Internationale Fi;(leralion der Spediteurorganisalionen hielt ihre zweite 

Generalversammlung am 7. September 1928 in Bern ab. (Vgl. Bericht in der Wiener 
Zoll-, Speditions- und Schiffahrts-Ztg., NI'. 2G.) 

G6., Abhandlungen. 

Spediteure und Wirtschaft. Zur Kritik der Allgemeinen Deutschen Spediteur-
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b d· . 'V J. (oehier Eisenhahn- und verkehrsrechtl. Entscheidungen und Ab-e tIlgungen.. . 
handlungen, XLVI. Bd., '1, S. 33fi. . . ,., .. 

D· F t icklung des Kieler Spedlhonsgewerbes. Georg Hansen. SpedItlOns- und 

S I ·fflel ·tJnZWtg 36 S 6ß9; 37, S. 690; 38, S. 707; 39, S. 726. 
• c 11 aIr s- . ,'. 'I . A·k 

D· Spediteurhedmgungen und das O.L.(r. Braunsc lWeIg. rh 'elserie. 
lC neuen . 11 S ;;0" N.-Z. Verkehrsrechtl. Hundschau , . p. D ü. 

Reiseverkehr. 
67 J)er Internationale I1otelbesilzer-Verein hielt seine 53. Generalversammlung 

am 9. ~nd 10. Oktober 1928 in Lausanne ab. (Vgl. Bericht in Hotel, Nr. 42). 
68. Abhandlun!-!en. . . 
Grundlagen des italienischen Fremdenverkehrs. Hobert MIchels. Wntschafts-

dienst 27 S. 1097. . 
Das ;merikanische Hotel in der Statistik. Hans UIIendorf. Hotel 32, S. H37. 
Der Fremdenverkehr in 10 deutschen Fremdenverkehrsorten 1927 und 1. Halb-

jahr 1928. vVirtschaft und Statistik 17, S. HB4. N.-Z. 

A.llgemeines. 
69. Verkehrsbeir~lt in Belgien. Ein Conseil Superieur des Transports wurde dureh 

kgl. Verordnung vom 2ß: Oktober 1928 berufen. Seine Aufgabe }~esteht in der Be­
ratung der negierung in Fragen der Zusammenarbeit der verscl11edencn Verkehrs­
mittel. 

70. AbhalUlIun!-!en. 
Theorie der Selbstkostenrechnung und Preisbildung in den Verkehrsgewerben. 

Leopold Mayer. Ztschr. f. l3etriebswirtschaft 10, S. 74H. 
Die Auswahl des Verkehrsmittels. lllum. Ztg. d. VDEV. 50, S. IB25. 
Verkehrsmittel untereinander. Wettbewerb und Zusammenarbeit der Verkehrs­

mittel. Werner Teubert. Verkehrstechnische Woche 50, S. H(j9; 51, S. (iBo. N.-Z. 

Literaturanzeigell. 

Friedrieh List Werke. Herausgegeben im Auftrage der Fricdrich List-Gesell­
schaft E. V. mit Unterstützung der Deutschen Akademie und der Notgemeinschaft 
der Deutschen Wissenschaft. Ban d V: Auf sät z e und Ab h a n d I u n gen aus 
den Jahren 1831-1844. Gesammelt und herausgegeben von Edgar Salin, Artur 
Sommer und Otto Stühler. Berlin 1928. Verlag Reimar I1obbing. 700 S. Aus dem 
Vorwort: ... Nachdem mit der Sammlung von Lists Arbeiten in dcnJahren1831 bis 
184,1 begonnen war, stellte sich heraus, daß die allgemein verbreitete Ansicht (der· 
zufolge die Schriften der 30er Jahre außer der Preisschrift als Vorbereitungs­
arbeiten zum Nationalen System anzusehen seien) nicht haltbar ist, daß vielmehr 
eine ganze Reihe Listseher Schriften vorhanden ist, in denen Gedanken des Natio­
nalen Systems klarer und ausführlicher abgehandelt werden, und eine andere 
Reihe. die wcsentliche Bestandteile der geplanten weiteren Bände des Nationalen 
Systems, zumal der Agrarpolitik enthalten. Infolgedessen sind die Schriften, die 
dieser fünfte Band der Gesamtausgabe vereinigt, nicht nur bedeutsam als Teilstück 
des Listschen Gesamtwerkes, sondern sie stellen zugleich eine wesentliche Berichti-
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gung des Bildes dar, das bisher in Wissenschaft und Wirtschaft von Lists Wirken 
und Werk bestand. Wie durch die Preisschrift der Theoretiker List, so wird durch 
die Abhandlungen dieses llandes der Agrarpolitiker List zum erstenmal in seiner 
ganzen Bedeutung sichtbar. 

Hamburger übersee-Jahrbuch 1928. Hrsg. in Verbiudung mit dem Übersee­
club Hamburg von Friedrich S ti c her t. Hamburg. In Kommission bei Alster­
Verlag. 394 S. III. In gewohnter Weise vereint das Buch vier Aufsatzgruppen : 
1. die 1927/28 im ÜberseecIub gehaltenen Vorträge prominenter Deutscher, 2. Be­
richte über überseeische Länder, 3. allgemeine volkswirtschaftliche und historische 
Aufsätze, '1. Berichte von Hamburgs Warenmärkten. Vorangeschickt ist diesmal eine 
Abhandlung von Dr. W. Schweer, Hamburg-New York, Handels- und Schiffahrts­
heziehungen einst und jetzt: etwas bunt zusammengewürfelt, doch zumal durch 
die Bildbeigaben nicht uninteressant. Unter den Vorträgen befindet sich ein aus· 
gezeichneter lleitrag des Generaldirektors der Deutschen Reichsbahn.Gesellschaft 
DrAng. Dorpmüller "Reichsbahn und Elektrisierung". Als Ganzes verdient das 
Jahrbuch seines politischen, kulturellen, namentlich aber weltwirtschaftlichen In· 
haltes halber wieder weitestgehende Beachtung. N .. Z. 

Liibberl, H., Staat!. Fischereidirektor, I s I an dun d sei n e .w i r t sc h a f t. 
Heft 183 der "Meereskunde". llerlin 1928. E. S. Mittler & Sohn. 31 S. In markanten 
Zügen ein ansprechendes Bild der Wirtschaft Islands, eines Stückes Erde, das durch 
die ihm eigentümliche natürliche Bindung der Wirtschaft und den im letzten 

. halben Jahrhundert erfolgten erstaunlichen Aufschwung besonderes Interesse ver­
dient. Betriebsweise und Bedeutung der isländischen See- und Binnen.Fischerei 
kommen in Wort und Bild besonders gut zur Geltung. N.-Z. 

lUecking, L., Professor Dr., Japans Seehäfen und ihre neueste Ent­
wie k I u n g. Heft 184 der "Nleereskunde". llerlin 1928. E. S. Mittler & Sohn. 28 S. 
Der hier wiedergegebene Vortrag beschränkt sich im wesentlichen auf eine Dar­
stellung der Hafenpaare Kobe-Osakn. und Yokohama-Tokyo und bewegt sich ent­
gegen dem Charakter dieser Vortragssammlung auf hohem geographischem Kothurn. 
Die wirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Belange der Häfen kommen indessen 
zu kurz. Die Schrift hält nicht, was sie verspricht. N.-Z. 

Directory of Swellish Ports anll Shipping 1927-1928. Herausgegeben durch 
den Sv e n s lF aHa m n f ö r b und e t. Hauptbearbeiter : Helmer Eneborg und Sven 
K. Stockman. Stockholm A. B. H. Klemmings Förlag. XLVIII + 250 + 404 S. 
Mit der Herausgabe dieses bereits seit Jahren geplanten Werkes hat sich der 
Schwedische Hafenverband in gleicher Weise um die Häfen Schwedens wie um 
ihre Benutzer wie um die Kenntnis des schwedischen Verkehrswesens ein be­
deutendes Verdienst erworben. Der 1. Teil des Werkes enthält allgemeinere 
Materien, so die grundlegenden Bestimmungen für die Benutzung schwedischer 
Häfen, eine Übersicht übcr die sch~vedischen Schiffahrtslinien und Mitteilungen 
über die Hauptbinncnverkehrsmittel (Staatsbahncn; Södertälje· und Trollhätte­
Canal). Der 2. Teil bringt das eigentliche Directory, d. h. schematisierte Angaben 
über rund 600 Häfen und Ladeplätze, während der umfangreichste 3. Teil 
Monographien allgemeinerer Art über die Hafenplätze, Privatbahnen, Kanäle und 
Industrieunternehmen enthält. Das Werk ist durch eine Unzahl von Karten und 
Bildern hervorragend illustriert und stellt in seiner Gesamtheit ein Stück schwe­
discher Qualitätsarbeit dar. Praxis wie Wissenschaft vermögen davon reichen 
Nutzen zu ziehen. N.-Z. 

Wenllemuth, L., DrAng. e. h., Oberbaudirektor, und W. Böttcher, Dipl.-Ing., 
Baurat, Der II a f e n von Ha m bur g. Herausgegeben von der Deputation für 
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H ndel Schiffahrt und Gewerbe und der Baudeputation, Sektion für Strom- und 
H:fenb~u. Hamburg 1928. Meißner & Christiansen, 240 S. mit 108 Bildern, dazu 
7 Karten. Inhalt: Grundlagen für die Entwicklung des Hafens (Verkel~rslage) -
Allgemeine Beschreibung des Hafenplans :- lIafenbauwerke u~d maschmelle Aus-

.. t g _ Geschichte des Hafens - Orgamsation des lIafenhetnebs - der Elbstrom 
rus un S t' . I A Hamburg bis zur Mündung - der Hafen von Cuxhafen - , ta Isbsc lC . n-
vo~ In anschaulicher Schreibweise, mit ansprechender bildlicher und kart-

jg.al en. Ausstattung gibt das Buch einen wohl gerundeten überblick über Werden und 
lC ler I' d" 11' k I t Sein des Hafens I-IaI?~urg. ',s :er wnt mcht. nu~ als Darste ung emes Oll (fcen 

Stückes VerkehrspohtIk, -techmk und -orgamsatlOn, sondern auch als gener~ller 
Beitrag zu den Problemen des Hafenwesells Anerkennung und Beachtung. N.-Z. 

70 Jahre Norddeutscher Lloyd Bremen 1857-1927. Atlantic-Verlag G. m. b. H., 
Berlin W 50. 167 S. 4°. Reich ill. Das Werk behandelt nach einem Einblick in 
Bremens Schiffahrtsstellung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts in vier Ab­
schnitten die Gründungsgeschichte des Norddeutschen Lloyds, seine Entwicklung 
bis zum Weltkrieg, seine Lage während des Krieges und den Wiederaufbau. Die 
repräsentative Schrift bietet einen fesselnden, zugleich wissenschaftlich wertzuschät-
zenden Beitrag zur deutschen Schiffahrts- wie Persönlichkeitsgeschichte. N.-Z. 

Norddeutscher Lloyd IJremen, Handbuch für Nordamerika-Verlader 
HJ29-1930. Selbstverlag. 1M S. mit 1 Karte und zahlreichen Hafenplänen und 
Bildertafeln. In dem vielseitigen Handbuch bilden Angaben über die Nordamerika­
Linien des Norddeutschen Lloyds, Versandvorschriften, Zollbestimmungen, Durch­
frachtverkehr, handels- und schiffahrtstechnische Abkürzungen, Umrechnungstabel­
len den Hauptkomplex. Neben zweifelsohne hohem praktischem Wert kommt der 
Veröffentlichung in verschiedenen Teilen volks- und betriebswirtschaftlichen Cha-
rakters auch wissenschaftlicher Materialwert zu. N.-Z. 

Handbuch der Schirrahrlsgesellschaflen und Ueedcreien. Unter Mitwirkung des 
Geheimen Baurat Erich Grundt. Berlin 1929. Atlas-Verlag Dr. Alterthull1 & Co. 
178 S. Das mit Unterstützung des Verbandes Deutscher Reeder bearbeitete 'Verk 
enthält eine ausführliche Zusammenstellung aller deutschen See- und Binnen­
Schiffahrts-Reedereien. Angegeben sind jeweils Gründungsjahr, Kapital, Aufsichts­
rat, Vorstand, Prokuristen, Tätigkeitsfeld, betriebene Linien, Verbandszugehörigkeit 
und Flottenbestand (die einzelnen Schiffe). Dank seiner Vollständigkeit und des 
authentischen Materials füllt das durch einige statistische Angaben ergänzte Werk 
eine literarische Lücke zum Nutzen der Praxis wie der Wissenschaft. N .-Z. 

Wentholt, L. R .. Dr., Hauptingenieur der Niederländischen Reichswasserstraßen­
verwaltung, Das holländische Wasserstraßennetz 'und seine künf­
ti g e Aus g e s tal tun g. Heft 15 der Schriftenreihe ,Verwaltung und Wirtschaft. 
am Niederrhein". Duisburg 1928. Rhein-Verlags-G. m. b. H. 25 S. und 4 Karten. An­
gesichts der Unkenntnis, die hinsichtlich des holländischen Verkehrswesens - z. T. 
infolge der sprachlichen Schwierigkeiten - in Deutschland, selbst in den west­
lichen Provinzen herrscht, muß diese Darstellung des bedeutendsten holländischen 
Verkehrsnetzes besonders begrüßt werden. In ihrer konzentrierten Form, bei der 
jeder Satz von Wert ist, entspricht sie auch hohen Anforderungen an ökonomisches 
Denken. Gute Kartenskizzen erleichtern das Verständnis beträchtlich. N.-Z. 

Müller, Erich, Dr., Der Li p p e -Sei t e n _ K a n a I Wes e 1- D a t teIn. Beitrag 
zur V.crkehrstheorie. Heft 18 der Zeitfragen der Binnenschiffahrt. Duisburg 1928. 
Rhein-Verlags-G. m. b. H. 118 S. mit 1 Karte. Der Verfasser behandelt zuerst die 
Wasserstraßenpolitik des Reiches im allgemeinen, geht daIUl im besonderen auf 
die zukünftige Verkehrsgestaltung des Lippe-Seiten-Kanals und die Tariffrage ein, 
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um mit dem voraussichtlichen Einfluß des neuen Kanals auf die Industriesland­
orte zu schließen. Im gl'oßen ganzen eine fleißige und eingehende Arbeit, die 
zweifellos größere Beachtung verdienen würde, wenn sie nicht allzusehr pro 
Wasserstraße eingestellt wäre. Sch. 

Von Mangold, Hermann, Dr., Grundprobleme des deutschen öffent­
lichen Binnenschiffahrtsrechtes. Heft 17 der Zeitfragen der Binnen­
schiffahrt 1928, Rhein-Verlags-G. m. b. H. X, 135 S. Die Schrift ist eine systema­
tische Zusammenstellung des heule geltenden öffentlichen Binnenschiffahrtsrecht.es. 
Besondere Beachtung verdienen die Abschnitte über die Freiheit der Binnenschiff­
fahrt und die Beschränkungen dieser Freiheit durch schiffahrtspolizeiliche Vor­
schriften und die Schiffahrtsabgaben. Es ist anzuerkennen, daß der Verfasser der 
schwierigen Aufgabe, einen Stoff, der sich aus einer großen Zahl von Gesetzen 
und Verordnungen zusammensetzt, zu bewältigen, voll gerecht geworden ist. Sch. 

Lederle, Anred, Dr., Landgerichtsrat, Die Donau und das internationale 
Sc h i f fa h r t s r e eh t. Heft 17 der Völkerrechts fragen. Berlin 1928. Ferd. Dümm­
lers Verlagsbuchhandlung. 88 S. Der Verfasser gibt im ersten Teil einen über­
blick über die Entwicklung des Donaurechtes, in dem der Wiener Kongreß 
1815, de-r Pariser Friede 1856 und der Weltkrieg markante Einschnitte darstellen. 
Im zweiten Teil behandelt er die heutige Rechtslage gemäß den Bestimmungen 
des Versailler Vertrags und der Donauakte von 1921, um dann umfassender auf die 
Internationalisierung der Donau, die Freiheit der Schiffahrt und die Aufgaben der 
Europäischen und der Internationalen Donau-Kommission einzugehen. Das Werk 
gibt eine interessante übersicht des heutigen internationalen Schiffahrtsrechtes auf 
der Donau, die um so mehr zu begrüßen ist, als es dem Verfasser gelang, das um­
fangreiche und schwierige Material in einer knappen und klaren Form darzustellen. 

Sch'_ 

Uhein-l\Illin-Dollau. Spezialheft der Dayerischen Industrie- und Handelszeitung 
(Jahrgang 1928, Nr. 39). München. Verlag F_ C. Mayer G. m. b. 11. 28 S. Das 
Heft wirbt durch Aufzeigung der Ziele, Darstellung des Ausbaustandes und Schil­
derung der Hauptplätze mittels Aufsätzen an der Verwirklichung interessierter 
bzw. beteiligter Persönlichkeiten und ansprechendem Bildmaterial für die baye-
tische Großschiffahrtsstraß·e. N.-Z. 

Taschenkalender für die Uheinschiflahrl 1929. Schiffahrtskalender für den Rhein, 
Main, Neckar, Lahn und Hhein-Herne-Kanal. Herausgegeben von Reg.-Baurat Pabst 
unter Mitwirkung von Oberingenieur Zilcher. Mainz, J. Diemcr. 716 S. Geb. 
RM 6,50. Die Jubiläumsausgabe (25. Jahrgang) dieses altbewährten Handbuchs der 
Itheinschiffahrt legt wieder von dem unermüdlich<ln Streben von Verlag und Her­
ausgebern, ein denkbar vollkommenes Nachschlagewerk zu schaffen, Zeugnis., 
Abermals sind einige Abschnitte, u. a. Angaben über Bau- und R<lparaturkosten in: 
der Rheinschiffahrt, hinzugetreten. Zumal im vergangenen Jahr der Quell der be­
hördlichen Verordnungen stärker sprudelte, empfiehlt sich der Kalender nicht nur 
für die engere Praxis, sondern auch für weitere an der Rheinschiffahrt betrieblich, 
verwaltungsmäßig oder wissenschaftlich interessierte Kreise. N.-Z. 

Westdeutscher Schiffahrls- und lIafen-Kalender 1929. Herausgegeben vom Ver­
ein zur Wahrung der Hheinschiffahrtsinteressen. Duisburg. Hhcin-Verlags-G. m.b.H. 
1168 S. Geb. RM 7,-. Die 5. Auflage dieses dem gesamten westdeutschen Binnen­
schiffahrtsnetz gewidmeten Kalenders zeigt wieder eine Reihe von Ergänzungen, 
inshesondere durch schiffahrtstechnische Angaben und neue Wasserstraßenabgaben­
tarife. Im übrigen ist, wio gewohnt, allen Veränderungen des "Schiffahrtsrahmens" 
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sorgfältig Hechnunbrr ge.tragen, so daß auch dieser Jahrgang die Aufmerksamkeit 
N.·Z. aller Interessenten verdlOnt. 

Schiffahrts.KalcJHler für das E1be-Gebict, die l\lärkisc!lcn Wassers!raße~ l~nd 
r Od 1!)?9. Hedirriert VOll Dr. H. Grobleben. Dresden·N. Verlag von ? HC!~n~h. 
(~c. S c~ t RM 4

b
50. Der ,17. Jahrgang berücksichtigt in gewohnter ~uv?rlasslg. 

3o? d' e.J. verg;ngenen Jahr auf dem Gebiet der SchiffahrtsorgamsatJOn und 
kelt Ilet Im el'ngetretenen Veränderungen. Vom wissenschaftlichen Standpunkt cr· 
·verwa ung S t' t'k ) .. ß . t . b sondere seine Ergänzung durch verschiedene ta IS I 'en Jegru ens· 
schein JIlS e . l' V I I I' . G I ··ft b' d wert die einen Einblick .Hl (10 d .er;:o Irs elstung und dlC .. e~? t serge Ill~e Z er 
Eil 'h'ffahrt vor dem Kneg un JIl den letzten Jahren crmog IC lOn.. I.·. 

JS~ I Uegenhardts Gcschüflskalender fiir dcn Wcllverkchr 1929. Berl.lll N 24. yer. 
. C Hegenhardt A.·G. 1072 S. Geb. Inr 11,-. Wie sich bereits aus Clller 

lag von . r I d . 1;4 J 1 b ligen Vergrößerung des Umfangs erkcnnen läßt, hat der h.a en er Im 0 '. air· 
a erma'eder eine sorgfältige Überarbeitung erfahren. JHit seinen Angaben von Bahn· 
gang WI . Z 111 I" d Y d Schiffahrtsverbindungen, Spediteuren, Danken, Hotels, 0 Je lOr en, .. \.onsu. 
ul nt Gerl'chten usw. für die einzelncn Städte in aller Welt charaktenslert er 
a en,. N Z 

sich wieder als das umverselle Auskunftsbuch des Kaufmanns. : ... 
Das europliischc Spedilionsrechl. Sammlung von Darstellungen des SpeditIons· 

'Id Privatlagerrechts. Wien VI, 1929. Verlag der Zoll·, Speditions· und Schilf· 
ur t '1'1 f hrts·Zeitung. IV, 122 S. Die rührige Schriftleitung des bekannten ÖS errelC lISC lCn 
;peditionfachblattes unterbreitet in handlicher Form eine Zusammenstellung von 
'n der Zeitschrifl veröffentlichten Aufsätzen, in denen anerkannte Fachleute 
(Schweinburg, Mangold, D,umont,. Weinberger, Habinowitsch) da~ Spe~itionsrecht 
Deutschlands, Englands, FrankrClchs (und Belgiens), Italiens, Osterrmchs, Ruß· 
lands, Schweiz und Ungarns zu kurzgefaßter Darstellung bringen. Na~entlich 
dem auf eine Kenntnis der Grundzüge des ausländischen Rechtes angewlCsenen 
Verkehrsfachmann wird diese Einführung willkommen sein. N.·Z. 

Europäisches GiilertarU-Vcrzeichllis nach dem Stande vom 15. November 1928. 
Wien 1928. Verlag Fritz Hiegler, Wien V. 160 S. Die übersichtliche Zusammen· 
'stellung der gesamten 'l'arifveröffentlichungen der europäischen Eisenbahnen ein­
schließlich sonstiger einschlägiger Eisenbahnveröffentlichungen hat nicht nur seitens 
der Bahnverwaltungen und Verkehrsinteressenten bereits vielfach verdiente An· 
erkennung gefunden, sondern bedeutet auch für den Verkehrswissenschafter und 
-politiker einen beachtlichen Literaturnachweis. N.·Z. 

FrUsch, I{., Wirklicher Geheimer Hat, Das D e u t s c h e Eis e n b ahn r e c h t. 
Grundriß des Reichs· und des preußischen Hechts. 2., ergänzte Auflage. Berlin 
1928. Verkehrswissenschaftl. Lehrmittelgesellschaft m. b. H. bei der Deutschen 
Reichsbahn. X, 491 S. Das in dieser Zeitschrift (1928, S.78) bereits mit hoher 
Anerkennung besprochene Werk hat in kurzer Zeit die verdiente 2. Auflage erlebt. 
Sie stellt im wesentlichen einen Neudruck dar, der indessen durch einen größeren, 
von sorgfältiger Verfolgung der Rechtsentwicklung zeugenden Nachtrag ergänzt 
ist. So bietet sich das Buch wieder als für Nachschlagezwecke wie systematische 
Durchdringung der Materie gleich geeignetes Standardwerk dar. N.·Z. 

Scheu, Richard, Dr. iur., Ministerialrat a. D., Reichsbahndirektor, Die fra c h t­
rechtliche Haftung der Eisenbahn. Berlin 1928. Verkehrswissenschaftl. 
Lehrmittelgesellschaft m. b. H. bei der Deutschen Reichsbahn. VIII, 66 S. Einer der 
praktisch wichtigsten Fragenkreise des Eisenbahnverkehrsrechtes hat hier eine 
begrüßenswerte alIgemeinverständliche Darstellung erfahren, die namentlich für 
Eisenbahner wie Verkehrsinteressenten eine gute Einführung bietet. Die Schrift 
entledigt sich ihrer Aufgabe in fünf Abschnitten: Haftungsverpflichtung - Haf· 
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Schadenersatzansprüche 
engem Anschluß an die 

N.·Z. 
Deutschcr Rcichsbahn"Kalcndcr 1929. Herausgegeben von Dr..Ing., Dr. ~er. pol. 

Hans Baumann. Konkordia.Verlag, Leipzig. In seinem 3. Jahrgang l~t ~er 
Kalender abermals ein Born der Belehrung und Freude für jedermann. DIe elIl· 
zeinen Bilder sind wieder bestimmten Gruppenthemen gewidmet. Im Vor.derg~und 
stehen diesmal "Reichsbahn und Volk" (Charakteristiken der einzelnen Dlr~ktr?ns. 
bezirke) und "Mit der Reichsbahn durch deutsche Lande" (eine unerschopfhcho 
Bilderreihe landschaftlicher Schönheit). Weitere Serien behandeln den P~rsone~. 
verkehr, die Fernverbindungen, die Knotenpunkte, die Brücken, die GlClse, dIe, 
Elektrifizierung der Reichsbahn u. a. Im ganzen wieder ein hervorragend gelungener 
Versuch in vornehmer Form dem deutschen Volke seine Reichsbahn näher· 
zubring~n. N.·Z. 

Deutscher Ueichspost-Kalcllder 1929., Herausgegeben mit Unterstützung ~es 
Re ich s pos tm i n ist e r i ums. Konkordia· Verlag, Leipzig. Der Ruhm, den SIch 
die Reichsbahn durch ihren Kalender erwarb, hat die Reichspost nicht ruhen 
lassen. So legt auch sie durch den Kalender in Wort und Bild von ihrer Arbeit 
interessante Rechenschaft. Dilder aus den verschiedenen Dienstzweigen, von durch 
die Kraftpost erschlossenen Landschaften, sowie ihrer neuen Dienstbauten, die 
oft in henrorragender Form Sachlichkeit und Kunstsinn vereinen, zeichnerische 
Darstellungen der Leistungen ergeben auf 157 Blättern einen Eindruck von ~er 
vielseitigen Verflechtung der Reichspost mit Wirtschaft und Kultur. Zuglmch 
wirbt der Kalender geschickt für die Inanspruchnahme der Reichspost und ein 
rationales Verhalten ihrer Benutzer. N.·Z. 

Hcymers lIIustriertcs Post- und Telegraphenhalldbuch.50. Jahrgang. :Winter­
Ausgabe 1928/29. Neu bearbeitet von Ministerialamtmann Ernst Meuschke. Alten· 
burg i. Th. H. A. Pierer Verlagsbuchhandlung. 193 S. Das für den 'l'agesgebrauch 
bestimmte Buch enthält die gesamten für den in· und ausländischen Postverkehr 
wesentlichen Bestimmungen, u. a. die ausgedehnten Tarife für Auslandpakete und 
Postfrachtstücke sowie postalische Straßenverzeichnisse von Berlin und Hamburg. 

, N.·Z:. 
I).,stverkchrsgcsctzc des Dcutschen Reichs. Mit Erläuterungen von Dr. jur. 

A. Ni g g I, Präsidenten der Oberpostdirektion Nürnberg. 2., völlig neu bearbeitete 
Auflage. Stuttgart 1928. Verlag von W. Kohlhammer. VIII, 263 S. Die Neuheraus· 
gabe dieses vor dem Kriege zum erstenmal erschienenen Kommentars ist lebhaft 
zu begrüßen, einmal sachlich, da eine eingehende Erläuterung der gesamten der· 
zeitigen Postverkehrsbestimmungen einem dringenden Bedürfnis des Wirtschafts· 
verkehrs nachkommt, ein andermal persönlich, insofern als eine Bearbeitung der 
Materie durch einen der führenden Post juristen die Gewähr für ein Höchstmaß 
an Zuverlässigkeit der Derücksichtigung aller Gesichtspunkte und richterlichen 
Entscheidungen bietet. Allerdings bleibt die von dem Verfasser vertretene Auf· 
fassung von der Post als öffentlicher Anstalt juristischen und noch mehr wirt· 
schaftlichen Bedenken ausgesetzt. Auch dieser Kommentar legt für die Dringlichkeit 
einer Revision des aus 1871 stammenden formal und z. '1'. auch sachlich veralteten 
Postgesetzes Zeugnis. N.·Z. 

HCllncking, DrAng., Stadtbaurat a.. D. Der Radfahrverkehr. Seine vol~s­
wirtschaftliche Bedeutung und die Anlage von Radfahrwegen. Herausgegeben un 
'Auftrage des Vereins Deutscher Fahrrad-Industrieller e. V. Berlin W 9. Magdeb~rg 
1927. 87 S. IU. Eine sehr dankenswerte Aufklärungsschrift über einen zumClst 
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nicht genügend gewürdigten V erkeh~szweig. Unterstützt .durch ~utes 13ildI~l.ater~al, 
bespricht der Verfasser die verscllledenstell Fragen WIO Umfang von Fahrrad-

. d t les Fallrndes Anlage der Fahrradwege produktIon und -verkehr, Venven ungsar en ( <, . 
in Stadt und Land, Parks und Forsten, Verkehrsregelung u. a .. Mit Interesse 

. t d' b'ldl' I Ent"'l'cklung des Fahrradverkehrs m Magdeburg, vermmm man 10 vor 1 1C le " N -Z 
Amsterdam (überhaupt in Holland) und Kopenhagen. . . 

10 Jahre Deutsche Handels-Luftfahrt. Herausgegeben von der. D e u t s c h e n 
L ft _ H '\ -G (13 r 1929) 40 S. 4°. Die in Satz und IllustratIon geschmack· 

u . a x: s a ". . .. er 1I: .' .. f' Hückblick auf das bisherige 
volle Schnft beschrankt SICh kellleswegs au eme~ - . 
. Werden des deutschen Luftverkehrs, sondern WClst auch, ~etrage.n von emem 

hl ' I J .. d tOt" d '''eg 1'11 die Zukunft. Zahlreiche Probleme sac IC 1 Jegrun e en pIlIlIsmus, en IV .,. . 

der Luftfahrt finden hier eine kurze, doch das Wcsenthche erschopfende Beant-
wortung der bei der Stellung der Herausgcberin besonderer Wert zukommt. 

, ' N.-Z. 

Thiess, 1(., Geheimrat Universitätsprofessor ])r:, Z a h 1 u n g s b i lall z und 
Fr emd e n ver k ehr. lIeft 11 der Schriften des ReIchsverbandes der Deutschen 
Hotels, Restaurants und verwandter Betriebe e. V. Düs~eldorr. 3; S. Der am 
14. Dezember 1927 auf der 7. Hauptversammlung des genannten \ erbandes ge­
haltene Vortrag zeiNt nach einem Überblick über den Stand der deutschen 
Zahlungsbilanz, daß ~nd wie diese durch Entwicklung des Fremdenverkehrs ~ach 
Deutschland verbessert werden kann. N.-Z. 

IIassert, I(urt, Prof. Dr., Der. neu eWe I t ver k ehr. Heft 1~2 der "Meeres­
kunde", Sammlung volkstümlicher Vorträge. Berlin 1928. E.~. i\~Ittler und Sohn. 
27 S. Ill. Das Heft bringt eine Zusammenstellung v~n WIchtIgeren yerkehrs-

_ änderungen der Kriegs- und Nachkriegszeit, die vorwlCg~nd durc~l dre Mac.ht­
verschiebung der Staaten untereinander bedingt waren. l' erner WIrd auf WIrt­
schaftliche und technische Veränderungen in der Seeschiffahrt und. im Eisen­
bahmvesen, auf die Entwicklung des Kraft.wagens und. des Flugzeugs elllgegan?en. 
Die populär gehaltene Schrift bringt dem Verkehrswlssensc~aft.er und -praktIker 
nicht ~iel Neues, dem Laien dagegen manche interessante Mltte~l~ng... ~ch. 

lluIlZ,OltO, Städtebau und Landesplanung. WegwClser fur Anfanger, 
Fortgeschrittene und Praktiker. Berlin 1928. Carl Heymanns Verlag. XII, 116 S. 
Die Schrift bietet in äußerster sprachlicher Kürze Hin:veise auf die bei .~t~dte?au 
und L~ndesplanung zu berücksichtigenden GegebenheIten und ~wec.kmaßlgkelten 
verschwdenster Art, wobei den Verkehrsbelangen weitgehend RucksICht getrageI~ 
ist. Durch die Fülle der Gesichtspunkte an sich beachtlich, leidet die SCh:ift 
doch an Systemlosigkeit und ihrer teilweise zu schnellen und knappen UrteIls-
fällung. N .-Z. 

Industrie-llibliothek. Bd. 31. War e n h ä u se r. Ein Spiegelbild volkstümlicher 
Verkaufs stätten auf Grund einer Darstellung des Warenhauskonzerns Hermann 
Tietz. 296 S. mit 242 Abbildungen. Eine repräsentative Propagandaschrift, in der 
einige Beiträge auch von wissenschaftlichem Interesse sind. N.-Z. 

Orlsnummern-Verzeichnis des Deutschen Ueiches. Ausgabe 13. Vollständiges 
Verzeichnis. Hrsg. vom Ausschuß für wirtschaftliche Verwaltung beim Reichs­
kuratorium für Wirtschaftlichkeit. Leipzig 1928. Verlag Paul Räth. XVI, 1208 S. DIN 
A 4. Das Buch enthält neben einer Übersichtskarte und einer ausführlichen Ein­
leitung über Zweck und System der Ortsnumerierung und über den Gebrauch 
der Ortsnummern genummert mit rund 90000 Namen alle Orte mit selbständiger 
Bezeichnung, darunter alle Post- und Bahnorte. 
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71. I{onjunkturüberbllck. 

-
Beförderte Güter- Wagengestellung Einnahmen aus 

Monat 
mengen (arbeitstäglich) Güterverkehr Personenverkehr in Mil!. t in 1000 Wagen in Mill. RM in Mill. UM 

1928 1929 1928 I 1929 1928 1929 1928 1929 

Januar •. 38,0 2) 35,2 2) -136,2 129,8 260,6 259,7 97,3 95,8 
Februar. 38,2 31,5 143,4 128,0 258,5 251,3 89,1 78,9 
März •.. 43,1 40,1 150,7 149,3 288,2 313,5 104,1 112,6 
April •.. 36.2 41,4 149,5 157,2 242,3 290,9 119,2 107,3 
Mai .... 38,4 41,1 149,1 159,8 254,7 282,8 130,7 136,7 
Juni. ... 40,1 42,0 149,8 157,4 268,3 293,6 138,5 136,5 

.. Rückläufi~e Ko~junktur. und der abnorme, langanhaltende Frost sind die 
anßeren BegleItumstande, mIt denen die Deutsche Iteichsbahn-Gesellschaft in das 
Jahr 1929 eintrat. Die starke Kälte legte sich vor allem in den Monaten Januar 
und Februar lähmen~ au~ dex: ganzen Verkehr. Die beförderte Gütermenge, die 
Wagengestellung sowwdte Emnahmen aus Güter- und Personenverkehr bleiben 
teil::reise beträc~tlic~. hint~.r den entsprechenden Zahlen der Monate des Vorja.hres 
zuruck. Erst seIt Marz wachst der Verkehr sprunghaft an, um nachher in eine 
~uhigere, saiso~!~eg~ündete St?igerung zu treten, die jedoch vorwiegend über den 
Zahlen der vOf)ahrrgen VergleIchsmonate liegt. 

D:r G~terverk?hr, der im Januar immer durch die dann regelmäßig eintretende 
Ges~haftsshll.e ~erlllg war, erfuhr zwar gegenüber dem Vormonat eine geringe 
Erhohung, . dw Jedoch ohne Bedeutung bleibt, wenn man berücksichtigt, daß der 
D~zember lllfo~ge des Frostes mit 34,9 Mill. t (Dezember 1927 40,3 Mill. t) einen 
sert Jahren mc~t m~hr vorgekommenen Tiefstand erreichte. Ein Vergleich mit 
Januar 1928 zelg.t Olllen Rückgang von 2,8 MiIl. t oder rund 7 v. H. In nor­
malen Jahr~n weIst der Februar r~gelmäßig gegenüber dem Januar eine Steige­
~ung des Guterverkehrs auf. Im Benchtsjahr bleibt aber die beförderte Gütermenge 
I~ Februar um .10,5 v. H. hinter der Janua.rzahl zurück. Die Kälte erreichte in 
dlese~n ~onat m.~t - 27 0 ~is - 35 0 C den Höhepunkt. Deshalb blieben die frost­
empfr~hchen Guter. der EI~enbahn fern; ebenfalls benötigte die Bauindustrie, die 
sonst 1m Februar wreder elllzusetzen pflegt, keine Baumaterialien. Die erwartete 
~mlegun~ der Kohlensendungen von den zugefrorenen Wasserstraßen trat nicht 
elll, da dIe Verfracl~ter vorerst in der Hoffnung auf eine baldige Wiederschiffbarkeit 
der Wasserwege mIt den Sendungen zurückhielten. Erst im letzten Drittel des Mo­
nats, als die Vorräte der Industrie ungefähr aufgebra\,l:cht waren, setzte ein starker 

.1) Die ~.ericht.erst~ttun~ bezieht. sich a.uf das 1. Halbjahr 1929. Die aufgeführten Zeit­
schrl~ten?-ufsatze ~md m wahrend dIeses ZeItraums erschienenen Nummern enthalten. 

) Dlü Zahl fur Dezember 1927 ist 40,3, für Dezember 1928 34,9. 
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Andrang von Kohlentransporten ein. Es wurden hierbei von der .~~hn H?chst­
leistungen gefordert, die sich nicht immer ohne S~ockungen ~ewa~.hge~ heßen. 
Dabei konnte jedoch dieser erhöhte Kohlenverkehr kemen Ausgleich fur dIe vorher 
ausgefallenen Transporte schaffen. Die Umlegung der Kohlenver~end~ngen vom 
Binnenschiff auf die Eisenbahn hatte außerdem zur Folge,. daß die rmttlere V ~r-
sand ·t . F I f 180 km stl·e<1 während sie 1928 Im MonatsdurchschmU wele Im 1 e )fuar au b' •. • 

153 betragen hatte. Erst im März mit Nachlas~en der Kalte setzte wtede~. der 
normale Verkehr ein. Der zurückgehaltene Frühpllfsversand von .. ~aat~ut, D~nge­
mitteln, Südfrüchten, der durch die Wiederaufnahm~. der I3autahgkett bedmgte 
Versand von Baustoffen, sowie der in der ersten Halft~ des Mon~ts n~.ch an­
haltende stärkere Kohlenversand ließen die beförderte G~ter~cn~e an !"larz ur? 
21 v. H. über den Vormonat steigen. Der April brachte wel~erh;n cme germ ge ~tel­
gerung der Gütermenge über den Vormonat, wäh:-end dw Z~nahme ?egen~b~r 
April 1928 rund 12 v. H. betrug. Der Grund ist .m de~ erhohten, salsonmaßI~ 
begründeten Versand für Landwirtschaft und Bamndustne zu su.chen. Der Mal 
brachte eine geringe Abnahme des Güterverkehrs gegenü.ber A~nl, wä~rend im 
Juni wiederum eine Steigerung eintrat. Beide Monate hegen Jedoch uber den 
entsprechenden des Vorjahres. .. 

Die Wagengestellung sank im Januar und Februar v:ett unte:. .den ~tand von 
Januar und Februar 1928. Hier ist jedoch eine DifferenZierung noh~. DI.e Wagen­
gestellung für Kohlen Koks und Briketts hat im Februar betrachthch zuge­
nommen (rund 15 v. 'H. gegenüber dem Vorjahre), dageg~n trat für. di.~ ~älte­
empfindlichen Güter und für Baustoffe ein starker Hückgang m der arbeItstäghchen 
Wagengestellung ein. Sie ist beispielsweise für Kartoffeln um 57 v. H. und. für 
Zement um 79 v. H. gegenüber Febru.ar 1928 zurückgegang.en. I~ der .zw~It~n 
H~lfte des Februar erreichte die Wagengestellung für ~(ohlen emeJ-Iohe, WIe .SIe l!l 

kemem Zeitpunkt der vorhergehenden Jahre, selbst mcht zur Zel.t des enghschen 
Kohlenstreiks, festgestellt worden war. Im Ruhrgebiet betrug dIe Zahl der am 
22. Februar gestellten Wagen 36836 gegen 26936 am gleichen Tage des Vorjahres, 
in Oberschlesien am 23. Februar 9853 gegen 4639. Mit d~r Zunahme der Ver­
sendun~en stieg natürlich in den folgenden Monaten au~h d.te Ges.a~twagengestel­
lu~g wIeder an und bewegte sich in den Monaten Apnl bIS JUUl uber den Ver­
gleIchsmonaten des Vorjahres. 

.. Der P~rsonenverkehr hatte gleichfalls unter den Einwirku.ngen der starken 
Kälte zu leIden. Saisonbegründete Zunahmen treten nur zu Begmn und Ende der 
Ferien auf. Eine Belebung erfolgte erst mit Eintreten der. besseren Witterung. 
Wochenend- und Sonntagsverkehr waren im Mai und JuUl sehr stark. Beson­
dere Veranstaltungen erforderten eine Reihe von Sonderzügen. 

Die Einnahmen aus dem Güterverkehr bleiben im Januar und Februar analog 
der beförderten Gütermenge hinter den Erträgnissen des Vorjahres zurück. In 
der hohen. Ein~ahme~ahl im März spiegelt sich die Zunahme der mitt~eren 
VersandweIte WIder, dIe durch ihre Abnahme in den folgenden Monaten 'meder 
einen Rückgang der Einnahmen verursacht. Die höheren Einnahmen der Be­
richtsmonate gflgenüber den Vergleichsmonaten des Vorjahres ergeben sich ein­
mal aus der gestiegenen Gütermenge und ferner aus der im Oktober 1928 erfolgten 
Tariferhöhung. 

72. Versehmelzung A.-G. für Verkehrswesen _ Deutsche Eisenbahngesellschaft. 
Nachdem im Vorjahr die A.-G. für Verkehrswesen bereits die Westdeutsche Eisen­
bahngesellschaft und deren Tochtergesellschaften übernommen hatte, sind im 
Frühjahr 1929 die Verschmelzungsverhandlungen zwischen der A.-G. für Verkehrs-
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wesen und der Deutschen Eisenbahngesellschaft, Frankfurt, zum Abschluß ge­
kommen. Mit Wirkung vom 1. Januar 1928 hat die A.·G. für Verkehrswesen die 
Frankfurter Gesellschaft übernommen. Der Aktienaustausch erfolgte im Ver-
hältnis 1: 1. ' 

73. TarUreform in österreich. Am 15. März 1929 ist ein neuer Personen-, Ge­
päck- und Expreßguttarif der österreichischen Bundesbahnen in Kraft getreten. 
Neber einer Erhöhung hat eine eingehendere vertikale Staffelung der Einheitssätze 
stattgefunden. Ein neuer Gütertarif trat am '1. Mai in Kraft. Außer piner Erhöhung 
sucht dieser Tarif sich durch eine größere Differenzierung den gegenwärtigen 
Bedürfnissen der Wirtschaft anzupassen. Dadurch ist der an und für sich schon 
verwickelte Tarif der österreichischen Bundesbahnen um einige Kompliz1ert-
heiten reicher geworden. ' 

7 ... Schließung einer englischen Eisenbahn. In England ist die 14 km lange 
Stichbahn der London- und Nordost-Eisenbahn von Halesworth an der Strecke 
Ipswich-Yarmouth nach Southwold an der Küste dem Wettbewerb des Kraft­
wagens erlegen und hat ihren Betrieb eingestellt. Die Eisenbahn bestand seit 1879 
und war eine der ältesten Schmalspur bahnen Englands. 

75. Personenverkehrssteller in Eng land. Eine Abordnung der englischen Eisen­
hahngesellschaften hat dem Finanzminister die 'Bitte vorgetragen, die schon 
im Jahre 1832 eingeführte Personenverkehrssteuer für englische Eisenbahnen, die 
im Laufe der Zeit eine Reihe von Wandlungen durchgemacht hat, aufzuheben. 
Als Grund wird der steigende Wettbewerb des Kraftwagens angegeben, der die 
Last einer Verkehrssteuer nicht zu tragen habe, also gegenüber der Eisenbahn un­
gebührlich bevorzugt sei. 

76. Abhandlungen. 
Rückblick auf das Jahr 1928. Wulff. Ztg. d. VDEV. 1, S. 1; ~, S.29. ' 
Der Personenverkehr der Deutschen Reichsbahn im Jahre 1928. Baumgarten. 

Ztg. d. VDEV.23, S. 606. 
Entwicklungszahlen der Reichsbahn 1925-1928 im Vergleich zu 1913. Die 

Ileichsbahn 15, S. 306. 
Die Betriebsergebnis1se der Deutschen Heichsbahn und fremder Bahnen in 

den Jahren 1925, 1926 und 1927. Moll. Verkehrstechnische Woche 11, S. 173. 
Bericht des Eisenbahnkommissars bei der DHG. an die Reparationskommission 

1. 9. 1927-31. 8. 1928. Zeitsehr. des internationalen Eisenbahnverbandes 1-2 S.16. 
Die Heichsbalm im Rahmen der 'deutschen Wirtschaft. Lohse. Weltwirtsdhaft 1, 

Seite 4. 
Die Heichsbahn im Dienste an Deutschlands Wirtschafts- und Handelspolitik. 

Spieß. Ztg. d. VDEV.23, S.601. 
Gegenwart und Zukunft der Reichsbahn. Dorpmüller. Die Reichsbahn 6, S. 109; 

Ztg. d. VDEV.6, S. 150. . 
Die Reichsbahn als Käufer. Dorpmüller. Die Heichsbahn 13, S.265. 
Gewerbliche Nebenbetriebe der Reichsbahn. PischeI. Die Reichsbahn 14, S. 287. 
Bewertung von Heichsbahnstrecken. Jacoby. Die Reichsbahn 1, S.9. 
Jahreszeit und Betriebsleistung der Reichsbahn. BachI. Verkehrstechnische 

VVoche 13, S.201. . 
Neue Wege auf dem Verkehrs- und Tarifgebiet der DHG. Vogt. Ztg. d. 

VDEV. 11, S.277. 
Grundbegriffe des Gütertarifwesens. Sauter. Eisenbahnkunde 5, S.102. 
Kann der jetzige Aufbau der Eisenbahngütertarife in Zukunft beibehalten 

weroon? C. Scholz. Deutsche Wirtschafts-Zeitung 1, S.8. 
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Grenzen der Tarifbildung. C. Itiedenauer. Ztg. d. VDEV.21, S.549. 
Aufgaben des Eisenbahnbetriebes. Leibbrand. Die Iteichsbahn 2, S. 22. 
Weltwirtschaftliche Bestrebungen und Eisenbahnen. Sauter. Ztg. d. VDEV.15, 

Seite 393. 
Eisenbahn und Lastkraftwagen. Moormann. Ztg. d. VDEV.13, S.333. 
Wasserstraßen und Eisenbahnen. Offenberg. Die Heichsbalm 18, S.350. 
Bau und Betrieb neuer Verkehrswege lokaler lledeutung in Bayern. H. Fried· 

rich. Verkehrs technik 16, S.2'19. . 
Die nationale Gesellschaft der belgisehen Eisenbahnen 1926-1927. v. Henesse. 

Archiv für Eisenbahnwesen 1, S. 47; 2, S.363. 
Die staatlich bciriebenen Bahnen Frankreichs. Zeilschr. des internationalen 

Eisenbahnverbandes 1-2, S. 1. 
Die finanziellen Ursachen der hohen schweizerischen Eisenbahntarife. Miescher. 

Archiv für Eisenbahnwesen, 3, .S. 564. 
Zusammenarbeit zwischen Automobil und Eisenbahn in der Schweiz (Die Sesa). 

Yel'kehrstechnische Woche 14, S. 209. 
Die Österreichischen BUl1desbahnen in den Jahren 1925-1927. E. Roesner. 

. Archiv für Eisenbahnwesen 2, S.418. 
Die Stoffwirtschaft d<>r russischen Eisenbahnen in den Jahren 1917/27. 

Hunkel. Verkehrstechnische Woche 8, S.85. 
Die Eisenbah~en in Dänemark in den Betriebsjahren 1926/27 und 1927/28. 

Thomsen. Archiv für Eisenbahnwesen 3, S.740. 
Die englischen Eisenbahnen im Jahre 1928. Wk. Ztg. d. VDEV.20, S.536. 
Eisenbahnen und Flugverkehr in England. F. C. Hardt. Verkehrstechnische 

Woche 16, S. 233. 
Traffic Control on the London Midland and Scottish Railway. The Railway 

Gazette 8, S.245. 
Empire Transport. F. D. IIammond. Modern Transport 514, S .. 3. 
Die italienischen Staatsbahnen im Itechnungsjahr 1926/27. Archiv für Eisen· 

halmwesen 3, S.722. 
Die rumänischen Staatsbahnen nach dem Kriege. Miclesco. Zeitsehr. des 

intern~tionalen Eisenbahnverbandes 4, S. 113. . 
Dw nordamerikanischen Eisenhahnen. It. Zehnder. Verkehrstechnllc 17, S.272.: 

20, S.329. 
Beiträge zum Verständnis der Eisenbahnverhältnisse 'in den Vereinigten 

Staaten ~on Amerika. Rudolphi. Verkehrstechnische Woche 22, S. 305; 23, S . .322. 
He~rmg of. Container Service. Itailway Age 7, S. 419; 12, S.673. 
Hmlwa~s smce 1921. W. J. Cunningham. Railway Age 20, S. 1l~5 . 

. A ReView of Hailway Operation in 1928 . .J. H. Parmelee. Harlway Age 1, 
Seite 22. 

The .~ail.road Outlook for 1929. J. H. Parmelee. Railway Age 12, S.659. 
Braslhamsche Zentralbahn. Stirmer Archiv für Eisenbahnwesen 3, S.535. 
Transport in East Africa. Modern 'Transport 515, S.3. 
D?vel~pments on .the South African Railways. Modern Transport 51,1, S.9. 
DI~ Elsenhahnen 1m Irak. Dieckmann. Archiv für Eisenbahnwesen3, S.631. 
Hmlway Development in India. C. Hindley.Modern Transport 537, S.3. 
Die Entwicklung des Eisenbahnwesens in China. W. Siao. Archiv für Eisen· 

bahnwesen 1, S. 12 ;2, S.249. 
Die oslchinesische Bahn. M. Cremer. Archiv für Eisenbahnwesen 3, S.657. 

Sch. 
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Straßen- und Kleinbahnen. 
77. Gemelnsehaftsarbeit im Verlmhrswesen. Der Verband Deutscher Verkehrs· 

verwaltungen E. V. in Berlin, in dem weitaus der größte Teil der deutschen Straßen·, 
Klein· und Privateisenbahnen zusammengeschlossen ist, und der Verband Deut· 
scher Kraftverkehrsgesellscharten in Dortmund haben miteinander eine Arbeits· 
gemeinsdlaft vereinbart. Ihr Ziel ist die Vermeidung von Doppel· und Neben· 
einanderarbeit und die Zusammenfassung der gemeinsamen Belange. 

78. Elektrisierung der Berliner Stadt- und lUngbahn. Nachdem die Elektrisie­
rung der Berliner Stadthahn bereits Mitte J\Iärz d. J. durchgeführt war, wird vom 
15. Mai ab auch die gesamte Hinghahn elektrisch hetrieben. Damit ist die Elek· 
tri~ierung der von der Heichsbahn hetriebenen Berliner Stadt·, Ring. und Vorort· 
bahnen nach nicht ganz dreijähriger Bauzeit bis auf weiteres beendet. Die Fahr· 
zeiten gegenüber dem Dampfbetrieb sind allgemein um 25 v. H. verkürzt. 

79. Abhandlungen. 
Die Straßenbahnen im Lichte der heutigen Verkehrsentwicklung. König. 

Verkehrstechnik 4, S. 49. 
Probleme städtischer Verkehrsunternehmen. W. Larsen. Wirtschaftsdienst 8, 

Seite 313 . 
Die Klein· und Straßen~Jahnen in der Eisenbahngesetzgebung und die Monopol. 

stellung der Deutschen Helchsbahn nach dem Heichsbahngeselz vom 30. August 
1924. piesselhorst. R~hr ~nd Rhein Wirtschaftszlg. 8. S.245. 
. Dw deutschen Pnvatmsenbahnen und Kleinbahnen. W. Larsen. Wirtschafts· 
dienst 23, S.971. 

Die Arbeitsgemeinschaft zwischen dem Verband Deutscher Verkehrsverwal· 
tungen und dem Verband Deutscher Kraftverkehrsgesellschaften. Arnold. Verkehrs. 
technik 12, S. 185. 

Zum 50jährigen Jubiläum dDr elektrischen Bahnen. E. Triefus. Verkehrs-
technik 22, S.355. . . 

Der Berliner Nahverkehr im Jahre 1928. Heuer. Verkehrstechnik 26 S.448. 
Großstädtischer Schnellbahn· und Vorortverkehr in Amerika. v. VölI~er. Ztg. 

d. VDEV. 26, S.677. 
The Worlds Greatest Suburban Electrification. Railway Gazette 10, S.337. 

. Sch. 

Straßenverkehr. 
. 80. Autoslraß~ J{öI~-BOIm. Der Rheinische Provinziallandtag hat in einer 

SItzun.g am 9, Marz die Vorlage über den Bau einer Nur·Autostraße von Düssel. 
dorf über Köln nach Bonn einstimmig angenommen. Mit den Vorarbeiten zu der 
v~rerst auszubau~mde.n S~:ecke Köln-Bonn (20 km) hat man bereits begonnen. 
D~ese Stre~~e,. dw d~e starkstc Verkehrsfrequenz in ganz Deutschland aufweist, 
wlr~ vOllstandl? scl~wnen. und kreuzungsfrei ausgeführt und im Sommer 1931 
ferhggestellt sem. DIe Kosten für die Strecke Bonn-Köln sind mit 11 Mill. RM 
veranschl~gt, während für die ganze Strecke bis ins Huhrgehiet ein Betrag vorl. 
45-50 Jlrhll. UM aufgebracht werden muß. Es ist dies die erste Nur.Kraftwagen· 
'Straße in Deutschland, die gleichzeitig als Versuchsstraße für die später zu 
bauenden Kraftwagenfernstraßen Hansastädte-Frankfurt-Basel und München­
Leipzig- Berlin gelten soll. 

81. Die I{raftfahrzeugsle~lCr im Rechnungsjahr 1928/29. Das Aufkommen auS der 
Kraftf~hrzeu~steuer. betrug. 1m Hechnungsjahr 1928/29 insgesamt 181,3 Mill. RM 
gegenuber 106,2 MilI. RM 1. V. und 160 Mill. IlM Voranschlag. 
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82. Abhandlungen. 
Die neue Kraftfahrlinien -Verordnung. K. Giese. Verkehrs technik 19, S. 303; 

20, S.323. 
Wirtschaftliche Vorteile der Zusammenfassung gleichgerichteter Kräfte im 

öffentlichen Kraftverkehr. Steinhagen. Verkehrs technische Woche 1, S. 1; 2, S. 17; 
3, S.27; 4, S.41. 

Die Entwicklung der Kraftverkehrsgesellschaften. H. SchuItz. Dildungszeil­
schrift des Ileichsverbandes Deutscher Post- und Telegraphenbeamten 9, S. 1. 

Die deutsche Kraftfahrzeugindustrie im Jahre 1928. 11. O. Wesemann. Wirt­
schaftsdienst 2,1, S. 1016. 

Die Schicksalsstunde der deutschen Automobilindustrie. M. Hahn. Ruhr und 
Rhein Wirtschaftsztg. 8, S. 237. 

Neue Straßenverkehrsprobleme im Bereich des Eisenbahnbetriebes. W. Kron-
heimer. Ztg. d. VDEV.16, S.417. 

über die Zusammenarbeit der Eisenbahn mit dem Kraftwagen. Pourcel. 
V erkehrstechnische Woche 3, S. 25. 

Die Entwicklung des Kraftwagenverkehrs der Niederländischen Eisenbahnen. 
H. G. Heg. Verkehrstechnische Woche 7, S.73. 

Kraftwagenwettbewerb und Zusammenarbeit von Eisenbahn und Kraftwagen 
m England. C. E. Il. Sherrington. Verkehrstechnische Woche 5, S.49. 

Das Londoner Verkehrswesen im Jahre 1928. K. Möhl. Verkehrstedmik 23, S.374. 
Der Straßenverkehr in Paris. L. Adler. Verkehrstechnik 7, S.97. 
What IlesuIts from Motor Coach Operation? RaiIway Age 4, S.275. 
Transcontinental Motor Coach Service Tested. RaiIway Age 6, S.358. 
Motor Transport Division American Ilailway Association Meets at St. Louis. 

RaiIway Age 12, S.695. 
. Die .Be!estigung und Unterhaltung der Straßen in technischer und wirtschaft-

hcher .Hmslcht. Knipping. Die Straße 1, S. 1; 2, S. 17. 
Die neuesten Versuchsergebnisse der Versuchsstraße des Deutschen Straßen­

hauverbandes in Braunschweig. Nagel und Nessenius. Verkehrstechnik 16, S.265; 
17, S.279. 

Beurteilung der Befestigungsarten für großstädtischen Verkehr. Vespermann. 
Vel'kehrstechnik 19, S. 315; 21, S.347. 

Verkehrszählungen und ihre wirtschaftliche Bedeutung für den Städtebau. 
H,unens. Verkehrstechnik 21, S.339. 

H~uptfragen der heutige~ Straßenhaupolitik. Speck. Die Straße 3, S.29. 

V 1 
Dw Kraftwagenstraße Bonn_Köln_Düsseldorf-lndustriegebiet. Großjohann. 

enehrstechnik 23 S. 380· 25 S 41r. . 

S 
't Highway Trafdc AnalY~is Method~' and ResuIts. L. E. Peahody. Public Iloads 1, 

_ Ci e 1. Sch .. 

Seeschiffahrt . 
. h 8

1
3
9
, 2DgeubiStehiallds Seeverkehr (Kolljullkturiiberblick). Der Verkehr im 1. Halb-

Ja I' e rug: 

Hamburg 
Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 

Eingang 
Schiffe N .. R .. T. 
1187 1679000 

668 1307000 
893 1666000 

1436 1770000 
1535 1856000 
1 406 1 774 000 

Ausgang 
Schiffe N.· R.·T. 

1205 1706000 
672 1252000 
973 1662000 

1795 1817000 
1717 1844000 
1603 1778000 

1 
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B rem e n (mit anderen Wcserhiifen) 
Januar 493 793000 475 794000 
Februar 340 609000 335 613000 
März 434 726000 407 714000 
April 515 707000 517 720000 
Mai 573 820000 546 783000 
Juni 623 720000 647 724000 

Der Gesamtverkehr der 18 wichtigsten Häfen an der Ostsee und an der Nordsee 
(vgl. Verkehrsarchiv 1929, NI'. 21) betrug: 

Eingang Ausgang 
Schiffe N.·R.·T. Schiffe N.·R.·T. 

Januar Ostsee 1140 547400 1111 538100 
Nordsee . 2678 2797300 2639 2810900 

Zusammen 3818 3344700 3750 3349000 

Februar Ostsee 210 173300 212 175800 
Nordsee 1222 2160700 1175 I 2087700 

'Zusammen 1432 2334000 1387 2263500 

März Ostsee 319 245900 328 233800 
Nordsee 1643 2727000 1688 2707500 

Zusammen 1962 2972900 2016 2941300 
April Ostsee 1912 848700 1859 830700 

Nordsee 2553 2885400 2957 2923200 
Zusammen 4465 3734100 4816 3753900 

Mai Ostsee 2176 763100 2105 771600 
Nordsee 2707 3107800 2915 3074800 
Zusammen 4883 3870900 5020 3846400 

Juni Ostsee 2604 839400 2593 842500 
Nordsee 2605 2947200 2938 2954600 
Zusammen 5209 3786600 5531 3797100 

Der äußerst kalte Februar 1929 - im Durchschnitt seit Januar 1838 der käl· 
teste Monat in Deutschland - hatte eine beträchtliche bis in den März dauernde 
Behinderung der Schiffahrt durch Eis zur Folge, unter der insbesondere die Ostsee· 
8chiffahrt und allgemein der Betrieb der kleineren Schiffe litt. Der Raum verkehr 
der Monate April und Mai übertraf den Verkehr des Vorjahres, während er im Juni 
dahinter zurückblieb. Im ganzen 1. Halbjahr 1929 blieb der Ilaumverkehr (Ein· 
gang) um 4 v. H. hinter dem des 1. Halhjahres 1928 zurück. 

84. Der Verkehr des Knlser-Wilhelm-Kanals belief sich im 1. Halbjahr 1929 auf: 

Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 

Durchfahrten Raumgehalt in N.·R.·T. 
2503 1259000 

283 181000 
798 395000 

4599 1580000 
4911 1882000 
4888 2264000 

Infolge Eises war der Verkehr durch den Kaiser-Wilhelm.Kanal im Februar 
und März vorwiegend eingestellt. Im 2. Viertel übertraf er hingegen den Verkehr 
des Vorjahres beträchtlich (vermehrte Holz· und Erztransporte). 
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85. Der Verkehr ulld Güterumschlag der 
1928 erreichte folgende Mengen: 

bedeutendsten Seehären Frankreichs 

Güterumschlag in 1000 t Verkehr (Ankunft) 
in 1000 n.·T. 

5436 
5197 
8802 
3473 

Ankunft Abgang Gesamt 
Dünkirchen .................. . 
Boulogne .................... . 
Le Havre .................... . 
no~en (mit Nebenhäfen) ....... . 
Caen ..•...................... 
Cherbourg .................... . 
Nantes (mit Nebenhäfen) ...... . 
Bordeaux (mit Nebenhäfen) .... . 
Marseille (mit Nebenhäfen) ..... . 

37 franz. Häfen 1928 .......... . 
37 franz. Häfen 1927 .......... . 

622 
11521 

1465 
3772 

14297 

65076 
60606 

2971 1722 4693 
661 547 1208 

2937 1759 4696 
6164 738 6902 
1064 811 1875 

189 78 267 
1894 610 2504 
2946 1426 4372 
5383 3497 8880 

31596 
31939 

13930 
11671 

45526 
43610 

86. Der Verkehr der bedeutendsten Hilfen Schwedens 1928 betrug, verglichen 
mit 1913 und 1927 (Summe der ein- und ausgehenden Tonnage in 1000 N.-R-T.): 

1913 1\)27 1928 
Götehorg. . . . 6600 9781 10137. 
Stockhollll. . . 8600 9373 9569 
Malmö . . . . . . 5534 5486 6138 
TrälIeborg . . . 3404 3983 gä~ 
Hälsingborg . 3446 3940 2043 
Lulell.. ...... 2066 3414 

Der zu der allgemeinen Aufwärtsbewegung im Gegensat~ stehende ~tarke ~er­
kehrsrückgang 1928 in Lulea ist eine Folge des schwedischen Erz-BergarbeIterstrmks. 

87. Der Nordatlanlische Passagierverkehr 1928 sah fo~gen~e Re.edereien füh­
rend heteiligt: 1. Cunard-Line (231000 Passagiere). 2. Whlte Star Lme (17~ ~OO). 
3. Canadian Pacific (122000). 4. Norddeutscher Lloyd (92000). 5. Comp. ~ene:a~e 
Transatlantique (87000). 6. United States Lines (80000). 7. Hamburg-Amenka-Llme 
(75000). . 

88. Die führenden deutschen Seeremlereien Anfang 1929 waren: 

1. Hamburg·Amerika·Linie (einseh!. 
lIugo Stinnes·Linien und Deutsche 
Levante.Linie) ............... . 

2. Norddeu.tscher Lloyd (einseht. 
Hans~absche Dampfschiff..Ges., 
Mathles·Ileederei A.·G. und See-
fahrt") ........•........ :' .... 

3. Deutsche Dampfsehiffahrts-Ges. 
"Hansa" _ ................. '" 

4. HaI?burg-Südamerikan. Dampf-
sclllffahrts-Ges ............... . 

5. Woermann·Linie A.·G. und Deut. 
sehe Ostafrika·Linie .......... . 

6. Dampfschiff.-Ges. "Neptun" ... . 
7. Emil Il, Retzlaff, Stettin ...... . 
8. Bremer öltransport G. m. b. H. 

Bremen (einseh!. AtIantie-Tank· 
Rhederei) ................... . 

9. Arnold Bernstein, Hamburg ... . 
10. H. C. Horn, Hamburg ......... . 

Dampfer Motorschiffe, 
Zahl B.-R..'r. Zahl B.·R.·r. 

139 

170 

38 

16 

22 
57 
23 

6 
7 

776400 

701900 

230700 

145100 

117100 
46800 
48100 

14 900 
40200 

30 

6 

6 

5 

5 
3 

13 

193900 

42600 

47700 

49500 

7500 

31200 
4800 

40500 

Gesamtraum 
n..Il,·T. 

970300 

744500 

2784.00 

194600 

117100 
54 300 
48100 

46100 
45000 
40500 

-I 
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89. Expansion tles Nordtleutschen Lloyd. Nachdem der Lloyd in den Jahren 
1927/28 bereits eine Heihe in der Küsten- bzw. in der europäischen Fahrt tätiger 
deutscher Reedereien uurch VoUkauf oder Mehrheitsheteiligung sich angeglieuert 
hatte, übernahm er Frühjahr 1929 von der ihm befreundeten "Hansa" die Aktien­
mehrheit des führenden ueutschen Unternehmens der europäischen Fahrt, der 
Dampfschiffahrts·GeseHschaft "Neptun", Bremen. 

90. Die Privatisierung tier SlaalsfIolte der Vereinigten Staaten machte auf der 
Basis uer Jones-White-Dill (vg!. Z. f. V.W. 1928, S.26) 1928/29 bedeutende Fort­
schritte. So fand am 21. März 1929 uie Unterzeichnung eines Vertrages zwischen 
dem U. S. Shipping Doaru und dem Bankhaus P. W. Chapman statt, demzufolge 
uie bisher staatlichen Flotten der United States Lines und der American 
Merchant Line an eine neue Gesellschaft, die Uni ted States Lines Inc., ,übergingen. 
Die Uni ted States Lines-Flotte umfaßt 6 große Passagier- und Frachtdampfer mit 
rund 150000 R·ll.-'!;., darunter den "Leviathan" (ex "Vaterland") mit rund 
60000 R-ll.-T., die American Merchant Line-Flotte 5 Schiffe mit 37000 n.-R.·T. 
Die Uniteu States Lines Inc. hahen sich auf ein umfangreiches Neuhau-Programm 
festgelegt, das u. a. den Bau zweier Groß-Schiffe von 45000 R·lL-T. mit etwa 
27 kn Geschwinuigkeit innerhalb 3 Jahren vorsieht. - Weiter ist die Gulf­
Brazil-lliver Plate Line mit 12 staatlichen Dampfern von 63000 Dr.-R.·T. an die 
Mississippi Shipping Co. in New Orleans übergegangen. 

Fortschritt und Stand uer privaten Flotte der Vereinigten Staaten im Vergleich 
ZUr Regierungsflotte zeigt folgende Aufstell ung: 

Regierungsflotte Privutflotte 
Schiffe n.-R.-T. Schiffe n.·R.-T. 

1. April 1928 .............. 790 4311000 
1. April 1929 ............ " 655 3644000 
davon im aktiven Dienst... 259 1638000 

122,1 6078000 
1302 6581000 
1157 6 OG6 000. 

91. HafellgemeinschaU zwischen lIamburg und llreunen. Um eine einheitliche 
Entwicklung des hamburgisch-preußischen Wirtschaftsgehietes an der unteren 
EIbe zu ermöglichen, schloss.en Hamburg und Preußen am 9./13. :März 1929 einen 
Vertrag üher die Gründung einer Hafengemeinschaft zum Bau und Betrieb VOll 

Häfen an der unteren EIhe in Form einer G. m. b. H. mit einem von den Ver­
tragschließenden je zur nälfte ühernommenen Kapital von 70 l\ElI. HM. (Vgl. Preuß. 
Gesetzsammlung 1929 Nr. 13, S. 59.) 

92. Das internationale übereinkommen VOll Genua über tins lUilUleslalter rur 
die Zulassung VOll Kindern zur Arbeit auf See vom 9. Juli 1920 sowie die Inter­
nationalen übereinkommen von Genf über das Mindestaltcr für die Zulassung 
von Jugendlichen zur Beschäftigung als Kohlenzieher (Trimmer) oder Heizer 
und üher die pflichtmäßigo ärztliche Untersuchung der in der Seeschiffahrt he­
schäftigten Kinder und Jugendlichen vom 11. Novemher 1921 fand durch Gesetz 
vorn 30. Mai 1929 die Zustimmung des Deutschen lleichstags (11GB!. II, 1929, 
Nr.29, S.383). 

93. Die Baltic and International Maritime Conference hielt ihre Jahrestagung 
1929 am 13. und 14. Juni 1929 in Newcastle ah. (Vgl. Tagungsbericht in ,.Hansa", 
NI'. 25, S. 1017.) 

94. Der Deulsche Nautische Verein, der durch Anfang 1929 erfolgten korpora· 
tiven Beitritt des Verhandes Deutscher Seeschiffer-Vereine wieder (wie his 
1894) Zentralorgan der privaten Seeschiffahrts.Politik geworden ist, hielt am 
27. Mai 1929 seinen 55. Vereinstag in Harnburg ab. Dieser befaßte sich vornehmlich 
mit Fragen des Transozean-Luftverkehrs, des Eishrecher- und des Funkwetter-
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dienstes in der Ostsee und der optischen Kurssignale. (V gl. Tagungsbericht in 
"Hansa", Nr. 22, S.891.) 

95. Stand des WeItschUfbaus. Nach den Angaben Lloyds befanden sich zu Ende 
des 1. Vierteljahres 1929 in den Hauptschiffbauländern in Bau: 

Motorschiffe 
Zahl B.-R.-T. 

Dampfer 
Zahl B.-R-T. 

Großbritannien mit Irland .......... . 243 818000 78 537000 
82 124000 
13 116000 

Deutschland mit Danzig ............ . 
Holland ........................... . 

57 293000 
15 47000 

Frankreich ........................ . 11 62000 10 92000 
20 127000 
29 88000 

Japan ............................. . 
Rußland .......................... . 

7 20000 
10 28000 

Schweden ......................... . 4 4000 21 95000 
Italien ............................. . 9 12000 24 77000 
Dänemark ......................... . 5 7000 16 75000 
Vereinigte Staaten .................. . 11 50000 12 19000 

Nachdem seit dem 30. September 1927 die im Bau befindliche Mo,torschiff­
tonnage der Welt die Dampfertonnage übertroffen hatte, liegt nunmehr diese mit 
1428000 R-R.-T. wieder leicht über der Motorschifftonnage von 1400000 B.-R.-'!'. 
Es ist dies in erster Linie auf die im Winterhalbjahr 1928/29 erfolgte Vermehrung 
der Dampfer-Bautonnage in Großbritannien, daneben auch in Deutschland und 
Frankreich zurückzuführen. Durch starken nückgang der Motorschifftonnage weist 
Deutschland, in starkem Gegensatz zu England, jedoch eine Abnahme der gesamten 
Bautonnage auf. Von den übrigen Nationen hat Japan durch stärkeren Motorschiff­
bau seine Stellung verbessert, Italien die seine durch allgemeinen Rückgang 
verschiech tert. 

96. Die WeIthandelsfIotte l\litte 1929 umfaßte nach LIoyds Hegister verglichen 
mit Mitte 1914 und 1928: 

Dampfer und Motorschiff Segler Zusammen 
Jahr B.-R.-T. B.-R.-T. B.-R.-T. 
1914 45404000 3686000 49090000 
1928 65160000 1795000 66955000 
1929 6(j 407 000 1667000 68074000 

An Dampfern und Motorschiffen besaßen die I1auptschiffahrtsländer: 
1914 1928 1929 

B.-R.·T. B.-R.-T. B,-R.-T. 
Großbritannien ......... . 18892000 19754000 20046000 
Britische Dominien ..... . 1632000 2750000 2795000 

2027000 11154000 11036000 
1708000 4140000 4187000 
5135000 3738000 4 058000 
1922000 3256000 3303000 
1957000 2954000 3218000 
1430000 3349000 3215000 
1472000 2809000 2 932000 

Vereinigte Staaten ...... . 
Japan •................. 
Deutschland ........... . 
Frankreich ............. . 
Norwegen .............. . 
Italien ................. . 
Holland ................ . 

. Der prozentuale Anteil der versehiedenen Antriebsarten in der Welthandels-
flotte stellte sich folgendermaßen: 

1914 
% der B.·R.-T. 

Segelantrieb . ...... 8 1 
Motorantrieb . . . . . . . 0;5 
ölfeuerung. . . . . . . . . 2,6 
Kohlenfeuerung . . . . 88,8 

1928 
% der B,·R.-T. 

2,7 
8,1 

28,5 
60,7 

1929 
% der B.-R.-T. 

2,5 
9,7 

28,5 
59,3 

~~--~~~~------------~----------------------------------------------------~ 
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97. Abhandlungen. 
Entwicklungstendenzen in der überseeischen Schiffahrt nach dem Kriege. Kurt 

'Giese. Verkehrstechn. Woche 15, S.221. 
Der Entwicklungsgang der Seeschiffahrt 1928. R. Erdmann. Hansa 1, S. 16. 
Der Weltfrachtenmarkt 1928. Theo E. Sönnichsen. Hansa 1, S.31. 
Geschäftsergebnisse deutscher Reedereien, WerHen und Fischereigesellschaf-

ten. Hansa 1, S. 20. 
Entwicklungen im Nordatlantikverkehr. Theo E. Sönnichsen. Hansa 6, S.263. 
Hamburgs Handel und Schiffahrt 1928. Statistische Übersichten des Hambur­

gisehen Handelsstatistischen Amtes. Wirtschaftsdienst 6, S.250. 
Der Hamburger Hafen. Seine geschichtliche Entwicklung und heutige Gestalt. 

Teubner. Archiv f. Post u. Telegraphie 4, S.85; 5, S.121. 
Les grands ports europeens et la course au tonnage (Anvers, Rotterdam, 

Harr.bourg, Marseille, Genes). Marcel Koch. La Navigation du Rhin 6, S. 236; 
7, S.292. 

Großbritanniens Schiffahrt und Schiffbau 1928. A. HalIa. Hansa 1, S. 78. 
Svenska Handelsflottans Bruttoinkomster ar 1928. H. Eneborg. Kommersiella 

Meddelanden 11/12, S. 491. 
lnternationale Schiffahrtssicherheitskonferenz in London. Arthur Werner. 

Schiffbau und Schiffahrt "12, S.277. 
Sondernummern: "Hamburg" (Nr.2) des Schiffsfrachtendienst; "Italien" 

(Nr.6) des Schiffsfrachtendienst; "Rotterdam" (Nr.520) des Journal de Ia Marine 
Marchande; "Stettin und die Ostsee" (NI'. 18) der Hansa. N.-Z. 

Binnenschiffahrt. 
98. Westdeutsche ßinnenschiffahrt (KonjunkturüberbIick). A. N 0 I' d weS t­

d e u t s c h e K an ä 1 e. InfoIge äußerst starken Frostes ruhte die Schiffahrt auf 
den nordwestdeutschen Kanälen von Mitte Januar bis Mitte März. Nach Wieder­
aufnahme der Schiffahrt war die Kohlenabfuhr aus dem Ruhrgebiet durch Schleuse 
Münster Ende März/April rege, blieb indessen in der Folgezeit hinter den Vorjahrs­
mengen zurück. Insbesondere ließ der Verkehr zu den Weserhäfen zu wünschen 
übrig. Die Erz-Bergtransporte auf dem Dortmund-Ems-Kanal waren hingegen 
im 2. Viertel 1929 bedeutend stärker als im Vorjahr, wo sich der schwedische 
Erzbergarbeiterstreik geltend machte. Gleichfalls zeigten die Zufuhren vom Rhein 
zum Ruhrgebiet im 2. Viertel eine sta.rke Belebung, die Abfuhren zum Rhein eine 
geringere. Erfaßt wurden in 1000 t: 

Durchgang Schleuse Münster Durchgang Schleuse Duisburg 
zu Tal zu Berg zum Rhein vom Rhein 

Januar 62,3 74,8 473,- 143,-
Februar 34,9 14,8 
März 165,1 93,4 382,3 164,9 
April 339,8 262,7 1016,2 358,9 
Mai 283,9 281,4 1026,- 442,1 
Juni 324,2 274,4 1007,2 461,7 

B. Rh ein. Während die Schiffahrt auf den Nebenflüssen des Rheins infolge 
Eisbildung bereits um Mitte Januar zum Erliegen kam, konnte der Verkehr auf 
dem Rhein selbst bis Anfang Februar bei gegenüber Dezember 1928 erhöhten 
Verkehrsmengen aufrecht gehalten werden. Der anhaltende scharfe Frost (bis - 23 0 

im Hheinland) ließ dann auch den Rhein auf dem größten Teil der holländischen 
und deutschen Strecke zufrieren - die Strecke Düsseldorf-St. Goar blieb indessen 
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offen -, wobei manche Schiffe, die nicht mit der Vereisung gerechnet hatten, in 
Bedrängnis gerieten. Nachdem gegen Mitte März das Eis ohne die befürchtete 
Katastrophe abgegangen war, setzte ein sehr lebhafter Verkehr ein, der zunächst 
in Hotterdam wie in Duisburg-Ruhrort eine stürmische Nachfrage auf dem Frach­
tenmarkt hervorrief. Im April und Mai bröckelten die Frachten allmählich ab, um 
im Juni wieder anzuziehen. Im ganzen hielten sie sich auf befriedigender Höhe_ 
Die Verkehrsleistungen des 2. Viertels 1929 übertrafen bedeutend die des durch den 
deutschen Hheinschifferstreik beeinträchtigten Vorjahres wie die von 1927. 

Der Verkehr über die deutseh-niederländische Grenze betrug in 1000 t: 

Zu Berg Kohle Erz Getreide Sonstiges Zusammen 
Januar 101 818 263 403 1585 
Februar 10 91 30 43 174 
März 49 972 351 382 1754 
1. Viertel 1929 160 1881 644 828 3513 

April 102 1217 358 477 2154 
Mai 179 1627 239 483 2528 
Juni IBB 1386 351 621 2491 
2. Viertel 1929 414 4230 948 1581 7173 
Zu Tal Kohle Eisen Erden Sonstiges Zusammen 
Januar 1679 268 162 271 2380 
Februar 19,1 32 11 28 265 
März 1113 265 116 191 1685 
1. Viertel 1929 2986 565 289 490 4330 
April 1853 404 360 345 2962 
Mai 1617 342 478 299 2736 
Juni 1771 354 511 359 2995 
2. Viertel 1929 5241 1100 1349 1003 8693 

. Sowohl i~ Berg- wie im 'l'a,lverkehr über Emmerich stellen die Verkehrsergeb" 
mss~ des 2. VlCrtel~ 1929 - abgesehen von den Kohlentransporten während des 
enghschen BergarbeIterstreiks 1926 - neue Hekordzahlen dar. Insbesondere .fallen 
die sehr st~rken Erzzufuhren auf, in denen sich, ebenso wie in den hohen Eisen-
abfuhren, dlC gute Beschäftigung der Eisenindustrie widerspiegelt. 

Der Umschlag der wichtigsten deutschen Itheinhäfen betrug in 1000 t: 

Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 

Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 

Abfuhr 
Duisburg-Ruhrort 

davon Kohle Zufuhr davon Erz Zusammen 
1687 1550 314 160 2001 

266 237 68 37 334 
1006 902 246 124 1252 
1777 15!l9 438 204 2215 1468 1324 491 227 1959 1556 1421 445 199 2001 

Rhein-Zechen_ und -Hüttenhäfen 
Abgang Ankunft 
403,3 630,7 
79,8 1671 

319,6 493'1 
504,1 846'6 
464,1 1012'6 
51Ll ' 99~2 

Mannheim-Ludwigshafen 
Abgang Ankunft 
169,7 607,2 

9,- 91,9 
124,- 445,5 
193,7 855,4 
165,6 820,9 
166,2 691,3 
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99. Ostdeutsche Uinnensehiffahrl (Konjllnktllrüberblick). Der in Mittel- und 
Ostdeutschland noch bedeutend härtere Frost (bis -36 0 im Februar an der Oder) 
legte die Dinnenschiffahrt bis in die 2. Märzhälfte brach. Im 2. Viertel 1929 hielt 
sich der Tal verkehr auf der Oder nicht ganz auf der gleichen Höhe wie im 2. Viertel 
1928, wogegen der Bergverkehr stärker war. Ebenso ze~gte der Verkehr von Ham­
burg nach Berlin eine Zunahme. An den wichtigsten Hafenplätzen betrug der 
Umschlag ill 1000 t: 

Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 

Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 

Kosel 
Abgang Ankunft 

31,1 
279,7 
308,7 
314,6 

534 
7Ü 
74,9 

Berlin 
Abgang Ankunft 

17,5 33,4 
6,6 2,1 

51,7 84,4 
107,1 692,2 
90,7 719,3 
93,4 843,4 

Magdeburg 
Abgang Ankunft 

Januar 14,(j 11,4 
Februar 0,9 1,3 

Stettin und Swinemünde 
Abgang Ankunft 

15,4 
125,5 
152,3 
132,-

0,1 

38 
2m<7 
177,!l 
142,1 

Hamburg 
Abgang Ankunft 

44,8 67,5 

.201,6 
5335 
557;7 
522,6 

117,-
408,5 
358,9 
331,1 

Durchgang Schandau 
zu Berg zu Tal 

März 21,2 8,5 18,5 15,4 
April 67,6 91,4 118,2 128,1 
,Mai 59,8 !l1,2 116,3 111,6 
Juni 62,2 95,- 98,4 98,9 

100. Der französisehe UinnenschiHahrtsverkehr 1927 und 1928 belief sich nach 
Journal Officiel auf folgende Mengen (Verladungen): 

1928 
Wasserstraßen des Nordens, des Pas·de-Calais 

und der Somme ..•. _ ................... . 
Strecken Belgien-Paris ................... . 
Seine und Kanäle von Paris ............... . 
Strecke Paris-StraßLurg und Wasserstraßen 

10869000 t 
3934000 t 

12785000 t 

1927 

9717000 t 
3669000 t 

11554000 t 

des Ostens .... - . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9277 000 t 7 308 000 t 
Rhein _................................... 5 456 000 t 4 253 000 t 
Wasserstraßen des Zentrums................ 3182000 t 2961000 t 
Wassershaßen des Südens.................. 1692000 t 15G6 000 t 
Wasserstraßen des Westens.. . . . . . . . . . . . . . . . 926000 t 824000 t 

Gesamtverschiffung : 48 121000 t 41852000 t 

101. Konzentration in der Rheinschiffahrl. Die preußische Itheinschiffahrts­
gruppe (Hhein-See-Konzern) wurde Mai 1929 mit der bauischen ltheinschiffahrts­
gruppe (Fenuel-Konzern) verbunden. Bei dem Spitzenunternehmen des Rhein-See­
Konzerns, der Rhein- und See-Schiffahrts-Gesellschaft, erfolgte eine Herabsetzung 
des Akti<mkapitals von 6,3 auf 4 Millionen RM. Die zum !thein-Sec-Konzern ge­
,hörige Mannheimer Lagerhaus-Gesellschaft wurde mit der Ithein- und See-Schiff­
fahrts-Gesellschaft, die bereits fast sämtliche Aktien besaß, fusioniert. Letztere 
nahm ihr.erseits den Namen Mannheimer-Lagerhaus-Gesellschaft an und verlegte 
ihren Sitz nach Mannheim. Die Mannheimer-Lagerhaus-Gesellschaft (ex "Rhein 
und See") bildet nunmehr da.<> 3. Hauptu~lte~'nehmen des Fendel-Konzerns, dessen 
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beiden anderen Spitzenunternehmen die Hheinschiffahrts-A.-G. vorm. Fendel und 
die Badische A.-G. für Rheinschiffahrt und Seetransport in Mannheim (mit je 
4 Mill. HM Aktienkapital) sind. 

102. Die belgisehe llheinflotte wurde nach der amtlichen Statistik für den, 
1. Januar 1929 wie folgt beziffert: 

231 Kähne mit über 750 t •................ = 291000 t Tragfähigkeit 
380 Campine·Kähne mit über 500 t ......... = 20g 000 t 
650 Kähne mit unter 500 t ................ = 214000 t 
73 Motorkähne ............. = 3200 PS und 19 000 t 
12 Güterclampfer ......................... = 8500 t 
3 Radschlepper .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. = 3 800 PS 

40 Schraubenschlepper . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. = 7 900 PS 

" 
" 
" 

103. llheinreguIierung SlraHburg-Islein (Basel). Die am 26. März 1929 in Bern 
zusammengetretenen bevollmächtigten Vertreter Deutschlands und der Schweiz 
unterzeichneten einen Vertrag über die Hegulierung des Rheins zwischen Straß­
burg/Kehl und Istein. Die Schweiz soll 60 v. H., Deutschland 40 v. H. der Hegu­
lierungskosten tragen, ferner den Unterhalt der Hegulierungsarbeiten auf seinem 
Ufer übernehmen. 

104. Die ZenlraIkommission für die Rheinschiffahrl hat gelegentlich ihrer ersten, 
Jahrestagung 1929 vom 8.-20. April in Straßburg die Hevision der Mannheimer 
Akte in erster Lesung beinahe beendet. 

105. Neue WasserstraIJenabgabentarife wurden erlassen für die mitteldeutschen, 
Wasse~straßen. ~23. März 1929; HVBl. Nr.9), für die kanalisierte obere Oder 
und die kanahslerte Netze, ferner für den Teltow-Kanal (27. März 1929; HVBI. 
Nr.10). 

106. Die Hafenbaulechnische GeseIlschaU hielt am 10. Mai 1929 in Dresden, 
!hl'e 10. o~dentliche Hauptversammlung ab. Die Beratungen galten der EIbe und 
Ihren BeZiehungen zu den deutschen Seehäfen (vgl. Werft-Heederei-Hafen, 
Nr.11 S.223). 

107. Der Zentral verein für D~ulsche ßinnenschiffahrt beging in seiner Haupt-· 
versammlung am 25. Juni 1929 unter dem Vorsitz von Generaldirektor Dr. h. c. Ott 
bei starker Beteiligung der Spitzen der Behörden und der Wirtschaft festlich sein 
60 jä~riges Bestehen. Vorträge hielten Geheimrat Prof. Pr. Thiess, Köln, und 
Gehennrat Prof. DrAng. Dr. H. Engels, Dresden. (Vgl. Zeitsehr. f. Binnenschiff­
fahrt, Nr.7.) 
. 108. Eine lUilteleuropäische WasserslralJen-Kon(erellz fand vom 11. bis 13. Mai: 
In Buuapc.st unter Vorsitz des Staatssekretärs Dr. Elerner Hantos statt. Sie be­
faßte sich vornehmlich mit Fragen des Donauvlerkehrs. (Vgl. Zeitsehr. f. Binnen­
schiffahrt, Nr. 5.) 

109. Abhandlungen. 
Ein schweres Jahr der deutschen Binnenschiffahrt (1928). Bodo Ebhardt. 

Hansa 1, S. 67. 
R~einsc~iffah.rt 1928. Kurt HilI. Hansa 1, S. 71. 
D~e. Rhemschlffahrt 1928. Hans Schleichert. Rhein 1, S. 4. 
Ellllge Zahlen vom Hheinverkehr 1928. Hoffhauer. Ruhr und Rhein Wirt­

schaftsztg. 19, S. 597; ehenso: Schiffbau 10 S. 233. 
. L'activite du port de Strashourg en 1928. G. Haelling. La Navigation du Rhin, 1,. 

Seite 1. 
Die Zukunft des Oberrheins. August Schneider. Das Rheinschiff 1, S.7. 
Die Hheinschiffahrt und die Häfen von Mannheim-Ludwigshafen. Hermann. 

Hecht. Zeitschr. f. Binnenschiffahrt 1, S.3. 

I 
I , 
I 
J 
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Le port de Dordrecht. S. Hoogstra. La Navigation du Hhin 2, S.115. 
Le prohleme de l'Esca.ut et les negociations hollando-helges. La Navigation 

du Rhin 3, S.99. 
Les communications fluviales entre Anvers et le Rhin. La. Navigation du 

Hhin 5, S. 192; 6, S. 258. 
Dio Internationalität des Rheins und die Nationalität (das Flaggenrecht) der 

Rheinschiffe. Eduard His. Die Rheinquellen 2, S.25; 3, S.38. 
Die Verkehrsheziehungen der sächsischen EIbehäfen. Burkhardt. Werft-Ree­

derei-Hafen 9, S. 162. 
Die sächsischen EIbehäfen Dresden und Hiesa.. R. Lehnert. Werft-Ree­

derei- Hafen 9, S.164. 
Die Kanalisierung der Elhestrecke Lohositz-Aussig. G. Weisser. Werft-Hee­

derei-Hafen 9, S.169. 
Die Bedeutung der Sa.ale für die mitteldeutsche Verkehrswirtschaft. H. Bur­

mester. Die EIbe 6, S. 173. 
Der EIbe-Spre.e-Oder-Kanal. Stichling. Werft-Reederei-Hafen 9, S. 175. 
Aushau der Oder zum Großschiffahrtsweg, eine Forderung Deutsch-Ober" 

schlesiens. Sartorius. Zentralblatt der Bauverwaltung 15, S.240. 
Die Arbeiten der Reichswasserstraßenverwaltung 1928. Gährs. Die Bau­

technik 5, S. 61; 8, S.112; 9; S.127. 
Etablissement sur les voies navigables franyaises de la traction mecanique. 

La Navigation du Rhin 1, S.12. 
Wirtschaftlichere Binnenschiff.e I Koch, E. Foerster, G. Kempf. W erft-Ree­

dt'rei-Hafen 3, S. 41. 
Häfen und Industriehela,stung. Max Peters. Der Rhein 5, S. 79. 
Schiffsbeleihung und Schiffsbeleihungshanken. R. Erdmann. Wirtschaftsdienst 

25, S.1062. 
Zeitschrift für Binnenschiffahrt, Heft 6, zur 60-Jahr-F.eier des Zentralvereins 

für Deutsche Binnenschiffahrt, enthaltend u. a. die Beiträge: Gährs, Der Aushau 
des deutschen Wasserstraßennetzes und der Zentralverein für deutsche Binnen­
schiffahrt; Barche, pie Entwicklung des Güterverkehrs auf den deutschen Binnen­
Wasserstraßen in den letzten sechs Jahrzehnten; Wehrmann, Das Werden der 
Wasserstraßenverwaltung ; Lindeck, Die Entwicklung des Privatrechts der Binnen­
schiffahrt; Oppermann, Gegenwartsfragen aus dem Gehiet des öffentlichen 
Binnenschiffahrtsrechts ; 'reubert, Die Binnenschiffahrts-Statistik; Schleichert, Hol~ 
ländi13che und belgisehe Wasserstraßenprobleme. N.-Z. 

Luftverkehr. 
110. Luflpostselldungen nach lUittelamerika. Ab 21. Februar 1929 werden ge:-. 

wöhnliche und eingeschriebene Briefsendungen aller Art nach Mexiko zur Be­
förderung mi~ der Luftpost New: York-Chicago (Ill.)-Dallas (Texas)-Laredo 
(l'exas)-Mexlko angenommen. SeLt dem 1. Mai können ehenfalls Briefsendungen 
allel' Art nach Haiti, der Dominikanischen Repuhlik Porto Rico und der Kanalzone 
von Panama zur Beförderung mit den Luftposten New York-Miami (Florida), 
Miami-Havanna (Kuha)-Port-au-Prince (Haiti)-San Dorningo (Dorninikanische 
Repuhlik)-San Juan de Porto Rico und Miami-Christobal (Kanalzone von Pa­
nama) aufgegeben werden. 

111. Eröffnung der neuen Flugverbindung Berlin-RoUerdalll-London. Die hol-· 
ländische Einheits-Luftverkehrsgesellschaft "KoninkIijke Luchtvaart Maatschappij'" 
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[ . ,]'e neue Flugstrecke Hotterdam UOl'Im ohne 
"ff t 15 1\ al ul . t d D f ' (K. L. M.) ero· nc e a~n .' k die in Hotterdam von London ml em ~mp er 

Zw isc1wnIandung<ln. Die Strer?l e" ur Arlschluß besitzt ist als Parallelvcrlnndung .. . t dem • ugzc g , L ft 
und nach London rm U l' -IIannover--Amsterdam-London ged.acht. u. 

I Strecke er In < • b . 1 ft zu der Luft I- ansa- 1". f bei den Flugdiensten eine Betne sgcmeInsc la ' 
IT L M unterha ,en au . B '1' . 

Hansa und \.. .' . Das Condor-Syndilmt in Uerlin hat m raSlien emen 
l · Brasilien. P S F I 112. Luflpos 111 "t l' ie Hio de Janeiro-Santos- aranagua-. ao rar -f der Kus en In . I .. I t Luftverkehr au Al re der in beiden Hichtungen zweuna woc wn -. lis-Porto eg, , " ,] D f 1 cisco-Flonanop~ . erichtct. Die Zeitersparnis gegenuber uem amp er Je, lieb beflogen wird, elllg 

trägt 5 Tage. kir Die nordischen Postverwaltungen richteten vor,n 
113. NachlhiftP~s~ver Ee ;r~l)Ung des Nachtflugdienstes folgend>ß Nachtflüge rIllt 30. Mai bis 28. J~m zur r 

Postbeförderung mn;". 1 .. -Kopenhagen-Hamburg-Uremen-Amsterdam; 1 Stockholm-ma mo " 
. Oslo-Gotenburg-Malmo. 

2. "1 dl'e Luftverl{ehrsablwlIlllleD zwischen DeulsclllalUl unll 4 Die Geselze 11 )er 
11 : . mlen sowie zwischen dem Deulschen Reiche und :t;J0rwegeIl vom 

den N!ederla . ,1' Reichsgesetzblatt II NI'. 30 S. 389 H. veröffenthcht. 29. Mal 1929 Slllu 1m 

115. AblfltafnhdlUt l!geDl'hrer Entwicklun rr während des Jahres 1928. Eicke. Hansa 1, Die Lu arm b • 

SeiteD~~' Luftfahrtwesen in Deutschland. Hieber. Westdeutsche Wirtschafts-Ztg. 3, 

Seite N~~'ordnung der deutschen Luftfahrt-Wirtschaft. Luft..,chau 15, S.286. 
Zum 10. Geburtstag der deutscl~en Handelsluftfahrt. M. Wronsky. Luftschau 9, 

Seite 163. ., r, 
Umschau im Luftverkehr. Luftfahrt '1, S.oO.. , r 
M"glichkeiten des Luftverkehrs. Pröll. Verkehrstechmsche Woche 12, S: 180. 
P;rsonen- und Güterverkehr in der Luft. Hellmann. Verkehrstechmsche 

Wochc 13, S.197. '. . M tl 
' Gesichtspunkte zur Hebung der WlrtschafthchkeIt des Luftverkehrs. It ora 1. 

Luftschau 11, S.212; 12,. ~. 231; 13, S.251. _ 
l ... uftfahrt und SpedItIon. M. Wronsky. Hafen-Verkehrs·Ztg. 22, S.3. 
Analyse der Selbstkosten im Luftverkehr mit Flugzeugen. E.Offermann. Luft-

fahrt 3, S. 34. I . I 
Die Wirtschaftlichkeit der Flughäfen. O. F. Sauernheimer. Verkehrstec mIse 10 

Woche 6, S. 61; 7, S.80; 8, S.93. 
, Gesteigerte Wirtschaftlichkeit in der Flugzeugindustrie. A. H. Weyl. Luftfahrt 8, 
S. 122; 9, S.137. .. 

Die künftige Einrichtung des deutschen übersee-Luftverkehrs. Teubner. matter 
f. Post u. Telegraphie 2, S. 22. 

Interkontinentaler Luftfrachtverkehr. A. Müller. Luftfahrt 11, S. 166. . 
Neue Luftverkehrsgesellschaften im Auslande. R. Morath. Verkehrstechlllsche 

Woche 21 S.293. 
. Le Trafic International Aerien. P. D. Les Transports 6, S.183. 

Future of Commercial Aviation. F. E. Guest. Modern Transport 534, S.25. 
Sportflug und Bedarfsluftverkehr in England. W. Deck. Luftschau 12, S.225. 
Zehn Jahre Schweizer Luftverkehr. Aero-Revue Suisse No. 5. 
Amerikanische Luftfahrt. O. Lehmann. Luftfahrt 5, S.65. 
Luftfahrt in China. E. O. Fuetterer. Ill. Flugwoche 1, S.3. Sch. 

~.~""~. 
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Post- und Nachrichtenverkeltr. 
116. KonjunkluriiberbIick. 
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~--I-AUfgelieierte 1- Aufgelieferte I" Orts- Fern-I ."~ E~nnahmen. 
Zeitabschnitt Pakete Telegramme gespräche gespräche in Mill. RM 

in Mill. in Mill. in Mill. in Mill. 

'7 6 "83 354,9 1) Januar-März 1928..... .70,8 7,8 530, u ,. 513,0 
April-Juni 1928 . . . . . . . 69,4 8,7 529,8 6~,~ . B62,8

1
) 

Januar-März 1929..... 63,2 7,2 567,2 50,i 5 
April-Juni 1929 . . . . . .. 65,4 8,1 577,5 01,8 SR ,6 

Im allgemeinen hat der Verkehr der Reichspost im 1. Vierteljahr 1929 gegen­
über dem gleichen Zeitraum des Vorjahres beträchtlich zugenommen; nu~' der 
Telegramm- und der Paketverkehr sind zurückgegangen. Gegenüber dem 4. Vlerte.l~ 
jahr 1928 ist dagegen fast durchweg eine Abschwächun? festzustellen, die 
zum großen Teil auf saisonmäßige Einflüsse zurückzuführen 1St. 

Wie alljährlich ging der Paketverkehr im 1. Vierteljah~ 1929 gegen~ber ~e~ 
durch den Weihnachtsverkehr besonders starken Verkehr lIn letzten Vwrtel]ahr 
1928 heträchtlich zurück (von 79,8 au'f 63,2 Mill. = rund 21 v. H.). Aber auch 
gegenüber dem 1. Vierteljahr des Vorjahres blieb der Paketverkehr. in der Be­
richtszeit Um etwa 10 v. H. zurück. Im 2. Vierteljahr tritt allerdings eme Belebung 
ein, die aber die entsprechende Zahl des Vorjahres noch nicht erreichte. ~ie b~­
reits im Vorjahr festgestellte Tendenz, den Telegrammverkehr nach ~IöghchkClt 
durch den Fernsprechverkehr zu ersetz.en, hält weiter an. So ist die Zahl der auf­
gelieferten Telegramme im 1. Vierteljahr weiter gesunken, während d~s 2. Vie~tel­
jahr zwar eine Erhöhung bringt, die aber das saisonübliche Maß mcht ~rrelCI~t 
lind unter der Zahl der im 2. Vierteljahr 1928 bearbeiteten Telegramme bleibt. Dw 
um 1. Januar 1929 erfolgte Ermäßigung der Fernsprechgebühren für Wenigsprecher 
hat zu einer Zunahme der Haupt- und Nebenanschlüsse und damit zu einer starken 
Erhöhung der Gesprächezahl geführt. Ende J uni gab es in Deutschland insgesamt 
3040709 Fernsprechanschlüsse. Die Zahlen der Ortsgespräche im 1. und 2. Viertel­
jahr liegen weit über den entsprechenden Zahlen des Vorjahres; die Ferngespräche 
hulten sich ungefähr auf der im Vorjahre erreichten Höhe. Die Zahl der RUIllI­
funkteilnehmer, die im 1. Vierteljahr auf 2,838 Mil!. gestiegen war, ist im 2. Viertel­
jahr leicht zurückgegangen. Der Grund ist darin zu suchen, daß alljährlich viele 
Teilnehmer während ihrer Urlaubsreise den Rundfunkempfang abmelden. Die Ge­
samteinnahmen der Heichspost lagen trotz Abnahme des Verkehrs einzelner 
Betriebszweilite durch die Zunahme in den anderen Uetriehsgruppen über den 
Einnahmen des 1. Halbjahrs 1928. 

117. Die neue Postordnung vom 30. Januar 1929 ist im Reichsgesetzblatt I NI'. g 
und in der Anlage zum Amtsblatt des Reichspostministeriums NI'. 13 veröffentlicht. 

118. Der IX. WellpostIwngren in LOlldon wurde um 2. Mai durch den Prinzen 
von Wales feierlich eröffnet und endigte am 28. Juni. . 

119. InlernalionaleUeglullg der Codefrage. Der auf der Welttelegraphenkonfe­
renz in Urüssel eingesetzte Ausschuß für Prüfung und Bewertung der Vorschläge 
zur Lösung de'r Codefrage hat Anfang Februar in Bern getagt. Im Vordergruncl 
stand die Erörterung der Frage von Telegrammen in offener Sprache in Gruppen 
von 5 Buchstaben, die vom 1. Oktober an zu· ermäßigter Gebühr angenommen 
werden. 

1) Einnahmen in den Monaten Januar und Februar. 
Vcrkchrsnrchiv Nr. 2 

4 
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46 
Spedition - Allgemeines. 

I nverkehr ist am 1. März zwischen Berlin und Kopen-
120. Der ßiI~~elegrap 1: n Berlin und Frankfurt/M. und am 21. Juni zwischen 

hagen am 15. Marz ZW1SC 10 

Berlin' und Stockholm eröffnet worden. ..' 
, k hr mit dem Ausland. Im Benchtszeüraum 1st der Fern-

121. Fernspr~chdver ~usland von der DItP. durch folgende Maßnahmten weiter 
sprechverkehr mIt em 
ausgebaut worden: ' hl d FO I d 1 Am 30. Januar wurde der Fe.rns~rechverkehr Deutsc .. ahn -; mn an er-

. öffnet. Der Freistaat Irland Ist m den Verkehr ZWISC en Deutschland 
und England einbezogen worden.. ... .. 

D
'. Zahl der durch Fernsprecher erreichbaren Stadte m Danemark und 

2. 10 I' 1 . t t Polen wurde wesent lC 1 erwCl er . . 
3. In 'mehreren Fällen trat eine Ermäßigung der Gebühren Cln .. 

122. Funkverkehr ist seit 15. Januar zwischen Deutsc~land und Siam u:nd auf 

b
· 1 el'nseitig in Richtung Deutschland-Japan betnebenen FunkverblIldung der LS ter . . 

seit 21. April in bOlden RIChtungen aufgenommen worde.n. 929 . t' R' h t 
123. Das Gesetz über den WelUunl[vertrag vom 2. Mall IS 1m elc sgese z-

blatt Il Nr. 24 veröffentlicht. 
124. Abhandlungen. 
Der Betrieb eines Nachrichtenbüros. K. Wichmann. Verkehrs- und Betriebs-

wissenschaft in Post und Telegraphie 11, S.161. 
Der Fernsprechverkehr Deutschlands mit dem Ausland im Jahre 1928. A. 

Zimmer. Archiv für Post und Telegraphi.e 2, S.44. 
Welttelephonnetz und Schwachstromindustrie. Bielitz. Wirtschaftsdienst 2, 

S.59; 3, S.97. 
LD. Nouvelle Convention Postale. Chronique des Transports 6, S.2. 
Le Service Uniyersel· et le Telephone Automatique Hura!. H. Loubatie und 

V. Di Pace. Annales des Postes Telegraphes et Telephones 2, S.134. . 
Die Entwicklung des schweizerischen Postwesens von 1918-1927. Otto. Archiv 

für Post und Telegraphie 4, S.95. 
Das schweizerische Telegraphen- und Fernsprechwesen von 1920-1927. 

Goetsch. Archiv für Post und Telegraphie 5, S.132. 
Le Metropolitain Postal de Londres. P. Caufourier. Annales des Postes Tele-

graphes et Telephones 4, S. 337. Sch. 

SpetUtion. 
125. Der Verein Deutscher Spediteure beging gelegentlich seiner 49. Hauptver~ 

sammlun!g am 11. Mai 1929 festlich die Feier seines 50jährigen Bestehens, wobei 
von führenden Persönlichkeiten der verschiedenen Verkehrszweig.e über deren 
Bezi,ehungen zur Spedition gesprochen wurde (v gl. Berichte in der Speditions­
und Schiffahrts-Zeitung Nr.20ft.). 

126. Abhandlungen. 
Das schwedische Speditionsrecht. L. Janss,en. Zoll-, Speditions- und Schiff-

fahrts-Ztg. 10, S. 1; 11, S.4. N.-Z. 
Allgemeines. 

127. Der Verein Deutscher Ingenieure veranstaltete im Hahmen seiner Haupt­
versammlung 1929 am 21. Juni eine Verkehrstagung in Danzig. 

128. Abhandlungen. 
Zur Neuregelung der Haftpflichtgrundsätze für Eisen- und Straßenbahnen, 

Kraft- und Luftfahrzeuge. Goltermann. Ztg. d. VDEV.9, S.225. 
Verkehrsmittel in China. J. Hunele Wirtschaftsdienst 4, S.157. N.-Z. 

Literaturanzeigen. 47 

Literaturanzeigen. 
Wirtschafts-Jahrbuch für Industrie und Handel des Deutschen Reiches um. 

der Nachfolgestaaten österreich - Ungarns. Jahrgang 1928/29. Herausgegeben 
von Dr. Kar! C. Thalheim. Verlag Herbert Schulze, Leipzig. 2 Bde. XX, 1006 und 
XXVIII, 698 + XXIV, 430 S. Der erste Band bringt in 48 Aufsätzen, die z. T. von 
namhaften Professoren und Syndici verfaßt sind, eine Übersicht über alle wichtigen 
Zweige des Wirtschaftslebens im Deutschen Heich und den Nachfolgestaaten Öster­
reich-Ungarns, wobei diese allerdings nur eine sehr kurze, vier Aufsätze umfassende 
Behandlung erfahren. Der weitaus größte Teil des Werkes gibt eine Darstellung der 
einzelnen Zweig.e der deutschen Industrie, deren Umfang, Aufbau und Form -
eine natürliche Folge des Sammelwerks - sehr unterschiedlich ist. Neben einer 
Reihe von guten Aufsätzen (Zimmermann: Methoden und Bedeutung der Konjunk­
turforschung; Friedmann: Die deutsche Automobilindustrie, u. a.)' verlassen die 
Verfasser der Abhandlungen, die sich mit der Deutschen Heichsbahn-Gesellschaft 
und der Binnensch!ffahrt b~fassen, öfter.s den Boden einer objektiven Darstellung 
und vertreten AnsIChten, dlC der von Ihnen beflirworteten Verständigungspolitik 
nur hinderlich sein können. 

Stellt der erste Band als Ganzes genommen eine willkommene Informations­
quelle. dar,. so muß m~n den zweiten Band, der als Bezugsquellennachweis :bezeich­
net wHd, ll1 der vorhegenden Form ablehnen. Er ist nichts anderes 'als eine Re­
klameangelegenheit mittlerer und kleinster Unternehmen während die führenden 
Firmen zum größten Teil nicht enthalten sind. ' .. / Sc h. 

Zadow, Fritz, Professor Dr. Die Deutschen Handelsmessen. Berlin 
1929. Wilhelm Christians. Verla~. 175 S. Die hypertrophische Entwicklung des 
de.utschen Messewesen~, die ~u emer starken Belastung der Wirtschaft geführt hat, 
reIZte de~ ~erf~~ser SICh "mIt dem Me.ssep~oblem in allgemeiner Wertung kritisch 
zu bescha~hgen '. Zustandegekommen 1St em Werk, das in gelegentlich allerdings 
etwas b.rCltem Shl. Wesen und Problematik der Messen erschöpfend zur Darstel­
lung brmgt und Sich durch wohlabgewogene Urteile auszeichnet. Es füllt eine 
Lücke in d?r wissen~chaftlichen h~ndelspolitischen Literatur und verdient zugleich 
als WegweIser zu emer vernünftIgen Messepolitik Beachtung. N.-Z. 

Deu.tsc!tlaml in der Weltwirtschaft. 9 Rundfunkvorträge, gehalten von Vor­
standsmItglIedern und Freunden der Deutschen Weltwirtschaftlichen Gesellschaft. 
Herausgegeben von Dr. Max Hoscher. Berlin 1929. Verlag der Deutschen Weltwirl­
schaftlichen .Gesellschaft. 63 S. In knapper, durchaus populär gehaltener Form 
versu~hen teIls nam~lafte Professoren wie Jastrow und Eulenburg, teils bedeutende 
PraktIker allen KrClsen unseres Volkes einen Einblick in die heute bestehende 
Verflechtung unserer Wirtschaft mit der Weltwirtschaft, insbesondere in die 
Strukturwandlungen der Weltwirtschaft in der Nachkriegszeit zu verschaffen. 

Sch. 
Stot.z, H., Dipl..Ing. Die Technik der Weltverpflegung. Stuttgart 

1928: DI.ck & Co. (Franckh's Tec?n. Verlag). 78 S. Ill. Eine bunte Aufeinanderfolge 
von ll1 SICh abgeschlossen~n .~(apJteln über Verkehrsmittel, Kühlung, Fleischbehand­
lung, Konserven usw., dlC uber alle Einzelheiten der technischen Einrichtungen 
der Weltve~~flegu?gs~ittel u~terrichten. Die Schrift ist eine anregende Unter-
haltungslekture, dlC Jedoch wissenschaftlichen Charakters entbehrt. Sc h. 

Leislw, Stadtrat Dr., Leipzig und Mitteldeutschland. Denkschrift 
für Hat und Stadtverordnete zu Leipzig. Nr.12 der Schriftenreihe Leipziger Ver­
kehr und Verkehrspolitik". Leipzig 1928. Bezug durch das Hatverk~hrsamt. 3-16 S. 

4* 
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't 11' hen Karten. Das Werk, ein Beitrag zur Neugliederung des Reiches, 
ml za I relc d' Z k "ß' k't' Z f sucht den Nachweis zu führen für 1C wec ma Ig Cl emer usa~menas~llng 
von Sachsen, Thüringen, Provinz Sac1~sc1 n, ASnhalt und

k 
BrLau.ns~hweEI~ zbu . em

t 
C:ll 

"Mitteldeutschland" mit seinem n~türlIc len chwerpun -t. Clpzlg. 's rmg m 
.1' 'R 1 en auch eine gründlIche Darstellung des mItteldeutschen Verkehrs· 
ulCsem a an " A 1 D' Z 'ß d L' , bisherigen Leistungen und us )auplänen. le errel ung es Clp-
wesens, von ß' 1 d" I . h V k h b h" d . kt 
ziger Wirtschaftsgebietes ~urch pr~u hl~cl~\un sac ISISC e er e rs e or e~ ,~r 
überzeugend zugunsten emer Verem ~It IC un? .- . 

, Hesse Paul Privatdozent Dr.p1111., Fleischverbrauch und Viehhal-
t er in 'den deutschen Wirtschaftsgebieten. Sonderdruck aus "Land· 
~~;chaftliche Jahrbücher", Berlin Hl29. 104 S. mit 12 Karten und 1 graph. Dar­

:~~~lung. Die Studie bietet eine wertzuschätzende Ergänzung z~ dem auf S.31/32 
besprochenen Werk Hesses. Durch Zugrllndelegu.ng der Ergeb~lssc d~r Jahre 1925 
his 1927 zeigt sie ein besseres Fundament als dlOses. Neben Ihrer wirtschaftsgeo­
graphischen und verkehrswissenschaftlichen Bedeutung verdient sie auch als Unter-
suchun'l' zur Frage der landwirtschaftlichen Betriebssysteme Beachtung. N.-Z. 
, H~l1bcrgcr, L., Dr., Reichsbahndirektor. Wirtschaftsführung und Fi­
nanzwesen bei amerikanischen Eiscnbahnen. Berlin 1929. Verkehrs­
wissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft m. b. H. bei der Deutschen Reichsbahn. 
VII, 103 S. Seiner gleichgerichteten Untersuchung über die englischen Eisenbalmen 
(vgl. Z. f. V. W. 1928, S.155) läßt IIomberger nunmehr - ebenfalls auf Grund eines 
längeren Studienaufenthaltes - eine solche über amerikanische Eisenbahnen (ins­
hesondere die N ew York Central und sonstige, führende Unternehmen) folgen. Auch 
sie kennzeichnet sich durch Klarheit der Gedankenführung, prägnanten und zugleich 
eleganten Stil. Mehr noch wie bei der englischen Studie ist den allgemeinen Ver­
hältnissen der amerikanischen Eahnen Rechnung getragen. Der starke Einfluß der 
ICC. auE die ganze GeschäHsgebarung der Bahnen, den Homberger mit Hecht 
scharf herausstellt, wird manchen, der bisher noch an die Ungehemmtheit amerika­
nischer Eisenbahnwirtschaft glaubte, in Staunen versetzen. - Vergleiche mit deut­
schen und englischen Verhältnissen erhöhen den wissenschaftlichen Reiz und die 
praktische Bedeutung der Studie. , N.-Z_ 

Deutsche Ueichsbalm-Gesellschaft. L ehr s t 0 f f he f t e für die Die n s t -
anfängerschule. Lokomotivkunde (Lehrfach m5III1) Heft 1: übersicht 
über die geschichtliche Entwicklung der Lokomotiven; der Lokomotivkcssel. X, 
58 S. -- Heft 2: Die Ausrüstung des Lokomotivkessels. VI, 66 S. - Heft 3: Ver­
brennung, Wärmewirtschaft, Feuerbehandlung, Dampfkunde und Dampfwirtschaft. 
VI, 46S. - Lokomotivdienst (Lehrfach m7I) VIII, 19S. - Berlin 1929. 
Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft m. b. H. bei der Reichsbahn. Die 
Hefte gewähren einen interessanten Einblick in das Ausbildungsw.esen der Deut­
schen Heichsbahn, in Stoffbehandlung und Anforderungen an, den Lernenden. 
Sind sie zwar vornehmlich als Unterrichtsleitfäden für Dienstanfänger bestimmt, 
so vermögen sie doch auch Außenstehenden, die sich über gewisse eisenbahn­
technische Fragen unterrichten möchten - zumal wenn die auf der Schule oerwor­
benen Kenntnisse "verdampft" sind -, willkommene Auskunft zu erteilen. N.-Z. 

I1eisterbergl" Erwin, Dr.-Ing., Privatdozent, Hegierungsbaurat a. D. Die 
Struktur des Personenverkehrs der Reichsbahn am linken Nieder­
rh ein in den Ja h ren 1926 und 1928. Hrsg. von der Industrie- und Handels­
kammer KrefeId und vom Verkehrsverband Linker Niederrhein e. V. Krefeld (1929) 
48 S. Text und 36 S. Statistik. 4°. Dazu 8 Karten (Verkehrs spinnen). Heisterbergk, 
der bereits manches zur Erforschung der Verkehrsstruktur "am linken Niederrhein" 
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peitrug, hat sich mit dieser Untersuchung ein neues Verdienst um dieses Gebiet 
.erworben. Auch wissenschaftlich-methodisch verdient die musterhaft durchge-
führte und dargebotene Untersuchung vielseitiges Interesse. N.-Z. 

Internationales 'übereinkommen über den Eisenbalm-Ilersonen- uml Gepäck­
verkehr (1. ü. P.) vom 23. Oktober 1924. Kommentar von Dr. OUo Loening, Land­
gerichtsdirektor. Berlin 1929. Georg Slilke. 568 S. geb. TIM 16,-. Der bekannte 
Kommentator des 1. ü. G. unterbreitet nunmehr auch das 1. ü. P. in einem von 
kaum zu übertreffender Sorgfalt und Umfassendheit zeugenden Kommentar. In 
weitestem Umfang ist auf das 1. ü. G. und die innerstaatlichen Verkehrsgesetze 
Bezug genommen, die deutsche und ausländische Literatur und Rechtsprechung 
berücksichtigt. N .-Z. 

Th. Johannsen, Gd in gen. I-Ieft 1 der "Ostland-Schriften" hrsg. vom "Ostland­
Institut" in Danzig. Danzig 1928. 92 S. mit 5 Karten. Eine kleine Schrift, doch von 
hohem verkehrwissenschaftlichem Interesse und großer nationalpolitischer Bedeutung. 
Unter weitestgehender Heranziehung polnischen Schrifttums legt sie die Ziele klar, die 
Polen mit der Entwicklung des nationalpolnischen Hafens Gdingen erstrebt, gibt sie einen 
vollständigen überblick über die Pläne und die bisherigen Leistungen Polens auf 
diesem Weg. Die äußerst objektive Darstellung, die einerseits die Großmäuligkeit, 
~ehlgriffe. und Schwächen Pole!ls zum Ausdruck bringt, andererseits die tatsäch­
hchen, kemeswegs unbedeutenden Leistungen der Polen vollauf anerkennt wirkt 
sehr st~rk. Verkehrswis~enschaftlich ist die Schrift ein wertvoller Beitrag ~u dem 
allgememen Problem natIonaler Seehafen politik. In nationalpolitischer Hinsicht zeigt 
sie in einer jeden Deutschen ernst stimmenden Deutlichkeit, wie sehr - und nicht 
<>hne Erfolg - Polen bemüht ist, durch Festenfußfassen an der Ostsee eine Korrektur 
der Zerreißung Deutschlands durch den polnischen Korridor zu verhindern. N.-Z. 

Herbig, K., Ur. Die Entwick Iung der Häfen von Amsterdam und 
Rot t erd a m sei t 1914. Diss. Frankfurt/Main 1928. Rhein-Verlag, Duisburg. 
VII, 91 S. Der Verfasser, der von der natürlichen Lage der heiden niederländischen 
I-I.äfen ~nd ihrer historischen Er:twicklung ausgeht, stellt im Hauptteil die Häfen 
emersetts nach den Verkehrsmitteln Seeschiffahrt, Binnenschiffahrt und Eisen­
bahn dar, andererseits nimmt er Warenbewegung, BedeutunO' der beiden Städte 
als Handelsplätze und die technischen Anlagen und Einrichtu~gen als Einteilungs­
grund und behandelt zum Schluß Amsterdamer und Rotterdamer Zukunfts­
pro?leme, die haupts~chlich ~on ~em Bau der verschiedenen projektierten Kanäle 
heemflußt werden. DIe Schnft gibt einen guten Einblick in die Entwicklung des 
Verkehrs, der Güterbewegung, der Anlagen usw. und ist um so wertvoller. 
als sie d~rch e.ntsprechendes statistisches Material von Antwerpen, Hamburg und 
Bremen emen mteressanten Vergleich dieser mit den niederländischen Häfen er-
möglicht. Sc h. 

Handelsgebräuche in der UheillschiHahrt. Duisburg-Ruhrorter Börsenbedin­
gungen und Gutachten der Niederrheinischen Industrie- und Han<1elskammer 
Duishurg-Wesel zu Duisburg-Huhrort und des Vorstandes der Schifferbörse in 
D~isburg-~uhr?rt. Heft 16 der Schriftenreihe Verwaltung und Wirtschaft am 
N!C~errhem. 6. bedeutend verme~rte und erweiterte Auflage. Duisburg 19~9. 
Hhem-Verl~g~-G. m. b. H .. 170 S. DlC Sammlung ·erfüllt den Wunsch von Sclllff­
fahrt, SpeditIon, Industne und Handel, aus den bis in die neueste Zeit erstatteten 
Gulacht~n "Hat schöpfe~ zu können in den vielerlei Zweifelsfragen, die gerade 
~~r . Sclllffahrtsverke~lr ~ur de~ Verlader und Spediteur, den Schiffer und Heeder 
ta?hch aufs neue mIt Sich .b~mgt, sei es über Fragen der ,Auslegung von Fracht-, 
Mlet-, Schlepp- und Spedlhonsverträgen, sei es über solche des Ladens und 
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L ·· 1 d A f"h ng der Güterbeförderung, des Schleppens, der Liegeze.it, osc lens, er us u ru S 1 'f 
d L· Id d F cllt und SchlepI>lohnber€chnung, der Haftung von c 11 fer es legege es, er ra - . W d S I d 

d S d 't d' I andere mehr" Der praktIsche ert er amm ung wur c un pe I eur un VIC e . '. G t 1 
1 "ht dIA b d Stellungnahme der GerIchte zu den erstatteten u ac lten. er 10 urc I nga e er . N.-Z. 

Die Entwicklung der Rheinschiffahrt Jlach der Schweiz seit dem Weltkrieg. 
Im A ft d R · ungsrates des Kantons Basel-Stadt herausgegeben von 

u rage es egICr 6 S 40 'I' 
d Rl ' h'ff 1 t d' I tion Basel 1929. Frobenius A. G, 1. ,relc 1 111. er lemsc I all' sIre { . 'f . ft' I'" k"I' k D' hilI estattete und illustrierte Schn t WIr emen tUC -jJ IC-

lef d~esc mtac (V100 J ahus
g 

der Scllweiz als Hhein-Uferstaat". Sie vermittelt einen au Je ers en a re " . . 
. t t E' bl' k' d'e HIlel'npolitik der EIdgenossenschaft, III das Werden In eressan en 'm IC - m I . 
der schweizerischen Rheinschiffahrt und des Hafens Basel. Insbeso~dere legt sIe 
Zeugnis von der zielbewußten Rheinvcrkehrspolitik Basels, das sem kanto~ales 
Interesse erfolgreich und erfolgversprechend mit dem des Bundes zu vere,men 
/Weiß. N.-,z. 

Handbuch Hir die Deutsche Uinnenschiffahrt 1929/30. Herausgegeben v?~"E r.i c h 
Sc h r e i bel'. Hamburg, Meißner & Christiansen. .316 S. Das ~um 60Jalll',~gen 
Jubiläum des Zentralvereins für Deutsche Binnensclllffahrt ~on semem Ge~cl~afts­
führer erstmalig herausgebrachte Werk enthält im wesentI.lchen: 1. St~hshschc 
Angaben über Wasserstraßennetz, Verkehr und Flotte; 2. eme kurze 'YJedergabe 
sämtlicher Pläne auf Ausbau des deutschen Wasserstraßennetzes (mIt umfang­
reichen Literaturangaben)'; 3. ein Inhalts- und Stichwortverzcichnis d~r auf die 
ßinnenschiffahrt bezüglichen Gesetze; 4. eine Zusamm€nstellung. de: Sclllffa~hrts~tb­
gabentarife für die Reichswasserstraßen mit Abdruck der wIchtIgsten; o. eme 
:Übersicht der Lohnsätze des Schiffspersonals ; 6. Z~sammenstellungen der 
Behörden. Organisationen und Betriebe der Binnensclllffahrt. Das Jahrbuch 
kommt hiernach in erster Linie den Bedürfnissen der Schiffahrtsbetriebe entgogen, 
denen es nicht nur umfangreiche Nachschlagedaten fü~ den täglic~en Geb~auch .• 
sondern auch einen Überblick über den Stand und ProJckte der Bmnenscluffahrt 
bietet, empfiehlt sich indessen auch für den Handgebrauch der Verwaltung und 
Wissenschaft. Zu der für 1931 zu erwartenden Neuauflage dürfte es sich im Inter­
e~se einer .besseren Abgewogenheit empfehlen, die ein;>:elne~ Wassel'straßenpläne 
mcht von Ihren verschiedenen Verfechtern, sondern von eIn e r Hand zur Dar-
stellung zu bringen. N.-Z. 

Christof RUlhof, Schiffswerften und Maschinenfabrik, Mainz-Kastel und Regens­
burg. Zur Vollendung des tausendsten Schiffes. Mainz 1929. 36 S. 4°. 
m. Die ansprechende Denkschrift bietet mit der Darstellung des Werdeganges 
einer führenden Binnenschiffswerft einen willkommenen Beitrag zur Geschichte 
des deutschen Schiffbaus, insbesondere der Schiffstypen auf Rhein und Domu. 

N.·Z. 
Verband deutscher f{rartverlmhrsgescllschaflen, Dorhmmd. Mit g I i e der· 

ver z e ich n i s 1929. Das Verzeichnis verdient nicht nur wegen seiner eingehenden 
Angaben über Organisation und Tätigkeitsfeld der angeschlossenen Kraftverkehrl:l­
unternehmen Beachtung, sondern auch vor allem wegen der Mitteilung der Vor· 
kehrsleistungen der Betriebe, die einen interessanten Einblick in den Aufstieg des 
Autobus vermittelt. N .. Z. 

Das Deulsche Aulomoblhvesen der Gegenwart. Unter Förderung des Reichs­
verkehrsministers, des Reichsverbandes der Automobilindustrie des Reichsverbandes 
des ICraftfahrzeughandels und -gewerbes, des Allgemeinen DeutsdllCn Automobil-Clubs',. 
des Automobilclubs von Deutschland, des Mitteleuropäischen Motorwagen-Vereins 
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hrsg. von Geh. Kommerzienrat Dr. Allmers, LandesbauratDipl.-Ing. C. Fritz, General­
direktor R. Kaufmann, Ingenieur E, Kleinrath, Geh, Hegierungsrat Dr. Ing. e. h. Pflug, 
Berlin (1928). Reim ar Hobbing. 272 S. und 190 S, Werkbeschreibungen und Heklame 
40. Ill. Das Sammelwerk schließt sich den im gleichen Verlag erschienenen Veröffent­
lichungen über das deutsche Eisenhahnwesen und die deutsche Wasserwirtschaft 
der Gegenwart nach Anlage und Inhalt an. In über 50 Aufsätzen namhafter 
Fachleute kommen die verschiedensten Gebiete des Automobilwesens zur Dar­
stellung. Das technische Element überwi-egt dabei stark. Doch verdienen auch 
einige Artikel wirtschaftswissenschaftliches Interesse. N.-Z. 

Reichsverband der Aulomobilirlduslrie. Sonderausgabe der RDA-Mittei.lungen, 
enthaltend die Vorträge gehalten anIäßlich der Internationalen Automobll- und 
Motorradausstellung in Berlin November 1928, u. a. von Prof. DrAng. Schlesinger 
über "Organisationsfragen in der Industrie", Oberpostrat Bühlmann über "Der 
Omnibul:l als Schnellverkehrsmittel", Prof. Buschmann über "Der Lastkraftwagen 
und seine Bedeutung für das Wirtschaftsleben", 53 S. 40. Ill. 

Volkmann, K., Dr. Die Straßenverkehrsordnungen nebst den ein­
schlägigen Nebenbestimmungen. Berlin und Leipzig 1929. Guttentag'sche Samm­
lung Deutscher Heichsgesetze, NI'. 175. Walter de Gruyter & Co. 311 S. Ein-e Zu­
sammenstellung und Erläuterung der wichtigsten Gesetze und Verordnungen Obor 
die Regelung des Straß·enverkehrs im allgemeinen und des Fuhrwerks-, Raclfahr·, 
Heit-, Fußgänger- und Kraftfahrzeugverkehrs im besonderen. Daneben sind ent­
halten die. Berliner Straßenverkehrsordnung, die preußischen Runderlasse zur 
Hegelung des Straßenverkehrs, sowie die Osterreichische Straßenpolizeiordnung. 

Sch. 
Weilz, P., Dr. jur., Rechtstaschenbuch für den Kraftverkehr. 

Stuttgart 1927. Verlag für Wirtschaft und Verkehr. 485 S. nebst Zahlenanhang und 
Ergänzungen zum Rechtstaschenbuch für den Kraftverkehr, zweite Ausgabe vom 
1. Nov. 1928 von Dr. jur, E. Oberländer und Dr. A. Bezold, 168 S. Das Werk bringt 
neben der Geschichte und den Grundlagen des Kraftfahrzeugrechts die wichtigsten 
Gesetze und Verordnungen, die sich auf den Verkehr mit Kraftfahrzeugen beziehen, 
Der zweite Teil ist eine lexikalisch geordnete Schlagwörtersammlung, in der alle 
wichtigen Fragen, mit denen der Kraftfahrzeugführer in Konflikt kommen kann, 
behandelt werden. Auß·er einer Reihe von Gesetzes- und Verordnungstexten enthält 
es ferner einen Zahlenanhang, der zur Auswechselung aller veränderliohen Zahlen, 
Erlässe usw. eingerichtet ist. Durch diese gründliche und systematisch geordnete 
Zusammenstellung eignet sich das Buch hauptsächlich für Kraftfahrzeugfahrer. 
deren Studium es außer im eigenen auch im Interesse der Allgemeinheit ßmpfohlen 
sei. Sch. 

n. ßieger, Heifenuntersuchungen auf· dem Nürburg-Hing, der Landstraße 
und der Laufmaschine. Dresden-A 19, 1929. Verlag Deutsche Motorzeitschrift 
G. m. b. H., 7 S. 4°. III. 

ForsellUngsergebnisse des Verkehrswissenschaftlichen Inslltuls fiir Luftfahrt 
an der Technischen Hochschule Stuttgart. Hrsg. von Professor Dr.·lng. 
Carl Pirath. 1.Heft. München und Berlin 1929. Verlag von IL Oldenbollrg, 
35 S. mit 12 Abbildungen. DIN A 4. Das Anfang 1929 ins Leben getretene Institut 
beabsichtigt seine Forschungsarbeiten halbjährlich in der genannten Heftreille zu 
veröffentlichen. Das 1. Heft bringt zwei Aufsätze des Institutsleiters Professor 
Pirath über "Die Luftfahrt und die Verkehrsprobleme der Gegenwart" und "Ver­
kehrsströme im Luftverkehr". Der erste bewegt sich in den von Pirath mit Vor· 
liebe entwickelten Gedankengängen über die Spezialisierung und sachgcl11äßn 
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Arbeitsteilung der Verkehrsmittel, der zweite ~te~lt einen methodisch wie g.egen. 
ständlich sehr interessanten Versuch dar, statistisch Anhaltspunkte zu gewmnen 
für das zu erwartende Aufkommen an Briefen, Paketen und hochwertig~m Gut 
für den transeuropäischen und interkontinentalen Luftverkehr. N.·Z. 

Johannes I'oesehel, Lu f tf ah re r d cut s c h. Einheitliche deutsche Fachaus­
drücke in Luftschiffahrl und Flug. Bearbeitet im Auftrag des Deutschen Sprach­
vereins. 7. völlig neugestaltete Ausga;be. Berlin 1929. Verlag des Deutschen 
Sprachvereins. 62 S. Ein verdi?nst;olles Schriftc~len, da~ ohne nennenswerte 
übertreibung der Deutschspraclugkmt und KI.arheIt der m der Luftfahrt vor· 
kommenden Begriffe dient und dessen Vorschlägen man sich weitestgehend an­
schließen sollte. Sein Inhalt ist derart gestaltet, daß es zugleich zur Verbreitung 
grundlegender Luftfahrtkenntnisse beiträgt. N.·Z. 

Iteiehsverband der Deutschen Hotels, Itestaurants und verwandter Betriebe 
e. V. Düsseldorf. Schriften. Heft 12: Kurt Brenner, Notw<mdigkeit und Mög­
lichkeiten zur Hebung des Fremdenverkehrs. 30 S. - Heft 13: Al f red B ren n er, 
Selbstkosten, Preisgestaltung und Rentabilität im Hotelgewerbe. 35 S. Von den 
beiden gelegentlich der Hauptversammlung 1928 gehaltenen Vorträgen gibt der 
erste eine Reihe von Anregungen zur Hebung des Fremdenverkehrs durch den 
Staat wie das Hotelgewerbe, während der zweite sich mit der Erhöhung der 
verschiedenen Kostengruppen im Hotelbetrieb gegenüber der Vorkriegszeit be­
schäftigt und die Unzulänglichkeit der von besseren Hotels erhobenen Preise 
nachzuweisen sucht. N.-Z. 

Der Kreis Zell an der Mosel. Ein Heimalbuch. Hrsg. von Landrat Dr. von 
S te i n. 1929. Verlag: Eckhardt & Pesch, Düsseldorf. 120 S. ,10. Reich illustriert. 
Mit seineIl zahlreichen Artikeln zu Geschichte, Kultur und Wirtschaft dieses 
Stückes Moselland und Hunsrück, eini'gen warm und echt empfundenen literd­
rischen Beiträgen (so Jakob Kneip) und einer großen Zahl ausgezeichneter Auf­
nahmen (namentlich M. Bätz)' wird dies vornehm und geschmackvoll gehaltene 
Buch sein zweifaches Ziel erreichen: Die Heimatliehe zu stärken und dem 
begnadeten Stückehen Erde neUe Freunde zu gewinnen. N.-Z. 

Schmid, H., Dr. jur. Das Pos t s ehe c k g e s eh ä f t. Berner Dissertation 1929. 
139 S. In einem allgemeinen Teil bringt der Verfasser zuerst eine Zusammen,· 
stellung der rein juristischen Grundlagen des Poslscheckverkehrs nach schweize,· 
rischem Hecht. Das Rechtsverhältnis zwischen Postscheckrechnungsinhaber und 
Postverwaltung, Haftpflicht und Rechtsquellen werden ausführlich behandelt. Im 
zweiten Teil der Arbeit folgt die spezielle Behandlung und Bedeutung des Posl'­
schecks. Ein Anhang enthält die eins'chliigigen Bestimmungen der Postordnung, 
sowie die im Postscheck- und Giroverkehr geltenden Gebühren. Die Dissertation 
ist eine recht fleißige Arbeit, die eingehend über die rechtliche Seite des Post" 
scheck geschäftes in der Schweiz unterrichtet. Sch. 

Unfallverhiitung. Zur Ileichs-Unfallverhütungs-Woche 1929 erschienen: 1. Un­
fallverhütungskalender 1929, hrsg. von UnfallverhütungsbiJd G. m. b. H. heim Verband 
der deutschen Berufsgenossenschaften Berlin W 9. - 2. Augen aufl Das Büchlein 
zur Unfallverhütung für jung und alt. Hrsg. vom Verband der deutschen Berufs­
genossenschaften in Verbindung mit der Deutschen Reichsbahngesellschaft und 
der Deutschen Schul-Verkehrswacht durch Dr.-Ing. Werner Lindner und Eva 
Lindner. - 3. Landwirtschaftliche Unfallverhütung. Hrsg. vom Verband der deut­
schen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften in Kassel. Je 64 S. Reich ilL 
Verlagsanstalt H. A. Braun & Co., Berlin-Tempelhof. 
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